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„Sie fahren in dieſem Wagen auf eigene Gefahr ..“) 


Von Rechtsanwalt Dr. Arndt, Düſſeldorf. 


Die Gefährdungshaftung des KraftfG. verſagt gegenüber 
den bei einem Unfall verletzten, durch das Kraftfahrzeug ſelbſt 
beförderten Perſonen (8 8 KraftfGG.). Trotzdem werden dieſe 
Perſonen oder ihre Hinterbliebenen ſich mit Schadenserſatz⸗ 
anſprüchen regelmäßig an den Halter des Fahrzeuges wenden, 
da die Verfolgung der Rechtsanſprüche gegen den meiſt ver⸗ 
mögensloſen Führer praktiſch wertlos iſt. Sei es nun, daß 
ber Halter aus Beförderungsvertrag oder bei einer reinen 
Gefälligkeitsfahrt aus 88 823, 831 in Anſpruch genommen 
wird (vgl. Arndt, JW. 1929, 898), er wird ſich nicht 
ſelten darauf berufen, daß er ſich von jeglicher Haftung frei⸗ 
ezeichnet habe durch ein im Wagen befindliches und jedem 
Fahrgaſt ſofort in die Augen fallendes Schild: „Sie fahren 
in dieſem Wagen auf eigene Gefahr...” (oder jo ähnlich). 
Die Frage nach der Tragweite eines ſolchen Schildes iſt da⸗ 
her ſehr naheliegend; nicht nur deswegen, weil das Gericht, 
wenn es dem Schilde Bedeutung beimeſſen würde, der mate⸗ 
riellen Prüfung des Unfalles und der Haftpflicht des Bekl. 
enthoben ſein würde; ſondern das Schild würde in dieſem 

alle auch von nicht zu unterſchätzender wirtſchaftlicher Be⸗ 
deutung werden inſoweit, als der Halter ſich durch die An⸗ 
bringung eines ſolchen Schildes der Koſtenlaſt einer Inſaſſen⸗ 
haftpflichtverſicherung entziehen könnte. 

Bei der rechtlichen Beurteilung eines ſolchen Schildes 
ſtehen nun folgende Fragen im Vordergrunde: 

1. Iſt ein Verzicht des Fahrgaſtes auf etwaige Schadens⸗ 
erſatzanſprüche, hervorgerufen durch einen Unfall des Kraft⸗ 
ahrzeuges, alſo auf unbekannte Anſprüche, überhaupt mög⸗ 
lich d Dieſe Frage iſt zu bejahen. RG.: LZ. 1925, 968/69 
führt in einer Aufwertungsſache zwar aus: „Auf einen An⸗ 
ſpruch, den man nicht kennt, kann man nicht verzichten“, 
doch wird man dieſen Grundſatz nicht generell auf Schadens⸗ 
erſatzanſprüche aus unerlaubter Handlung oder Beförderungs⸗ 
vertrag anwenden können. Wie denn ja auch RG. 84, 400/405 
und Recht 1913 Nr. 3240 ſowie Recht 1914 Nr. 2984, dann 
aber namentlich auch in ſeiner geſamten Rſpr. zur Gefällig⸗ 
Gets fahrt (ogl. hierzu die Literaturangabe in meinem Aufſatze 

. 1929, 898) von einer ſolchen Möglichkeit des Verzichtes 
auf unbekannte Anſprüche ausgegangen iſt. 

2. Liegt in einem ſolchen Verzicht nicht eine Schen- 


) Literatur: Hartmann: 9 ; 5 
A: r. $ n: Rfcaitf. 1927, 44; Arndt: 
32.1929, 808; Fischbach: Rekraftf 1929, 263; Arndt, Kartei 
Automobilrechts, Kartenfolge „Gefälligkeitsfahrt“. 


kung und bedarf er daher der Form des 8 516 BGB.? Bei 
einer reinen Gefälligkeitsfahrt liegt keine Schenkung vor, 
weil der Verzicht des Fahrgaſtes zum Teil ein Aquivalent 
für die Mitnahme im Fahrzeuge des Halters darſtellt, alſo 
nicht unentgeltlich erfolgte. Schwieriger iſt die Frage beim 
Beförderungsvertrag, weil der Halter hier ſein Aquivalent 
für die Mitnahme des Fahrgaſtes bereits durch Zahlung 
oder durch andere wirtſchaftliche Vorteile irgendwelcher Art 
erhält. Man wird aber auch dieſen Verzicht nicht als Schen⸗ 
kung aufzufaſſen haben im Hinblick auf 8 517 BGB. Denn 
wenn hiernach ſchon ein Verzicht „auf ein angefallenes, noch 
nicht endgültig erworbenes Recht“ nicht als Schenkung an⸗ 
zuſehen iſt, ſo wird man im Wege der Analogie oder des 
Schluſſes a majore ad minus dieſen Grundſatz erſt recht auf 
ein „noch nicht angefallenes, aber etwa anfallendes Recht“ 
anzuwenden haben. Da im übrigen auch die geſamten Entſch. 
unſerer Rſpr. zur Frage der Gefälligkeitsfahrt von der Mög⸗ 
lichkeit eines ſolchen formloſen Verzichtes ausgehen, fo er⸗ 
übrigt ſich ein weiteres Eingehen auf dieſe Frage. 

3. Kann ein Verzicht ſtillſchweigend erklärt werden? 
Walsmann, Der Verzicht, S. 332, geht ſo weit, bei Still⸗ 
ſchweigen regelmäßig einen Verzicht anzunehmen. Ob man 
dem folgen ſoll, mag dahingeſtellt bleiben; jedenfalls iſt nicht 
einzuſehen, warum gerade der Verzicht, wie andere Rechts⸗ 
geſchäfte auch, nicht durch konkludente Handlungen erklärt 
werden fol. (So auch RG. 73, 182 JW. 1910, 492; RG.: 
JW. 1911, 87; Recht 1911 Nr. 3441; anders RG.: Gruch. 
55, 343 und Recht 1920, 2344.) Man wird aber in An⸗ 
betracht der außerordentlichen Tragweite eines ſolchen Ver⸗ 
zichtes, der ſich ja auch auf die Hinterbliebenen erſtreckt (RG. 
65, 313 = JW. 1907, 308), das Vorliegen eines ſtillſchwei⸗ 
genden Verzichtes beſonders ſtreng zu prüfen haben (RG.: 
Seuff Arch. 78 Nr. 12 und R.: RKraftf. 1926, 101; Recht 
1913 Nr. 3240 und 1914 Nr. 2984). 

4. Demnach fragt es ſich lediglich, ob ein Fahrgaſt, der 
das im Wagen angebrachte Schild lieſt und hierzu ſtill⸗ 
ſchweigt, durch eben dieſes Stillſchweigen ſeinen Verzichts⸗ 
willen zum Ausdruck bringt. 

Es liegt nahe, hier an die in Hotels und Reſtaurants 
vielfach angebrachten Schilder: „Für aufgehängte Garderobe 
übernimmt der Wirt keine Haftung“ (oder ſo ähnlich) zu 
denken, mit deren Bedeutung ſich die Rſpr. ſchon öfter be⸗ 
faßt hat. Der RGKomm., Aufl. 1928, ſagt hierzu (8 701 
Anm. 5): 
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„Dieſe Vereinbarung (nämlich der Haftungsausſchluß) 
kann zwar nicht ſchon durch einen einſeitigen Anſchlag des 
Wirtes und bloßes Stillſchweigen des Gaſtes hierzu, wohl 
aber durch eine auf deſſen Grundlage zwiſchen Wirt und 
Gaſt erfolgte Verſtändigung herbeigeführt werden.“ 

(Ebenſo Hartmann: RKraftf. 1927, 44 in bezug auf 
das Schild im Kraftfahrzeug.) 

Aber dieſe Ausführungen decken ſich nicht mit der oben 
angeführten Rſpr. des RG. zur Frage des ſtillſchweigenden 
Verzichtes, decken ſich aber insbeſ. nicht mit der Stellung⸗ 
nahme des RG. zu eben dieſem Garderobeſchild. In der 
Entſch. v. 21. Nov. 1924 (LZ. 1925, 261 = JW. 1925, 473 
DIZ. 1925, 666 - Seuff Arch. 79, 45) ſtellt es das 
RG. in einem ähnlichen Falle nur darauf ab, ob der Gaſt 
das Schild geleſen hat: „Endlich iſt auch die durch 8 701 
Abſ. 3 geſtützte Annahme nicht zu beanſtanden, daß die An⸗ 
bringung des in der Eidesnorm bezeichneten Anſchlages für 
ſich allein noch nicht ausreicht, die Bekl. von der Haftung für 
das Gepäck zu befreien, daß ſie vielmehr noch zu beweiſen 
hat, die Kl. habe den Anſchlag geleſen.“ 

Und eine ähnliche Stellung nimmt RG. 113, 425ff. 
= JW. 1926, 2739 ein, eine Entſch., auf die weiter unten 
noch zurückzukommen ſein wird. (Übereinſtimmend Boven⸗ 
fiepen, Haftung für Garderobe, S. 41; Arndt: JW. 
1929, 898.) 

5. Bejaht man alſo generell die rechtliche Bedeutung 
eines ſolchen Schildes, ſo wird die ganze Frage zu einem 
bloßen Problem der Beweislaſt: Der Halter hat — 
ebenſo wie in der Entſch. des RG. v. 21. Nov. 1924 (a. a. O.) 
— zu beweiſen, daß der Fahrgaſt das Schild geleſen hat. 
Zu dieſem Zwecke wird ihm unerfreulicherweiſe regelmäßig 
nur die Eideszuſchiebung übrigbleiben, unerfreulich auch des⸗ 
halb, weil dieſe Beweisführung den Hinterbliebenen gegenüber 
naturgemäß verſagen muß. Der Halter kann ſich aber, wenn 
er die Schilder ſo anbringt, daß ſie jedem Fahrgaſt ſofort in 
die Augen fallen müſſen, auf die Grundſätze des prima-facie- 
Beweiſes berufen, und zwar ſowohl dem verletzten Fahrgaſt 
ſelber als auch den Hinterbliebenen des verſtorbenen Fahr⸗ 
gaſtes gegenüber. So RG. 113, 427. 

Dieſe Entfch. tft deswegen von beſonderem Intereſſe, weil 
ſie außerordentlich weit geht. Hatte das RG. noch in der 
Entſch. v. 21. Nov. 1924 (a. a. O.) dem KG. folgend die 
Entſch. des Rechtsſtreites von der Leiſtung des von der Bekl. 
der Kl. zugeſchobenen und auch auferlegten Eides abhängig 
gemacht, ſo ſieht es vorliegend den gleichfalls von der Bekl. 
zu erbringenden Beweis, daß der Kl. den betreffenden An⸗ 
ſchlag geleſen hat, ſchon dann als erbracht an, wenn die be⸗ 
treffenden Anſchläge in einer jedem ſofort in die Augen 
fallenden Weiſe angebracht waren. Es billigte vorliegend nicht 
die Anſicht des KG., daß der Kl. zu ſchwören habe: „„. daß 
er weder am 2. Jan. 1925 noch ſonſt je vor Kenntnisnahme 
des Verluſtes ſeiner Garderobe bei der Bekl. ein die Haftung 
beſchränkendes Schild geſehen habe ...“ und erklärte, daß „das 
Abhängigmachen der Entſch. von dieſem Eid zu rechtlichen 
Bedenken Anlaß gebe“. Damit ging das RG. einen erheb⸗ 
lichen Schritt über die Entſch. v. 21. Nov. 1924 hinaus, 
indem es, wenn auch nicht expressis verbis, ſo doch dem 
Sinne nach die Grundſätze des prima-kacie-Beweiſes auch auf 
den betreffenden Anſchlag anwandte, und zwar in einer Weiſe, 
die ſogar die — von dem Kl. zu beſchwörende und immerhin 
nicht aus der Welt liegende — Möglichkeit, daß er den be⸗ 
treffenden Anſchlag nicht geleſen habe, einfach ausſchloß. Das 
RG. wollte offenbar dem Vordergericht nahelegen, die Be⸗ 
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hauptung der Bekl., „daß die Haftungsbeſchränkung durch 
Anſchlag an den Wänden deutlich ſichtbar gemacht worden 
ſei“, durch Augenſchein nachzuprüfen, eine Beweisaufnahme, 
die in entſprechenden Prozeſſen bei Kraftfahrzeug⸗Unfällen 
wohl auch die einzig mögliche ſein dürfte. 

Nun iſt es — abweichend von dem hier erwähnten Falle 
— wohl richtig, daß von einer Verkehrsſitte, derartige Schil⸗ 
der in Kraftfahrzeugen anzubringen, heute ſchlechterdings noch 
nicht geſprochen werden kann, ſo daß der Fahrgaſt alſo heute 
noch nicht, wie das RG. ſich ausdrückt, „mit dieſer Verkehrs⸗ 
ſitte rechnen muß“. Das iſt aber nicht das Entſcheidende. 
(Ganz abgeſehen davon, daß ſchon in abſehbarer Zeit bei der 
zunehmenden Einbürgerung dieſer Schilder von einer der⸗ 
artigen Verkehrsſitte, die der Bekl. zu beweiſen haben würde, 
geſprochen werden kann.) Entſcheidend iſt allein der Umſtand, 
ob der Fahrgaſt das Schild geleſen hat, iſt alſo die Art der 
Anbringung des Schildes. Iſt aber das Schild ſo angebracht, 
daß der Fahrgaſt es leſen muß, ſo kann er ſich in Überein⸗ 
ſtimmung mit RG. 113, 427 nicht darauf berufen, es nicht 
geleſen zu haben, muß vielmehr den vom Bekl. prima facie 
gegen ihn geführten Beweis (Augenſchein) gegen ſich gelten 
laſſen. (Abweichend Fiſchbach: Rͤraftf. 1929, 263.) Zu 
dem gleichen Reſultat gelangt OLG. Hamburg v. 12. Marz 
1929 — Bf VI 598/28 —: Prax. d. Verſicherungsrechts 1929, 
83, wo es ſich darum handelte, ob eine geſchäftsgewandte 
Frau einen im Laden eines Juweliers hängenden, die Haf⸗ 
tung des Juweliers für Verluſt ausſchließenden Anſchlag ge⸗ 
leſen hat. In der Entſch. heißt es hierzu: 

„Es fragt ſich lediglich, ob die genannte Vertrags⸗ 
bedingung tatſächlich als vereinbart zu gelten hat. Aus⸗ 
drücklich beſprochen iſt ſie nicht. Das Schild mit den Ver⸗ 
tragsbedingungen im Laden iſt ſo ſichtbar angebracht, daß 
es nicht überſehen werden konnte. Zwar konnte man die 
einzelnen Bedingungen nur leſen, wenn man an das Schild 
herantrat und den Inhalt durchlas. Es war aber für das 
Publikum unverkennbar, daß das Schild Beſtimmungen 
enthielt, deren Kenntnisnahme die Bekl. von dem Publikum 
erwartete. ... Daraus mußte die Kl. entnehmen, daß es 
ſich um Beſtimmungen handelte, die für ſie verbindlich ſein 
ſollten und deshalb von ihr zur Kenntnis genommen wer⸗ 
den mußten. .. Die Vertragsbedingungen find danach als 
vereinbart anzuſehen.“ 

Dieſe Löſung iſt auch die allein befriedigende, weil nur 
ſie allein mit Treu und Glauben zu vereinbaren iſt. Ich habe 
ſchon in JW. 1929, 898 auf dieſen Geſichtspunkt hingewieſen. 

Irgendeine Entſch., die auf dieſe Rechtsfragen des Schil⸗ 
des im Kraftfahrzeug eingeht, iſt bis heute noch nicht er⸗ 
gangen, jedenfalls noch nicht bekannt geworden. Derartige 
Entſch. werden aber, nachdem dieſe Schilder ſich mehr und 
mehr einbürgern, bald zu erwarten ſein. 

6. Nachzutragen wäre noch, daß im Taxen⸗ und Omni⸗ 
busverkehr ein ſolches Schild keine rechtliche Wirkung haben 
kann, wenn ſich ſämtliche Unternehmer eines gewiſſen Bezirkes 
zur Einführung des Schildes verpflichtet haben und dadurch in 
Ausbeutung der Monopolſtellung ein unzuläſſiger und ſitten⸗ 
widriger Freizeichnungszwang gegenüber dem Reiſenden aus⸗ 
geübt wird. Dieſe Grundſätze der aufgezwungenen Freizeich⸗ 
nungsklauſel ſind zu oft erörtert worden, als daß ein Ein⸗ 
gehen hierauf an dieſer Stelle erforderlich erſcheint (ogl. B. 
RG. 106, 388; 99, 107 JW. 1920, 773; 103, 82 JW. 
1922, 575; 102, 396 = JW. 1922, 32; 113, 430 JW. 
1927, 681. 


Die Anderung der Rraftfahrzeugverkehrsordnung v. B. Juli 1930, 


Von Rechtsanwalt Dr. K. Volkmann, Düſſeldorf. 


Die KraftfVerkVO. — einſt eine kleine Verordnung — 
iſt durch die letzte Veränderung wiederum ſtark angeſchwollen. 
Soweit ich weiß, kann ſich nur das ſpaniſche Reglamento de 
eireulacion urbana e interurbana v. 17. Juli 1928 nebſt 
ſeinen jüngſten Abänderungen an Ausführlichkeit und Länge 
der Regelung mit der deutſchen KraftfVerkVO. meſſen. Im 


übrigen haben ſich die ausländiſchen Staaten einer Kürze 
befleißigt, die es auch dem Laien geſtattet, ſich durch das, 
was der Geſetzgeber verlangt, raſch hindurchzufinden. 
Gleichwohl: Mag auch die Überſicht durch die Länge der 
BD. leiden, jo find doch eine Reihe von Neuerungen in die 
Neufaſſung hineinverwoben, die Zweifelsfragen klären. 
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I. Eine erſchöpfende Aufzählung der umſangreichen 
Neuerungen würde zu weit führen. Ich kann nur an einigen 
beſonders wichtigen Punkten verweilen. 

1. Im 81 find die bisherigen Begriffsbeſtim⸗ 
mungen um vier Abſätze ergänzt, die die Begriffe Ver⸗ 
brennungsmaſchine, Eigengewicht, Geſamtgewicht, Achsdruck 
umgrenzen. 

Nicht geändert iſt die Definition der Dunkelheit 
(früher 8 1 Nr. 6, jetzt 81 Nr. 12). Hier bleibt es alſo bei 
der Faſſung v. 28. Juli 1926, wonach die Dunkelheit kalender⸗ 
mäßig feſtgelegt iſt. Es kommt demnach nicht darauf an, ob 
die Straße infolge Wolkenbildung bei Gewitter, Schnee⸗ 
geſtöber oder früher Abenddämmerung tatſächlich dunkel iſt, 
ſondern ob die Dunkelheit kalendermäßig nach den Sonnen⸗ 
zeiten eingetreten iſt (KG.: Rͤraftf. 1929, 335; OLG. Bres⸗ 
lau v. 13. März 1927: DR. 1927, II, 299; OLG. Königs⸗ 
berg v. 24. März 1930: Höchſtagſpr. 1930 Nr. 1430). Den 
entgegengeſetzten Standpunkt nimmt das OLG. Düſſeldorf 
(v. 23. Jan. 1928: RKraftf. 1928, 91) ein, wonach die ge⸗ 
ſetzliche Vorſchrift nur Mindeſtanforderungen enthält und 
daher auch bei Eintritt der Dunkelheit außerhalb der Kalender⸗ 
zeiten die Kraftfahrzeuge beleuchtet ſein müſſen. 

Dieſe Zweifel werden m. E. dadurch nicht behoben, daß 
§ 4 Abſ. 1 Nr. 5 der neuen Faſſung von einer Beleuchtungs⸗ 
pflicht „bei Dunkelheit“ — früher: „nach eingetretener Dunkel⸗ 
heit“ — ſpricht. Was unter Dunkelheit zu verſtehen iſt, näm⸗ 
lich kalendermäßige Dunkelheit, muß ſich weiter nach 8 1 
Abf. 12 richten und iſt dort unverändert feſtgehalten worden. 

2. In 82 Abſ. 4 find zu jenen Fahrzeugen, die 
außerhalb der Regelung in der Kraftf Vert VO. 
ſtehen, wie Kraftſchlitten, Raupenkraftfahrzeuge, Dampf⸗ 
ſtraßenlokomotiven uſw. noch einige hinzugefügt worden: 
Selbſtfahrende Schneepflüge, Dampfpflüge, ſelbſtfahrende Ar⸗ 
beitsmaſchinen uſw. 

Damit bleiben dieſe Fahrzeuge außerhalb der geſetzlichen 
Regelung. Denn auch in den Straßenverkehrsordnungen iſt 
ihnen keine Sonderbeſtimmung gewidmet. Örtliche Polizei⸗ 
verordnungen beſtehen nur vereinzelt (z. B. bayr. ober⸗ 
polizeiliche Vorſchr. über den Verkehr mit Motorfahrzeugen 
auf öffentlichen Wegen v. 7. Mai 1902 [GVBl. 173]). 

Es bleibt daher die Frage offen, ob für dieſe Fahrzeuge 

auch die Fahrregeln der KraftfVerkVO. gelten. Dem Wort⸗ 
laut des § 2 Abſ. 4 nach zweifellos nicht. Ich erinnere mich 
eines praktiſchen Falles, wo eine Dampfwalze, die von der 
Arbeitsſtätte zurückfuhr und in einen Hauptverkehrsweg ein⸗ 
bog, mit einem Kraftfahrzeug zuſammenſtieß. Muß hier das 
Vorfahrtrecht Berückſichtigung finden oder iſt die Dampf⸗ 
walze kraft § 2 Abſ. 4 KraftfVerkVO. der Beachtung dieſes 
Rechtes enthoben? 
Eine Verpflichtung zur Beachtung der Verkehrsregeln 
iſt nur aus allgemeinen Erwägungen herzuleiten. Da die 
betreffenden Fahrzeuge am Gemeingebrauch der Straße teil⸗ 
nehmen, ſoweit nicht durch polizeiliche Maßnahmen eine Ein⸗ 
engung erfolgt, fo müſſen ſie auch die allgemeinen Fahr⸗ 
regeln einhalten, ſoweit ſie nicht ihrem Zwecke nach eine 
Ausnahmeſtellung haben. So z. B. muß man Dampfwalzen 
das Recht zubilligen, wenn ſie ſich auf der Arbeitsſtelle be⸗ 
ſinden, auch die linke Straßenſeite zum Walzen benutzen zu 
dürfen. 

3. 83 KraftfVerkVO. iſt durch Vorſchriften über das 
Geſamtgewicht, die zuläſſige Belaſtung, den Achs⸗ 
druck, das Eigengewicht bei Zugmaſchinen mit Antrieb 
durch Verbrennungsmaſchine ergänzt. Die bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen über den Achsdruck, die in § 4 Abſ. 6 Kraftf⸗ 
VerkVO. gegeben waren, dort aber, rechtsſyſtematiſch be⸗ 
trachtet, nicht hingehörten, ſind damit an eine geeignetere 
Stelle gerückt. 

Als Bereifung läßt 83 Abſ. 7 nur noch Luftreifen 
zu, während früher bei ſchweren Fahrzeugen auch hoch⸗ 
elaſtiſche Vollgummireifen benutzt werden konnten. Aus⸗ 
nahmen für Anhänger (8 32) und beſondere Fahrzeuge wie 
Zugmaſchinen uſw. (8 36 b). 

4. In 8 4 KraftfVerkVoO. iſt die Anderung der Be⸗ 
leuchtungsvorſchriften bemerkenswert. Von den tech⸗ 
niſchen Einzelheiten nur ſo viel, daß die Scheinwerfer der 


Kraftfahrzeuge heute grundſätzlich die Fahrbahn auf 100 m 
erleuchten müſſen — bislang 20m — und nur bei Fahr⸗ 
zeugen mit Höchſtgeſchwindigkeit unter 30 km eine Leucht⸗ 
kraft von 25 m Entfernung genügt. Neu eingeführt iſt das 
Erfordernis von Standlichtern. Dieſer Begriff war bislang 
nur in der Rechtſprechung unter der Bezeichnung Stadt⸗ 
lampen, Standlampen, Standlichter bekannt. 


Neu ſind ferner Vorſchriften über die Breite und Höhe 
des Fahrzeuges in § 4 Abſ. 9 und 10. Die zuläſſige Breite, 
die ſich zwiſchen 2,35 m und 2,15 m bewegt, entſpricht den 
Maßen, die auch im Ausland geſetzlich zugelaſſen ſind ). 
Die Höhe des Kraftfahrzeugs, die bislang nur in einigen 
örtlichen polizeilichen Verordnungen vorgeſchrieben war, iſt 
auf 3,8 m begrenzt. 

Die Ladungsvorſchrift in 8 4 Abſ. 11 (früher Abſ. 10) 
iſt dahin ergänzt, daß bei Dunkelheit und ſtarkem Nebel weit 
nach hinten herausragende Ladungen an ihrem Ende durch 
eine hellbrennende Laterne oder einen Rückſtrahler gekenn⸗ 
zeichnet werden müſſen. Eine Beſtimmung, die angeſichts 
der vielen Unglücke durch nichtbeleuchtete heraushängende 
Ladungsteile nur zu begrüßen iſt. 

5. 811 KraftfVerkVO. hat eine beſtimmtere Faſſung er- 
halten. Das hintere Kennzeichen muß bei Dunkelheit 
und ſtarkem Nebel ſo erleuchtet ſein, daß es für ein normal⸗ 
ſichtiges Auge auf 15 m deutlich erkennbar iſt. Dadurch ſind 
die Unklarheiten der früheren Faſſung, wonach das hintere 
Kennzeichen lediglich „deutlich erkennbar“ ſein mußte, 
beſeitigt. 

Die Vorrichtungen zur Abſtellung der Beleuchtung müſ⸗ 
ſen fortan ſo eingerichtet ſein, daß beim Abſtellen gleich⸗ 
zeitig ſämtliche Laternen, einſchließlich des Suchſchein⸗ 
werfers, verlöſchen. Damit wird ein Streit begraben, der 
vor einigen Jahren die Gemüter bewegt hatte, als ein Pr⸗ 
MinErl. v. 2. Dez. 1926 den Suchſcheinwerfer nicht unter 
die in § 11 benannten Laternen rechnete. Dieſer Runderlaß 
wurde aber bereits am 16. April 1927 wieder rückgängig 
gemacht, da auch der RVerkM. (K 2617/26) ſich inzwiſchen 
gegen dieſe Auslegung ausgeſprochen hatte. Heute entbehrt 
die Stellungnahme des Verordnungsgebers ſchon inſofern 
ſtärkerer Bedeutung, als der Suchſcheinwerfer zunehmend 
weniger verwendet wird. 

6. In 8 17 Abſ. 3 KraftfVerkVO. find eingehende Be⸗ 
ſtimmungen über das Erfordernis des Abblendens von 
ſtark wirkenden Scheinwerfern innerhalb geſchloſſener Orts⸗ 
teile und beſonders beim Begegnen mit anderen Wege 
benutzern eingeflochten. Der Begriff „beleuchteter Ortsteil“, 
der vor einigen Jahren Verwirrung geſchaffen hatte?), iſt 
konkreter gefaßt: Der Verordnungsgeber ſpricht nur noch 
von geſchloſſenen Ortsteilen, die hinreichend (Sichtmöglichkeit 
auf 25m) bzw. gut (Sichtmöglichkeit auf 50 m) beleuchtet find. 

Innerhalb gut beleuchteter Ortsteile dürfen von nun 
ab auch Standlichter verwendet werden, was bislang vom 
KG. verneint wurde (KG. v. 13. Mai 1929: DMotorſpz. 
v. 19. Juli 1929). 

7. Die Höchſtziffern der Fahrgeſchwindigkeit ſind 
ſtärker als bisher abgeſtuft. Die grundſätzliche Norm bleibt 
30 km innerhalb geſchloſſener Ortsteile, während außerhalb 
derſelben keine Geſchwindigkeitsgrenze beſteht. Nur für nicht⸗ 
luftbereifte Fahrzeuge iſt ſowohl innerhalb wie außerhalb 
geſchloſſener Ortsteile eine Beſchränkung der Geſchwindigkeit 
auf 25 bzw. 16 km erfolgt, was in bezug auf Wegeerhaltung 
und Vermeidung von Gebäudeerſchütterungen wünſchens⸗ 
wert iſt. 

8. Bei der Beleuchtung ſtehender Fahrzeuge, 
die in der letzten Zeit mangels einer geſetzlichen Beſtimmung 
zu einem recht unerfreulichen Durcheinander in der höchſt⸗ 


) Vereinigte Staaten: 8 Fuß = 2,40 m (Sec. 34 Uniform Act 
regulating the Operation of Vehieles on Highways); England: 
7 Fuß, 2 Inches — 2,20 m (Art. II See. 2 Motor Car Order); Frank⸗ 
reich: 2,50 m (Art. 3 Code de la Route); Belgien: 2,50 m (Art. 34 
Arr. Royal v. 1. Nov. 1924); Spanien: 2,50 m (Real Decreto v. 
17. Juli 1928); Niederlande: 2,10 m ($ 4 Motor- en Rijwielwet). 

) Müller, Komm. § 17 Anm. 11; Volkmann, Kraftfahr⸗ 
zengunfälle und Kraftfahrzeugrecht, Berlin 1929, S. 127. 
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richterlichen Rechtſprechung geführt hatte (vgl. Volkmann: 
JW. 1929, 2829), hat der Verordnungsgeber den Stand⸗ 
punkt der Eigenbeleuchtungstheorie, der beſonders vom Bay⸗ 
Ob G., dem KG. und OLG. Dresden verfochten wurde, ab⸗ 
gelehnt. Er iſt der liberalen Auffaſſung der Verwaltungs⸗ 
behörden (vgl. den Runderlaß des PrInn Min. v. 9. Okt. 
1929 [M Bli V. 879] und das Schreiben des HeſſInn Min. 
v. 20. Okt. 1929) ſowie einer Reihe von OLG. gefolgt. Nach 
§ 28 Abſ. 3 KraftfVerkVO. bedarf es überall dort, wo zu⸗ 
verläſſige fremde Lichtquellen eine ausreichende Beleuchtung 
des ſtillſtehenden Fahrzeuges gewährleiſten, keiner Eigen⸗ 
beleuchtung des Kraftfahrzeugs. 

II. Eine Reihe von Zweifelsfragen, die bei der Aus⸗ 
legung der KraftfVerkVO. in den letzten Jahren entſtanden 
ſind, haben dem Verordnungsgeber keinen Anlaß zu einer 
Stellungnahme gegeben. 

1. über das Befahren von Einbahnſtraßen iſt 
in der VO. nichts geſagt. Wenn $ 21 davon ſpricht, daß der 
Führer die rechte Seite des Weges einzuhalten hat, ſo kann 
man dieſe Beſtimmung auch auf Einbahnſtraßen erſtrecken. 
Andererſeits iſt der Sinn der Einbahnſtraßen der, einen 
vermehrten Verkehr aufzunehmen, und dies iſt nur möglich, 
wenn ſie in ihrer vollen Breite ausgenutzt werden können. 
Anderenfalls bedeuten die Einbahnſtraßen weiter nichts als 
eine Verkehrshemmung, da damit die Aufnahmekapazität 
der befahrbaren Straßenfläche einer Großſtadt herabgemindert 
wird. In Amerika iſt das Befahren der Einbahnſtraßen in 
ihrer vollen Breite geſetzlich zugelaſſen (sec. 10 Uniform Act 
Regulating the Operation of Vehicles on Highways). Auch 
in England hat ſich gewohnheitsrechtlich dieſe Sitte heraus⸗ 
gebildet. In Preußen empfiehlt der Runderlaß v. 21. Nov. 
1927 (MBliV. 1105), bei polizeilichen Anordnungen das 
beiderſeitige Befahren von Einbahnſtraßen zu geſtatten, je⸗ 
doch zu beſtimmen, daß alle Fahrzeuge möglichſt rechts zu 
fahren und links zu überholen haben. § 17 Abſ. 2 Berl⸗ 
VerkO. v. 15. Jan. 1929 und 8 6 DresdVerkdO. v. 25. April 
1928 geſtatten in Einbahnſtraßen den Fahrzeugen die Aus⸗ 
nutzung der Fahrbahn in ihrer ganzen Breite, ſoweit dadurch 
nicht der Verkehr gehindert oder gefährdet wird. 

Die OLG. haben ſich im Gegenſatz hierzu in der Mehr⸗ 
zahl für die Anwendung des 8 21 KraftfVerkVO. auch auf 
Einbahnſtraßen ausgeſprochen. So BayObs G. v. 15. Febr. 
1927: JW. 1927, 2811; OLG. Hamburg v. 7. Nov. 1927: 
RKraftf. 1928, 152; Os GG. Dresden v. 31. Jan. 1928: 
ebendort; OLG. Stuttgart v. 9. Jan. 1929: DAR. 1929, 
411 und neuerdings auch das KG. v. 27. Sept. 1928: 
Afraftf. 1929, 435. Auf dem entgegengeſetzten Standpunkt 
ſteht das OLG. Düſſeldorf (v. 14. Jan. 1929: RKraftf. 1929, 
387). Es bezieht ſich zur Begründung merkwürdigerweiſe 
auf eine Entſch. des KG. v. 24. März 1927: Recht 1927 
Nr. 1241. Das KG. hat jedoch in dieſer Entſch. die Frage, 
ob 8 21 KraftfVerkVO. auch auf Einbahnſtraßen anwendbar 
iſt, ausdrücklich dahingeſtellt gelaſſen. i 

Die Rechtslehre hat ſich überwiegend für das beider⸗ 
ſeitige Befahren von Einbahnſtraßen ausgeſprochen. So 
Iſaak: IW. 1927, 2811; Müller, 8 21 Anm. 3a; 
Spengruber: RKraftf. 1927, 98; Gülde: Rkraftf. 
1928, 152; v. d. Groeben: RKraftf. 1927, 108; Wolff⸗ 
Williger: DAR. 1928 Nr. 2, 3; a. A. Bretzfelder: 
DAR. 1929, 307. 

2. In 8 24 wird beſtimmt, daß an Kreuzungen und 
Wegeeinmündungen das auf einem Hauptverkehrsweg ſich 
bewegende Kraftfahrzeug, das Vorfahrtrecht gegenüber dem 
aus einem Seitenwege kommenden Fahrzeug hat. Was 
Rechtens iſt, wenn ein Fahrzeug aus einem Haupt⸗ 
verkehrsweg in einen Seitenweg einbiegen will 
und Fahrzeuge auf dem Hauptverkehrsweg daher kommen, iſt 
nicht erwähnt. Denn 8 21 Abſ. 2 ſagt nur, wie das Ein⸗ 
biegen fahrtechniſch zu erfolgen hat — nach rechts in kurzer 
Wendung, nach links in weitem Bogen —, nicht dagegen, 
wann es angeſichts entgegenkommender Fahrzeuge er⸗ 
folgen darf. 

Während das RG. v. 4. Okt. 1929: DAR. 1929, 413; 
BayoObe G. v. 6. Nov. 1928: JW. 1929, 2827; OLG. 
Dresden v. 27. Nov. 1928: DAR. 1929, 334 und OLG. 
Naumburg v. 5. Juni 1929: Neraftf. 1930, 22 ſich für 


eine ſinngemäße Anwendung des § 24 KraftfVerkVoO. aus⸗ 
geſprochen haben, wonach alſo der Einbiegende zu warten 
hat, bis die linke Straßenſeite von entgegenkommenden Fahr⸗ 
zeugen frei iſt, haben ſich das OLG. Jena in zwei Entſch. 
(v. 29. Okt. 1928: Verkzidſch. 1929, 275; v. 15. April 
1929: JW. 1929, 2832) und das OLG. Karlsruhe (vom 
10. Okt. 1929: RKraftf. 1930, 24) umgekehrt dahin aus⸗ 
geſprochen, daß die Regeln des Vorfahrtrechtes in dem Falle 
nicht anwendbar ſeien. Wenn in der Begründung aus⸗ 
geführt wird, daß auf ein Richtungszeichen des Führers 
i. S. des § 26 entgegenkommende Fahrzeuge ſich einzurichten 
haben, ſo iſt dies wenig einleuchtend, da davon nichts in 
der VO. ſteht. Ebenſowenig wie durch Warnungszeichen 
kann man ſich durch Richtungszeichen ein Recht auf beſtimmte 
Benutzung der Straße erzwingen. 

3. Das Vorfahrtrecht der Straßenbahn bildet 
noch immer einen beliebten Gegenſtand literariſcher Fehden. 
Eine ausführliche, kritiſche Darſtellung hat jüngſt Heucke: 
RKraftf. 1930, 215 gegeben. Von den OLG. iſt Dresden auf 
dem Standpunkt ſtehen geblieben, daß die Straßenbahn 
unter allen Umſtänden ein Vorfahrtrecht hat (v. 7. Juli 1928: 
DAR. 1929, 222), während in Preußen das KG. feinen 
früheren Standpunkt (v. 17. Dez. 1926: Erg Bd. 6, 276) ver⸗ 
laſſen hat und in Übereinſtimmung mit der Auffaſſung des 
RVerkM. (Rundſchreiben v. 13. Juli 1927) die Straßenbahn 
den Beſtimmungen der KraftfVerkVO. über das Vorfahrt⸗ 
recht unterworfen fein läßt (KG.: IW. 1929, 3193; vgl. 
auch KG.: Aftraftf. 1930, 23). 

4. Die Zeichenabgabe bei geſchloſſenen Fahr⸗ 
zeugen iſt ebenfalls umſtritten. Nach 8 26 iſt die 
Abſicht des Stillhaltens durch ſenkrechtes Hochhalten des 
Armes zu erkennen zu geben, wozu auch eine mechaniſche 
Einrichtung benutzt werden kann. In vielen Fällen iſt das 
Hochhalten des Armes unmöglich oder zwecklos. So würde 
bei geſchloſſenen niedrigen Wagen der Führer den Arm 
kaum über Kopfhöhe erheben können. In anderen Fällen, 
z. B. bei Laſtmöbelwagen oder wenn ein geſchloſſenes Fahr⸗ 
zeug bei Nacht fährt, könnte die Hochhebung des Armes zwar 
erfolgen, würde aber ſinnwidrig ſein, da ſie von den Nach⸗ 
fahrenden nicht bemerkt werden kann. Deswegen hat das 
KG. (38 87/29: VerkWarte 1929, 182) in Anlehnung an 
Müller (Anm. 5 zu 826) und Dubelman (RKraftf. 
1929, 240) bei geſchloſſenen Fahrzeugen die Zeichenabgabe 
für überflüſſig erklärt. Denn die Benutzung einer mechani⸗ 
ſchen Einrichtung ſei in der VO. nicht obligatoriſch, ſondern 
nur fakultativ angeordnet. Das iſt zweifellos richtig. Denn 
8 26 ſpricht nicht von Zeichengebung ſchlechthin, ſondern von 
Zeichengebung mit dem Arm, die durch mechaniſche Ein⸗ 
richtungen erſetzt werden kann. Das BayObLG. (v. 30. Nov. 
1928: JW. 1929, 2060) und OLG. Hamburg (v. 6. Juni 
1929: DAR. 1930, 12) haben die Beſtimmung gerade um⸗ 
gekehrt ausgelegt. Die Nichtabgabe von Zeichen bei ge⸗ 
ſchloſſenen Kraftfahrzeugen kann den Fahrer nicht entlaſten 
(ebenſo Iſaak a. a. O.; Liebers: DAR. 1928 Nr. 9, 4). 

5. Das Verbot der verkehrshindernden Auf⸗ 
ſtellung von Kraftfahrzeugen i. S. des $ 28 wird 
von der Rechtſprechung vorwiegend dahin ausgelegt, daß 
bereits die Möglichkeit einer Verkehrsbehinderung ge⸗ 
nüge, um den Tatbeſtand des $ 28 zu erfüllen. So Bay⸗ 
Obe GG. v. 5. Juni 1928: RKraftf. 1928, 215; v. 1. März 
1929: JW. 1929, 2060; OLG. Hamburg v. 25. April 
1927: JW. 1927, 2069; KO. v. 1. Juli 1927: RaKraftf. 
1927, 216; OLG. Dresden v. 13. März 1929: DNZ. 29, 
II, 229; OLG. Karlsruhe v. 23. Mai 1929: JW. 1929, 
2630. Dieſe Auffaſſung iſt jedoch mit dem Wortlaut der 
BO. ſchwerlich vereinbar. Das OLG. Jena (v. 5. Juni 1929: 
DAR. 1929, 335) fordert daher (in Anlehnung an Mül⸗ 
ler, 828 Anm. 1 a) mit Recht die Feſtſtellung einer tat- 
ſächlichen Behinderung des Verkehrs. 

6. Endlich die Bedeutung der Warnungstafeln 
für das Befahren geſperrter Wege. Hier erklären 
OLG. Dresden v. 24. Febr. 1926: Verkgidſch. 1927, 503; 
v. 17. Mai 1927: JW. 1927, 2440; OLG. Frankfurt vom 
26. März 1929: Mitt. d. ADAC. Nr. 162; OLG. Oldenburg 
v. 17. Juni 1929: DAR. 1930, 202 in Anlehnung an 
Müller, 5 30 Anm. 30 die Anbringung der Warnungs⸗ 
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tafel als Strafbarkeitsbedingung. Ahnlich das KG. 1. Str⸗ 
Sen. (RKraftf. 1927, 107; v. 12. April 1927: Erg Bd. 6, 267), 
das davon ausgeht, daß die Aufſtellung von Warnungs⸗ 
tafeln zur Rechtswirkſamkeit des Polizeiverbots erforderlich 
fei. Anders noch immer der 3. StrSen. des KG. (Goltd Arch. 
71, 94; RKraftf. 1927, 94; 1927, 129; VerkRdſch. 1929, 


167), der der Anſicht iſt, daß die Vorſchrift der Anbringung 
von Warnungstafeln nur eine Anweiſung an die Ver⸗ 
waltungsbehörden darſtellt und der Führer ſich daher auf 
die Nichtſichtbarkeit oder Nichterkennbarkeit der Tafel nicht 
berufen kann. Ahnlich BayObs G. v. 9. Okt. 1928: DAR. 
1929, 92; OLG. Roſtock v. 3. Dez. 1926: RKraftf. 1927, 234. 


Neuere Nechtſprechung zum Kraftfahrzeuggeſetz und den einſchlägigen 
Geſetzen ). 
(Fortſetzung aus JW. 1929, 2796. Stand vom 1. April 1930). 
Von Oberſtaatsanwalt Dittmann, München. 


A. Bürgerliches Geſetzbuch SS 278, 831: 


Schlüpfriger Weg, Haftung der Stadt wegen unter⸗ 
laſſener Reinigung (RG.: LZ. 1930, 181). 


B. Verordnung über Arbeitszeit 
v. 21. Dez. 1923 und 14. April 1927: 


Der Betrieb einer Fahrſchule, verbunden mit Reparatur⸗ 
werkſtätte, Garage und Brennſtoffabgabe fällt nicht unter die 
Verkehrsgewerbe i. S. der GewO. oder der ArbgVoO. Die 
ſog. Arbeitsbereitſchaft iſt in die Arbeitszeit i. S. der ArbZ⸗ 
VO. einzurechnen (Bay Obs G.: Repgteg. II Nr. 259/29). 


C. Zivilprozeßordnung 8 811 Nr. 5: 


1. Ein Kraftwagen, mit dem der Schuldner Lohnfuhren 
ausführt, iſt unpfändbar (KG.: JW. 1929, 2835). 
2. Achtzehnſitziges, zum. Betrieb einer Kraftfahrlinie 
1 Perſonenauto iſt pfändbar (LG. Altona: ZW. 
* 


D. Strafprozeßordnung 8 127: 


Ein vorſchriftswidrig fahrender Kraftwagen kann auf 
Grund des § 127 StPO. (vorläufige Feſtnahme) von jeder⸗ 
mann angehalten werden (OLG. Hamburg: JW. 1929, 2842). 


E. Strafgeſetzbuch. 

sg 222, 230: 

1. Körperverletzung durch Außerachtlaſſen einer Berufs⸗ 
pflicht (Aufſatz von Binding: Lg. 1929, 1442). 

2. Ein Kraftwagenführer braucht nicht mit jeder Kopf⸗ 
loſigkeit anderer Wegbenutzer zu rechnen. Vorherſehbarkeit 
iſt Erfordernis des Fahrläſſigkeitsbegriffes (OLG. Kiel: JW. 
1929, 2839/40). 

3. Unvorſichtigkeit gegenüber Straßenpaſſanten, beſonders 
Kindern: „Für die Beurteilung des Verhaltens des Angekl. 
durfte nicht der Zeitpunkt maßgebend ſein, in welchem ſich 
ihm das Hindernis unerwartet entgegenſtellte, in erſter Linie 
war vielmehr zu prüfen, ob und wieweit der Angekl. ſchon 
durch ſein unvorſichtiges Heranfahren an den unüberſicht⸗ 
lichen Teil der Straße gegen die ihm als Kraſtfahrer ob⸗ 
liegende Sorgfaltspflicht verſtieß“ (RG.: LZ. 1929, 1350). 

4. Der bloße Erwerb eines Führerſcheins geſtattet dem 
Anfänger noch nicht, ſich in ſtarken und ſchwierigen Verkehr 
hineinzubegeben, deſſen Anſprüchen an Geiſtesgegenwart und 
Geſchicklichkeit er nicht gewachſen iſt. Der Zuwiderhandelnde 
kann nach 8230 StGB. ſtrafbar fein (OLG. Hamburg: 
Jurdſch. 1929, 2055). 

5. Der Erſchwerungsgrund der $$ 222 Abſ. 2 und 230 
Abſ. 2 StGB. trifft den berufsmäßigen Führer eines Laſt⸗ 
kraftwagens auch dann, wenn er einmal gelegentlich einen 
Perſonenkraftwagen führt (anders bei Motorrad: Jurgdſch. 
1929, 976) (RG.: Zurich. 1929, 2147). 

6. Die Fahrläſſigkeit eines Kraftwagenführers, der in 
harmloſer Lage infolge Schrecklähmung einen Unfall ver⸗ 
urſacht, kann darin gefunden werden, daß er ſich mit dem 
Kraftfahren befaßt, obwohl er weiß, oder bei gehöriger Auf⸗ 


1) Die Zitate aus „Recht“, Deutſche Richterzeitung und Juriſtiſche 
Dane (SurRdjch.) beziehen ſich auf die Nummern, nicht auf 
ie Seiten. 


merkſamkeit wiſſen kann, daß er den Anforderungen an 
Geiſtesgegenwart, die an einen Kraftwagenführer geſtellt wer⸗ 
den müſſen, nicht gewachſen it (RG.: JurRdſch. 1929, 2146). 

7. Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen Handeln und 
Erfolg iſt bei der Körperverletzung nur dann ausgeſchloſſen, 
wenn der eingetretene Erfolg nicht dem typiſchen Verlauf 
der Urſachenentwicklung entſprochen hat (OLG. Dresden: 
23. 1930, 206). 

8. Der Kraftfahrer muß mit dem Unverſtand anderer 
Wegbenutzer rechnen (OLG. Dresden: 23. 1930, 207). 

9. Überholung einer Rinderherde durch einen Motor⸗ 
radfahrer mit 30 km Geſchwindigkeit, Unfall des Mitfahrers 
(RG.: LZ. 1930, 260). 

10. Unterbrechung des Kauſalzuſammenhanges: Nach 
der von den StrSen. des RG. vertretenen Bedingungs⸗ 
oder Aquivalenztheorie gilt als Urſache oder Miturſache eines 
rechtswidrigen Erfolges im ſtrafrechtlichen Sinn jede — als 
Bedingung dieſes Erfolges ſich darſtellende — Handlung 
oder Unterlaſſung, die nicht hinweggedacht werd“ kann, ohne 
daß der Erfolg entfiele. Liegt aber im einzelnen Fall der 
Nachweis vor, daß ein ſchädigendes Ereignis tatſächlich als 
Wirkung eines menſchlichen Verhaltens eingetreten iſt, dann 
genügt zur Verneinung des Urſachenzuſammenhanges nicht 
ſchon die bloße, ſchwer oder gar nicht zu berechnende Mög⸗ 
lichkeit einer Urſache, welche die gleiche Wirkung hätte haben 
können, wenn jene tatſächlich wirkſam gewordene Bedingung 
nicht vorhanden geweſen wäre. Nur wenn die Gewißheit oder 
eine an Gewißheit grenzende Wahrſcheinlichkeit dafür vor⸗ 
läge, daß das ſchädigende Ereignis auch eingetreten ſein 
würde, wenn das ſchuldhafte Verhalten nicht vorausgegangen 
wäre, ſo würde damit der Beweis geliefert ſein, daß dieſes 
Verhalten jenen Erfolg nicht verurſacht habe (RGSt. 63, 
213 = DONE. 1929, 791). 

11. Urſachenzuſammenhang zwischen einer Unterlaſſung 
und dem rechtsverletzenden Erfolg liegt vor, wenn die Unter⸗ 
laſſung nicht hinweggedacht — oder ſchärfer: wenn die unter⸗ 
laſſene Handlung nicht hinzugedacht — werden könnte, ohne 
daß damit der eingetretene Erfolg wegfiele. Die Unter⸗ 
laſſung muß eine Rechtswidrigkeit gegenüber dem Verletzten 
enthalten, um als Verurſachung ſeiner fahrläſſigen Tötung 
oder i terlesung ſtrafbar zu fein (RGSt. 63, 393). 


Bußanſpruch (Aufſ. von Schlager: JW. 1929, 2696). 

8 360 Ziff. 11: 

1. Warnung vor Autofalle kein grober Unfug (OLG. 
Dresden: IW. 1929, 2630). 

2. Warnung vor „Autofalle“ iſt weder nach 8 360 
Ziff. 11 StGB. noch unter dem Geſichtspunkt der Ein⸗ 
miſchung in eine Dienſthandlung nach § 366 Ziff. 10 StGB. 
in Verbindung mit einer einſchlägigen ortspolizeilichen Vor⸗ 
Ih ag (BayObLG.: Nevfteg. II Nr. 529/29). 

Der Führerſchein nach SKraftf®. gehört nicht zu den 
Zeugniſſen des 8 363 StGB. (RG.: Jurgdſch. 1929, 1805 
= DR2. 1929, 1001). 

F. Kraftfahrzeuggeſetz. 

88 1jf.: 

Künftige Regelung des materiellen und Verfahrens- 
rechts (Aufſaz von Proskauer: JW. 1929, 2793; Neue 
ausländiſche Rechtſprechung: JW. 1929, 2808). 
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Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


8 4: 

1. Es iſt zuläſſig, die Wiedererteilung der Fahrerlaubnis 
von der nochmaligen Ablegung einer Prüfung abhängig zu 
machen (PrOVG.: ZW. 1929, 2845). 

2. Auch ſittliche Verfehlungen (hier Notzucht) berechtigen 
zur Entziehung des Führerſcheins (PrOVG.: IW. 1929, 
2845). 

8 71: 

1. Die Sorgfaltspflicht des Kraftfahrers (Aufſatz von 
OLGR. Schläger: Goltd Arch. 74, 37 ff.). 

2. Begriff des Fahrgaſtes und des „dem Perſonenverkehr 
dienenden Verkehrsmittels“ im Verſicherungsrecht (RG. : 
JW. 1929, 2590). 

3. Überläßt eine Fabrik ein Kraftfahrzeug einem anderen, 
um deſſen Erfindung auszuprobieren, dann ſind beide als 
Halter des Fahrzeuges anzuſehen (OLG. Stuttgart: JW. 
1929, 2834). 

4. „Außer Betrieb geſetzt“ wird der Wagen nicht durch 
Unterbrechung des Betriebs der Maſchine im techniſchen 
Sinn, ſondern nur dadurch, daß der Wagen in volle Be⸗ 
triebsruhe verſetzt wird. Liegt ein Unfall bei dem Betrieb 
vor, wenn der Führer beim Abſteigen Schaden ſtiftet? (RG. 
126, 333 DRZ. 1929, 1063.) 

5. Überholung mit 70 km Geſchwindigkeit bei einer 
Sa von nur Am unzuläfjig (NG.: DR. 1929, 945). 

Sale 


Die Anwendung des Abſ. II iſt ausgeſchloſſen, wenn der 
Unfall auch auf einen Fehler in der Beſchaffenheit des 
Fahrzeugs zurückzuführen iſt (RG.: LZ. 1930, 122). 

§ 8 mit 88 278, 631 BGB.: 

Der Halter einer Autodroſchke haftet aus dem Be⸗ 
förderungsvertrag, falls der von ihm zwecks Vornahme 
einer Reparatur hinzugezogene Autoſchloſſer eine Probefahrt 
unternimmt und im Anſchluß daran einen Fahrgaſt gegen 
Entgelt aufnimmt und dieſer dann während der Fahrt einen 
en erleidet (KG.: ZW. 1929, 2831). 
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Iſt bei einem Zuſammenſtoß zwiſchen einer Eiſenbahn 
und einem Kraftwagen der beim Unfall in ſeinem Wagen 
beförderte Kraftwagenhalter verletzt worden, dann kann die 
auf Schadenserſatz in Anſpruch genommene Bahn verlangen, 
daß der Verletzte im Hinblick auf die durch ſeinen Wagen ge⸗ 
ſetzte Betriebsgefahr an der Schadenstragung grundſätzlich 
teilnehme, und es kann der Halter die Teilnahmepflicht nicht 
deshalb ablehnen, weil er einer dritten, in ſeinem Wagen 
beförderten Perſon nach § 8 Ziff. I KraftfG. nicht ſchadens⸗ 
ng wäre (OLG. Karlsruhe: Recht 1929, 1582). 

§ 18: 


Haftung des Staates für beamtete Kraftfahrzeugführer 
(Aufſatz von Karpe: Jurgidſch. 1930, 44). 
21: 


Zufammentreffen mit Steuerſtrafen; aus welchem Geſetz 
iſt die Strafe zu entnehmen (Abhandlungen von Specht 
und Eggers: Deutſches Auto-Recht 1929, 309, 421). 

I: 


8 221: 

Der Tatbeſtand des § 221 iſt auch dann erfüllt, wenn 
der Führer eines Kraftfahrzeugs nach einem Unfall (8 7), 
von dem er zwar keine ſichere Kenntnis hat, deſſen Möglich⸗ 
keit er aber annimmt, auch für den Fall, daß er ſich er⸗ 
eignet habe, es unternimmt, ſich der Feſtſtellung des Fahr⸗ 
zeuges und ſeiner Perſon durch die Flucht zu entziehen 
(Recht 1929, 2433 Dat. 1929, 1116 = RGSt. 63, 308). 

8 24 II: 5 

„Halter“ iſt auch im Sinne dieſer Vorſchrift, wer ein 
Kraftfahrzeug für eigene Rechnung im Gebrauch hat, die 
Koſten dafür beſtreitet und die Verfügungsgewalt beſitzt, 
gleichviel, ob er Eigentümer, Nießbraucher, Pächter, Mieter, 
Unternehmer iſt (RG.: DRZ. 1929, 1117 — Recht 1930, 
371 Jurgdſch. 1930, 589). 


G. Verordnung über Kraftfahrzeug verkehr. 
Sl. e Bis 
Wegbenutzer ift auch der auf der Fahrt vorübergehend 
abgeſtiegene und ſein Rad haltende Radfahrer (RG.: Recht 
1929, 1583). 


Das in einer örtlichen Straßenverkehrsordnung (Königs⸗ 


berg i. Pr. 30. Mai 1927) enthaltene Verbot, in Straßen 
erſter Ordnung entgegen der Fahrtrichtung zu halten, findet 
nach § 2 Abſ. I KraftfVerkVO. auf Kraftfahrzeuge ſinngemäße 
Anwendung (KGUrt. v. 13. Mai 1929: DIZ. 1929, 1688). 

8 31: 

Die durch Art. II unter Ziff. 5 Abf. II KraftfVerf®d. 
v. 16. März 1928 mit VO. v. 28. Juni 1929 beſtimmte 
Schonfriſt kommt für ſolche Wagen nicht in Betracht, deren 
Bereifung ſchon den vorher geltenden Vorſchriften nicht ent⸗ 
ſprach (OL G. Dresden: IW. 1929, 2837). 

8 41 Nr. 5: 

1. Die Vorſchriften über die Beleuchtung gelten auch 
für Kraftfahrzeuge, die auf der Straße (wenn auch auf 
einem Parkplatz) halten. Die Beleuchtung des Kraftfahr⸗ 
zeugs durch ſeine eigenen Laternen iſt unnötig, wenn es 
ſchon auf andere Weiſe, z. B. durch eine Straßenlaterne, 
vollſtändig wie durch ſeine eigenen Lichter beleuchtet wird 
(OLG. Jena: Jurgdſch. 1929, 1815 — JW. 1929, 2939). 

2. Stehende Kraftfahrzeuge ſind auch bei Vorhandenſein 
anderer Lichtquellen zu beleuchten, ſolange ſie nicht auch 
räumlich, wie durch Aufſtellung auf einem beſonderen Park⸗ 
platz aus dem Bereich des allgemeinen Verkehrs gezogen ſind 
(OLG. Dresden: JW. 1929, 2837; ebenſo OLG. Darmſtadt; 
Jurgidſch. 1930, 275). 

3. Die Beleuchtungspflicht entfällt, wenn durch andere 
zuverläſſige Beleuchtungsquellen mindeſtens die durch 8 41 
Nr. 5 und 5 11 geforderte Beleuchtung des Fahrzeuges, ins⸗ 
beſondere der hinteren Kennzeichen in ganz zweifelsfreier 
Weiſe gewährleiſtet iſt. Dieſe vorhandenen Lichtquellen müſ⸗ 
fen derart zuverläſſig fein, daß ſie mindeſtens ein ebenſo 
ſicheres Brennen, wie die Lichter des Fahrzeuges gewähr⸗ 
leiſten (OLG. Stuttgart: Jurgdſch. 1929, 2059). 

4. Der Anſicht des BayObsG. (JW. 1929, 2829), daß 
haltende Kraftfahrzeuge nach eingetretener Dunkelheit auch 
bei Vorhandenſein fremder Lichtquellen zu beleuchten ſind, 
wird an ſich beigetreten. Die Beleuchtungspflicht entfällt 
jedoch bei den auf Parkplätzen ſtehenden und ſomit aus dem 
Verkehr gezogenen Fahrzeugen. Der Anſicht des BayObsG., 
man müſſe unterſcheiden, ob der Parkplatz erkennbar und in 
derartiger Weiſe vom öffentlichen Verkehrsgrund abgetrennt 
und abgegrenzt iſt, ſo daß auf ihm ein Durchgangsverkehr 
nicht ſtattfinden kann, wird nicht beigetreten (OLG. Braun⸗ 
ſchweig: JurRdſch. 1930, 480). 

Ile 


g 11: 

Beleuchtungsvorrichtungen von Kraftfahrzeugen brau⸗ 
chen nur bei Dunkelheit oder Nebel vorhanden und vor⸗ 
ſchriftsmäßig zu ſein. Nur Vorrichtungen, die zur Umgehung 
von Vorſchriften (z. B. § 11) beſtimmt ſind, dürfen auch ſchon 
bei Tage nicht vorhanden ſein (OLG. Jena: Jurgidſch. 
1929, 1716). 

8 12: 

Die Verpflichtung zur Erneuerung des Dienſtſtempels 
entſteht erſt, wenn dieſer unkenntlich geworden iſt, nicht 
ſchon, wenn er nicht mehr lesbar it (OLG. Hamburg: Jur⸗ 
Rdſch. 1929, 1557). 


8 16: 

Nach 8 16 KraftfVerkVO. trifft den Führer des Kraft⸗ 
fahrzeugs die Verantwortung für den vorſchriftsmäßigen 
Zuſtand der Ladung auch dann, wenn er das Aufladegeſchäft 
nicht ſelbſt beſorgt, dieſes vielmehr von anderen, ſeiner 
Leitung und Beaufſichtigung nicht unterſtellten Perſonen 
vorgenommen wird (BayObscG.: JW. 1929, 2830). 


8 171: 

1. Es handelt ſich hier nicht um eine die Blankett⸗ 
vorſchrift des § 21 Kraftfc c. ausfüllende Norm (RE. 
63, 250). N 

2. Der Kraftfahrer, der hinter einem Kraftwagen mit 
verdecktem Führerſitz fährt, muß beſonders vorſichtig fahren, 

eil aus jenem das in $ 26 vorgeſchriebene Haltezeichen über⸗ 
haupt nicht abgegeben werden kann (OLG. Dresden: Lg. 
1930, 276). 

3. Rückwärtsſtoßen beim Anfahren kann eine Fahrläſſig⸗ 
keit des Führers darſtellen (OLG. Dresden: JW. 1929, 2837). 

8 1711: 

Die Vorſchrift beruht auf der Erwägung, daß nach dem 
heutigen Stand der Technik jede beläſtigende Rauchentwick⸗ 
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Aufſätze 
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lung eines Kraftfahrzeugs vermieden werden kann und iſt 
N Natur (BaydbeGG.: JW. 1929, 2830). 
IT: 

1. „Beleuchtet“ ift ein Ortsteil nur dann, wenn eine 
längere Strecke derart beleuchtet iſt, daß eine gefahrloſe 
Fahrt ohne ſtarkwirkende Scheinwerſer gewährleiſtet iſt (OLG. 
Königsberg: Jurgddſch. 1929, 1987). 

2. Abblendung von Scheinwerfern, Biluxbeleuchtung: 
Die Frage, ob die Einrichtung der Scheinwerfer den Vor⸗ 
ſchriften entſpricht, iſt an ſich Sache des Tatrichters, wenn 
dieſe aber von einer Weltfirma — Firma Boſch — ſtammt, 
muß der Tatrichter die behauptete Fehlerhaftigkeit der An⸗ 
lage näher darlegen (BayObLE.: Jurgdſch. 1930, 87). 

3. Die Abgabe von Blinkzeichen durch bei Dunkelheit 
einander entgegenkommende Kraftfahrzeuge iſt verkehrsüblich 
und erlaubt (BayObeG.: JW. 1929, 946; OLG. Breslau; 
JurgRdſch. 1930, 481 = DR. 1930, 162). 

8 181: 

Lebhafter Verkehr auf dem Fußgängerſteig löſt die Ver⸗ 
pflichtung des Kraftfahrers zu langſamem Fahren nicht ohne 
weiteres aus, kann dieſe Verpflichtung aber allerdings dann 
begründen, wenn ein Übergreifen dieſes Verkehrs im nächſten 
Augenblick auf den Fahrdamm zu befürchten iſt. Der Senat 
ſchließt ſich hinſichtlich des 8 181 dem RG. an und hält die 
Vorſchrift des § 181 für blankettausfüllend; die bisherige 
entgegengeſetzte Rechtſprechung wird aufgegeben (BayObL®.: 
RevReg. I Nr. 636/29 = Bay. 1930, 41 = DNZ. 1930, 163). 

§ 18 II: 

1. Der Begriff „lebhafter Verkehr“ iſt auch Rechts⸗ 
begriff; da er jedoch dem täglichen Leben angehört, beſteht 
zu näheren tatſächlichen Ausführungen, worin der lebhafte 
Verkehr beſtand, nur im Falle der Beſtreitung oder des 
Swe g ki (Bay Obs G.: DRZ. 1929, 806 und 1133). 


1. Der Führer darf ſich bei der Feſtſtellung ſeiner Fahr⸗ 
geſchwindigkeit auf die Ableſung am Geſchwindigkeitsmeſſer 
beſchränken. Er handelt aber fahrläſſig, wenn er den Meſſer 
in Benutzung nimmt, ohne feine Zuverläſſigkeit geprüft zu 
haben oder wenn er bei der Fahrt Umſtände außer acht läßt, 
die Zweifel an der Genauigkeit des Meſſers erwecken können 
(KG.: Recht 1929, 1587 (a. A. BayObsG., das wegen der 
Unzuverläſſigkeit der Meßvorrichtungen auch Beobachtung 
des Straßenbildes vom Führer verlangt)). 

2. Irrtum über den Begriff des geſchloſſenen Ortsteils 
it zu beachten (OLG. Königsberg: ZW. 1929, 2841 (a. A. 
OLG. Dresden: Zurich. 1928, 1691] ). 

3. Wenn der Führer irrig annimmt, er befinde ſich 
bereits außerhalb des geſchloſſenen Ortsteils, ſo betrifft 
ſein Irrtum nur eine Verwaltungsvorſchrift, welche die 
Blankettbeſtimmung des § 21 KraftfGG. ausfüllt. Ein ſolcher 
Irrtum iſt alſo, wenn nachgewieſen, zu beachten (OLG. 
Königsberg: Jurgdſch. 1929, 1988 [a. A. OLG. Dresden: 
3StW. 46, 285; 47, 358]). 

8 19 III: 

Übermäßiges Hupen: Nach § 19 Abſ. III KraftfG. müſ⸗ 
ſen die Warnungszeichen nicht nur in ſich kurz ſein, ſondern 
die kurzen Einzeltöne dürfen auch nicht andauernd wieder⸗ 
holt werden, da ſie ſonſt zu langanhaltenden werden, welche 
die in weiterem Umkreiſe befindlichen Perſonen, auf die das 
Warnungszeichen ſich nicht bezieht, zu beläſtigen geeignet 
ſind 1911 DI. 1929, 1687). 

211: 


Iſt das Fahrzeug ſo breit und die Straße ſo ſchmal, daß 
das Fahrzeug ſich nicht ganz nach rechts von der Mittellinie 
halten kann, ſo iſt ein beſonderer Umſtand gegeben, welcher 
der Einhaltung der rechten Straßenſeite entgegenſteht. Der 
Führer muß in dieſem Fall aber ſo weit rechts fahren wie 
e Recht 1929, 2036 — DR. 1929, 1139). 


„Für einen Kraftfahrer iſt es nicht ohne weiteres un⸗ 
zuläſſig, gleichzeitig ein Fuhrwerk (nach links) zu überholen 
und einem entgegenkommenden Wegbenutzer (nach rechts) 
auszuweichen. Iſt ausreichend freier Raum vorhanden, ſo 
darf er zwiſchen beiden hindurchfahren. Dabei genügt es aber 
nicht, daß er mit ſeinem Fahrzeug knapp hindurchkommen 
kann, ſondern er muß ausgiebigen Spielraum haben, um bei 
unvorhergeſehenen Seitenbewegungen der anderen Weg⸗ 


benutzer dieſe nicht zu gefährden. Ob ein Fuhrwerk den 
Überblick des Kraftfahrers über die Fahrbahn behindert, 
hängt von ſeiner Beſchaffenheit ab. Bei einem einzelnen 
Radfahrer wird das ſchwerlich der Fall ſein. Auch ein ge⸗ 
wöhnliches Bauernfuhrwerk wird in der Regel die Fahrbahn 
für den Lenker eines Kraftwagens nicht unüberſichtlich machen. 
Dagegen können hochbeladene Fuhrwerke die Überſicht ſo er⸗ 
ſchweren, daß ſich ein Überholen verbietet (RG.: Recht 
1930, 87). 

§ 23T: 

1. Wer beim Überholen an das andere Fahrzeug anſtößt, 
weil er nicht weit genug ſeitwärts fährt, verſtößt gegen das 
12150 links zu überholen (OLG. Jena: Jurgdſch. 1929, 
1717). 

2. Der Begriff des „überholens“ umfaßt die geſamte 
Bewegung des überholenden Fahrzeuges, alſo den Vorgang, 
der mit dem erſten Ausweichen beginnt und mit dem Ab⸗ 
ſchluß der Vorbeifahrt endet. Bricht der Führer angeſichts 
einer drohenden Verengung der Fahrbahn die begonnene 
Bewegung des Überholens wieder ab, bevor fein Fuhrwerk 
die am Verkehr Beteiligten gefährdet, ſo verſtößt er nicht 
gegen das Verbot des Überholens (KG.: IF G. Erg Bd. 
9, 295). 

8 23 IV: 

Die Unüberſichtlichkeit einer Wegſtelle braucht nicht 
Eigenſchaft des Geländes zu ſein, kann vielmehr auch durch 
einen anderen Wegbenützer herbeigeführt werden (RG.: DR. 
1929, 1000 [a. A. BayObs G.: JW. 1927, 2232 und KG.: 
JG. 7 9, 295). 


1. Begriff der „Hauptverkehrsſtraße“, Einfahren in 
ſolche (Abhandlungen von Bezold: Deutſches Auto-Recht 
1929, 369, 385). 

2. Für den Begriff des Hauptverkehrsweges kommt es 
nicht auf den Zuſtand, insbeſondere die Breite der zu ver⸗ 
gleichenden Wege, ſondern lediglich auf ihre Verkehrs⸗ 
bedeutung an, die daran zu ertennen iſt, welcher Weg den 
ſtärkeren Verkehr aufweiſt und bei gleicher Verkehrsſtärke 
den Durchgangsverkehr zwiſchen wichtigen Verkehrspunkten 
vermittelt (RG.: Recht 1929, 2035). 

3. Das RG., 6. ZivSen., das bisher zur Frage des 
Vorfahrtsrechtes noch nicht Stellung genommen hatte, hat 
ſich der bekannten Praxis der Strafgerichte angeſchloſſen. Es 
fordert, daß der Führer des an ſich zur Geſtattung der 
Vorfahrt verpflichteten Fahrzeuges nur dann vorfahren darf, 
wenn er nach Lage der geſamten Umſtände mit Gewiß⸗ 
heit annehmen darf, daß er die Kreuzungsſtelle bereits zu 
dem Zeitpunkt überquert haben werde, in dem das andere 
Fahrzeug den Schnittpunkt der Fahrtlinie erreicht hat. Als 
ſolche Umſtände komnien beiſpielsweiſe die Schnelligkeit der 
beiden Fahrzeuge, ihre Länge, ihre Entfernung vom 
Kreuzungspunkt, die Beſchaffenheit der Wege, in Betracht. 
Darauf, daß der vorfahrtberechtigte Führer ſeine höhere 
Fahrgeſchwindigkeit noch im letzten Augenblick herabſetzen 
werde, darf ſich der vorfahrtpflichtige Führer nicht ver⸗ 
laſſen. Indeſſen gibt das Vorfahrtsrecht dem Vorfahrt⸗ 
berechtigten keinen Freibrief zur Beibehaltung einer über⸗ 
mäßigen Geſchwindigkeit bei Straßenkreuzungen; Nicht⸗ 
beobachtung der Fahrtregeln macht auch ihn haftbar; die 
Ausgleichung der beiderſeits erlittenen Schäden hängt von 
den Umſtänden ab (5 171 Satz 2 KraftfG.: RG. 125, 203 
JW. 1929, 2516). 

4. Die Vorausſetzungen des Vorfahrtsfalles ſind rein 
objektiv zu beurteilen. Der aus dem Seitenweg kommende 
Fahrzeugführer, der ein für allemal verpflichtet iſt, einem 
auf dem Hauptverkehrsweg in der Nähe befindlichen Kraft⸗ 
fahrzeug die Vorfahrt zu laſſen, iſt naturnotwendig gehalten, 
ſich im einzelnen Falle zu vergewiſſern, ob für ihn ein tat⸗ 
ſächlicher Anlaß beſteht, einen anderen vorfahren zu laſſen 
und die Einfahrt zu unterlaſſen, ſolange er ſich nicht dieſe 
Gewißheit verſchafft hat (BayDbL6.: ZW. 1929, 2830). 

5. Das Vorfahrtsrecht beſteht auch dann, wenn eines 
der ſich kreuzenden Fahrzeuge einen gewiſſen Vorſprung hat, 
ſofern mit der Gefahr eines Zuſammentreffens auf der 
Kreuzung zu rechnen iſt (KG.: JurRdſch. 1929, 1718; OLG. 
Dresden: LZ. 1930, 277). 

6. Das Vorfahrtsrecht ſetzt nicht voraus, daß die kreu⸗ 
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zenden Fahrzeuge gleichzeitig auf die Kreuzung gelangen, 
ſondern beſteht auch, wenn ein Fahrzeug zwar einen gewiſſen 
Vorſprung vor dem anderen hat, ſofern unter Berückſich⸗ 
tigung der geſamten Umſtände, insbeſondere der Geſchwindig⸗ 
keit, mit der Gefahr eines Zuſammentreffens auf der Kreu⸗ 
zung zu rechnen iſt (KG.: JW. 1929, 2066 und Goltd Arch. 
74, 90). 

7. Die Vorſchrift bezieht ſich nicht auf Fahrzeuge, die 
in einer Straße aufeinander zufahren und von denen eines 
die Fahrbahn des anderen ſchneidet, ſie gilt nur für Fahr⸗ 
zeuge, die ſich ineinander kreuzenden Straßen begegnen (OLG. 
Jena: JW. 1929, 2832 (a. A. BayobsG.: JW. 1929, 
2827 und R.: ſiehe folgende Nr. 9). 

8. Ein Vorfahrtsfall iſt nicht gegeben, wenn zwei Kraft⸗ 
fahrer auf jeder von zwei ſich kreuzenden Straßen auf die 
Straßenkreuzung losfahren, der von rechts Fahrende ge⸗ 
radeaus, der von links Fahrende dagegen nach rechts in die 
andere Straße einbiegen will (RG.: Deutſches Auto-Recht 
1930, 10 = Recht 1930, 90). 

9. Die Vorschrift findet auch Anwendung, wenn zwei 
Kraftfahrzeuge ſich zunächſt parallel auf der gleichen Straße 
aufeinander zu bewegen und alsdann das eine, nach rechts in 
einen Seitenweg abbiegende die Fahrtlinie des anderen 
ſchneidet (RGSt. 63, 263 = DRZ. 1929, 1118 lebenſo Bay⸗ 
Obs G.: ZW. 1929, 2827). 

10. Wenn die Verkehrsbedeutung der kreuzenden Stra⸗ 
ßen zweifelhaft iſt, muß der Vorfahrtberechtigte damit rech⸗ 
nen, daß das Vorfahrtrecht von anderen Wegbenutzern anders 
beurteilt wird und ſich auf dieſe Möglichkeit durch Verminde⸗ 
ang 95 Geſchwindigkeit einſtellen (Bay obe G.: Goltd Arch. 

„ 91). 

11. Der Begriff des „Hauptverkehrsweges“ iſt an ſich 
ein Begriff des Reichsrechts, deſſen Anwendbarkeit der richter⸗ 
lichen Entſcheidung unterliegt. Das Verhältnis zwiſchen 
Hauptverkehrsweg und Seitenwegen iſt nach der Bedeutung 
der Wege für den auf jenen ſich abſpielenden Verkehr zu be⸗ 
urteilen. Sollte das Verhältnis von Hauptverkehrswegen 
und Seitenwegen jedoch in der Polizeiverordnung einer 
Großſtadt geregelt ſein, ſo iſt bis zum Nachweis des Gegen⸗ 
teils anzunehmen, daß dieſe Regelung nach Maßgabe des 
Reichsrechts getroffen iſt; zur Widerlegung im Einzelfalle 
bedarf es ganz beſonders wichtiger Gründe (RGSt. 63, 413). 

26: 


1. Die Vorſchrift, daß die Abſicht des Stillhaltens durch 
ſenkrechtes Hochhalten des Armes anzuzeigen ſei, iſt bei 
Kraftwagen mit geſchloſſenem Aufbau undurchführbar; ſolche 
Wagen bedürfen auch keiner als Stoppzeichen dienenden 
mechaniſchen Einrichtung (KG.: Recht 1929, 1588). 

2. Die Pflicht zur Abgabe von Zeichen iſt unabhängig 
von der Bauart des Wagens. Erlaubt letztere nicht die 
Zeichenabgabe mit der Hand, ſo muß die Abgabe durch eine 
mechaniſche Vorrichtung erfolgen; fehlt auch dieſe, ſo darf 
der Führer den Wagen nicht am Straßenverkehr teilnehmen 
2010 (a. M. Müller) (OLG. Hamburg: Jurgdſch. 1929, 
2070). 

3. Zeichenabgabe aus geſchloſſenem Wagen (Aufſatz von 
5 Schläger: LZ. 1930, 174). 

271: 


Das Haltezeichen des Polizeibeamten wirkt, auch wenn 
dieſer den Arm wieder ſinken läßt, noch ſo lange fort, als ſich 
aus der geſamten Haltung des Beamten für die Verkehrs⸗ 
teilnehmer deſſen Wille, es fortbeſtehen zu laſſen, deutlich 
ergibt (BayObL®.: Jurgſch. 1929, 1637 DR. 1929, 
810 JW. 1929, 2830). 

8 281: 

1. Durch eine Polizeiverordnung kann eine den Richter 
bindende Beſtimmung des Begriffs „verkehrshindernd“ i. S. 
von 8 28 BD. nicht getroffen werden. Jene kann aber ein 
wirkſames Verbot der Aufſtellung von Kraftfahrzeugen, alſo 
eine polizeiliche Anordnung i. S. von 821 KraftfGf. mit 
8 301 KraftfVerkVO. fein. Entſcheidend iſt, ob die Art der 
Aufſtellung des Kraftwagens geeignet iſt, den Verkehr zu 
behindern; die tatſächliche Behinderung braucht nicht feſt⸗ 
geſtellt zu werden (OSG. Karlsruhe: JW. 1929, 2630). 
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2. Polizeivorſchriften, die Parkverbote für Kraftfahr⸗ 
zeuge allein enthalten, können nicht auf 830 VO. ges 
ſtützt werden; die Zuläſſigkeit der Aufſtellung des Kraftfahr⸗ 
zeuges iſt vielmehr lediglich nach S 28 VO. zu beurteilen 
(KG.: DIZ. 1929, 1213). 

3. Die Vorſchrift verbietet die Aufſtellung von Kraft⸗ 
wagen nicht nur in, ſondern auch an ſcharfen Weg⸗ 
krümmungen, alſo auch eine ſolche Aufſtellung, bei der der 
Wagen zwar in den Auslauf der Krümmung, aber doch ſo 
nahe bei ihr zu ſtehen kommt, daß die durch die Krümmung 
gegebene Verkehrserſchwerung ſich noch auf den Aufſtellungs⸗ 
ort auswirkt. Tatſächliche Behinderung des Verkehrs braucht 
nicht gegeben zu fein (Bayobe GG.: JW. 1929, 2830 — 
JurRdſch. 1929, 1638; ebenſo KG.: Recht 1929, 2437). 

8 28 II: 

Unerlaubte Entfernung vom Fahrzeug. Im Sinne des 
§ 2811 Satz 2 entfernt ſich der Führer von dem Fahrzeug 
nur dann, wenn er infolge des von ihm hergeſtellten räum⸗ 
lichen Abſtands nicht mehr in der Lage iſt, zu verhindern, 
daß ein Unbefugter das Auto in Betrieb ſetzt, d. h. in Fahrt 
bringt. Die Entfernung kann ſich je nach den Umſtänden des 
einzelnen Falles verſchieden geſtalten (KG.: Recht 1929, 
2038). 

8295 

Bei Ausfahrt aus Grundſtücken darf die Gehbahn von 
Kraftfahrzeugen befahren werden, wenn das Vorhandenſein 
einer Ausfahrt für das Publikum erkennbar iſt. Iſt dies 
nicht der Fall, ſo muß der Kraftfahrer, während er die 
Gehbahn kreuzt, abſitzen und das Kraftrad ſchieben. Auf den 
Fußgängerverkehr iſt entſprechend Rückſicht zu nehmen 
8 171 WO.); erforderlichenfalls find Warnungszeichen zu 
geben (OLG. Dresden: Goltd Arch. 74, 93). 

8 30: 

1. Allgemeine polizeiliche Vorſchriften, die eine dauernde 
Wegſperrung anordnen, müſſen in ihrem Wortlaut die ge⸗ 
ſperrten Wege genau bezeichnen; die Verweiſung auf beſon⸗ 
dere Bezeichnung durch Straßenſchilder genügt nicht (RG.: 
Recht 1929, 1590). 

2. Gegenüber den reichsrechtlichen Beſtimmungen, welche 
die Faſſung des 8 23 BRVO. v. 3. Febr. 1910 geändert 
haben, haben frühere gemeindepolizeiliche Vorſchriften, die 
einen Weg „um der Sicherheit des Verkehrs willen“ ſperrten, 
für den Kraftwagenverkehr keine Gültigkeit mehr (OLG. 
Dresden: JW. 1929, 2838). 


3. Straßenſperrung für den Durchgangsverkehr erſtreckt 
ſich nicht auf den Anliegerverkehr (KG.: Recht 1929, 2438). 

4. Durch die geſetzlich nicht mehr zuläſſige Forderung 
von Wegabnützungsgebühren wird eine Wegſperre nicht un⸗ 
gültig (BayObL®.: Nevfteg. I Nr. 825/29). 


H. Reichs⸗Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung 
des Reichsgeſetzes über die Anderung des Kraft⸗ 
fahrzeugſteuergeſetzes v. 15. Mai 1926. 


818 

Zu beſonderen Vorausleiſtungen nach Art. 29 Abſ. II 
Bay VezO. kann der Inhaber des Betriebes und der Eigen⸗ 
tümer oder Beſitzer des Grundſtücks dann nicht herangezogen 
werden, wenn die eine außergewöhnliche Abnutzung der Be⸗ 
zirksſtraßen verurſachenden Laſtfuhren durch Kraftfahrzeuge 
geleiſtet werden (Bay VerwGerH. 50, 151). 


Zuſatz. 


Der JW. 1929, 2798 zu 8 12 KraftfG. gegebene Auszug aus RG. 
123, 40 JW. 1929, 916 = Jurgidſch. 1929, 935 hat zu Mißverſtänd⸗ 
niffen geführt und wird wie folgt berichtigt: Haftet der Kraftfahrzeug⸗ 
halter nur nach dem Kraftf®., jo find die Leiſtungen der Sozialverſiche⸗ 
rung nicht an dem Betrage des vollen wirklichen Schadens zu kürzen, 
ſondern an dem Betrage des in den Grenzen des § 12 KraftfG. feſt⸗ 
geſtellten Schadens. Auch auf die Verſicherungsträger geht daher nur 
derjenige Betrag des Schadens über, der innerhalb der Grenzen des 
812 liegt und durch die Leiſtungen der Verſicherungsträger gedeckt 
wurde ($ 1542 RVO .). OStA. Dittmann, München. 


59. Jahrg. 1930 Heft 38] 
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Die Bahnpolizei als Betriebspolizei in ihrem verhältnis zur öffentlichen 
(Orts⸗) Polizei. 


(Betrachtungen über die Rechtſprechung.) 
Von Oberregierungsrat Dr. G. Müller, ſt. Vertreter des Polizeipräſidenten in Eſſen. 


Schrifttum und Rſpr. über die Bahnpolizei in ihrem 
Verhältnis zur Ortspolizei als der allgemeinen, öffentlichen 
Polizei, d. h. über die Frage, ob und inwieweit mit Rückſicht 
auf das Vorhandenſein einer Bahnpolizei das Bahngebiet 
dem Machtbereich der ordentlichen Polizei entzogen iſt, ſtehen 
in gegenſeitiger Anlehnung auf dem Standpunkt, daß Bahn⸗ 
polizei und Ortspolizei koordinierte Polizeiorgane ſeien. 
Aus der ſo unterſtellten Koordination wird innerhalb 
des Bahngebietes eine mehr oder weniger ausſchließliche Vor⸗ 
rangſtellung der Bahnpolizei vor der allgemeinen Polizei ab⸗ 
geleitet. Das iſt ein Ergebnis, welches aus dem Geſichtspunkte 
der allgemeinpolizeilichen Praxis heraus untragbar iſt, weil 
es im Widerſpruch ſteht zu ſtaatspolitiſchen Notwendigkeiten. 
Seitens der alten Staatsbahnen wurde die Zuſtändigkeit der 
ordentlichen Polizei im Bahngebiet gar nicht beſtritten, wenig⸗ 
ſtens nicht inſoweit, als es ſich um den allgemeinen ortspolizei⸗ 
lichen Sicherheits- und Ordnungsdienſt handelt. Das Auftreten 
von uniformierten ſtaatlichen oder auch kommunalen Orts⸗ 
polizeibeamten im Bahngebiet beſonders auf den Bahnhöfen 
als ſelbſtverſtändlich wurde von den Bahndienſtſtellen nicht 
nur geduldet, ſondern auch verlangt. Es beſtand daher für den 
Polizeifachmann bis vor kurzem gar kein Anlaß, ſich mit 
der Frage theoretiſch zu befaſſen. Die Fälle, in welchen Straf⸗ 
verfahren — etwa wegen Widerſtandes — die Gerichte mit der 
Zuſtändigkeitsfrage beſchäftigten, waren ihrem Gegenſtand 
nach nicht bedeutend genug, als daß ſie den Polizeiverwaltern 
hätten Anlaß geben können, nach Abgabe der Akten an die 
Staatsanwaltſchaft auf ihren Verlauf Einfluß zu nehmen. 
Die vom ProG. zugunſten der Bahndienſtſtellen ent⸗ 
ſchiedenen Verfahren betrafen Fälle, in welchen tatſächlich 
durch beſondere Norm eine Materie — etwa der Ausbau 
des Bahnkörpers oder die Beleuchtung der Bahnanlagen — 
dem Einfluß der Ortspolizei entzogen war. So kam es, daß 
bisher das eigentliche hier zu behandelnde Problem nicht in 
geeigneter Weiſe von Vertretern der ordentlichen Polizei an 
die Gerichte herangetragen und vertreten worden iſt. Nur ſo 
konnte es geſchehen, daß die einmal irgendwo zuerſt formulierte 
irrtümliche Unterſtellung einer durch keinerlei geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften gerechtfertigten „Koordination“ der Bahnpolizei mit 
der allgemeinen Polizei, teilweiſe ſogar die Annahme einer 
durch Sondervorſchrift angeblich gewollten Vorrangſtellung 
der Bahnpolizei im Bahngebiet in die Rſpr. Einlaß fand. 
Die zahlreichen mir bekannten Urt., ſelbſt die, welche in erſter 
Linie gegen meine Meinung angeführt werden, bewegen ſich 
in ihrem Zuſammenhang ganz in der Richtung meiner 
Schlußfolgerungen, wenn ſie auch denſelben nicht bis ans 
letzte Ziel, d. h. zur Ablehnung der Koordination und zur 
Theſe von der unbedingten Vorrangſtellung der ordentlichen 
Polizei folgen (vgl. namentlich das Urt. RGSt. 37, 360, 
das auszugsweiſe gern von den Gegnern zitiert wird, aber 
in ſeiner zuſammenhängenden Begründung und im Ergebnis 
wohl für, aber nicht gegen meine Meinung ſpricht). 


Heute iſt der Zuſtändigkeitskonflikt akut, und das Thema 
für den juriſtiſchen Polizeifachmann dadurch aktuell geworden, 
daß die Reichsbahngeſellſchaft neuerdings, in der Hauptſache 
wohl aus Preſtigegründen und, um ſo zu betonen, daß ihr 
auch als Privatgeſellſchaft hoheitsrechtliche Funktionen ver⸗ 
blieben ſind, eine eigene beſonders uniformierte reine Bahn⸗ 
polizeiexekutive — den „Streifendienſt“ — herausgeſtellt 
hat, nunmehr im Gegenſatz zur Praxis ihrer Rechtsvor⸗ 
gängerinnen der Staatsbahnen bzw. der Reichsbahn für dieſe 
Exekutive ausſchließliche Zuſtändigkeit auch in Bezug auf den 
allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsdienſt im Bahngebiet 
in Anſpruch nimmt und demgemäß den ordentlichen Polizei⸗ 
verwaltern die Befugnis abſtreitet, im Bahngebiet erforder⸗ 
lichenfalls ordentliche, insbeſ. uniformierte Exekutivkräfte ein⸗ 
zuſetzen (etwa für den Sicherheitsdienſt beim Empfing pro⸗ 
minenter Auslandsvertreter). 


Die ſo von den Reichsbahndienſtſtellen in Anſpruch ge⸗ 
nommene polizeiliche „Exterritorialität“ des Bahngebiets ver⸗ 
neine ich aus rechtlichen ſowie organiſatoriſchen Gründen 
und, wie ſchon betont, unter Geltendmachung von ſachlich⸗ 
ſtaatspolitiſchen Notwendigkeiten. Dieſe letzteren möchte ich, 
wie folgt zuſammenfaſſen: Die Verantwortung für Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung im geſamten Staatsgebiet kann nur 
getragen werden von einer einheitlich zuſammengefaßten 
Landes⸗ und Ortspolizei. Die Verantwortlichkeit eines ört⸗ 
lichen Polizeiverwalters erſtreckt ſich über das ganze Gebiet 
feiner örtlichen Zuſtändigkeit und darf nicht dadurch erſchwert 
werden, daß durch die Herausſchälung des Bahngebiets ſich 
in dieſem Verhältniſſe entwickeln können, die im Widerſpruch 
ſtehen zur Handhabung des Polizeidienſtes im ganzen Bezirk. 
Wohl darf der Polizeiverwalter bei der Handhabung des 
örtlichen Sicherheits- und Ordnungsdienſtes die Intereſſen 
des großen überlokalen Verkehrs nicht ſtören, wenn nicht 
zwingende Gründe das gebieten. Aber die allgemeinen 
Intereſſen des Staates ſtehen über den engeren 
Intereſſen der Allgemeinheit an einem geord⸗ 
neten Eiſenbahnbetrieb, und die Sicherheit und 
Ordnung im Bahngebiet iſt nicht loszulöſen von 
Sicherheit und Ordnung im geſamten Polizei⸗ 
bezirk. Deshalb kann der Polizeiverwalter grundſätzlich auf 
ſein Recht, im Bahngebiet ordentliche Polizeikräfte im Be⸗ 
darfsfall einzuſetzen, ebenſowenig verzichten, wie er die Ver⸗ 
antwortung für Ruhe und Sicherheit nicht grundsätzlich auf 
die Bahnpolizei abwälzen darf. 

Die Anerkennung einer Exterritorialität des Bahngebiets 
für den ortspolizeilichen Sicherheitsdienſt würde nichts ande⸗ 
res bedeuten als die Aufgabe lebenswichtiger 
Hoheitsrechte in dieſem Gebiet, das ſich wie ein Netz 
über das ganze Reich erſtreckt. Eine exterritoriale Bahn⸗ 
polizei für dieſes im Beſitz einer, wenn auch privilegierten 
Privatgeſellſchaft befindliche Bahnnetz bedeutet die 
Anerkennung eines „Staates im Staate“ und birgt für 
dieſen — wenigſtens iheovetiih — um fo größere Gefahren, 
als der Staat nach dem heutigen Rechtszuſtand gar keinen 
Einfluß auf die Auswahl, Ausbildung und ſtaatsmoraliſche 
Erziehung der „Bahnpolizeibeamten“ i. S. des § 74 EiſB⸗ 
BetrO. hat. Angeſichts dieſer Erwägungen ſtaatspolitiſcher 
Art könnte ich mir eine Koordination der Bahnpolizei mit 
der ordentlichen Polizei allenfalls in der Form als möglich 
denken, daß ſie als eine Spezialexekutive in der Hand des 
ordentlichen Ortspolizeiverwalters neben ihrem reinen Be⸗ 
triebsdienſt Ortspolizeidienſt im Bahngebiet verſehen würde. 
Nach der heutigen Rechtslage hat aber der Ortspolizei⸗ 
verwalter keinerlei Einfluß auf die Bahnpolizeibeamten als 
ſolche, ebenſowenig wie auf die Bahnpolizeiverwaltung, und 
nach § 75 EiſBBetrO. haben die auf das Bahngebiet be⸗ 
ſchränkten Bahnpolizeibeamten nicht Ortspolizeidienſt zu ver⸗ 
richten, ſondern nur Betriebspolizeidienſt. Durch die An⸗ 
erkennung einer koordinierten Bahnpolizeiverwaltung neben 
der ordentlichen Landes⸗ und Ortspolizei aber wäre der durch 
die Staatsnotwendigkeiten gebotene und in Rechtſprechung 
und Schrifttum mit Recht immer wieder betonte Grundſatz 
der Einheitlichkeit der ſtaatlichen Polizeihoheit durchbrochen, 
da keine gemeinſame Spitze vorhanden iſt, die eine einheitliche 
Handhabung der Polizeihoheit gewahrleiſten köunte. Dieſe 
iſt aber reſtlos dann gewährleiſtet, wenn unter Ablehnung 
einer Koordination eine Vorrangſtellung der ordent⸗ 
lichen Staatspolizei auch im Bahngebiet, wie ich ſie 
vertrete, nicht in Zweifel gezogen wird. Mit der Anerkennung 
meiner Auffaſſung iſt gleichzeitig ohne weiteres die falſche 
Anwendung des in der Rechtſprechung namentlich auch vom 
PrOVG. (vgl. OVG. 57, 343) formulierten Argumentes 
ſtaatspolitiſcher Art ſür die grundſätzliche Vorrangſtellung 
der Bahnpolizei richtig geſtellt, nach welchem es mit einer 
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ordnungsmäßigen Handhabung der Polizei unvereinbar iſt, 
daß innerhalb desſelben räumlichen Wirkungskreiſes zwei 
verſchiedene Polizeiorgane zur Wahrnehmung desſelben öffent⸗ 
lichen Intereſſes ſelbſtändig einzuſchreiten hätten. Führt die 
ordentliche Polizei und arbeitet die Bahnpolizei ſelbſt⸗ 
verſtändlich unter ihrer Führung, dann kann von einem 
Nebeneinander zweier verſchiedener Polizeien nicht die Rede 
ſein. Das iſt übrigens das einzige ſachliche Argument, 
welches mannigfach variiert unter der falſchen Voraus⸗ 
ſetzung der Koordination beider Polizeien in der Recht⸗ 
ſprechung immer wieder für die Begründung einer Vorrang⸗ 
ſtellung der Bahnpolizei im Bahngebiet geltend gemacht 
wird, während es gerade für meine Meinung ausſchlag⸗ 
gebend bleiben muß. 


Auch die Verſuche, dieſe Vorrangſtellung durch rechtliche 
Schlußfolgerungen aus den Beſtimmungen der EiſBBetrO., 
namentlich aus deren § 75 Abſ. 1 herzuleiten, ſind abwegig. 
Daß das überhaupt verſucht wird, muß für den, der die 
Frage rein ſachlich und nicht aus Reſſortintereſſen heraus 
prüft, unverſtändlich ſein, wenn und ſobald ausgegangen 
wird von den ſtaatsnotwendigen Intereſſen, wie ich ſie for⸗ 
muliert habe. Nur durch eine ausdrückliche, jeden Zweifel 
ausſchließende Norm könnte die Zuſtändigkeit der ordent⸗ 
lichen Polizei für die Handhabung der Orts polizei im 
Bahngebiet beſchränkt oder ausgeſchloſſen werden. Das 
iſt aber bislang nicht geſchehen. Nur einzelne Materien 
ſind durch ſpezielle Norm aus den generellen Befugniſſen 
der ordentlichen Polizei ausdrücklich herausgeſchält (Bau des 
Bahnkörpers). Eine ſpezielle Norm, welche der Ortspolizei 
bei ihrer Fürſorge um die allgemeine Ruhe, Sicherheit 
und Ordnung im geſamten Polizeigebiet eine Schranke ſetzt, 
gibt es nicht (hierzu OV. 5, 340 und 5, 246). Wohl aber be⸗ 
ſchränkt der Abſ. 1 des § 75 EiſBBetrO. die Zuſtändigkeit 
der Bahnpolizeibeamten und wenn in dem ſchon er⸗ 
wähnten Urteil RGSt. 37, 260 neben der abwegigen Be⸗ 
tonung der Koordination geſagt iſt: „die Zuſtändigkeit der 
Ortspolizeibehörde findet ihre Schranke an der räumlich und 
ſachlich begründeten Zuſtändigkeit der Bahnpolizeibehörde“, 
ſo iſt das eine recht willkürliche und irreführende Umkehrung 
des Wortlautes des § 75 Abſ. 1 Eiſ BBetrO. Es wird da⸗ 
durch der Anſchein erweckt, als ſei hier eine (beſchränkende) 
Abgrenzung der Befugniſſe der allgemeinen Polizei be⸗ 
abſichtigt. — Tatſächlich ſetzt der § 75 Abſ. 1 lediglich für 
die Bahnpolizei örtliche und ſachliche Schranken. Die 
Gefahr dieſer Umkehrung des Wortlautes des § 751 liegt 
darin, daß von den Gegnern meiner Meinung überſehen wird, 
daß der Ortspolizei die Überſchreitung der räumlichen 
Schranke dann geſtattet bleibt, wenn und ſoweit nicht gleich⸗ 
zeitig die ſachliche Schranke herabgelaſſen iſt, während um⸗ 
gekehrt eine Überſchreitung der Grenze des Bahngebiets für 
die Bahnpolizei nicht in Frage kommt. Die örtliche Schranke 
iſt für ſie ſtets geſchloſſen, ebenſo wie ſie ſachlich nach 8 75 
beſchränkt bleibt auf die polizeilichen Intereſſen des Eiſen⸗ 
bahnbetriebs und Verkehrs. Das hebt übrigens dieſelbe Ent⸗ 
ſcheidung ausdrücklich (auf S. 263 unten) hervor mit den 
Worten: „Handelt es ſich dagegen bei einer polizeilichen An⸗ 
ordnung um den Schutz eines Intereſſengebietes, welches mit 
der Bahnpolizei nichts zu tun hat oder über den Zu⸗ 
ſtändigkeitsrahmen derſelben hinausgeht, fo 
greift die ſachliche Zuſtändigkeit der Ortspolizeibehörde 
Platz.“ 

Der Sinn des § 75 Abſ. 1 i. Verb. m. § 77 Eif BBetrO. 
iſt der, daß die Bahnpolizeibeamten im Bahngebiet auch, 
d. h. neben den ordentlichen Polizeibeamten Träger der 
Polizeigewalt ſein ſollen. 


Zugegeben, daß, wie das angeführte Urteil zum Ausdruck 
bringt, die Ortspolizei der Reichsbahn verwaltung, als 
der Trägerin der Bahnpolizei keine Anweiſung geben darf 
in Sachen des reinen Eiſenbahnverkehrs und ⸗be⸗ 
triebs — die Reichsbahnverwaltung kann ſich deshalb und 
unter Bezugnahme auf ihre bahnpolizeilichen Befugniſſe nicht 
jeglicher Beeinfluſſung durch die Ortspolizei entziehen. Die 
Zwangsmittel des § 132 Pre VG. z. B. find auch gegen die 
Reichsbahnverwaltung anwendbar (vgl. OV. 5, 68; 23, 377), 
und darin ſehe ich einen weiteren ausſchlaggebenden recht⸗ 
lichen Grund für die Ablehnung der Koordination von Bahn⸗ 


und Ortspolizei, der zur Unterſtützung der oben dargelegten 
ſtaatspolitiſchen Begründung hervorzuheben war. 

Abgeſehen von den gegen die „Toordination“ geltend 
gemachten Gründen ſtaatspolitiſcher und rechtlicher Art ſpre⸗ 
chen für meine Meinung auch ſolche tatſächlicher bzw. organi⸗ 
ſatoriſch⸗rechtlicher Natur: Notwendige Vorausſetzung für die 
Koordination wäre doch wohl zunächſt, daß die Bahnpolizei⸗ 
verwaltung mit gleichen Machtbefugniſſen ausgeſtattet wäre, 
wie die allgemeine Polizei; und da zeigt ſich von vornherein 
der weſentliche Unterſchied, daß die Bahnpolizei⸗Verwaltungs⸗ 
ſtellen nicht wie die Ortspolizeien ermächtigt ſind, Polizei⸗ 
verordnungen zu erlaſſen und ſo Polizeirecht zu ſchaffen. 
Mag ihnen nach § 77 EiſBBetrO. die Befugnis eingeräumt 
ein, allgemeine Anordnungen zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung im Bahngebiet zu erlaſſen, ſo finden dieſe An⸗ 
ordnungen ihre Sanktion nicht in einem Hoheitsakt der 
Bahnpolizei, ſondern in der EiſBBetrO. Andererſeits er⸗ 
ſtreckt ſich die Wirkung der orts- und landespolizeilichen Ver⸗ 
ordnung ohne weiteres auch in das Bahngebiet hinein, ſo⸗ 
weit dadurch nicht reine Belange des Eiſenbahnverkehrs und 
⸗betriebes berührt werden. Das iſt eine ſelbſtverſtändliche 
Schlußfolgerung aus der Tatſache, daß das Polizeiverord⸗ 
nungsrecht der Länderbehörden nicht in Frage geſtellt werden 
darf, ſoweit es ſich nicht mit reichsrechtlichen Vorſchriften 
in Widerſpruch ſetzt (vgl. das Ergebnis des RGSt. 37, 263, 
worin die Wirkſamkeit der Ortspolizeiſtunde in einer Bahn⸗ 
hofswirtſchaft anerkannt iſt). Eine weitere Vorausſetzung für 
die Annahme der Koordination wäre, daß die Bahnpolizei 
legaliter mit einer Exekutive ausgeſtattet wäre, die als der 
Exekutive der Ortspolizei, insbeſondere der Schutzpolizei und 
Landjägerei gleichgeordnet erachtet werden könnte. Das iſt 
nicht der Fall. 

Die Frage, wer Bahnpolizeibeamter iſt, iſt im 
§ 74 Eiſ BBetroO. erſchöpfend geregelt. In der Aufzählung 
dieſes Paragraphen find die Angehörigen des „Streifen⸗ 
dienſtes“ als die eines reinen Ordnungs⸗ und 
Sicherheitsdienſtes, nicht enthalten, ebenſowenig wie 
die Angehörigen eines beſonderen Bahn⸗Kriminalpolizei⸗ 
dienſtes der ſog. „Überwachungsſtellen“. Dieſe Überwachungs⸗ 
ſtellen ſind in der Inflations⸗ und Nachinflationszeit mit 
Zuſtimmung der Innenminiſterien der einzelnen Länder ein⸗ 
gerichtet und ausgebaut worden. Bemerkenswert — und ganz 
im Sinne meiner Auffaſſung — iſt die Tatſache, daß bei den 
zwiſchen den beteiligten Miniſterien über den Ausbau der 
Überwachungsſtellen in Preußen gepflogenen Verhandlungen, 
wenigſtens ſoweit deren Inhalt ſich aus dem in der Gen Pfg. 
des Juſt Min., des Inn Min. und des RVerkMin. v. 31. März 
1923 niedergelegten Ergebnis beurteilt werden kann, die 
Reichsbahngeſellſchaft ſich nicht auf den Standpunkt geſtellt 
hat, daß ſie den Überwachungsdienſt durchführen könnte mit 
den vorhandenen Bahnpolizeibeamten nach § 74 EiſBBetroO. 
Die Perſonalfrage wurde in der Weiſe geregelt, daß die für 
den reinen Kriminaldienſt im Reichsbahngebiet (Überwachungs⸗ 
ſtellen) beſtimmten Beamten von den zuſtändigen Regierungs⸗ 
präſidenten zu Hilfspolizeibeamten zu ernennen ſeien und daß 
die fo zu Hilfspolizeibeamten ernannten „Eiſenbahnfahn⸗ 
dungsbeamten“ ohne weiteres Hilfsbeamte der Staats⸗ 
anwaltſchaft ſein ſollten. Daß hier nicht einfach auf die 
„Eiſenbahnpolizeibeamten“ nach $ 74 EiſBBetroO. zu⸗ 
rückgegriffen wurde — trotzdem die Überwachungsbeamten, wie 
ſich das aus dem Zweck der Einrichtung ergab, in ihrer über⸗ 
wiegenden Mehrheit aus den ſachverſtändigen Eiſenbahn⸗ 
betriebsbeamten der 88 45 Ziff. 1—11, 74 EiſBBetrdO. ſich 
rekrutieren, iſt der beſte Beweis dafür, daß man in jenen 
Verhandlungen nicht der Auffaſſung war, daß die Eiſenbahn⸗ 
betriebsbeamten ohne weiteres in ihrer Eigenſchaft als Bahn⸗ 
polizeibeamte, mit den Befugniſſen ausgeſtattet ſeien, um 
— losgelöſt von ihrer Betriebstätigkeit —, als polizeiliche 
Exekutivbeamte aufzutreten. Dieſe Auffaſſung wäre auch nicht 
zu vertreten geweſen, weil ja die Bahnpolizeibeamten, ab⸗ 
geſehen von ihrer betrieblichen Gebundenheit nicht das Feſt⸗ 
nahmerecht der Polizei⸗ und Sicherheitsbeamten haben, wie 
es in 8 127 Abſ. 2 StPO. umſchrieben iſt, ſondern nur das 
„Jedermann“ zuſtehende Recht zur vorläufigen Feſtnahme 
auf friſcher Tat Verfolgter. Dieſem „Jedermann“ zuſtehende 
Recht zur vorläufigen Feſtnahme gegenüber iſt die in $ 75 
Eiſ B BetrO. normierte Befugnis zur Feſtnahme nichts be⸗ 
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ſonderes, keinesfalls ein „Mehr“. $ 75 enthält vielmehr 
eher eine Einſchränkung des Rechts nach § 127 Abſ. 1 StPO., 
indem er den Bahnpolizeibeamten einſchränkende Verhaltungs⸗ 
maßregeln gibt. Aus dieſer Erwägung heraus iſt feſtzuſtellen, 
daß ein nicht zu den Eiſenbahnfahndungsbeamten zählender 
Bahnpolizeibeamter, der heute einen Taſchendieb beobachtet, 
ihn aber nicht verfolgen kann, wenn er ihn morgen wieder⸗ 
erkennt und ſtellen könnte, nicht befugt iſt, ihn feſtzunehmen. 

Nur Handlungen der Eiſenbahnpolizeibeamten, die mit 
ihrem Betriebsdienſt, wenn auch nur loſe im Zuſammenhang 
ſtehen, ſind polizeiliche Exekutivhandlungen. Die Polizei⸗ 
beamteneigenſchaft bleibt abhängig vom Betriebsdienſt, und 
es geht über den Rahmen der nach dem Reichs⸗ 
bahngeſetz der Reichsbahngeſellſchaft belaſſenen 
öffentlich- rechtlichen Befugniſſe, wenn dieſe jetzt 
dazu übergegangen iſt, die Zahl der im 8 74 Eiſ B Betr. 
aufgezählten 15 Gruppen von Bahnpolizeibeamten durch eine 
ſechzehnte, die der vom eigentlichen Betriebsdienſt vollkommen 
losgelöſten Bahnpolizeibeamten, das ſind die Beamten des 
„Streifendienſtes“, zu ergänzen. Dieſe Beamten haben, 
da fie nicht den Betriebsdienſt nach 8 74 Ziff. 1—15 aus⸗ 
üben und da keine andere geſetzliche Ermächtigung, ſie zu 
Bahnpolizeibeamten zu ernennen, gegeben iſt, überhaupt nicht 
die Eigenſchaft von Polizeibeamten. Sie könnten ſie allen⸗ 
falls erlangen, wenn ſie vom Regierungspräſidenten zu 
Hilfspolizeibeamten ernannt würden, gleich den Eiſenbahn⸗ 
fahndungsbeamten. Die Legalität einer „reinen Polizei⸗ 
exekutive“ in der Hand der Reichsbahngeſellſchaft iſt alſo zu 
verneinen. Soweit bei den Überwachungsſtellen Bahnbedienſtete 
nur mit kriminalpolizeilicher Tätigkeit beſchäftigt ſind, han⸗ 
deln ſie kraft beſonderer Beſtellung durch den Regierungs⸗ 
präſidenten als Hilfspolizeibeamte der Landespolizei, alſo 
als ordentliche Polizei. Die Bahnpolizei kann danach alſo 
auch aus dem tatſächlichen Grunde nicht als der ordentlichen 
Polizei koordiniert gelten, weil ſie weder koordinierte Macht⸗ 
befugniſſe hat noch über eine koordinierte Polizeiexekutive 
verfügt. Eine Koordination iſt auch gar nicht nötig, denn 
Sinn und Zweck der Bahnpolizei in ihrer legalen Form iſt 
lediglich die Ermöglichung einer beſonders nachdrücklichen 
Wahrung des Hausrechts im Bahngebiet mit eigenem 
Perſonal. 

Nach dem Geſagten wird das Verhältnis zwiſchen Bahn⸗ 
polizei und der ordentlichen Polizei unter Verneinung der 
Koordination wie folgt zu beſtimmen ſein: 

Der 874 EiſBBetrO. iſt ein Hoheitsakt des Reichs, 
durch welchen fünfzehn genau umſchriebenen Bedienſteten⸗ 
gruppen des privilegierten Induſtrieunternehmens „Reichs⸗ 
bahngeſellſchaft“ die Eigenſchaft von Polizeibeamten verliehen 
wird. Nach ſeiner Faſſung und ſeinem Inhalt kann ich den 
Hoheitsakt des 8 74 Ei BBetrO. in feiner Auswirkung nur 
als etwas Ahnliches betrachten, wie die auf Einzelfälle be⸗ 
ſchränkten Verfügungen der Regierungspräſidenten uſw., 
durch welche einzelnen Perſönlichkeiten die Eigenſchaft von 
Hilfspolizeibeamten in bezug auf eine beſtimmte Tätigkeit 
verliehen wird, ganz ähnlich wie bei den erſt vor kurzem auf⸗ 
gelöſten Werkspolizeien in Preußen, deren Einrichtung 
zugelaſſen wurde in einer Zeit ſchwerſter Betriebs⸗ und 
Verkehrsunſicherheit, in der gleichen Zeit und aus den glei⸗ 
chen Gründen, welche für die Einrichtung und den Ausbau 
der „Eiſenbahnüberwachungsſtellen“ und des „Bahnſchutzes“ 
in ſeiner legalen Form entſcheidend waren. Liegt alſo für 
dieſe über den Rahmen des 8 74 EifBBetrd. hinausgehen⸗ 
den legalen polizeilichen Sonderorganiſationen der Reichs⸗ 
bahn, der Vergleich mit den als „Werkspolizeien“ be⸗ 
zeichneten Gruppen von Hilfspolizeibeamten nahe, ſo glaube 
ich darüber hinaus das Verhältnis von ordentlicher Polizei 
zur „Bahnpolizei“ i. S. der EiſBBVetrO. nicht treffender 
bezeichnen zu können, als durch die Annahme, dieſe Bahn⸗ 
polizei, welche in einer Betriebsordnung geregelt iſt, 
ſei eine Art durch Geſetz auf dauernd eingerichtete Betriebs⸗ 
und Werkspolizei, die im Gegenſatz zu den aufgelöſten Werks⸗ 
polizeien nicht unter unmittelbarer Aufſicht der ordentlichen 
Polizei, ſondern unter einer Reichsbahndienſtſtelle arbeitet, 
welche mit — wenn auch im Umfang beſchränkten — polizei⸗ 
lichen Hoheitsrechten ausgeſtattet iſt. Dabei iſt hervorzuheben, 
daß die von der Bahnpolizei gehandhabte Polizeigewalt 


keinesfalls aus der Polizeihoheit des Reichs reſultiert 
(woraus vielleicht eine Vorrangſtellung der Bahnpolizei ab⸗ 
geleitet werden könnte), ſie reſultiert vielmehr aus der 
Polizeihoheit der Länder. Das ergibt ſich ohne weiteres 
daraus, daß die Beſtimmung, welchen Bahndienſtſtellen die 
Verwaltung der Bahnpolizei zu übertragen ſei, den Län⸗ 
dern überlaſſen iſt. 8 74 EiſBBetrO. hat alſo die Be⸗ 
deutung, daß er die in ihm aufgezählten Bedienſteten⸗ 
gruppen ſummariſch zu einer Art von Hilfspolizeibeamten 
der jeweiligen Länder macht, in denen ſie Dienſt tun, mit 
dem Ziel, für den Eiſenbahnbetrieb eine Betriebs⸗ 
polizeiexekutive zu ſchaffen, die in der Regel den Bahn⸗ 
betrieb und Verkehr in Ordnung halten kann, ohne daß die 
ordentliche Polizei in Anſpruch genommen zu werden, und 
ohne daß dieſe ſich aus eigener Initiative um Sicherheit und 
Ordnung im Bahngebiet zu bekümmern braucht, wenn nicht 
beſondere Umſtände das gebieten. Tritt aber die ordentliche 
Polizei im Bahngebiet auf, dann muß ſie die Führung 
haben — gleichgültig, ob ſie gemäß § 76 Abf. 1 Eiſ BBetroO. 
zur Unterſtützung herangerufen iſt, oder ob ſie aus eigenem 
Entſchluß eingreift. Im letzteren Fall greift Abſ. 2 des 8 76 
EiſBBetrO. Platz, welcher die Bahnpolizeibeamten zur Unter⸗ 
ſtützung der Ortspolizeibeamten verpflichtet und keinen Sinn 
hätte, wenn die ordentliche Polizei grundſätzlich im Bahn⸗ 
gebiet nicht zuſtändig wäre. Meine Auffaſſung finde ich in 
geradezu klaſſiſcher Weiſe beſtätigt in einem Erlaß des Mini⸗ 
ſters der öffentlichen Arbeiten v. 6. Juni 1899 (Inn M Bl. 
S. 136), welcher beſagt: „Da eine begriffliche Begrenzung 
der „beiderſeitigen Funktionen“, welche geeignet wäre, 
Kolliſionen (zwiſchen Bahnpolizei und Ortspolizei) zu ver⸗ 
meiden, nicht gegeben iſt, andererſeits aber ein dringendes 
Bedürfnis beſteht, ſolchen vorzubeugen, jedenfalls aber 
ein Hervortreten von Meinungsverſchieden⸗ 
heiten nach außen zu verhüten bleibt, ſo habe ich 
die Bahnpolizei angewieſen, den Organen der allgemeinen 
Polizei, welche ſich auf den Bahnhöfen und Bahnanlagen zu 
Maßnahmen im Intereſſe der Aufrechterhaltung von Ruhe 
und Ordnung veranlaßt ſehen, mögen ſie ſelbſt zu dieſem 
Zwecke ebenfalls tätig geworden ſein oder nicht, keine 
Hinderniſſe in den Weg zu legen, und zwar auch 
dann nicht, wenn dieſelben ihres Erachtens in 
die Funktionen der Bahnpolizei übergreifen 
ſollten, derartige Fälle vielmehr nachträglich durch Be⸗ 
ſchwerde zuſtändigen Orts zum Austrag zu bringen.“ 

In dieſem Erlaß, welcher heute noch in Kraft iſt, iſt 
alſo in richtiger Erkenntnis der ſtaatspolitiſchen Notwendig⸗ 
keiten von „beiderſeitigen“ Funktionen im Bahngebiet die 
Rede und dabei der ordentlichen Ortspolizei die ihr ge⸗ 
bührende Vorrangſtellung eingeräumt — und zwar gerade 
von dem Miniſter, der aus Reſſortgründen eine andere 
Auffaſſung hätte wünſchen können. 

Wenn ich übrigens de lege lata das Vorhandenſein 
einer legalen reinen Bahnpolizeiexekutive in Abrede ſtelle 
und der Reichsbahnverwaltung die Befugnis zum Aus⸗ 
bau einer ſolchen beſtreite, ſo will ich damit deren Zweck⸗ 
mäßigkeit de lege ferenda nicht in Abrede ſtellen. Voraus⸗ 
ſetzung müßte allerdings ſein, daß dann über die Vorrang⸗ 
ſtellung der ordentlichen (öffentlichen) Polizei — oder über 
die Eigenſchaft dieſer Bahnpolizeiexekutive als betriebliche 
Hilfs⸗ bzw. Ergänzungspolizei kein Zweifel gelaſſen würde. 
Vorausſetzung müßte weiter ſein, daß zur Gewährleiſtung 
eines engen Zuſammenarbeitens mit und nötigenfalls unter 
Führung der ordentlichen Polizei eine unmittelbare Ver⸗ 
bindung zwiſchen ordentlicher Polizei und der Bahnpolizei 
hergeſtellt würde, durch Beſtellung von Kommiſſaren der 
Staatspolizei bei der Reichsbahn — etwa in Perſon der 
ſtändigen Vertreter der Polizeipräſidenten mit Landes⸗ 
kriminalpolizeiſtellen —, die einmal über alle organiſatori⸗ 
ſchen Vorgänge auf dem Laufenden gehalten werden und zum 
anderen befugt ſein müßten, bei der Bahnpolizei An⸗ 
regungen in bezug auf die Geſchäftsführung und die Aus⸗ 
übung des Exekutivdienſtes zu geben, ſchließlich auch im Falle 
von Konflikten vermittelnd zu wirken und zu ſchlichten. (Im 
Ergebnis gleicher Auffaſſung: Eichner: BaycGhem V3. 1926, 
177. — Vgl. auch meinen Aufjag in der „Polizei“ 1929 
Nr. 24.) 
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dur Reform des Rechtsunterrichtes. 


Bon Prof. Dr. Gerland, Sena. 


I. Die Vorſchläge, die das preußische Volksbildungs⸗ 
miniſterium zur Reform des akademiſchen Rechtsunterrichtes 
gemacht hat und die demnächſt den preußiſchen Rechts⸗ 
fakultäten, gegebenenfalls zwangsweiſe, aufgenötigt werden 
ſollen, haben, begreiflich genug bei der großen Erregung, die 
ſie in den beteiligten Kreiſen hervorgerufen haben, bereits 
eine ganze Literatur von Abhandlungen uſw. hervorgerufen. 
Auch in der IW. find eine Reihe ſehr beachtenswerter Bei⸗ 
träge veröffentlicht. Wenn ich auf zwei derſelben näher 
eingehe, ſo geſchieht dies, um den Darlegungen des Sach⸗ 
referenten im Volksbildungsminiſterium gegenüber die Sach⸗ 
lage ſo zu ſchildern, wie ſie iſt und nicht, wie ſie ſich 
mancher wünſcht, ferner um mich mit den Ausführungen 
des von mir hochverehrten Kollegen Lehmann ſachlich 
auseinanderzuſetzen. Iſt das erſte im Intereſſe der öffent⸗ 
lichen Meinung dringend geboten, da das Bild des 
Miniſterialreferenten Peters objektiv unrichtig iſt, ſo 
halte ich eine Auseinanderſetzung mit Lehmann deshalb 
für geboten, weil der Gegenſatz zwiſchen unſeren An⸗ 
ſchauungen — den Ausgangspunkt Lehmanns vermag ich 
allerdings nicht zu teilen, wie ſpäter auszuführen fein wird 
— keineswegs ſo groß iſt, wie er zu ſein ſcheint. Da beide, 
Peters wie Lehmann, ji) wiederholt auf meine Aus⸗ 
führungen: DIZ. 1930, 717 ff. bezogen haben, fo mag auch 
dadurch eine Aktivlegitimation für mein abermaliges Ein⸗ 
greifen in die Diskuſſion nachgewieſen ſein. 

II. 1. Ich beginne mit den Ausführungen Peters'. 
Man kann begreifen, daß das Volksbildungsminiſterium ſeine 
Vorſchläge gegen die ſcharfen Angriffe, die gegen ſie in wei⸗ 
tem Umfang von den verſchiedenſten Kreiſen, Theoretikern wie 
Praktikern, erhoben find, vor der Offentlichkeit zu verteidigen 
für notwendig gefunden hat. Man wird auch verſtehen, daß 
Peters, von dem doch offenbar die Denkſchrift des Volks⸗ 
bildungsminiſteriums ſowie der in der JW. zur Reformfrage 
veröffentlichte Aufſatz eines Ungenannten herrührt, ſelbſt das 
Wort in dem Kampf der Meinungen ergriffen hat, um ein 
Werk zu verteidigen, mit dem er ſo eng verbunden iſt. Man 
kann aber andererſeits auch nicht umhin, offen auszuſprechen, 
daß die Art, in der Peters in die öffentliche Diskuſſion 
eingegriffen hat, mehr als befremdlich iſt. Ich werde nur 
auf ſeine ſachlichen Ausführungen eingehen, obwohl ſeine 
Ausführungen auch zur perſönlichen Erwiderung mehr 
als hinreichende Gelegenheit bieten. Hier wende ich mich 
zunächſt gegen die objektiv unhaltbare Darſtellung, die 
Peters von der Aufnahme gibt, die die Vorſchläge in 
der Öffentlichkeit gefunden haben ſollen. Er ſchreibt hierzu: 
„Voranſtellen kann man die gerade vom Standpunkt der 
Univerſitäten erfreuliche Feſtſtellung“ (warum dies gerade 
vom Standpunkt der Univerſitäten beſonders erfreulich ſein 
ſoll, bleibt ein Geheimnis), „daß die Aufnahme der Pläne 
einer juriſtiſchen Studienreform, wie ſie vom Kultusminiſterium 
nach Beratung mit einer Reihe hervorragender Fachvertreter 
den Fakultäten vorgelegt worden ſind, ſowohl bei den 
Fakultäten Preußens im allgemeinen als auch bei weiten 
Kreiſen der intereſſierten Offentlichkeit — unbeſchadet der 
Meinungsverſchiedenheiten im einzelnen — im ganzen freund⸗ 
lich geweſen iſt.“ Demgegenüber muß folgendes feſtgeſtellt 
werden. Es iſt richtig, daß ſich die preußiſchen Rechts⸗ 
fakultäten in ihrer Mehrzahl (eine Einſtimmigkeit war nicht 
vorhanden, wie Leonhard: IW. 1930, 2182 vermeint; zum 
mindeſten haben zwei preußiſche Fakultäten die Vorſchläge 
des Miniſteriums abgelehnt) auf den Boden der Vorſchläge 
geſtellt haben. Ebenſo zweifellos aber iſt es, daß, und zwar 
wohl in jeder Fakultät, Oppoſition gegen die Vorſchläge vor⸗ 
handen war, eine Oppoſition, die ja zum Teil auch in den 
literariſchen Außerungen der einzelnen klar zutage getreten iſt. 
Ein genaues Bild über die Stellungnahme der preußiſchen 
Dozenten der Rechtswiſſenſchaft ergibt ſich mithin nicht 
aus der Stellungnahme der Fakultätsmajoritäten. Bis 
zum Beweis des Gegenteiles wird man daher auch inner⸗ 
halb der preußiſchen Fakultäten mit ſtarken Minoritäten 


gegen die Vorſchläge des Miniſteriums rechnen können. — 
Literariſch geäußert haben ſich für die Vorſchläge die 
Profeſſoren Radbruch, Heymann, Lehmann, Bruck, 
Frankfurt, Leonhard, gegen die Reform R. Schmidt, 
Kiſch, Stier-Somlo, Eggen v. Terlan und meine 
Wenigkeit. Von den Dozenten, die ſich für die Reform aus⸗ 
geſprochen haben, waren Radbruch, Heymann und Leh⸗ 
mann Mitglieder der Reformkommiſſion. Von Praktikern 
haben ſich Levin und Baumbach ſcharf ablehnend ge⸗ 
äußert, andere werden folgen. Wichtiger als dieſe Einzel⸗ 
äußerungen ſind aber vielleicht die Kundgebungen wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Organe. Der Vorſtand der Vereinigung deutſcher 
Zivilprozeßrechtslehrer hat die Vorſchläge, ſoweit ſie den 
Unterricht auf dem Gebiet des Zivilprozeßrechtes betreffen, 
mit unzweideutiger Schärfe abgelehnt, ebenſo der Vorſtand 
des Anwaltvereins. Die Reform als Ganzes hat die Deutſche 
Strafrechtsgeſellſchaft auf ihrer diesjährigen Tagung ein⸗ 
ſtimmig abgelehnt. Die ſämtlichen außerpreußiſchen 
Rechtsfakultäten haben in Leipzig die Vorſchläge des preußi⸗ 
ſchen Miniſteriums als ungeeignet für eine wirkliche Reform 
verworfen. Und endlich hat der Vorſtand des Hochſchul⸗ 
verbandes in einer Reſolution Stellung zu dem Vorſtoß 
Preußens genommen, die alles andere als zuſtimmend iſt !). 


1) Der prinzipiellen Wichtigkeit halber, die dieſe Kundgebung 
beſitzt, ſei hier im Wortlaut mitgeteilt: „Der Vorſtand des Ver⸗ 
bandes der Deutſchen Hochſchulen hat auf ſeiner Sitzung vom 
18. und 19. Juli 1930 einen Bericht über die beabſichtigte Re⸗ 
form des juriſtiſchen Studiums in Preußen entgegen⸗ 
genommen. Es iſt nicht ſeine Aufgabe, zu den Einzelheiten der ge⸗ 
planten Reform Stellung zu nehmen. Wohl aber iſt es ſeine Pflicht, 
auf diejenigen Dinge hinzuweiſen, die allen deutſchen Hochſchulen 
gemeinſam ſind, weil ſie an das Weſen und die Aufgabe der 
deutſchen Univerſität rühren. In dieſem Sinne erklärt er: 

Wir haben den Eindruck gewonnen, daß der preuß. Entwurf 
die Gefahr in ſich birgt, durch das vereinzelte Vorgehen eines 
deutſchen Landes, möge es auch das größte ſein, die Einheitlich⸗ 
keit des Ausbildungsweſens zu ſtören. So tiefe Eingriffe, wie ſie 
der Entwurf vorfieht, können nur von der Übereinſtimmung aller 
Hochſchulländer getragen werden. Iusbeſ. muß alles vermieden 
werden, was der ſtudierenden Jugend das freie Wandern von 
Univerſität zu Univerſität, deſſen nationaler und wiſſenſchaftlicher 
Wert nicht hoch genug veranſchlagt werden kann, mittelbar oder 
unmittelbar erſchweren würde. Daß neue Verhältniſſe neue Maß⸗ 
regeln verlangen, daß das geiſtige Leben an den deutſchen Hoch⸗ 
ſchulen nicht in Stillſtand geraten darf, daß deshalb an Beſſerungen 
im Studien⸗ und Prüfungsweſen gearbeitet werden muß, deſſen 
ſind wir uns bewußt. Wir glauben auch, obwohl uns ein be⸗ 
ſonderer Auftrag dieſer Art nicht erteilt worden iſt, verſichern zu 
können, daß alle deutſchen Hochſchulen, wenn die Einheitlichkeit 
geſichert iſt, gern bereit ſein werden, an einer Reform der ein⸗ 
zelnen Studienzweige freudig mitzuarbeiten. Aber wir können nicht 
unterdrücken, daß der jetzige preuß. Entwurf in eine nicht er⸗ 
trägliche Einzelregelung verfallen iſt, daß dieſe Methode den 
Unterricht an den deutſchen Univerſitäten mit einem bedrückenden, 
ſchulartigen Lehrplan belegt und die Höhe der Wiſſenſchaft wie die 
akademiſche Lehrfreiheit gefährdet. Wir ſind daher der Überzeugung, 
daß an eine wirkliche Reform des juriſtiſchen Studiums, die ihr Ziel 
erreichen will, nur herangegangen werden kann in gemeinſamer ver⸗ 
trauensvoller Zuſammenarbeit aller deutſchen Hochſchulverwaltungen 
mit der Geſamtheit der betreffenden deutſchen Fakultäten. Vor allem 
aber muß ſie getragen ſein von der überzeugung und der Hingabe 
derer, die ſie aus der Theorie in das Leben hinüberführen müſſen.“ 

Die Reſolution der nichtpreußiſchen Fakultäten lautet: 

„Die Fakultäten lehnen einmütig den Verſuch ab, den Lehr⸗ 
betrieb durch behördliche Anordnung zu reglementieren und er⸗ 
blicken in dieſem Verſuch einen unerträglichen Eingriff in das 
traditionelle, und im Weſen der deutſchen Hochſchule begründete Recht 
der Fakultäten, Aufbau, Umfang und Methode des Unterrichts ſelbſt 
zu beſtimmen. Sie bekämpfen ebenſo jeden Verſuch, dem Lehr⸗ 
Rörper einer Fakultät ohne deren ausdrückliche Zuſtimmung Lehr 
kräfte anzufügen oder anzugliedern. Die Fakultäten ſind ſich dar⸗ 
über einig, daß die gegen den juriſtiſchen Unterricht erhobenen 
Vorwürfe der preuß. Denkſchrift ihre Berechtigung nicht in der 
Methode des gegenwärtigen Lehrbetriebes finden. Soweit ſich 
Mängel gezeigt haben, iſt deren Haupturſache vielmehr in der un⸗ 
zulänglichen Ausleſe derer zu ſuchen, die ſich dem juriſtiſchen 
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In allen dieſen Beſchlüſſen uſw. wendet man ſich gegen die 
Verſuche, das zu reglementieren, was ſich nun einmal nicht 
reglementieren läßt, wehrt man ſich gegen die Eingriffe in 
die auch hinſichtlich der Methode verfaſſungsmäßig garantierte 
Lehrfreiheit, lehnt man eine einſeitig preußiſche Regelung ab, 
da es ſich um eine Reichsangelegenheit handele, verwirft man 
aber auch inhaltlich die Einzelvorſchläge des Miniſteriums als 
ungeeignet, vorhandene Mißſtände zu beſeitigen. Fürwahr, wenn 
das preußiſche Miniſterium dieſe Aufnahme ſeiner Vorſchläge 
erfreulich von ſeinem Standpunkt aus findet, dann kann man 
es ob ſeiner Beſcheidenheit nur noch bewundern. Und ein hin⸗ 
reichendes Bild der wirklichen Sachlage gewinnt man erſt, wenn 
man die Außerungen der Anhänger der Vorſchläge genauer 
prüft. Beginnen wir mit Heymann: er erklärt jedes 
zwangsweise Reglementieren als unvereinbar mit der Reichs⸗ 
verfaſſung und ſteht ſomit durchaus auf meinem Standpunkt; 
er lehnt den gebundenen Lehrplan und die Verkürzung der 
ſyſtematiſchen Vorleſungen ſowie die ſchematiſche Beſprechungs⸗ 
ſtunde ab, auch hier durchaus konform meine Außerungen; 
er wendet ſich endlich mit äußerſter Schärfe gegen die Ver⸗ 
wendung von Praktikern ſo, wie ſie Preußen plant. Ja, was 
bleibt denn dann von den preußiſchen Vorſchlägen eigentlich 
noch übrig? Heymann geht doch ſo weit in ſeiner Kritik, 
daß er mik Fug und Recht eigentlich beſſer zu den Gegnern des 
Volksbildungsminiſteriums gerechnet werden muß. Und auch 
Lehmann ſteht keineswegs ſo unbedingt auf dem Boden 
der preußiſchen Denkſchrift, wie man nach ſeinen temperament⸗ 
vollen Eingangsausführungen denken ſollte. Zunächſt äußert 
er ſtarke Bedenken gegen die Durchführung des gebundenen 
Lehrplanes, wobei er ſich als Zivilprozeſſualiſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich namentlich gegen die ungebührliche Beſchneidung der zivil⸗ 
prozeſſualen Vorleſungen wendet, deren Durchführung ja in 
der Tat jede zweckentſprechende Ausbildung unſerer Studenten 
im Zivilprozeßrecht einfach unmöglich machen muß. Er wendet 
ſich ferner energiſch gegen die Art, wie nach den Vorſchlägen 
die Repetitorien ausgebaut werden ſollen. Und es mag hervor⸗ 
gehoben werden, daß, falls die von Lehmann gemachten 
Abänderungsvorſchläge durchgeführt würden, der ganze ge⸗ 
bundene Lehrplan, wie ihn die Denkſchrift aufgeſtellt hat, 
ſcheitern muß. Reichen doch ſelbſt die Beſchränkungen, die 
die Denkſchrift an den ſyſtematiſchen Vorleſungen vornehmen 
will, nicht aus, um ohne Überlaſtung der Studierenden die 
Repetitorien auch noch in den akademiſchen Unterricht ein⸗ 
gliedern zu können, ſtellt man doch vielmehr weitere als 
unumgänglich bezeichnete Verkürzungen in Ausſicht. Endlich 
aber erklärt Lehmann am Schluß ſeiner Ausführungen 
(und hierin liegt Entſcheidendes für ſeine Stellungnahme), daß 
die vom Miniſterium geplanten Maßnahmen in der Haupt⸗ 
ſache erfolglos bleiben müßten, ſolange es nicht gelinge, die 
Referendarprüfung im Hinblick auf das Ziel Stoffvertiefung 
durch Stoffentlaſtung umzugeſtalten. In dieſem an ſich durch⸗ 
aus zutreffenden Hinweis liegt aber doch meines Ermeſſens 
das einfache Zugeſtändnis, daß nicht eine Reform des Unter⸗ 
richtes, ſondern eine Reform des Examens notwendig iſt, 
weil der Grund vorhandener Mißſtände nicht 
im Unterricht, ſondern im Examen und ſeinen 
Vorausſetzungen liegt. Daß jeder, der die Verhält⸗ 
niſſe kennt, weil er ſie täglich erlebt, hier Lehmann bei⸗ 
ſtimmt, iſt zweifellos. Aber gerade in dieſer Richtung hat die 
Denkſchrift verſagt, während die nichtpreußiſchen Fakultäten 
entſcheidendes Gewicht auf die Reform der Examensfrage ge- 
legt haben. 


Studium widmen und in der dadurch bedingten Maſſenhaftigkeit des 
juriſtiſchen Nachwuchſes. Hier vor allem haben die Unterrichts⸗ 
verwaltungen einzuſetzen. Die Fakultäten, die von ſich aus ſtändig 
beſtrebt geweſen ſind, den Unkerricht fortzuentwickeln, ſehen nach 
wie vor in der ſyſtematiſchen Vorleſung und der ſie von Anfang 
an begleitenden praktiſchen Übung das wirkſamſte Mittel der 
juriſtiſchen Ausbildung. Mit beſonderer Freude begrüßen die 
Fakultäten den Wunſch der preuß. Denkſchrift, den juriſtiſchen 
Unterricht zu vertiefen. Sie können aber in den Vorſchlägen der 
Denkſchrift kein hierfür geeignetes Mittel erblicken, da durch ſie 
die Stoffüberhaufung nicht beſeitigt, ſondern erhöht werden würde. 
Geeignet RN Vertiefung iſt nur eine ziveckentiprechende Geſtaltung 
der Abſchlußprüfung. Dabei ſtellen die Fakultäten zur Erwägung, 
ob nicht durch Beſchränkung der Prüfung auf grundlegende Pflicht⸗ 
fächer und von Kandidaten zu beſtimmende Wahlfächer die zur Ver⸗ 
tiefung notwendige Entlaſtung herbeigeführt werden könnte.“ 
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Alles in allem bietet ſich alſo doch ein weſentlich anderes 
Bild, als es Peters über die Aufnahme der preußiſchen 
Vorſchläge gezeichnet hat. Man kann ohne Übertreibung ſagen, 
daß die Vorſchläge im weſentlichen ablehnend, zum Teil mit 
größter Zurückhaltung, zum geringſten Teil aber mit Zu⸗ 
ſtimmung ſeitens der beteiligten Kreiſe aufgenommen ſind. 

2. Geht man auf die Gründe ein, aus denen heraus dem 
Miniſterium eine Reform für unumgänglich geboten erſcheint, 
ſo charakteriſiert ſie Peters dahin: die Überfüllung des 
Univerſitätsſtudiums, namentlich die Überfüllung des juriſti⸗ 
ſchen Studiums zeige die äußere Veränderung der Uni⸗ 
verſitätsverhältniſſe, die inneren Wandlungen in der geiſtigen 
Struktur der Studenten ſeien ebenfalls weittragende; beiden 
Tatſachen müſſe man gerecht werden, und man könne nicht 
die Einrichtungen der Univerjität in einem Zuſtand belaſſen, 
der in der Hauptſache auf eine geringere Anzahl von Stu⸗ 
denten mit beſonderem wiſſenſchaftlichen Intereſſe zuge⸗ 
ſchnitten ſei. (Es gehört viel Mut dazu, ſolche Sätze zu 
ſchreiben.) Wer ſich mit der Geſchichte der Reform des 
Rechtsunterrichtes befaßt hat, weiß, wie gerade der Hin⸗ 
weis auf das mangelnde wiſſenſchaftliche Intereſſe der Rechts⸗ 
ſtudierenden ſeit Jahrzehnten immer wieder betont, wie die 
Frage der zu großen Anzahl der Übungsteilnehmer immer 
wieder behandelt iſt, längſt vor dem Kriege, längſt alſo, 
ehe jener berühmte Wandel in der geiſtigen Struktur ſich 
bemerkbar gemacht haben ſoll, ein Wandel, der ſich übrigens 
wohl mehr dem experimentierenden Kritiziſten, als dem ruhig 
beobachtenden Phänomenologiſten gezeigt hat. Aber laſſen wir 
das dahingeſtellt ſein: eines ergibt ſich, ich möchte ſagen mit 
erſchreckender Deutlichkeit aus Peters“ Ausführungen. Es 
iſt die Grundauffaſſung, daß der Rechtsunterricht ſich dem 
Studenten, nicht der Student dem Rechtsunterricht anzupaſſen 
habe. Sinkt mithin das Material der Studenten in geiſtiger 
Hinſicht, ſo iſt es nicht etwa die Aufgabe des Rechtsunter⸗ 
richtes, an ſeinen alten Anforderungen feſtzuhalten; er muß 
vielmehr nachgeben, ſich umſtellen, mit anderen Worten ſeine 
Anforderungen herabſetzen. Nicht dadurch, daß unbarmherzig der 
Untaugliche ausgemerzt wird, ſondern dadurch, daß man weniger 
im Unterricht verlangt, daß man durch einen aufs Examen, nicht 
aufs Leben eingeſtellten Unterricht dem Untauglichen hilft, 
durchs Examen zu kommen, ſoll der Übelſtand bekämpft werden, 
eine Methode, die ſich verhängnisvoll genug für die Beteiligten 
im zweiten Staatsexamen erweiſen wird. Daß hier mit dem 
Zwiſchenexamen geholfen werden kaun, iſt nicht anzunehmen. 
Dieſes Examen wird mit Hilfe gerade der Repetitoren, deren 
Weizen unter den kommenden preußiſchen Reglements blühen 
wird wie noch nie zuvor, ſicher glatt überwunden werden (ob 
beim erſten oder zweiten Anlauf, wird vielen unſerer Rechts⸗ 
ſtudierenden ziemlich gleich ſein), ganz abgeſehen davon, daß 
man allzu große Anforderungen an die Kandidaten ſicher nicht 
wird ſtellen können, wenn z. B. eine Klauſur von Juriſten 
geſchrieben werden ſoll, die überhaupt noch keine Übung haben 
hören dürfen (vgl. Kiſch S. 2177). 

Nun ſoll allerdings die Überfüllung und eine gewiſſe 
Strukturveränderung geiſtiger Art gar nicht geleugnet werden. 
Aber, um mit der erſteren zu beginnen, iſt es nicht ein ſonder⸗ 
barer Widerſpruch, daß man die Überfüllung fortgeſetzt be⸗ 
jammert, aber nichts tut, um ſie zu bekämpfen, ja daß man 
im Gegenteil alles tut, um ſie zu verſtärken? Denn ſtatt die 
Anforderungen, die man an den Eintritt in die Univerſität 
ſtellt, zu erſchweren, hat man ſie ja in letzter Zeit teils direkt, 
teils indirekt immer mehr erleichtert. Und was die Veränderung 
der geiſtigen Struktur unſeres Studentenmateriales anbelangt, 
ſo beruht ſie im weſentlichen auf der nicht hinreichenden Aus⸗ 
bildung, die die Schule den künftigen Studenten mit auf 
den Weg gibt, eine Tatſache, die im weſentlichen auf dem 
pädagogiſchen Experimentieren beruht, das man auf Koſten 
einer Generation in der Schule ebenſo unbedenklich wagen zu 
können glaubte, wie man heute die Hochſchule in den Kreis 
dieſes Experimentieren hereinzuziehen verſucht. In einer ganz 
ausgezeichneten Denkſchrift der Tübinger Univerſität, die vor 
einiger Zeit den deutſchen Hochſchulen zuging, iſt hierüber 
an Hand einwandfreier Erfahrungen lebhaft Klage geführt 
worden, ohne daß Abhilfe geſchaffen wäre. Denn es iſt ſchon 
ſo, wie auch die Reſolution der nichtpreußiſchen Fakultäten 
angedeutet hat: die Gründe für nicht zu leugnende Miß⸗ 
erſcheinungen im deutſchen Hochſchulleben liegen vor der eigent⸗ 
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lichen Studienzeit, ſie liegen einmal in der heute betriebenen 
Zulaſſungspolitik, ferner in unſeren Schulverhältniſſen. Man 
kann nicht an allen dieſen doch gar nicht zu leugnenden 
Tatſachen vorübergehen und den Rechtsfakultäten den Vor⸗ 
wurf machen, ſie hätten verſagt, weil ſie ſich nicht auf ein 
Material eingeſtellt hätten, gegen deſſen Zulaſſung ſie ſich 
immer vergeblich zu kämpfen bemüht haben. Im übrigen aber 
kann ich wirklich nicht einſehen, wie auf dem vom Miniſterium 
eingeſchlagenen Weg die Überfüllung bekämpft oder doch 
wenigſtens die Verhältniſſe ihr entſprechend geregelt werden 
können. Ich bin nicht modern genug (Peters wird dies 
meiner Überalterung zugute rechnen müſſen), um zu verſtehen, 
warum z. B. Übungen mit Erfolg nur vor einer beſchränkten 
Hörerzahl, Beſprechungsſtunden dagegen vor einer un⸗ 
beſchränkten Hörerzahl abgehalten werden können?). 

3. Meine Ausführungen gegen die preußiſchen Vorſchläge 
richten ſich, wie R. Schmidt mit Recht hervorgehoben hat 
(DJ Z. 1930, 864, 865), nicht gegen den Einzelvorſchlag als 
ſolchen, ſondern gegen das Reglementieren als ſolches. Ich 
halte nach wie vor den Verſuch des preußiſchen Volksbildungs⸗ 
miniſteriums, den Rechtsfakultäten und den einzelnen Dozenten 
die Methode der Vorleſung aufzuzwingen, für verfaſſungs⸗ 
widrig. Ich halte es auch in Hinblick auf den Präzedenz⸗ 
charakter des gegenwärtigen Vorſtoßes Preußens für geradezu 
gefährlich, wollte man dieſen Punkt in der Diskuſſion zurück⸗ 
ſtellen. Gewiß iſt ſchon das einfache Schematiſieren und 
Reglementieren unerträglich, da es die Entfaltung freier 
Individualitäten unmöglich macht. Gewiß iſt es richtig, 
auch gegen das bloße Reglementieren anzukämpfen, da ein 
gewiſſer Modernismus, namentlich in Preußen, ſich nur noch 
im Polizeiſtaat wohlzufühlen ſcheint. Aber die Verfaſſungsfrage 
darf doch nicht überſehen werden. Nun betont Peters, 
was zu bezweifeln ich mir niemals erlaubt hätte, das preußiſche 
Kultusminiſterium kenne den Art. 142 RVerf. Was ich aber 
bezweifele, iſt, ob das Miniſterium wirklich kein verfaſſungs⸗ 
mäßig gewährleiſtetes Recht antaſten wird. Wird es ſeine 
Reform ohne Rückſicht auf beſtehende Widerſprüche zwangs⸗ 
weiſe durchführen, ſo liegt eben hierin die Verletzung des 
Art. 142, mag man dies zugeben oder nicht. Und wenn 
man ſeine diesbezüglichen Ausführungen aufmerkſam durch⸗ 
lieſt, ſo ſieht man, daß das Miniſterium verſuchen wird, 
den Vorleſungsplan einer Fakultät für unvollſtändig zu 
erklären, wenn die Vorleſungen nicht ſeinen Reglements 
entſprechend gehalten werden. Man wird dann Straf⸗ 
profeſſoren, vielleicht jetzt auch Strafpraktiker mit dem Ab⸗ 
halten der „reglementmäßigen“ Vorleſungen beauftragen, ein 
Vorgehen, deſſen korrumpierende Wirkungen auf den akade⸗ 
miſchen Nachwuchs auch nicht überſehen werden ſollten. Aber 
in unſerer Zeit zieht man offenbar die Exponenten der 
Machtgruppen den Charakteren vors H. 


4. Wenn Peters die finanziellen Schwierigkeiten, 
die der Reform entgegenſtehen, damit umgehen zu können 


2) Um Mißzverſtändniſſe, denen meine bisherigen Ausführun⸗ 
gen ſo ſtark ausgeſetzt geweſen ſind, nochmals auszuſchalten, betone 
ich mit Nachdruck: Ich bin keineswegs ein Gegner von Be⸗ 
ſprechungsſtunden. Ich habe jahrelang meine großen ſyſtematiſchen 
Vorleſungen angekündigt „mit konverſatoriſchen Beſprechungen“. 
Ich habe dies ſpäter gelaſſen, weil die Erfahrung eine etwas 
negative war. Ich frage auch heute noch mit Vorliebe in 
meinen Vorleſungen oder lege Fälle zur Entſcheidung vor. Aber 
ich würde mir niemals anmaßen, meine Methode als die 
allein ſeligmachende anderen aufzuzwingen. Sehe jeder, wie er's 
treibe. Keine Reform darf an den Erfahrungen des Lebens vorüber⸗ 
gehen. Das Leben iſt ja mitnichten ſo reformbedürftig und ſo reform⸗ 
ſüchtig, wie manch Junger annimmt. Dürfte übrigens dieſer Art 
Reformatoren noch ein Wink gegeben ſein, ſo iſt es, die Schüler⸗ 
ſzene im zweiten Teil des Fauſt recht aufmerkſam zu leſen. Ober 
ſollten alle dieſe ſchönen Sätze umſonſt geſagt jein? 


8) In der DYZ. 1930, 992 f. befindet ſich ein in dieſer Rich⸗ 
tung äußerſt bemerkenswerter Hinweis. Ich bedauere, daß der 
Verf. der Notiz anonym vorgegangen iſt. 


) Bezüglich der Überfüllung ſelbſt ſtimme ich Kiſch durch⸗ 
aus bei, wenn er vorausſagt, daß der Maſſenandrang zum juri⸗ 
ſtiſchen Studium ſehr bald nachlaſſen reſp. aufhören wird (JW. 
1930, 2177). Dieſelbe Vermutung ſpricht auch eine ganz vorzüg⸗ 
liche Denkſchrift der Tübinger Rechtsfakultät, die der Offentlich⸗ 
keit nicht vorenthalten werden ſollte, aus. 


glaubt, daß er den Satz aufſtellt, das Geld ſtehe zur 
Verfügung, eventuell müßten minder wichtige Aufgaben 
zurücktreten, ſo möchte ich demgegenüber nur auf die 
Koſten hinweiſen, die allein die Einführung der Repetitorien 
verurſachen muß. Sie ſollen für Gruppen von höchſtens 
16 Studenten abgehalten werden. Man bedenke, welche 
Räume, welche Lehrkräfte an großen und mittleren, ja ſelbſt 
an kleineren Univerſitäten hierfür notwendig ſind, wo all⸗ 
ſemeſtrig Hunderte von Studierenden in Frage kommen 
werden. Aber andere Ausgaben müſſen eben zurückgeſtellt 
werden. Man ſchüttelt den Kopf: 100 Amtsgerichte ſollen in 
Preußen der Finanznot zum Opfer fallen, und gleichzeitig 
opfert man hunderttauſende Goldmark Experimenten zuliebe, 
die von weiteſten Kreiſen als ſchädlich bekämpft, von ihren Ver⸗ 
teidigern aber zumeiſt nur als tolerabel bezeichnet werden. Aber 
freilich, der Miniſterialreferent iſt anderer Anſicht. Folgen 
wir nicht ſeinen Vorſchlägen, dann wird ſich zeigen, „daß 
der Kredit, den die Univerſitäten im deutſchen geiſtigen und 
politiſchen () Leben haben“, „ſehr ſchnell erſchöpft fein 
würde“. Ach nein, der Kredit der deutſchen Univerſitäten, der 
deutſchen Wiſſenſchaft iſt doch etwas feſter fundiert als heut⸗ 
zutage etwa das Leben eines Miniſteriums. Man wird daher 
derartige Ausführungen nicht allzu tragiſch zu nehmen haben. 
Und ebenſo kann man über die Schlußſätze der Peters ſchen 
Ausführungen eigentlich nur ein wenig verwundert lächeln, 
wenn es heißt, es müſſe jetzt (das Wort müſſen kommt 
auffallend oft in den Peters ſchen Darſtellungen vor) 
von jedem beteiligten Dozent der Verſuch gemacht wer⸗ 
den, eine möglichſt enge perſönliche Verbindung mit den 
jungen Kräften der heranwachſenden Generation zu gewinnen, 
unſeren Studenten die Liebe und den Eifer zu wiſſenſchaftlichen 
Arbeiten einzuflößen (wo übrigens? in den Repetitorien, den 
verkürzten ſyſtematiſchen Vorleſungen? den Übungen oder gar 
in den der Repetition dienenden Beſprechungsſtunden ?!) und 
ſo die Achtung vor der geiſtigen Perſönlichkeit des Forſchers 
wachzurufen. Ach du lieber Gott, dazu all dieſe Reglements! 
Und wenn nun in der neuen Zeit die Jungen zu geiſtigen 
Perſönlichkeiten erzogen werden ſollen, damit ſie nicht bloß 
unter Examensangſt ein Paukſtudium durchlaufen ſollen 
wozu das Zwiſchenexamen, wozu die Repetitorien, wozu die 
onverſatorien und die viermalige Durchpaukung desſelben 
Stoffes, auf die ein Anhänger der Reform, Bruck, ſo 
treffend hinweiſt 2), damit fie die Wiſſenſchaft, angezogen von 
dem Lehr⸗ und Forſchungstrieb, als geiſtigen Erziehungs⸗ 
faktor einmal an ſich ſelbſt verſpüren, — ſo ſtellen wir 
älteren Dozenten mit Vergnügen feſt, daß wir von all dieſen 
Selbſtverſtändlichkeiten des Hochſchulunterrichtes bisher offen⸗ 
bar gar nichts gewußt haben, daß das tiefſte, leidenſchaftlichſte 
Streben unſeres Herzens offenbar in die Irre gegangen iſt. 
Oder aber wir lächeln, laſſen das Original in ſeiner Pracht 
dahinfahren, ſehr bereit, in die Worte Goethes einzuſtimmen, 
es wäre am beſten wohl, uns zeitig totzuſchlagen 5). 
III. Was die Lehmannſchen Ausführungen anbelangt, 
ſo kann ich mich kürzer faſſen, da ich auf einiges verweiſen 
kann, was ich ſchon Peters gegenüber dargelegt habe. 


1. Zunächſt mag darauf hingewieſen werden, daß auch 
Lehmann davon ausgeht, daß einer der Hauptgründe der 
von ihm beklagten Erſcheinungen des Univerſitätsbetriebes in 
dem ungeheueren Andrang mangelhaft ausgebildeter, lediglich 
auf praktiſche Lebenszwecke eingeſtellter Studenten zu erblicken, 
ſei eine nicht zu leugnende Tatſache, für die jedoch unſer gegen⸗ 
wärtiger Rechtsunterricht ſicher nicht verantwortlich gemacht 
werden kann. Was hierzu zu ſagen iſt, habe ich bereits früher 
geſagt, ſo daß inſoweit auf das oben unter II Ziff. 2 Aus⸗ 
geführte verwieſen werden kann. 

2. Den zweiten Grund erblickt Lehmann (und mir 
will erſcheinen wieder mit Recht) in der ungeheueren Ver⸗ 
mehrung des Rechtsſtoffes, der im Examen dem Reglement 
nach, namentlich in Preußen, gefordert wird. Daß dieſe 
ſtofflichen Anforderungen, die an das Examen geſtellt werden, 
geradezu ſinnloſe find, daß ſie die Funktionen der Rechts⸗ 


5) Man darf aber doch dankbar, um nur Verſtorbene zu 
nennen, an Hochſchullehrer erinnern wie Eck, Schmoller, 
Wagner, Knapp, S. A. Schultze, Lenel, Laband, 
Liſzt, Binding und ſo viele andere. 


waffe 
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ausbildung, den Studenten die Fähigkeit des juriſtiſchen 
Handelns zu lehren, gänzlich verkennen, ja, daß ſie eine 
wirkliche Vertiefung des Unterrichtes geradezu unmöglich 
machen, iſt eine Tatſache, die ich zugebe. Aber auch an ihr 
iſt der bisherige Unterricht völlig unſchuldig. Die Fakultäten 
haben dieſe Stoffüberhäufung niemals gebilligt, geſchweige 
denn verurſacht. Immer wieder iſt von ihnen, und zwar mit 
zunehmender Energie, auf die Unmöglichkeit eines derartigen 
Univerſitätsbetriebes hingewieſen. Aber alle Verſuche, die von 
unſerer Seite aus gemacht ſind, hier zur Abhilfe zu kommen, 
ſind an dem Widerſtand der reglementsfreudigen Miniſterien 
geſcheitert. Es geht daher wirklich nicht an, für Fehler, die 
beim Erlaß von Prüfungsverordnungen gemacht ſind, die 
Fakultäten verantwortlich zu machen. Es iſt auch nicht richtig, 
daß unleugbare Mißſtände des gegenwärtigen Unterrichts⸗ 
betriebes nach Abhilfe geradezu ſchreien, wie Lehmann 
ſchreibt. Die unleugbaren Mißſtände beſtehen im Examensbetrieb, 
nicht im Unterrichtsbetrieb, und es ſind Auswirkungen des 
erſteren, wenn im letzteren eine Hypertrophie des Vorleſungs⸗ 
betriebes zutage tritt, die früher nicht vorhanden war. Es 
trifft infolgedeſſen auch nicht zu, „daß die deutſchen Rechts⸗ 
fakultäten bisher von ſich aus keine eingreifenden Reformen 
auf Grund der Lehrfreiheit durchgeführt oder angeboten haben“. 
Einmal ſind alle wirklich erſprießlichen Reformen, die wir im 
Unterrichtsbetrieb in den letzten Jahrzehnten zu vermerken 
hatten, von den Fakultäten ausgegangen. Ich erinnere an die 
Übungen, an die Beſprechungen von Eutſcheidungen u. a. m. 
Wenn ich ferner auf die Seminare hinweiſe, ſo darf ich das 
wohl mit Recht tun, da ich dieſe Vorleſungsart vor 22 Jahren 
als erſter in meiner Fakultät eingeführt und lange allein durch⸗ 
geführt habe, während heute alle meine Kollegen ihre Seminare 
haben. Andererſeits aber können die Fakultäten das nicht 
ändern, was außerhalb ihrer Zuſtändigkeit liegt, den Examens⸗ 
betrieb. Hier ſind ſie machtlos. Daß ſie aber um Anderung 
gekämpft haben, wird Lehmann niemals in Abrede ſtellen 
wollen. Ganz abgeſehen aber auch hiervon, vermag ich nicht 
einzuſehen, wieſo denn die preußiſchen Vorſchläge Abhilfe 
ſchaffen ſollen. Einmal können fie es nicht, da fie keinen Ein⸗ 
fluß auf das Examen haben. Ferner verſuchen ſie es nicht. 
Denn ſie verringern nicht den Lehrſtoff zugunſten der Lehr⸗ 
vertiefung. Im Gegenteil: ſie verflachen die Lehre durch Ver⸗ 
kürzung der ſyſtematiſchen Vorleſung zugunſten der Häufung 
des Stoffes, die in den ſog. Vertiefungsvorleſungen, die nichts 
als Ergänzungsvorleſungen ſind, uns in geradezu erſchreckender 
Weiſe entgegentritt. Und all die anderen Einrichtungen, die 
Repetitorien, Konverſatorien uſw. ſollen doch nur dazu bei⸗ 
tragen, den Stoff zu bewältigen, nicht zu verringern. 

Nun gebe ich zu (allerdings nicht in Übereinſtimmung 
mit Lehmann), daß manches von dem Stoff, der für 
das Examen verlangt wird, nur auf dem Papier ſteht. Gar 
manches ſoll geprüft werden, was ſo gut wie 
nie geprüft wird. Und es wird auch kein vernünftiger 
Examinator daran Anſtoß nehmen, wenn ein Kandidat in 
der Prüfung offen erklärt, er habe ſich mit einer Spezial⸗ 
materie nicht befaßt. Ich habe auch, wie ich offen geſtehe, 
kaum je einen Praktiker in der Prüfung kennengelernt, der 
eine derartige Erklärung verargt hätte. Ja, man kann ſagen, 
daß die Stoffpſychoſe, die unſere jungen Juriſten beherrſcht, 
zum großen Teil von den Repetitoren herrührt, da ſie ja 
gerade beim Examensdrill vom Stoff ausgehen und im Stoff 
befangen bleiben. Der intereſſierte Student wird ſich (dies zu 
erreichen ſcheint mir eine nicht unweſentliche Aufgabe des Unter⸗ 
richtes zu ſein) innerlich vom Stofflichen freizumachen ver⸗ 
ſuchen, und das ſchönſte Ziel, das der Unterricht haben kann, 
muß ſtets das ſein, den jungen Studenten derart an ſelbſtändige 
Arbeit zu gewöhnen, ihn die Freude an ſelbſtändiger Arbeit 
begreifen zu lernen, daß er ſelbſtändig und freiwillig auf das 
Repetitorium verzichtet. Er kann das auch ruhig tun. 
Ich ſtimme Kiſch vollſtändig bei, wenn er den Übertreibungen 
der Gegenwart zum Trotz darauf hinweiſt, daß jeder halbwegs 
begabte und fleißige Student ohne Nachhilfe des Repetitors 
das Examen furchtlos wagen kann. 

Sind aber dieſe ganzen, vielfach ganz zu Unrecht, ſo 
auch von Lehmann, heute für unentbehrlich gehaltenen 
Repetitorien tatſächlich entbehrlich, ſo mag ſie halten, wer will, 
wie ſie auch der hören mag, wer will. Nur einen Zwang zur 
Abhaltung, der mit der Kürzung der ſyſtematiſchen Vorleſung 


untrennbar verbunden iſt, lehne ich ab. Nun iſt ja Leh⸗ 
mann im Grund ſeines Herzens auch gegen dieſe Kürzung. 
Nur, meint er, ſei es nicht notwendig, daß der ganze Stoff 
reſtlos in der Vorleſung geboten werde. Dieſen Satz unter⸗ 
ſchreibe ich, wie ich ihn vor zwanzig Jahren bereits in der 
Öffentlichkeit vertreten habe. Aber glaubt denn etwa Leh⸗ 
mann, daß, um nur ein uns beiden geläufiges Beiſpiel 
herauszugreifen, der geſamte Stoff von Zivilprozeß I in einer 
ſyſtematiſchen Vorleſung von fünf Wochenſtunden pro Semeſter 
geboten werden kann? Schon das iſt ein Ding der Unmöglich⸗ 
keit bei vertieftem Unterricht. Und nun ſoll in Zukunft 
das ganze Zivilprozeßrecht in vier Stunden erledigt werden. 
Wo bleibt da die Vertiefung? wo der Unterricht? Wird hier 
nicht die Gefahr eminent, daß aus Mangel an Zeit nur noch 
Stoff vorgetragen wird? oder daß allgemeine Phraſen, ſog. 
Grundſätze den Hörer weniger ausbilden als vielmehr ver⸗ 
bilden? So richtig es iſt (ich habe den Satz ſelbſt vertreten), 
daß Aufgabe des Unterrichtes Methoden-, nicht Stoffvermitt⸗ 
lung iſt, ſo richtig iſt es andererſeits auch, daß Methoden⸗ 
lehre ohne Stoffübermittlung ein Ding der Unmöglichkeit 
iſt, da jede Methode nur am Stoff gelehrt werden kann. 
Schiebt man aber das Stoffliche über Gebühr in den Hinter⸗ 
grund (auch dieſe Gefahr beſteht), ſo wird man den Stu⸗ 
denten mit nichten vom Repetitor fernhalten, ſondern ihn 
vielmehr zu jenem hindrängen, da ein ſtoffloſes Examen eben 
ſtets eine reine Utopie iſt. 


3. So kommen wir wieder zu der Repetitorenfrage. Auch 
hier muß einmal ein offenes Wort geſprochen werden, das 
Lehmann, auch wenn es ſeiner Auffaſſung widerſpricht, 
mir nicht verargen wird. Lehmann ſtellt die Dinge ſo 
dar, als ob das Repetitorenweſen oder -unweſen eine Parallel⸗ 
erſcheinung zu der Entwicklung unſeres heutigen Rechtsunter⸗ 
richtes ſei und durch deſſen Mängel bedingt werde. Das iſt 
nicht richtig. Mögen unſere Examenseinrichtungen zum 
Teil wegen zu ſtarker Betonung des Stofflichen am Auf⸗ 
blühen der privaten Einpaukanſtalten mit ſchuldig ſein, 
allein maßgebend dafür ſind ſie nicht geweſen, wie ja denn 
auch ein klug durchgeführtes Examen das beſte Gegengift gegen 
Einpaukerei iſt. Die privaten Repetitorien ſind ja auch gar 
nicht erſt heute zu ſolcher Blüte gelangt, ſie beſtanden in 
weſentlich gleichem Umfang auch ſchon vor dem Kriege. Sie 
verdanken ihre Entſtehung zum größten Teil 
dem beklagenswerten Unfleiß, der vielen 
unferer Juriſten vor allen anderen Studenten 
eignet. Mag dieſer Unfleiß zum Teil durch die Sprödig⸗ 
keit des Stoffes bedingt ſein, zum großen Teil iſt er anders 
bedingt. Und zwar ſpielt hier das Verbindungsleben unſerer 
Studenten eine heilloſe Rolle, da es nach wie vor die Zeit 
der Verbindungsmitglieder auf Koſten der Vorleſungen in 
Anſpruch nimmt. Daß dieſe Erſcheinung ſich gerade bei den 
Juriſten bemerkbar macht, beruht auf dem großen Prozent⸗ 
ſatz, den die Juriſten unter den Verbindungsſtudenten ſtellen. 
Nach wie vor verbummelt ein beträchtlicher Teil 
unſerer Juriſten die drei erſten Semeſter, um 
dann, wenn der Ernſt des Lebens, das Examen näherkommt, 
ohne genügende Vorkenntniſſe zum Repetitor zu laufen. Jeder 
von uns Dozenten kennt Ausnahmen; um die Tatſache an ſich 
kommt er nicht herum. Und wenn man hofft, daß hier die 
Zwiſchenprüfung helfen wird, ſo fürchte ich, wird man ſich 
täuſchen. Das Verbindungsleben wird ſich als ſtärker erweiſen, 
und wieder wird der Repetitor gutmachen müſſen, was der 
Student mit und an der akademiſchen Freiheit geſündigt hat. 
Das wahre Problem, das im Repetitorenweſen ſteckt, iſt tiefer, 
als Lehmann vermeint. Zitelmann und Stammler 
haben es richtig erkannt, als ſie die Frage aufwarfen, ob eine 
akademiſche Freiheit noch ohne ſchwerſte Bedenken ertragen wer⸗ 
den könne, die bereits zum Teil zur Faulfreiheit entartet ſei. 
Liegen aber die Wurzeln des Repetitorenunweſens in dieſem 
Unfleiß weiterer Kreiſe unſerer Juriſten, ſo entſteht die Frage, 
ob die Einrichtungen unſeres Lehrbetriebes durch dieſen Un⸗ 
fleiß bedingt werden ſollen, oder ob es nicht beſſer iſt, wenn 
man ohne Rückſicht auf den Unfleißigen den Fleißigen fördert, 
da ſchließlich nur aus den Fleißigen das Gros derer hervor⸗ 
geht, die im freien Leben ihren Mann ſtellen werden. Daß 
aber die Verhältniſſe, um die es ſich hier handelt, durch die 
Reform, wie ſie das Volksbildungsminiſterium plant, in keiner 
Beziehung auch nur im entſernteſten berührt und gebeſſert 
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werden, kann kaum geleugnet werden s). Daß man aber ſich 
vor ihnen den Blick wirklich nicht verſchließen ſollte, mag 
zum Schluß beſonders betont werden. 

4. Ziemlich unvermittelt geht Lehmann am Schluß 
ſeiner Ausführungen auf die Examensfrage über und ſtellt 
den Satz auf, daß eine wirkliche Beſſerung der gegenwärtigen 
Mißſtände nur erreicht werden kann, wenn man eine Be⸗ 
grenzung des Prüfungsſtoffs im Referendarexamen herbei⸗ 
führt. Ich freue mich, ihm inſoweit vollſtändig beiſtimmen zu 
können, und möchte nur wünſchen, wir kämpften zuſammen 
für die wirkliche Beſſerung, ſtatt gegeneinander um Palliativ⸗ 
mittelchen, die ſelbſt nach Meinung ihrer Verteidiger keine 
wirkliche Beſſerung bringen werden. Ich ſtimme Lehmann 
auch zu, wenn er in Übereinſtimmung mit den Vorſchlägen 
der nichtpreußiſchen Fakultäten eine Trennung der Prüfungs⸗ 
fächer in Grund- und Wahlfächer verlangt. Da wir im Prinzip 
einig ſind, iſt es bedeutungslos, wenn man in Einzel⸗ 
heiten diſſentiert, wie ich denn z. B. Völkerrecht als Grund⸗ 
fach nicht miſſen möchte und eine Prüfung des Prozeßrechtes 
nur den Grundzügen nach (was bedeuten denn überhaupt 
Grundzüge? wie ſoll man einen praktiſchen Fall den Grund⸗ 
zügen nach entſcheiden?) nicht für ausreichend erachte, da 
ſo ein hinreichendes Studium nicht gewährleiſtet wird. 
Das, worauf es ankommt, iſt die ſtofflich be⸗ 
ſchränkte, methodologiſch vertiefte Prüfung, 
wie wir ſie ſehr zum Vorteil der Sache in der 
Zeit der alten Pandektenausbildung beſaßen. 
Es iſt nicht ſo, daß der Rechtsſtoff gewachſen iſt. Der war, da 
ja doch das ganze Leben ſtets rechtlich geordnet war, ſich 


6) Wenn Lehmann S. 2173 hofft, durch Beſprechungs⸗ 
ſtunden und ähnliches die Studenten frühzeitig für eine lebendige 
Teilnahme am Univerſitätsunterricht zu gewinnen und ſo das Ver⸗ 
bummeln der erſten Semeſter zu verhindern, ſo gibt er ſich damit 
einer gefährlichen Selbſttäuſchung hin. Oder glaubt er wirklich, daß 
die Beſprechungsſtunden den Verbindungspflichten vorgezogen werden? 
Er überſehe doch auch nicht, daß Lernen niemals ein reines Ver⸗ 
gnügen iſt und ſein wird. 


immer annähernd gleich. Aber man lebte nicht der Utopie, 
daß der Juriſt im Examen dieſen ganzen Rechtsſtoff ge⸗ 
dächtnismäßig beherrſchen müſſe, was ja ein einfaches 
Ding der Unmöglichkeit iſt. Man wollte aber auch gar 
nicht, daß der Kandidat reinen Gedächtnisſtoff präſtieren ſolle, 
man wollte ihn auf die Fähigkeit des juriſtiſchen Denkens, 
damit Handelns, prüfen an denjenigen Stoffen, die nun 
einmal den Hauptmaterien des Rechtslebens angehören. Die 
Allerweltskenntniſſe, die man heute verlangt, führen zur ober⸗ 
flächlichſten aller Ausbildungsmöglichkeiten. Und dies gilt 
auch für die Volkswirtſchaftslehre, deren völlige Aneignung 
neben dem Studium der Rechtslehre mir nach langer Er⸗ 
fahrung auch unmöglich, aber auch keineswegs ſo unbedingt 
nötig erſcheint. Ich ſtand früher auf einem anderen Stand⸗ 
punkt. Aber es iſt immer dasſelbe: Man beginnt mit 
dem Programm und endet bei der Erfahrung‘). 


Eines darf man aber, wie ſchließlich noch hervorgehoben 
werden mag, nicht überſehen: Auch die Examens⸗ 
reform, die die Stoffbeſchränkung bringt, wird 
den Repetitorenunſug nicht beſeitigen. Beruht 
dieſer zum großen Teil auf dem Unfleiß unſerer Studenten, 
ſo wird er als Parallelerſcheinung zur Bummelei, nicht zum 
akademiſchen Unterricht weiter beſtehen bleiben. Daran wird 
auch das Univerſitätsrepetitorium nichts ändern. Dieſes muß 
wiſſenſchaſtlich vertieft ſein, muß mithin die akademiſche 
Ausbildung vorausſetzen, niemals aber erſetzen. Der wirk- 
liche Repetitor erſetzt das Nichtvorhandene. Sein 
Anwendungsgebiet liegt mithin auf ganz anderem Gebiet, als 
dies beim akademiſchen Repetitorium (hoffentlich!!) der Fall 
ſein wird. 


?) Daß die Jugend das Programm als Erfahrung nimmt, 
macht ſie häufig ſo abſolut und ſo intranſigent. Es iſt übrigens 
hochintereſſant, daß der ehemalige Vorkämpfer für Wirtſchaft 
und Recht Hedemann im Vorwort des ſoeben erſchienenen 
zweiten Bandes ſeiner Fortſchritte ſich ziemlich reſigniert zu über⸗ 
einſtimmenden Erfahrungen bekennt. 


Fur Frage der Reform des juriſtiſchen Studiums. 


Von Reichsanwalt Dr. Feiſenberger, Leipzig. 


Das Für und Wider die Denkſchrift des preuß. Volks⸗ 
bildungsminiſteriums über die Reform des juriſtiſchen Stu⸗ 
diums, die im Mai dieſes Jahres bekannt geworden iſt, iſt 
in zahlreichen, zum Teil temperamentvollen Ausführungen 
meiſt — aber nicht durchweg — ſachlich von einer größeren 
Anzahl von Univerſitätsprofeſſoren und einigen wenigen 
Praktikern erörtert worden. Man muß ſich wundern, daß die 
Zahl der Praktiker fo gering war, die in Aufſätzen zu der 
Denkſchrift Stellung genommen haben. Die es getan haben, 
ſtanden allerdings auf einem in der Hauptſache ablehnenden 
Standpunkt. Ihnen iſt der Deutſche Anwaltverein zur Seite 
getreten, und auch die Praktiker der ſtrafrechtlichen Geſell⸗ 
ſchaft haben ſich mit ihr gegen die in Ausſicht genommene 
preuß. Studiumreform erklärt. Einige Monate ſind dahin⸗ 
gegangen. Ob man im preuß. Volksbildungsminiſterium in⸗ 
zwiſchen an die Ausarbeitung der zur Durchführung der 
Denkſchriftsabſichten nötigen Verordnung gegangen iſt oder 
ob man dort den ganzen Fragenzuſammenhang zufolge der 
erhobenen Einwendungen, insbeſondere der einmütigen Er⸗ 
klärung der außerpreußiſchen Rechtsfakultäten nochmals über⸗ 
prüft, ob etwa von ſeiten des Reichs oder der anderen Län⸗ 
der Vorſtellungen erhoben oder zu neuen Erwägungen ge⸗ 
führt haben, entzieht ſich bisher der öffentlichen Kenntnis. 
Aber gefaßt muß man darauf ſein, daß eines Tages ebenſo 
überraſchend wie die (eigentümlicherweiſe nicht veröffentlichte) 
Denkſchrift preuß. Verordnungen veröffentlicht werden, die 
das Rechtsſtudium neu ordnen. Vielleicht aber iſt noch Zeit, 
daß, wie ich wünſchen möchte, auch noch mehrere erfahrene 
Praktiker Gelegenheit nehmen, ſich zu Gehör zu bringen. 
Denn ſchließlich iſt es doch der Nachwuchs für die Praxis, 
um den es ſich handelt. Erfahrene Praktiker ſollten deshalb 
auch die Pflicht fühlen, ſich zu äußern. Sie tragen m. E. mit 


an der Verantwortung, daß die, die ihnen Gehilfen und 
Nachfolger werden ſollen, das nötige Rüſtzeug mitbringen, 
das ſie zur Rechtspflege brauchen. Aus dieſem Gefühl her⸗ 
aus ſei es geſtattet, einiges zu ſagen, und zwar auch Grund⸗ 
ſätzliches, das mir bisher über Einzelheiten etwas zu kurz 
gekommen zu ſein ſcheint. 

Wenn die Rechtsanwendung eine Kunſt bleiben und 
nicht zu einem Handwerk herabſinken ſoll, dann iſt vor 
allem nötig, daß der Betrieb des Rechtsſtudiums wiſſenſchaft⸗ 
lich bleibt und nicht zu einem ſchulmäßigen wird. Wiſſen⸗ 
ſchaftlichkeit verträgt aber keine Einengung durch zwingende 
Verordnungen (Reglementierung). Sie kann nur in der Frei⸗ 
heit gedeihen, und zwar in der Freiheit für den Lehrer, der 
das Wiſſen des Rechts zu vermitteln hat, wie für den Stu⸗ 
denten, der es in ſich aufzunehmen hat. Das ſchließt natür⸗ 
lich nicht aus, daß in das Studium eine gewiſſe Ordnung 
gebracht wird, ja gebracht werden muß. Ohne äußere Ord⸗ 
nung gibt es keine Freiheit — auch keine wiſſenſchaftliche. 
Aber dieſe Ordnung darf nicht zur Einengung werden. 

Als Beobachter des Echos, das die Denkſchrift gefunden 
hat, iſt mir beſonders aufgefallen, daß keine preuß. Fakultät 
ſich m. W. öffentlich zu ihr geäußert hat und daß die preuß. 
Fakultäten zu keiner gemeinſamen Erklärung Anlaß ge⸗ 
nommen haben. Ob ſie etwa zuſammengetreten ſind und ſich 
nicht haben einigen können und ob deshalb jede öffentliche 
Außerung ihrerſeits unterblieben iſt, entzieht ſich meiner 
Kenntnis. Zunächſt liegt es aber nahe, das Schweigen dahin 
zu deuten, daß, mögen auch vielleicht einzelne preuß. Fakul⸗ 
täten ſich dem preuß. Volksbildungsminiſterium gegenüber 
bedenklich oder gar ablehnend geäußert haben, ſo doch im 
ganzen eine Unterwerfung ſtattgefunden hat. Denn wie ſoll 
man es ſonſt erklären, daß nur die außerpreußiſchen Fakul⸗ 
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täten ſich geſchloſſen in gemeſſenen Worten gegen die weſent⸗ 
lichen Grundlagen der Denkſchrift erklärt haben? Das iſt um 
o merkwürdiger, als doch durch die Berufungen hin und 
er auf vielen preuß. Lehrſtühlen Profeſſoren ſitzen, die vor⸗ 
em in außerpreußiſchen Fakultäten gewirkt haben und um⸗ 
gekehrt. Man kann doch nicht gut annehmen, daß ſich mit 
ſolchem Wechſel der Lehrkanzel Umſtellungen in der Be⸗ 
urteilung der Fragen der Studiumreform vollziehen. Denn 
dieſe Fragen ſind doch nicht erſt durch die Denkſchrift auf⸗ 
gerollt worden, ſondern werden ſchon ſeit Jahren erörtert. 
Sollten die preuß. Fakultäten etwa deshalb ſich ſo zurück⸗ 
haltend zeigen, um Eingriffe in ihre Daſeinsgrundlagen zu 
verhüten, wie fie DJ Z. 1930, 992 angedeutet werden? 

Die Reformfrage hatte Löſungsvorſchläge gefunden in 
den Beſchlüſſen aller deutſcher Rechtsfakultäten v. 29. Juni 
1929 (DFB. 1929, 1069 f.) und in dem Entwurfe einer Ver⸗ 
einbarung zwiſchen Reich und Ländern. Insbeſondere ſchien 
dieſer für die weitere gemeinſame Arbeit den Weg frei zu 
machen. Das hatte man beſonders auch in den Kreiſen der 
Praktiker gehofft, denn ſonſt wäre z. B. die Zuſtimmung des 
Deutſchen Richterbundes (DR. 1930, 161, 275) zu jener 
Vereinbarung nicht zu verſtehen. Dieſer Blütentraum iſt 
durch die preuß. Denkſchrift geſtört worden. Der Einheitlich- 
keit des Rechtsſtudiums in Deutſchland droht Gefahr, es ſei 
enn, daß man in Preußen doch noch einhält. Tut man das, 
ſo kann die Denkſchrift Gutes wirken in der Richtung, daß 
man nunmehr von den maßgebenden Stellen der Länder, ins⸗ 
beſondere aber von ſeiten des Reichs, die Studiumreform, 
deren Notwendigkeit in mancher Richtung ſich kein Einſichtiger 
verſchließt, raſcher und gemeinſam vorwärtstreibt. Dabei 
ſollte man ſich aber bewußt werden, daß eine Grundfrage 
beantwortet werden muß, ob nämlich die Aufgabe des Rechts⸗ 
ſtudiums iſt, den Studenten auf das Referendarexamen vor⸗ 
zubereiten oder ihn in den Grundlagen des Rechts wiſſen⸗ 
ſchaftlich für die Praxis vorzubilden. Die Beſchäftigung mit 
der Denkſchrift hinterläßt trotz der Vorſchläge über Ver⸗ 
tiefung des Studiums den Eindruck, daß die Denkſchrift die 
Vorbereitung für das Referendarexamen als die Haupt⸗ 
aufgabe der Univerſität anſieht. Dieſe Auffaſſung von der 
Bedeutung des juriſtiſchen Studiums dürfte m. E. nicht zu 
billigen ſein, ſie macht aber den Vorſchlag der Zurückdrängung 
der ſyſtematiſchen Vorleſung erklärlich. Selbſtverſtändlich ſoll 
ie Ausbildung auf der Univerſität dem Studenten die Kennt⸗ 
niſſe vermitteln, die ihn zur Ablegung des Neferendar- 
examens befähigen ſollen. Das muß aber zwingende Folge 
und darf nicht Zweck ſein. Daraus ergibt ſich, daß eine Zu⸗ 
rückdrängung der ſyſtematiſchen Vorleſungen, die das Rück⸗ 
grat der Ausbildung junger Juriſten bilden müſſen, ver⸗ 
fehlt iſt. Die Beſchränkung der ſyſtematiſchen Vorleſungen 
muß zu einer gewiſſen Oberflächlichkeit führen, ſie bewirkt 
alſo das gerade Gegenteil von dem, was man allſeitig mit 
der Denkſchrift wünſcht — nämlich Vertiefung. Es kommt 
für die Ausbildung zum Juriſten nicht ſowohl darauf an, 
daß er vielerlei Kenntniſſe erlangt, als darauf, daß er die 
wichtigſten Rechtsgebiete gründlich kennenlernt. Der junge 
Juriſt, der in den Hauptfächern gründlich Beſcheid weiß, 
wird die Kenntniſſe in den Nebenfächern ſich, ſobald er in 
ie Praxis kommt, in und durch ſie leicht erwerben. Er⸗ 
ziehung zum juriſtiſchen Denken, Vermittlung der Grund⸗ 
lagen der Hauptgebiete verbunden mit einem nicht über⸗ 
triebenen Maß von Kenntniſſen der einzelnen geſetzlichen 
Vorſchriften, das muß das Lehrziel ſein. Dieſes Ziel kann 
aber nicht durch Lehrbücher erreicht werden. Der mündliche 
Vortrag iſt der beſte Vermittler des — namentlich für die 

tudenten der erſten Semeſter — ſich ſpröde gebärdenden und 
daher nicht leicht eingehenden Stoffes. Das Lehrbuch darf 
nun eine Ergänzung zur weiteren Erforſchung des in der 
Vorleſung gebotenen Stoffes bilden. 
Aber mehreres muß von der Vorleſung gefordert wer⸗ 
den. Der Vortrag muß lebendig ſein, ohne daß er ſich in 
zu viel Einzelheiten verliert. Der Vortragende muß den 
Stoff ſpielend beherrſchen und ihn ſo einzuteilen wiſſen, daß 
er ihn innerhalb des Semeſters auch durchführt. Dem Stu⸗ 
denten iſt nicht damit gedient, wenn der Profeſſor bei Ge⸗ 
ſchichte, Theorien, geplanten Reformen u. ä., fo anregend feine 
Emmen auch fein mögen, fo lange verweilt, daß er 
is zum Schluß des Semeſters nur unter Auslaſſung manches 


Wichtigen knapp mit den allgemeinen Vorſchriften fertig wird 
und der Student von den einzelnen Beſtimmungen kaum 
etwas hört. Auch daß der Profeſſor mit den verſchiedenen 
Meinungen ſich auseinanderſetzt, die von der ſeinigen ab⸗ 
weichen, iſt ſelbſtverſtändlich. Der Student ſoll ja zu ſelb⸗ 
ſtändiger Prüfung erzogen werden, muß alſo die verſchieden⸗ 
artigen Auffaſſungen hören. Solche Erörterungen regen an, 
auch wenn ſie nicht mit ſarkaſtiſchen Bemerkungen über wiſſen⸗ 
ſchaftliche Gegner oder die Rechtſprechung höchſter Gerichts⸗ 
höfe durchſetzt werden. Auch Steckenpferde ſoll der Dozent 
nicht reiten, nicht in der Vorleſung — gewiß nicht im 
Examen. Als eine Hauptforderung muß aufgeſtellt werden, 
daß der Profeſſor die Praxis kennt; die Kenntnis oberſt⸗ 
richterlicher Entſcheidungen genügt dazu überhaupt, zumal 
auf dem Gebiete des Prozeßrechts und der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit, nicht. Deshalb ſollte m. E. niemand auf einen 
Lehrſtuhl berufen werden, der nicht einige Jahre Praxis als 
Richter, Staatsanwalt oder Rechtsanwalt hinter ſich hat. 
Manche der zweifellos ſtark übertriebenen Klagen über die 
Unfruchtbarkeit des akademiſchen Unterrichts würden ver⸗ 
ſtummen. Ganz gewiß ſollen die Univerſitätslehrer Forſcher 
ſein, aber die Beſetzung der Lehrſtühle in Fächern, die eine 
hervorragende Bedeutung für die Ausbildung zum prak⸗ 
tiſchen Juriſten haben, müſſen gleichwertig mit rein wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungen auch nach der Lehrbefähigung und der 
praktiſchen Erfahrung beſetzt werden. Sind die Lehrſtühle 
ſo beſetzt, dann werden die Vorleſungen Inhalt und Methode 
haben, dann wird der Student von ihnen gefeſſelt werden. 
Beſprechungsſtunden ſind nicht nötig, denn der Hochſchul⸗ 
lehrer muß verſtehen, in ſeiner Vorleſung den Studenten 
dadurch zu feſſeln, daß er in ſeinen Vortrag die wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenhänge einbaut, die ſyſtematiſchen Grundlagen 
durch praktiſche Hinweiſe belebt, auch Frage- und Antwort⸗ 
ſpiel an geeigneter Stelle einſchaltet. Verſteht der Profeſſor 
das nicht innerhalb ſeiner Vorleſung zu geſtalten, ſo wird 
er es auch in Beſprechungsſtunden nicht können. Verſteht er 
es aber, ſo ſind die Beſprechungsſtunden ſogar von Übel, 
denn ſie müſſen zwangsläufig den Profeſſor dazu führen, den 
Vorleſungsſtoff zu zerreißen: Syſtem und Methode werden 
notleidend. 

Guter Grund beſteht nicht für eine Beſchneidung, ſondern 
für eine Vertiefung der ſyſtematiſchen Vorleſung einzutreten. 
Die Tätigkeit in der Reviſionsinſtanz lehrt, daß die Urteile 
der unteren Inſtanzen (ich kann natürlich hier nur von mei⸗ 
ner Erfahrung auf ſtrafrechtlichem Gebiete ausgehen) in den 
letzten Jahren durchſchnittlich zwar länger aber juriſtiſch 
ſchlechter geworden ſind. Auf Überlaſtung kann das nicht 
zurückgeführt werden, denn auch in früheren Zeiten haben 
die Gerichte nicht an Arbeitsmangel gelitten, ſondern waren 
meiſt überlaſtet. Zurückzuführen iſt das vielmehr darauf, daß 
bereits ein ſtarker Nachwuchs in den unteren Gerichten ſitzt, 
der nicht mehr hinreichend ſyſtematiſch auf der Univerſität 
ausgebildet worden iſt. Die Grundlagen ſind es, die mangel⸗ 
haft ſind. Die gleiche Wahrnehmung macht man bei den 
Reviſionsbegründungen jüngerer Rechtsanwälte und Staats⸗ 
anwälte. Ja — ſo wird man nun ſagen — es liegt doch an 
den Studenten ſelbſt, wenn ſie ſich die Grundlagen nicht ver⸗ 
ſchaffen, denn die Mehrzahl der Profeſſoren iſt doch den oben 
geſtellten Anforderungen wohl gerecht. Damit iſt der ſprin⸗ 
gende Punkt getroffen, die offene Wunde berührt. Der 
Durchſchnittsſtudent, und er muß maßgebend ſein für die 
Reform, hat einfach nicht mehr die Zeit, die großen Vor⸗ 
leſungen der Grundgebiete regelmäßig zu beſuchen und das 
Gehörte ſelbſtändig durchzuarbeiten, weil das ſtoffliche Wiſ⸗ 
ſen, das von ihm im Examen gefordert wird, ein Übermaß 
angenommen hat. 

Ein Vielerlei iſt an die Stelle von einem Vielen ge⸗ 
treten. Wodurch? Einmal hat das immer weiter um ſich 
greifende Spezialiſtentum unter den Profeſſoren naturgemäß 
dazu geführt, daß jeder Spezialiſt ſeinem Spezialgebiet tun⸗ 
lichſte Geltung im Unterricht zu verſchaffen geſucht hat. Das 
erreichte er, ſobald ſich auch dieſes Gebiet als Examensſtoff 
durchgeſetzt hatte. Zum zweiten alſo wurde das Vielerlei 
durch die Hereinziehung von Spezialgebieten in die Prüfung 
gefördert. Nebenfächer wurden ſo zu Hauptfächern empor⸗ 
geſchraubt. Zugleich aber wurde der Zuſammenhang des 
Rechtsſyſtems für das Rechtsſtudium erheblich geſtört. Dieſe 
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Umſtände ſind es m. E. vorzüglich, die das Repetitorweſen 
ſo ſtark gefördert, die das Lehrbuch (das übrigens viel zu 
teuer geworden iſt) verdrängt und dem Studenten den Grund⸗ 
riß in die Hand gezwungen haben. Das Repetitorweſen hat 
ſich vom Paukertum vergangener Zeiten zum Lehrertum ent⸗ 
wickelt. Wer den heutigen Repetitor als Pauker anſieht, der 
irrt. Der Repetitor iſt Lehrer geworden, der auf beſondere 
Weiſe in gedrängter Kürze, aber doch ziemlich erſchöpfend, 
dem Studenten Rechtskenntniſſe vermittelt und ihm die 
Möglichkeit gibt, auf das Vielerlei vorbereitet zu ſein, das 
im Examen infolge der Verwandlung von Nebengebieten in 
Hauptgebiete gefordert wird. Er leiſtet, was die Univerſität 
nach ihrer Methode nicht leiſten kann und m. E. auch nicht 
leiſten ſoll. Hier ſchließt ſich der Kreis, den ich oben zu ziehen 
begonnen habe. Wir kehren zurück zur Grundfrage. Soll die 
Univerſität Juriſten für die Praxis vorbilden oder ſoll ſie 
für das Referendarexamen vorbereiten? Wer mit mir die 
Frage im erſten Sinne bejaht, der wird zunächſt eine Reform 
des Examens durch eine Stoffbeſchränkung fordern ſowie eine 
Stärkung und keine Schwächung der ſyſtematiſchen Vorleſung. 
Dieſe Stärkung muß für die wirklichen Grundgebiete ein⸗ 
treten. Die Zahl der Hauptgebiete muß wieder auf die Grund⸗ 
gebiete zurückgeführt werden (im weſentlichen: Rechtsgeſchichte, 
bürgerliches Recht, Handelsrecht, Strafrecht, Konkursrecht, 
Zivil⸗ und Strafprozeß mit Gerichtsverfaſſung, Staatsrecht 
mit Verwaltungsrecht und Völkerrecht, allgemeine und ſpe⸗ 
zielle Volkswirtſchaftslehre). Beiläufig ſei bemerkt, daß die 
von der Denkſchrift vorgeſchlagene Einſchränkung der beiden 
Prozeßrechte, die doch die Grundlage für die ſpätere prak⸗ 
tiſche Rechtsanwendung bilden, unbegreiflich iſt. Aus der 
dafür gegebenen Begründung, daß das Prozeßrecht dem 
Studenten ohne praktiſche Anſchauung nur ſchwer verſtändlich 
iſt, muß man gerade umgekehrt vom Standpunkt der Praxis 
aus eine gründliche ſyſtematiſche Ausbildung im Prozeßrecht, 
alſo eine gründliche ſyſtematiſche Vorleſung und eine Ver⸗ 
mehrung der praktiſchen übungen, insbeſondere die Ein⸗ 
führung auch einer zwingenden Übung im Strafprozeß, for⸗ 
dern. Dagegen könnte entſprechend der Entwicklung im heu⸗ 
tigen Staat das Kirchenrecht m. E. in die Nebenfächer ver⸗ 
wieſen werden. 

Die neuen Rechtsgebiete (wie Steuerrecht, Arbeitsrecht, 
Wirtſchaftsrecht — übrigens ein vager Begriff — u. ä.) müſ⸗ 
ſen für das Studium bleiben oder wieder werden, was ſie 
für die Praxis ſind: Nebenfächer, Spezialgebiete! Gewiß 
muß der Student auch mit ihren Grundzüg bekannt wer⸗ 
den — aber er braucht nicht mit ihnen vertraut zu werden. 
Das Vertrautwerden kann man getroſt der Praxis über⸗ 
laſſen. Die Einführung des Studenten in dieſe Spezial⸗ 
gebiete rechtfertigt aber die Erhöhung der Studienzeit von 
ſechs auf ſieben Semeſter. Was aber die Nebengebiete angeht, 
d. h. die Gebiete, die in organiſchem Zuſammenhange mit 
Grundgebieten ſtehen (3. B. Aktienrecht und Verſicherungs⸗ 
recht zum Handelsrecht, Urheberrecht zum Bürgerlichen Recht, 
Freiwillige Gerichtsbarkeit zum Prozeßrecht, ſtrafrechtliche 
Nebenwiſſenſchaften zum Strafrecht, Beamtenrecht zum Staats⸗ 
recht, Finanzwiſſenſchaft zur Volkswirtſchaftslehre uſw.), ſo 
iſt dazu folgendes zu ſagen: Hat ein Student beſondere Vor⸗ 
liebe für ein beſtimmtes Rechtsgebiet, ſo wird er ſich ganz 
von ſelbſt eingehend mit ihm befaſſen, den mit dem Gebiete 
zuſammenhängenden Nebengebieten ſich widmen. Mir ſcheint, 
daß der Student, der überhaupt für kein beſtimmtes Rechts⸗ 
gebiet Vorliebe gewinnt und ſich mit ihm beſonders be⸗ 
ſchäftigt, nur geringe Anlage zum Juriſten beſitzen kann. 

Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß Vertiefungs⸗ 
vorleſungen als zwangsweiſe Einrichtung abzulehnen ſind, 
daß ſie als freiwillig zu hörende Vorleſungen nützlich ſein 
können. Die umfangreiche Leporelloliſte der Denkſchrift wird 
ſehr der Sichtung bedürfen. Sie enthält eine ganze Anzahl 
von Gebieten, die unbedingt innerhalb der Hauptvorleſung 
mit erledigt werden müſſen und nicht aus ihr heraus⸗ 
geſchnitten werden können. Sie enthält ferner mancherlei 
Gebiete, die ſelbſtändigen Inhalt haben und als Vertiefung 
anderer Vorleſungen nicht angeſprochen werden können. 

Man hat die Frage aufgeworfen, ob denn der Zeit⸗ 
punkt für eine Studiumreform überhaupt günſtig gewählt 
iſt. Es wird vielſeitig behauptet, daß der Höhepunkt des 
Zuſtroms zum juriſtiſchen Studium überſchritten ſei. Ich 
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kann das nicht beurteilen. Aber wenn es auch zutreffen 
ſollte, ſo bleibt doch jedenfalls beſtehen, daß auf nicht ab⸗ 
ſehbare Zeit viel mehr Juriſten in der Praxis gebraucht wer⸗ 
den als früher. Die Zahl der Studenten wird alſo auf 
lange Zeit hinaus bedeutend größer bleiben, als ſie vordem 
geweſen iſt. Auf die größere Zahl aber wird ſich der Unter⸗ 
richt einſtellen müſſen. In dieſer Richtung bringt die Denk⸗ 
ſchrift ſicherlich manches Gute. Ich rechne dahin die Abſicht, 
die Zahl der Dozenten zu vermehren. Damit würde die 
überſteigerte Beſucherzahl mancher Vorleſungen beſeitigt wer⸗ 
den. Ich rechne dahin ferner die Beſchränkung der Zahl 
der Übungsteilnehmer auf hundert, eine Zahl, die 
m. E. nicht überſchritten werden darf. Es iſt m. E. nicht 
richtig, wenn dagegen geltend gemacht wird, daß auch bei 
hundert Teilnehmern der Dozent ſich nicht mit allen be⸗ 
faſſen könne und es doch weſentlich nur auf die Durchſicht 
der ſchriftlichen Arbeiten und die Durchſprechung der ge⸗ 
ſtellten Aufgabe ankommt. Denn ſo viel iſt doch gewiß, daß 
mehr einzelne herangezogen werden können, wenn nur hun⸗ 
dert, als wenn mehrere hundert Teilnehmer vorhanden ſind. 
Es iſt ferner leichter möglich, hundert Arbeiten genau durch⸗ 
zuſehen und mit eingehenderen Randbemerkungen zu ver⸗ 
ſehen als mehrere hundert. Die Frage iſt nur, wie die durch 
die Beſchränkung der Teilnehmerzahl notwendige Einrichtung 
von Parallelkurſen getroffen werden ſoll. Die Denkſchrift 
ſchlägt die Heranziehung von geeigneten Praktikern 
vor. Ich halte das für ſehr bedenklich, auch wenn es aus⸗ 
geſchloſſen wäre, daß auf dem Wege über Intereſſenten⸗ 
gruppen politiſcher oder wirtſchaftspolitiſcher Art minder⸗ 
geeignete oder in beſtimmter Richtung gebundene, alſo wiſſen⸗ 
ſchaftlich unfreie, Perſönlichkeiten in den Univerſitätsbetrieb 
eingeführt würden. Ich halte es deshalb für ſo bedenklich, 
weil die Verantwortung für den Lehrbetrieb bei der Pro⸗ 
feſſorenſchaft bleiben muß. Das iſt ſchon deshalb erforderlich, 
weil die organiſche Verbindung zwiſchen Vorleſung und 
Übung, die auch beſteht, wenn die Dozenten verſchieden ſind, 
nicht geſtört werden darf. Die das betreffende Fach in den 
Übungen leſenden Profeſſoren müſſen auch für die Übungen 
verantwortlich zeichnen. Das aber können ſie nicht, wenn 
von ihren Weiſungen unabhängige Praktiker mit den Übungen 
betraut werden. Daß ſich aber durchgebildete Praktiker ab⸗ 
hängig machen würden von Weiſungen der Proſeſſoren, halte 
ich für wenig wahrſcheinlich. Gangbar erſcheint mir nur der 
Weg, daß der Fakultät wiſſenſchaftlich durchgebildete und 
ſchon einige Zeit praktiſch tätig geweſene Aſſiſtenten in 
genügender Zahl zur Verfügung ſtehen, die nach Weiſungen 
und unter dauernder Beaufſichtigung durch die Profeſſoren 
die Üb gen abhalten, ſoweit nicht Privatdozenten in hin⸗ 
reichender Zahl vorhanden ſind. Dieſe Beaufſichtigung könnte 
zweckmäßig ſo durchgeführt werden, daß der Profeſſor, bei 
dem die Übung belegt iſt, abwechſelnd die ſchriftlichen Ar⸗ 
beiten der einzelnen Hundertſchaften durchſieht und ab⸗ 
wechſelnd an ihren Übungen teilnimmt. Damit würde jeder 
Teilnehmer auch das infolge der übergroßen Zahl jetzt nicht 
immer vorhandene Gefühl gewinnen, daß einerſeits ſeine 
Arbeiten richtig geprüft werden, daß andererſeits für ſeine 
Beurteilung im Grunde nicht der Aſſiſtent, ſondern der 
Dozent maßgebend iſt. Daß die Aſſiſtenten von den Pro⸗ 
feſſoren ausgewählt und nur auf ihren Vorſchlag angeſtellt 
werden dürfen, verſteht ſich von ſelbſt. Auf ganz anderem 
Blatte ſteht natürlich die Heranziehung wiſſenſchaftlich an⸗ 
erkannter Praktiker in einem beſtimmten Lehrfach als Honorar⸗ 
profeſſoren oder in ſonſtiger Weiſe. 

Ich muß mit Rückſicht auf den zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Raum davon abſehen, auf ſonſtige Einzelheiten der Denk⸗ 
ſchrift einzugehen. Es kommt mir auch weſentlich nur dar⸗ 
auf an, das Grundſätzliche für eine Studienreform hervor⸗ 
zuheben. Nur kurz ſei bemerkt: Repetitorien (in Arbeits⸗ 
gemeinſchaften) halte ich zur Vertiefung für gut — voraus⸗ 
geſetzt, daß ſie nicht als eine Art Erſatz für die ſyſtematiſche 
Vorleſung dienen. Seminare dürfen nicht zwingend vor⸗ 
geſchrieben werden. Sie haben die Aufgabe der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Forſchung zu dienen. Dazu ſind nur wenige berufen. 
Dieſe Aufgabe kann nur in kleinem Kreiſe und freiwillig ge⸗ 
leiſtet werden. Die Trennung des Zivilprozeſſes vom 
Strafrecht halte ich für einen ſehr begrüßenswerten Vorſchlag. 
Die Erwerbung des Zulaſſungsſcheins iſt in Wirklich⸗ 
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keit doch nur ein, und zwar ein mangelhaftes Zwiſchenexamen. 
Mir ſcheint — wenn überhaupt — ein richtig ausgebautes 
Zwiſchenexamen der Einführung des Zulaſſungsſcheins vor⸗ 
zuziehen zu ſein. Was endlich die Allgemeinbildung 
angeht, ſo möchte man wünſchen, daß die Beſtrebungen des 
Volksbildungsminiſteriums bei der Schule einſetzen. Durch die 
immer ſtärker gewordene Richtung der Schule auf das Sach⸗ 
liche und Praktiſche findet die Univerſität die allgemeine Vor⸗ 
bildung nicht mehr in dem hohen Maße bei der ihr aus den 
verſchiedenartigſten höheren Schulen zuſtrömenden Jugend 
vor, wie früher, als die Hauptzahl der Studenten vom 
humaniſtiſchen Gymnaſium kam. Die geringere allgemeine 
wiſſenſchaftliche Vorbildung, die die Studenten aus der Schule 
mitbringen, muß natürlich auch den Univerſitätsunterricht er⸗ 
ſchweren. So berühren ſich Schulreformfragen mit denen der 
Studienreform. So ſtößt man zuletzt auch auf den Gegenſatz 
Materialismus und Idealismus, Erziehung zur Maſſe und 


zur Perſönlichkett. Auf die Frage der Geſtaltung der Refe⸗ 
rendarprüfung einzugehen, liegt nicht im Rahmen dieſes 
Aufſatzes. Nur das eine: Weshalb die Geheimniskrämerei mit 
der Zuſammenſetzung der jeweiligen Prüfungskommiſſion? 
Weshalb ſoll der Prüfling nicht die Möglichkeit haben, ſich 
vor einer Prüfungskommiſſion zu ſtellen, bei der, wenn ſie 
ſchon nicht nur aus Profeſſoren beſteht, wenigſtens die mit⸗ 
wirkenden Profeſſoren ihn kennen? 

Die vorſtehenden Ausführungen wollen, wie ich zum 
Schluſſe ſagen möchte, trotz der unvermeidbar in ihnen ge⸗ 
übten Kritik vornehmlich nur als Anregung zu weiterer Aus⸗ 
ſprache gewertet ſein. Zuletzt werden auch über den Erfolg 
einer Studienreform Männer, nicht Maßregeln entſcheiden. 
Die richtigen Lehrer auf den richtigen Lehrſtühlen und eine 
beſinnliche Geſtaltung der Referendarprüfung werden auch 
ohne einſchneidende Neuregelung des Unterrichts die Zurück⸗ 
führung der Studenten in die Hörſäle bewirken können. 


Ortliche Beſchränkung der Fahrgeſchwindigkeiten im 
Kraftfahrzeugverkehr. 

1. Wenn heute Fragen des Straßenverkehrs geregelt werden, ſo 
iſt ſtets ein Ausgleich zwiſchen den ſchroff gegenüberſtehenden Inter⸗ 
eſſen der beteiligten Bevölkerungskreiſe zu ſuchen. Auf der einen 
Seite ſteht die vorwärtsdrängende Wirtſchaft; ſie ſucht überall Er⸗ 
leichterungen und Verbeſſerungen des Straßenverkehrs und Beſeiti⸗ 
gung hindernder Schranken. Auf der andern Seite ſteht die große 
Zahl der um die Sicherheit des Verkehrs beſorgten Einzel⸗ 
perſonen; ſie ruft nach behördlichem Schutz gegen die überhand⸗ 
nehmenden Gefahren des haſtenden Straßenverkehrs. Je nachdem 
nun die Verkehrsfragen mehr vom zentralen oder örtlichen Geſichts⸗ 
punkt aus überſchaut werden, wird man der Förderung des Verkehrs 
mehr oder weniger freundlich gegenüberſtehen. Je nach der wirt⸗ 
ſchaftlichen Einſtellung der Ortsbehörden und der örtlichen Bevölke⸗ 
rung wird ein mehr oder weniger großes Beſtreben vorhanden ſein, 
den Verkehr zu beſchneiden, um im Intereſſe der Ortseingeſeſſenen 
alle Gefahrenmöglichkeiten zu verhüten. Durch derartige Beſchrän⸗ 
Rungen wie durch eine ungleichartige Verkehrsregelung können der 
Wirtſchaft unter Umſtänden Feſſeln auferlegt werden, die den Rahmen 
des für die Geſamtbevölkerung zuläſſigen Maßes weit überſteigen. 
Darum iſt der Geſetzgeber immer mehr dazu übergegangen, von Reichs 
wegen die Verkehrsvorſchriften möglichſt erſchöpfend zu geſtalten; er 
hat dabei aber nicht verkannt, daß unter beſtimmten Vorausſetzungen 
örtliche Sondervorſchriften nötig ſind. Die reichsrechtlichen Vorſchriften 
ſind nun gerade hinſichtlich der Fahrgeſchwindigkeiten von Kraftfahr⸗ 
zeugen von beſonderer Bedeutung. Sie und die Vorbehalte für ört⸗ 
liche Sonderbeſtimmungen ſind nun aber ſo verwickelt, daß ſie nur 
bei gründlicher Prüfung verſtändlich ſind. 

2. Nach 82 Abſ. 1 KraftfVerkVoO. i. d. Faſſ. v. 16. März 
1928 (RGBl. k, 91) gelten für dieſen Verkehr ſinngemäß die Vor⸗ 
ſchriften über den Verkehr mit Fuhrwerken und Fahrrädern vorbehalt⸗ 
lich der beſonderen Vorſchriften für den Kraftfahrzeugverkehr. § 18 
Abſ. 3 KraftfVerkVDO. gibt eine reichsrechtliche Dispoſitivvorſchrift 
über die Geſchwindigkeit von Kraftfahrzeugen. § 30 Abſ. 2 Kraftf⸗ 
VerkVoO. enthält dann die wichtige Rahmenbeſtimmung für beſondere 
landesrechtliche Vorſchriften. Die ganze Beſtimmung des 8 30 Kraftf⸗ 
VerkVoO. hält Müller!) für ungültig, weil 8 6 Abſ. 3 Kraftfch. 
nur Ausführungsvorſchriften durch die Reichsregierung und die 
Landeszentralbehörden, nicht aber eine Subdelegation an andere 
Stellen vorſehe, weil aber andererſeits die bisherigen Rechte der 
Landesbehörden zum Erlaß von Vorſchriften über die Sicherheit 
des Verkehrs durch das Kraftf®. für den Kraftfahrzeugverkehr be⸗ 
ſeitigt worden ſeien. Dem iſt aber mit dem RG. 2) entgegenzuhalten, 
daß das KraftfG. keineswegs jede Verordnungstätigkeit der Landes⸗ 
behörden beſeitigen wollte. Aus dem Geſetz geht das nirgends hervor. 

as Geſetz hat aber der Reichsregierung und zur ergänzenden Re⸗ 
gelung den Landeszentralbehörden die Befugnis verliehen, Ausfüh⸗ 
rungsvorſchriften im Rahmen des § 6 Kraftf®. zu erlaſſen und hier 
die Tätigkeit der Landesbehörden einzuſchränken. 8 30 Kraftf⸗ 
VerkVoO. iſt daher im vollen Umfange gültig. 

3. 830 Abſ. 2 KraftfVerkV̊O. gibt keine Blankettvorſchrift 
über ſolche behördlichen Anweiſungen. Er ſchränkt aber etwaige 
aus anderen geſetzlichen Gründen beſtehenden Befugniſſe der Lan⸗ 
desbehörden in mehrfacher Hinſicht ein. Nur die Veſchränkung der 
Geſchwindigkeiten auf Brücken und Bahnübergängen (§ 30 Abſ. 2 
Satz 4 KraftfVerkV'O.) iſt den örtlichen Behörden ohne Vorbehalt 
freigegeben, weil hier nie eine unerträgliche Beſchränkung des Ver⸗ 
kehrs eintreten kann. Für den ſonſtigen Verkehr ſtuft die VO. 
die reichsrechtlichen Vorbehalte je nach dem Grade des Intereſſes der 


) Müller, Automobilrecht, 4. Aufl., S. 624 A. 1. 
2) KJ. 49, 411; ähnl. Dittmann: JW. 1829, 2801; Bay⸗ 
Ob.: DR. Nipr. 1929 Nr. 912. 


Allgemeinheit an der örtlichen Regelung verſchieden ab. Hier ſind 
drei Fälle zu unterſcheiden. Sie ſind für die Beurteilung der Gül⸗ 
tigkeit einer örtlichen Polizei“ O. von großer Bedeutung. 


a) Allgemeine Erſchwerungen für den geſamten 
Fuhrwerksverkehr. 

Die KraftfVerk Vo. ſteht (8 30 Abſ. 2 Satz 1) auf dem Stand⸗ 
punkte, daß bei dem Bedürfnis einer allgemeinen Regelung des 
Fuhrwerksverkehrs das Intereſſe an der ſchnellen Abwicklung des 
Kraftfahrzeugverekehrs zurückſtehen muß. Denn wenn eine örtliche 
Vorſchrift alle Fuhrwerke betrifft, ſo iſt kaum anzunehmen, daß 
eine Knebelung des Kraftfahrzeugverkehrs bei ihr erſtrebt iſt. Die 
KraftfVerkVoO. macht aber in § 30 Abſ. 2 Satz 1 eine Ausnahme. 
Wenn eine Ortspolizeibehörde für Kraftfahrzeuge bis zu 5,5 t Ge⸗ 
ſamtgewicht eine Fahrgeſchwindigkeit von weniger als 30 km in der 
Stunde vorſchreiben will, ſo bedarf ſie der Zuſtimmung der höheren 
Verwaltungsbehörde (in Preußen des Regierungspräſidenten). Von 
Reichs wegen wird hier in der Beſchränkung unter die Grenze des 
§ 18 Abſ. 3 Satz 1 KraftfVer VO. eine weſentliche Beeinträchtigung 
des geſamten Kraftfahrzeugverkehrs erblickt. Durch das Erfordernis 
der Zuſtimmung der hoͤheren Verwaltungsbehörde ſollen hier gegen⸗ 
über den rein örtlichen Intereſſen die Intereſſen der Wirtſchaft und 
des allgemeinen Verkehrs dagegen geſchützt werden, daß ohne zwin⸗ 
genden Grund von der Befugnis des $ 30 Abf. 2 Satz 1 Gebrauch 
gemacht wird 3). 


b) Ausſchließliche Beſchränkungen für Kraft⸗ 

fahrzeuge. 

Das Reich will eine Knebelung des Autoverkehrs aus örtlichen 
Sonderintereſſen unter allen Umſtänden verhindern. Deshalb kann 
die Geſchwindigkeit von Kraftfahrzeugen allein nur unter beſonders 
erſchwerten Umſtänden beſchränkt werden (8 30 Abſ. 2 Satz 2 Kraftf⸗ 
BerkVD.). Nicht die Ortspolizeibehörde, ſondern nur die höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde kann hier überhaupt tätig werden. Auch ſie darf 
aber nur in einem der in § 30 Abſ. 1 Satz 1 u. 2 aufgeführten 
Fällen einſchreiten. Ob einer dieſer Fälle ) im Einzelfall vorliegt, 
iſt Sache der pflichtmäßigen Prüfung der erlaſſenden höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde. Die Gerichte haben aber nachzuprüfen, ob eine 
Polizeiberordnung überhaupt noch in den hier geſteckten Rahmen 
hineinpaßt. Wenn etwa eine Regierungspolizeiverordnung?) um eine 
Stadt einen weiten Kreis zieht, der zum Teil über die Grenzen ge⸗ 
ſchloſſener Ortsteile i. S. des § 18 Abſ. 3 KraftfVerkVO. weit 
hinausgeht, und nun in dieſem Kreiſe allgemein die Höchſtgeſchwin⸗ 
digkeit auf 30 km begrenzt, ſo iſt dieſe Beſtimmung m. E. ungültig. 
Sie fällt in ihrer Allgemeinheit weder unter Rückſichten auf den 
Fußgängerverkehr, noch unter die Eigenart des Verkehrs oder andere 
beſondere Verhältniſſe s). Es wäre verſtändlich und wohl unanfecht⸗ 
bar, wenn die Straßen am Rande einer Großſtadt zum Schutze des 
Ausflugsverkehrs an Sonn⸗ und Feiertagen auf gewiſſen 


3) Im übrigen müſſen bei derartigen VO. der Ortspolizei⸗ 
behörden die landesrechtlichen Vorſchriften, in Preußen z. B. die der 
88 142 ff. LVerwG. erfüllt werden; a. M. Schmidt: Dag. 1929, 762. 

4) .. . ſoweit der Zuſtand der Wege od. anl. Gebäude od. d. 
Eigenart d. Verkehrs, insbeſ. Rückſichten auf d. Fußgängerverkehr es 
erfordern (S. 1); ... ſoweit e. Beſchränkung f. beſt. Ortlichkeiten mit 
Rückſicht auf andere beſ. Verhältniſſe geboten iſt. 

5) Vgl. Pol VO. d. NegPräf. in Münſter f. d. Stadtkreis u. 
e. Teil d. Landkr. Münſter v. 31. Juli 1928, Reg Amtsbl. 151. 

6) Aus dem gleichen Grunde beſtehen auch gegen d. weitere Vor⸗ 
ſchrift der erw. VO, ſtarke Bedenken, das fie unterſchiedslos inner⸗ 
halb des geſ. Promenadenrings d. Geſchwindigkeit d. Kraftfahrzeuge 
m. Luft⸗ od. hochelaſt. Gummibereifung auf 20 km u. die der übrigen 
auf 12 km beſchränkt. 
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Strecken nur mit 30 km befahren werden könnten. Aber eine all⸗ 
gemeine Einſchränkung, wie ſie hier geſchildert wurde, fallt aus dem 
Rahmen von 8 30 Abſ. 1 KraftfVerk VO. heraus. 

Im übrigen iſt noch die Polizeiverordnung einer höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde an die landesrechtlichen Vorſchriften gebunden. In, 
Preußen z. B. bedarf ſie nach 8139 LVerweß. der Zuſtimmung des 
Bezirksausſchuſſes. In Fallen, die keinen Aufſchub dulden, kann 
jedoch die Pol VO. vor Einholung dieſer Zuſtimmung erlaſſen werden, 
muß aber außer Kraft geſetzt werden, wenn die Zuſtimmung nicht 
binnen drei Monaten erfolgt. In der nach 8140 WWerwch. erforder⸗ 
lichen Bekanntmachung muß dann aber außer dem Wortlaut der 
KraftfVerkVD., den ermächtigenden Beſtimmungen (hier u. a. § 30 II 
KraftfVerk VDO.) auch angegeben werden, daß es ſich um einen ſolchen 
keinen Aufſchub duldenden Fall handle?) (Fall der oktroyierten VO.). 
Eine ſolche Angabe liegt aber ſchon darin, daß 8139 LVerwch. in der 
Bekanntmachung ausdrücklich erwähnt wirds). Wenn nun die Zu⸗ 
ſtimmung nicht erteilt wird, fo wird damit die Pol VD. nicht nach⸗ 
träglich ungültig. Sie iſt, was aber nur mit Hilfe einer Aufſichts⸗ 
beſchwerde durchzuſetzen iſt, vom Regierungspräſidenten ſelbſt außer 
Kraft zu ſetzen; bis dahin bleibt ſie gültig. Der Richter kann auch 
nicht nachprüfen, ob die Zuſtimmung wirklich eingegangen iſt. Denn 
es beſteht keine Verpflichtung, die nachträgliche Zuſtimmung be⸗ 
kanntzumachen?), und bis zur Außerkraſtſetzung bleibt die BD. 
ültig. 
i Wenn alſo eine BO. dieſe landesrechtlichen Klippen glücklich 
umſchifft hat und außerdem einer Prüfung aus § 30 Abſ. 1 Saß 1 u. 2 
KraftfVerkVoO. ſtandhält, jo kann fie wirkſam die Geſchwindigheit 
für Kraftfahrzeuge herabſetzen. Hier beſteht jedoch noch eine Sonder⸗ 
vorſchrift 10). Soll nämlich die Geſchwindigkeit von Kraftfahrzeugen 
bis zu 5,5 t Geſamtgewicht auf weniger als 30 Stundenkilometer be⸗ 
ſchränkt werden, ſo iſt die Zuſtimmung der oberſten Landesbehörde 
erforderlich. Hier liegt es klar auf der Hand, daß dem Kraftfahrzeug 
verkehr beſonders harte Schranken auferlegt werden. Da wo Rad⸗ 
fahrer und Straßenbahn mit 25 km und mehr fahren dürfen, ſoll 
der ſicherer bremſende Kraftfahrer nur höchſtens 20 km in der Stunde 
fahren dürfen. Eine derartige einſchneidende Maßnahme, die übrigens 
nur für beſtimmte Straßen zuläſſig wäre 11), iſt darum mit Recht 
an die Zuſtimmung der oberſten Landesbehörde geknüpft. Fehlt ſie, 
jo iſt die Negierungspolizei®d. ungültig. Die Ungültigkeit be⸗ 
ſchränkt ſich allerdings auf den Teil einer ſolchen VO., der dieſer 
Zuſtimmung bedarf. Wenn aber die Zuſtimmung der oberſten Landes⸗ 
behörde erteilt wird, ſo muß das in der Bek. nach § 140 LVerwG. 
erwähnt werden. 


c) Beſchränkungen des Durchg angsverkehrs. 

Das größte Augenmerk richtet das Reichsrecht auf die Sicherung 
des Durchgangsverkehrs vor übermäßigen Beſchränkungen 
(8 30 Abſ. 2 Satz 3 KraftfVerkVoO.). Hier iſt ſtets die Zuſtimmung 
der oberſten Landesbehörde erforderlich. Dieſe kann allerdings 12) im 
Falle zu a 18) die höheren Verwaltungsbehörden allgemein zur Er⸗ 
teilung der Zuſtimmung ermächtigen. — In den zu b geſchilderten 
Fällen der ausſchließlichen Beſchränzung des Kraftfahrzeug- 
verkehrs kann im Durchgangsverkehr die oberſte Landesbehörde 
die erforderliche Zuſtimmung allgemein erteilen, jedoch nicht zu einer 
Beſchränkung der Fahrgeſchwindigkeit der Kraftfahrzeuge bis 5,5 t 
Geſamtgewicht unter 30 km. Iſt alſo die allgemeine Zuſtimmung er⸗ 
teilt, ſo liegt der Fall beim Durchgangsverkehr dem ſonſtigen Ver⸗ 
kehr im Falle zu b vollkommen gleich. 

4. Es zeigt fi) alſo, daß das Reichsrecht in mannigfach ab» 
geſtufter Weiſe für den Ausgleich zwiſchen den örtlichen Sonder⸗ 
intereſſen und den großen Verkehrsintereſſen der Allgemeinheit geſorgt 
hat. Aufgabe der Gerichte und der Anwaltſchaft iſt es nun, im Ein⸗ 
klang mit den Verwaltungsbehörden darüber zu wachen, daß dieſer 
Ausgleich auch in den Pol O. überall durchgeführt wird. 

AGR. Dr. Siegert, Münſter. 


Verkehrsrechtliche Probleme bei der Reform des Straf⸗ 
rechtes. Berufsfahrer oder Nichtberufsfahrer.“) 
III 


Es darf bezweifelt werden, daß die Annahme des 8 269 Abſ. 1 
des Entw. eines Allg. Deutſchen StGB. in der vorl. Form eine be- 


7) Ebenſo KJ. 21 C0 55, Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze, 
24. Aufl. zu 8140 LVerwG.; Friedrichs, LVerwG. § 140 Aum. 7; 
Roſin, PolVoOgecht, 2. Aufl., S. 263. 

8) Ebenſo Roſin a. a. O. S. 263. 

) Ebenſo KG.: DIZ. 1911, 1158 u. KG J. 32 C 60; Roſin 
S. 253 Sat 12. 

10) Die Fragen d. Durchgangsverkehrs find unten zu c geſon⸗ 
ſondert behandelt. 

11) S. oben zu Anm. 6. 

12) In Preußen iſt das geſchehen; vgl. Müller, Automobil⸗ 
recht, 3. Aufl. S. 657 N. 28 aa. 

13) Beſchränkung des gefſamten Yuhrwerksoerkegrs. 

1) Vgl. Pros kauer: JW. 1929, 2793. 


friedigende Löſung der heißumſtrittenen Frage Berufs⸗ oder Nicht⸗ 
berufsfahrer bedeuten würde. 

Der Entw. bringt, wie nicht zu leugnen iſt, gegenüber dem 
geltenden Rechtszuſtande eine gewiſſe Einſchränkung. Es ſoll bei den 
von Berufsfahrern außerhalb der beruflichen Tätigkeit verübten 
Fahrten bei dem Autragserfordernis verbleiben. Dieſe Einſchränkung 
birgt aber wieder eine bedenkliche Härte und Unbilligkeit. Man 
überlege: der gleiche Fahrer überfährt heute auf einer Berufsfahrt 
und morgen auf einer Vergnügungs⸗ (Privat) Fahrt ein Kind; die 
Schuld iſt die gleiche, der Taterfolg derſelbe und doch ein himmel⸗ 
weiter Unterſchied in der Behandlung beider Fälle. Dort eine Ver⸗ 
folgung auf jeden Fall, hier nur, wenn es der Vater will. 

Ein Fahrer ſoll ſtrafwürdiger ſein, wenn er bei der Arbeit 
fehlt, als wenn er ſich die gleiche Verfehlung auf einer Vergnügungs⸗ 
fahrt zuſchulden kommen läßt. Man erſchrickt faſt bei dieſem Ge⸗ 
danken und hat unwillkürlich das Gefühl, daß es umgekehrt fein 
müßte. Eine ſolche Handhabung widerſtrebt dem natürlichen Rechts- 
gefühl und dem ethiſchen Empfinden. Jede Arbeit iſt Dienſt am Ge⸗ 
meinwohl; fehle ich während dieſes „Dienſtes“, ſo faßt mich die 
ſtrafende Hand leichter und ſtraft mich ſchwerer, als wenn ich ledig 
aller Berufspflichten ſündige. Jeder Fahrer glaubt einen Anſpruch 
auf Nachſicht und Wohlwollen zu haben, wenn er in der harten Fron 
des Tages einmal unachtſam geweſen iſt; er begreift es nicht, daß 
ihm ſeine Tat um deswillen ſchwerer angerechnet werden ſoll. Der 
Geſchäftsreiſende hetzt mit ſeinem Kraftfahrzeug von Ort zu Ort, um 
ſeine Geſchäfte abzuwickeln. Er überſchreitet dabei die vorgeſchriebene 
Fahrgeſchwindigkeit und verurſacht dadurch einen Unfall. Der Ver⸗ 
gnügungsfahrer richtet auf die gleiche Weiſe Unheil an, nur daß es 
für ihn nicht galt, ſein tägliches Brot zu verdienen, ſondern er 
„drehte auf“, um auf ſeiner Spazierfahrt ſchneller ſein Ziel zu 
erreichen. 

Es bedarf keiner Frage, welcher von beiden ſtrafwürdiger iſt. 

Es iſt doch auch zu bedenken, daß es kaum einen anderen Beruf 
gibt, der derartige Gefahrenquellen birgt, und daß es ſicherlich 
keinen weiteren Beruf gibt, der eine ſo ausgeſprochen kriminelle Seite 
hat als den des Kraftwagenführers. Er ſteht mit einem Bein in 
Gefängnis und mit dem anderen im Grabe. Gleichwohl iſt es leichter 
gemacht, ihn ſtrafrechtlich zu faſſen. 

Noch in anderes Hinſicht würde der 8 269 Abſ. L des Entw. 
eine befriedigende Löſung nicht bringen. 

Es iſt zuzugeben, daß Beruf, Übung und Gewerbe in der Regel 
eine beſſere Einſicht in die mit der Berufsausübung verbundenen 
Gefahren verſchaffen und deshalb eine höhere Verantwortlichkeit be⸗ 
gründen. Nach dem geltenden Rechtszuſtand iſt es aber unerheblich, 
ob die Tätigkeit, die eine „beſſere Einſicht“ gewährleiſtet, die eigent⸗ 
liche und hauptſächliche iſt oder ob fie nur in einer Hilfs⸗ oder 
Nebenverrichtung beſteht. Zu welch unbilligen Ergebniſſen dieſer 
Rechtszuſtand führt, mag folgende Gegenüberſtellung zeigen. Es ſei 
zuvor erwähnt, daß derartige Fälle nicht etwa ſelten ſind, ſondern 
daß ſie fortgeſetzt vorkommen. Auf der einen Seite ein Amateurfahrer, 
der ſeit Jahrzehnten ein Kraftfahrzeug führt, der ſich alljährlich den 
modernſten Wagen leiſten kann, der im Kraftfahrzeug weite Reiſen 
durch den Kontinent unternimmt, der fahrtechniſche Erfahrungen ge- 
ſammelt und eine Sachkenntnis erlangt hat, wie fie viele Berufs⸗ 
fahrer niemals erlangen können — auf der anderen Seite ein 
Grünwarenhändler, der ſich für billiges Geld einen ausgedienten 
Perſonenwagen kauft und ihm als Lieferwagen das Gnadenbrot gibt. 
Er transportiert jeden Morgen damit ſeine Grünwaren von der 
Markthalle zu ſeinem Laden. Das iſt ſicherlich eine dem eigentlichen 
Gewerbe dienende Nebeuverrichtung, der auch der Charakter der 
Regelmäßigkeit innewohnt (vgl. RG. 34, 65; 59, 263). Zu ſon⸗ 
ſtigen Fahrten wird dieſer Lieferwagen Raum noch benutzt werden, 
weil er nichts mehr hergibt. Dieſer Fahrer kann bei feiner geringen 
Fahrpraxis niemals vermöge ſeines Berufes oder Gewerbes eine 
„beſſere Einſicht“ in die mit der Berufsausübung verbundenen Ge⸗ 
fahren erlangen. Dennoch unterliegt er den ſchärferen Strafbeſtimmun⸗ 
gen. Paſſiert es ihm, daß er einen Fußgänger anfährt, ſo muß er, 
wenn auch ſein Verſchulden noch ſo gering iſt und der Verletzte ein 
ſtrafrechtliches Einſchreiten nicht wünſcht, dennoch von Amts wegen 
verfolgt und beſtraft werden. Ein „beſonders leichter Fall“, in dem 
das Gericht von Strafe abſehen kann ($ 268 Abſ. 2 des Entw.), 
wird nicht immer vorliegen. Und jener Amakeurfahrer, mag er trotz 
ſeiner ausgezeichneten Sachkunde durch rückſichtsloſes Fahren ſeine 
Mitmenſchen ſchwer an der Geſundheit beſchädigt haben, ein ſtraf⸗ 
rechtliches Einſchreiten wegen fahrläſſiger Körperverletzung gegen ihn 
iſt nicht möglich, weil der reichlich entſchädigte Verletzte es ablehnt, 
den erforderlichen Strafantrag zu ſtellen. Gegebenenfalls wird die 
Möglichkeit einer Ahndung wegen einer Verkehrsübertretung übrig 
bleiben. Die Strafverfolgungsbehörden ſehen fi alſo oft in die Lage 
verſetzt, angeſichts eines geringen Verſchuldens ſtrafen zu müſſen 
und angeſichts eines groben Verſchuldens und erheblichen Erfolges 
nicht ſtrafen zu können. Dieſe Gegenüberſtellung offenbart doch 
die ganze Unzulänglichkeit des augenblicklich hinſichtlich dieſes 
Problemes beſtehenden Rechtszuſtandes, die auch durch den 8 269 I 
des Entw. nicht behoben wird. 

Soll nun einmal die erlangte „beſſere Einſicht“ eine höhere 
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Verantwortlichlteit begründen, dann iſt nicht einzuſehen, daß dieſe 
nur bei den Fahrern vorauszuſetzen iſt, die „in Ausübung ihres 
Berufes oder Gewerbes“ fahren. Wird die „beſſere Einſicht“ nicht 
genau fo auf den Privat- und Vergnügungsfahrten wie auf den Be⸗ 
rufsfahrten gewonnen? Es erſcheint mir gerechter, die „beſſere Ein⸗ 
ſicht“ auf die erlangte Übung abzustellen, ganz gleichgültig, ob Diele 
auf Berufs⸗ oder Privatfahrten erlangt worden iſt. 


Aus Billigkeitsrückſichten und praktiſchen Gründen erſcheint es 
kur nach alledem geboten, alle Kraftfahrer gleichmäßig zu be⸗ 
handeln, entweder das Erfordernis des „Verlangens auf Strafverfol- 
gung“ zu ſtreichen und ſie alle von Amts wegen zu verfolgen oder 
aber die Strafverfolgung in jedem Falle von der Stellung des Straf⸗ 
autrages abhängig zu machen. Ich glaube nicht, daß die letztere 
Maßnahme bei den Berufsfahrern zu einer Vernachläſſigung ihrer 
Sorgfaltspflichten führen würde, da ſie damit doch ſtets ihre eigene 
115 zu Markte tragen und den Verluſt der Stellung riskieren 

ürden. 


Es iſt zu hoffen, daß bei der Geſtaltung des neuen StGB. dieſes 
Problem einer gerechten Löſung entgegengeführt wird. 
StA. Dr. Steffan, Dresden. 


Aachtrag zu dem Aufſah von Volkmar über das Genfer 
Abkommen zur Vollſtretung ausländiſcher Schieds⸗ 
Iprüche. (5. 2745 ff.) 

Das Abkommen iſt am 1. Sept. von Deutſchland ratifiziert 
worden, tritt alſo für Deutſchland am 1. Dez. 1930 in Kraft. Über 
die unmittelbar bevorſtehende Ratifikation der Schweiz liegt zur Zeit 
eine Nachricht noch nicht vor, das Genfer Abkommen gilt indeſſen 
im Verhältnis zwiſchen der Schweiz und Deutſchland auch unabhängig 
von dieſer Ratifikation mit Rückſicht auf Art. 9 des zwiſchen beiden 
Staaten geſchloſſenen, am 1. Sept. ratifizierten und damit gleichfalls 
am 1. Dez. in Kraft tretenden Abkommens über die gegenſeitige 
Auerkennung und Vollſtreckung von gerichtlichen Entſcheidungen 
(RGBl. 1930, II, 1066). 


Schrifttum. 


Puſch und Kaiſer: Kraftfahrzengrecht. (Juriſtiſche Hand⸗ 
bibliothek Bd. 460.) Leipzig. Roßbergſche Verlagsbuch⸗ 
handlung Arthur Roßberg. 343 Seiten. Preis 12 . 

Die immer mehr zunehmende Bedeutung des Kraftfahrweſens 
und die große Anzahl von geſetzlichen Beſtimmungen, die für dieſen 
Verkehrszweig wichtig find, läßt es wünſchenswert erſcheinen, daß 
die vorhandenen Vorſchriften öfter nach dem jeweiligen Stande der 
Geſetzgebung zuſammengeſtellt werden. Dieſem Bedürfnis der mit dem 
Kraftwagenverkehr befaßten Perſonen ſowie der auf dem Gebiete 
des Autorechts tätigen Juriſten kommt die neue Textausgabe 
der Roßbergſchen Handbibliothek in einwandfreier Weiſe entgegen. 
Das Buch bringt nicht nur, und zwar völlig lückenlos, alle einſchlägi⸗ 
gen reichsrechtlichen Vorſchriften, ſondern auch alle den Kraftivagen- 
verkehr betreffenden ſächſ. Vo. Dabei werden ſogar VO. oder An⸗ 
weiſungen der Miniſterien veröffentlicht, die bisher noch nicht ab⸗ 
gedruckt worden waren. Dieſe Nebeneinanderſtellung der reichsrecht⸗ 
lichen und der für Sachſen erlaſſenen landesrechtlichen Vorſchriften 
Über den Kraftfahrzeugverkehr findet ſich in keinem anderen Buche. 

Wie ſchnell die Geſetzgebung auf dem bezeichneten Gebiete Ande⸗ 
rungen erfährt, ergibt ſich daraus, daß dem Buche zunächſt der 
Stand der Geſetzgebung bis zum 15. Dez. 1929 zugrunde gelegt 
worden war, daß aber in einem dem Buche beigegebenen Nachtrag 
bereit? 4 Seiten neue VO. wiedergegeben werden mußten, um das 
Buch auf den Stand v. 28. Febr. 1930 zu bringen. 

Da das Reichsrecht die Kraftfahrbeſtimmungen nicht erſchöpfend 
aufſtellt, andererſeits auch gewiſſe landesrechtliche Vorſchriften, ohne 
daß ſie ſpeziell für den Kraftwagenverkehr erlaſſen wurden, doch zu⸗ 
gleich auch für ihn Geltung beanſpruchen, ſo empfiehlt es ſich viel⸗ 
leicht für eine Neuauflage, die gegebenenfalls auch auf den Kraft⸗ 
wagenverkehr anzuwendenden Vorſchriften der SächſStraß Verl. 
v. 15. Juli 1927 ſowie die SächſB'O., den Verkehr auf den öffent⸗ 
lichen Wegen betr., v. 9. Juli 1872 mit aufzunehmen. 

DSLN. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Automobilgeſetz (Reichsgeſetz über den Verkehr mit Kraft⸗ 
fahrzeugen). Mit den einſchlägigen Nebenbeſtimmungen, 
insbeſondere der Verordnung über Kraffahrzeugverkehr, und 
einem techniſchen Leitfaden mit Abbildungen. Von Dr. Fritz 
Müller, Geh. Regierungsrat, Miniſterialrat im Reichsver⸗ 
kehrsminiſterium. 5. erweiterte Auflage. Berlin 1929. Ver⸗ 
lag Georg Stilke. 1042 Seiten. Preis in Ganzleinen ge⸗ 
bunden 22 . 

Die neue Auflage, die kaum fünf Monate nach der vorher⸗ 
gehenden erſchienen iſt, bringt das Buch auf den neueſten Stand von 
Heſetzgebung und Rechtſprechung. Insbeſ. ſind die VO. über hintere 
Feuchtzeichen ſowie die VO. v. 18. Mai 1929 über internationalen 

erkehr neu aufgenommen. Durch eine erhebliche Erweiterung der An⸗ 
merkungen und durch die eingehende Berückſichtigung der umfang⸗ 
reichen Rechtſprechung iſt der Stoff ſtark vermehrt worden. 

5 Das Buch, das auf ſeinem Spezialgebiete eine ähnliche Be⸗ 

eutung einnimmt, wie fie der Sydow-Buſch für die 30. hat, 

gehört zu den wenigen Werken, bei denen die Bezeichnung „un⸗ 
entbehrliches Hilfsmittel“ für jeden Richter der Verkehrsabteilung und 
jeden Anwalt, der ſich mit den heute immer zahlreicher werdenden 

Fragen des Kraftverkehrsrechts beſchäftigen muß, zutrifft. 

3133 Das den früheren Auflagen ZW. 1927, 642; 1928, 2791; 1928, 

166 und 1929, 2045 geſpendete Lob findet durch die 5. Aufl. er⸗ 

neut eine Rechtfertigung. 

di „Während der Drucklegung des vorliegenden Heftes iſt ſoeben 

e 6. Auflage des Buches erſchieuen. In dieser it die BO. vom 

15. Juli 1930 eingearbeitet und ausführlich erläutert. D. S. 


Die Rechtſprechung zum Antomobilrecht. Entſcheidungen des 
Reichsgerichts, der Oberlandesgerichte und der Oberver⸗ 
waltungsgerichte zum Geſetz über den Verkehr mit Kraft 
fahrzeugen. Bearbeitet und zuſammengeſtellt von Dr. jur. 
Helmut Möhring, Syndikus in Verlin. Berlin 1930. 
Richard Carl Schmidt & Co. Preis broſch. 10 J, in 
Ganzleinen geb. 12,50 . 

Ein Buch, das in feinem Vorwort feine Daſeinsberechtigung 
zu beweiſen verſucht, pflegt man mit einem gewiſſen Mißtrauen zu 
betrachten; der Verf. hat den Wunſch, einem Bedürfnis der Kraftfahrer 
nach Rechtslehrung abzuhelfen; dieſem Zweck ſoll ſeine Arbeit dienen. 

Ich Kann dieſe Aufgabe nicht als gelöſt betrachten. Eine Samm⸗ 
lung von Entſcheidungen wird immer ein Torſo bleiben; nach zwei 
bis drei Jahren iſt ſie veraltet; leider muß man von dem 
Möhringſchen Buch ſagen, daß es ſchon jetzt veraltet iſt, enthält 
es doch eine große Reihe von ſehr alten, längſt überholten Ent⸗ 
ſcheidungen, ſo z. B. aus dem Jahre 1912 über die Verteilung der 
Schäden bei dem Zuſammenſtoß mehrerer Fahrzeuge, während neuere 
und neueſte Urteile vollſtändig fehlen. 

Das Buch füllt auch keine bis jetzt vorhandene Lücke aus; denn 
eine Überſicht über die Rechtſprechung könnte man ſich aus den zur 
Verfügung ſtehenden Hilfsquellen leicht beſchaffen, insbeſ. durch das 
vorzügliche Büchlein von Albert Heucke; ſtändig auf dem laufen⸗ 
den gehalten wird man durch die bekaunte Kartothek von Arndt, 
dem verdienſtvollen Herausgeber des „Recht des Kraftfahrers“. 

Es gibt ferner ganze Kategorien von Rechtsfragen, die entweder 
überhaupt nicht oder nur ſo nebenbei erwähnt werden; ſo findet 
man z. B. nichts über Vorfahrtsrecht, Berufsfahrer, Pfändung von 
Kraftdroſchken und Omnibuſſen; auch über die wenigſtens Juriſten 
intereſſierende Frage, ob die 88 17 und 18 der VO. ſelbſtändige 
Strafrechtsnormen find oder wie gem. 8 17 des Gef. beim Zu⸗ 
ſammenſtoß mehrerer Fahrzeuge der Schaden zu verteilen iſt, iſt nichts 
geſagt, obwohl es doch eine reichhaltige Rechtſprechung über alle 
dieſe Punkte gibt. 

Geradezu verwirrend wirkt der Abdruck einer Entſch. des 
VayObL®. v. 17. Mai 1926 über die Berechtigung zur Erhebung 
von Brückenzöllen; wenn man dieſe früher leidenſchaftlich behandelte 
Frage überhaupt erwähnen wollte, fo hätten wenigſtens die be» 
kannteſten Entſch. des KG., des Hanſ oc. uſw. mit abgedruckt 
werden müſſen, durch die ſeinerzeit die Geſetzgebung ganz hervorragend 
beeinflußt worden iſt, mit dem Ergebnis, daß faſt überall in ganz 
Deutſchland die Brückenzölle fielen. 

Wenn jetzt eine Entf. abgedruckt wird, wonach für die Bes 
nutzung von Brücken .. Brückenzölle erhoben werden könnten, fo ent⸗ 
ſteht dadurch der bei den heutigen Verhältniſſen vollſtändig falſche Ein⸗ 
druck, daß die Zeit der Beläſtigung durch Brückenwärter wiedergekehrt ſei. 

Auch rein äußerlich gefällt mir das Buch nicht recht; der ein⸗ 
zige Wegweiſer durch die m. E. ganz wahllos aneinandergereihten Ent⸗ 
ſcheidungen — der Verf. meint, das ſei nicht zu vermeiden geweſen — 
iſt ein Nachſchlageregiſter und eine Paragraphenüberſicht. 

E. wäre wenigſtens eine Ordnung nach Gruppen notwendig ge⸗ 
weſen oder doch, wenn mehrere Entſcheidungen den gleichen Rechtsſatz be⸗ 
handeln, eine Verweiſung aufeinander. RA. Dr. Louis, Hamburg. 


Kartei des Automobilrechts. Herausgegeben von RA. Dr. 
Arndt, Düſſeldorf. Berlin 1929. Carl Heymanns Verlag. 
Vorzugspreis für Nenbezieher 30 4. 

Der Jahrgang 1929 rechtfertigt in vollem Umfange die ſeinem Vor⸗ 
gänger JW. 1928, 1281 u. JW. 1929, 906 ausgeſprochene Anerkennung. 
Der . umfaßt insgeſamt 188 Karten, auf denen etwa 


4000 Entſcheidingen aus allen Gebieten des Automobilrechts ver⸗ 
arbeitet ſind. Die Karten verteilen ſich auf die nachſtehenden Stich⸗ 
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worte: Abweichen von Verkehrsvorſchriften, Ausweichen, Autofalle, 
Bahnübergang, Blankettgeſetz, Einbiegen, Fahrbahn, Gefälligkeits⸗ 
fahrt, Halter, Kraftfahrlinie, Kürzeſte Entfernung, Schlaf, Schneekette, 
Schwarzfahrt, überholen einer fahrenden Straßenbahn, Überholen 
einer haltenden Straßenbahn, Straßeneinmündung, Straßenglätte, 
Straßenkreuzung, überholen, Übermüdung, Voraus ſehbarkeit, Vor⸗ 
fahrtrecht. 

Eine beſondere Schwierigkeit, die bereits bei den früheren Be⸗ 
ſprechungen hervorgehoben iſt, bildet die Einordnung der verſchiedenen 
Entſcheidungen in eine Kartei, beſonders, nachdem ſich die Zahl der 
zu einzelnen Schlagwörtern gehörigen Karten ſo ſtark vermehrt hat, 
daß innerhalb eines einzelnen Schlagwortes wieder eine beſondere 
Ordnung notwendig wird. Der Verf. hat die Überſichtlichkeit der 
Kartei dadurch erhalten, daß zu den auf weißem Papier gedruckten 
gewöhnlichen Karten Ergänzungskarten auf gelbem und Überſichts⸗ 
Karten auf rotem Papier hinzutreten. Durch dieſe Hilfsmittel iſt eine 
verhältnismäßig leichte Überſichtlichkeit trotz der erſtaunlichen Fülle 
des Materials gewährleiſtet. 

Die Sammlung verdient beſte Empfehlung. D. S. 


Rechtsanwalt Dr. Ernſt Leffmann: Handbuch des Kraft⸗ 
fahrers. Berlin 1930. Herausgegeben vom Geſamtverband 
der Arbeitnehmer der öffentlichen Betriebe und des Per⸗ 
ſonen⸗ und Warenverkehrs, Berlin. Preis 1,50 . 


Das Buch iſt im Auftrag einer Gewerkſchaft von Arbeitnehmern 
des Verkehrsgewerbes geſchrieben. Durch Belehrung will die Ge⸗ 
werkſchaft ihre Mitglieder vor Unfällen und ihren zivil⸗ und ſtraf⸗ 
rechtlichen Folgen bewahren. Dieſem Zweck und insbeſ. dieſem 
Leſerkreis entſprechen Anlage und Ton des Werkes. Es ſtellt im 
weſentlichen in leichtverſtändlicher Weiſe den Inhalt der Kraftfahr⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen dar. In dieſer Hinſicht vereinigt es Volks⸗ 
tümlichkeit der Darſtellung mit einem hohen Grade von Zuverläſſig⸗ 
keit und Richtigkeit. 

Juriſten werden, ſelbſt wenn ſie ſich aus nicht beruflichen 
Gründen mit der Materie des Autorechts vertraut machen wollen, 
beſſer zu anderen Büchern greifen; doch wird mancher Autobeſitzer 
es ſeinem Schofför mit Nutzen in die Hand geben konnen. D. S. 


Dr.-Ing. G. Siegel: Die Elektrizitätsgeſetzgebung der 
Kulturländer der Erde. Berlin 1930. 
G. m. b. H. Preis 60 . 


Wenn ſchon die Beſchäftigung mit dem deutſchen Elektrizitäts⸗ 
recht für den Juriſten außerordentlich reizvoll iſt, weil die ſtürmiſche 
Entwicklung dieſes Wirtſchaftszweiges mit ſeinen ganz eigenartig 
geſtalteten Verhältniſſen in beſonders klarer Weiſe erkennen läßt, 
wie Wirtſchaft und Recht zuſammenhängen, und wie das Recht ſich 
den neuen Erforderniſſen der Wirtſchaft anpaſſen muß und dadurch 
umgekehrt wieder weitere wirtſchaftliche Entwicklungen ermöglicht, — 
ſo gilt dies in verſtärktem Maße, wenn man nicht nur Deutſchland, 
ſondern die ganze Welt in den Kreis der Betrachtung einbeziehen 
kann. Derartige rechtsvergleichende Studien auf dem Gebiet der 
Elektrizitätswirtſchaft waren aber leider bisher ſo gut wie un⸗ 
möglich, da die Beſchaffung des erforderlichen Materials für den 
einzelnen auf e Schwierigkeiten ſtieß. Ganz abgeſehen 
von dem Fehlen einer deutſchen Sammlung waren ſogar in den 
meiſten in Betracht kommenden Ländern Zuſammenſtellungen des 
dort geltenden Elektrizitätsrechts nicht aufzutreiben, ja, vielfach 
waren nicht einmal genaue Informationen darüber zu erhalten, was 
es eigentlich an Beſtimmungen gibt. 

Unter dieſen Umſtänden iſt es ein ganz beſonderes Verdienſt des 
Verfaſſers, wenn er es unternommen hat, dieſe Lücke auszufüllen, 
und er hat ſich damit den bleibenden Dank aller verdient, die an 
dieſer jungen Rechtsdiſziplin Intereſſe nehmen. Angeſichts der oben⸗ 
erwähnten Schwierigkeiten kann man nur über den Mut ſtaunen, ein 
derartiges Unternehmen zu beginnen, und über die außerordent⸗ 
liche Arbeitskraft, es allein und ohne einen Stab ſelbſtändiger Mit⸗ 
arbeiter durchzuführen. Eine beſondere Schwierigkeit bot natürlich 
auch noch die Überſetzung der fremdſprachlichen Geſetzestexte ins 
Deutſche. Hierzu war die Beherrſchung der juriſtiſchen wie auch der 
elektrotechniſchen Terminologie erforderlich, und jeder, der praktiſch 
mit derartigen Dingen zu tun gehabt hat, weiß, wie ſchwer es iſt, 
Überſetzer mit derartigen Qualitäten zu finden. 

Bisher liegen die erſten drei Bände vor, von denen der erſte 
(570 S.) das Deutſche Reich und die deutſchen Länder, der zweite 
(1059 S.) Weſteuropa und der dritte (836 S.) Nord⸗ und Oſteuropa 
behandelt. Ein vierter Band für die außereuropäiſchen Länder wird 
in nächſter Zeit erſcheinen. Dem ganzen Werk iſt eine allgemeine 
Einleitung vorausgeſchickt, und bei den einzelnen Ländern findet 
ſich ebenfalls ein einleitender, zuſammenfaſſender Überblick über die 
Entwicklung der Geſetzgebung mit dem angeſchloſſenen Text aller ein⸗ 
ſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen, Verordnungen, Erlaſſen uſw. 

Schon bei einer rein äußerlichen Betrachtung des Werks drängen 
ſich intereſſante Vergleiche auf. Um ein Beiſpiel herauszugreifen: 
England, das Land der wohl am ſchärfſten durchgtzührten Zentrali⸗ 
ſierung der Regelung des Elektrizitätsweſens, ment ſieben grund⸗ 
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legende Geſetze auf, die nicht weniger als 180 Druckſeiten füllen. Auf 
der anderen Seite finden wir den Gegenpol Deutſchland, wo ſich die 
Elektrizitätswirtſchaft mit einem Minimum von geſetzgeberiſchen 
Eingriffen frei aus ſich heraus entwickelt hat, und die erforderlichen 
Rechtssätze durch organiſche Anpaſſung vorhandener Normen gefunden 
worden ſind, mit einigen wenigen knappen Geſetzen vertreten, die 
nur 15 Druckſeiten beanſpruchen. Dabei iſt noch das einzige von 
ihnen, in dem eine grundſätzliche Regelung verſucht wird, das „Ge⸗ 
ſetz betreffend die Sozialiſierung der Elektrizitätswirtſchaft“, das 
allein etwa die Hälfte des erwähnten Raumes in Anſpruch nimmt, 
niemals praktiſch zur Anwendung gekommen, weil ſich bei der Be⸗ 
ratung der erforderlichen Ausf Beſt. die Unzweckmäßigkeit, ja ſogar 
Unmöglichkeit eines derartigen Eingriffs in die organiſche Entwick⸗ 
lung der deutſchen Elektrizitätswirtſchaft herausgeſtellt hat. Sinn⸗ 
fälliger läßt ſich der Gegenſatz zweier Prinzipien: Zentraliſation und 
geſetzliche Reglementierung auf der einen Seite, Dezentraliſation und 
autochthone Entwicklung auf der anderen Seite, kaum darſtellen. 

Wenn trotzdem das deutſche Material einen anſehnlichen Band 
füllt, ſo hat das ſeinen Grund darin, daß naturgemäß hier mehr ins ein⸗ 
zelne gegangen worden iſt, und daß der Verf. auch alle einſchlägigen 
Miniſterialerlaſſe und ähnliches der einzelnen Länder mitaufgenommen 
hat, um dem deutſchen Praktiker ein lückenloſes Handbuch zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. Jeder, der in der Praxis des Elektrizitätsrechts 
tätig iſt, und ſich ſtets bei der Bearbeitung von einzelnen Fragen 
durch die Schwierigkeit der Beſchaffung der Unterlagen gehemmt 
ſieht, weiß den Wert eines derartigen Hilfsmittels gebührend zu 
ſchätzen. 

Einen beſonderen Wert hat die allgemeine Einleitung, in der 
der Verf. mit knappen Strichen ein anſchauliches Bild der wirt⸗ 
ſchaftlichen und techniſchen Beſonderheiten der Elektrizitätsverſorgung 
zeichnet und im Anſchluß daran die geſetzgeberiſchen Motive zuſam⸗ 
menſtellt, die ſich aus der Geſetzgebung der verſchiedenen Staaten 
abſtrahieren laſſen. Dieſes kurze Kompendium, das auf nur 36 S. 
alles Wiſſenswerte in einer dem techniſchen Laien verſtändlichen 
Form bringt, verdiente von jedem Juriſten geleſen zu werden. Dies 
würde weſentlich dazu beitragen, falſche Vorſtellungen, wie ſie ſich 
leider noch immer, insbeſ. auch in der Rſpr., finden, zu beſeitigen. 
Der Verf. würde die Sache, in deren Dienſt er ſich geſtellt hat, 
weſentlich fördern, wenn er dieſe Ausführungen in weitere Kreiſe 
der deutſchen Juriſtenwelt bringen könnte, denen der Zugang zu dem 
vorliegenden umfangreichen Werk nicht möglich ſein wird. 

Nach einem kurzen Überblick über die allgemeine Entwicklung, 
in dem die Feſtſtellung intereſſant iſt, daß der ſchnelle Fluß der Ent⸗ 
wicklung nirgends eine umfaſſende Kodifizierung erlaubt, ſondern 
immer nur zu — oft geänderten — Teillöſungen geführt hat, geht 
der Verf. dazu über, zunächſt die objektiven Grundlagen der Elek⸗ 
trizitätswirtſchaft zu ſchildern. Ohne auf das phyſikaliſche Weſen der 
Elektrizität näher einzugehen, hebt er in treffender Weiſe als 
Hauptcharakteriſtikum der Elektrizitätsverſorgung hervor, daß die 
Elektrizität nicht ſpeicherfähig iſt; daß vielmehr die Energie im 
Augenblick des Gebrauchs und für ſeine Dauer erzeugt werden muß; 
daß ſich daraus die Notwendigkeit ergibt, die Anlagen, Zentrale ſowohl 
als auch das Verteilungsnetz auf den Höchſtbedarf, der — wenn auch 
nur ausnahmsweiſe und ganz vorübergehend — überhaupt auftritt, 
zu dimenſionieren, und daß ſich daraus eine feſte Belaſtung mit 
Geſtehungskoſten ergibt, die von den Koſten der eigentlichen Er⸗ 
zeugung (Kohle, Ol, Lohnanteile uſw.) vollkommen unabhängig iſt. 
Daraus ergibt ſich zwangsläufig, daß eine Rentabilität überhaupt 
nur dann erwartet werden kann, wenn eine möglichſt ſtarke Miſchung 
von verſchiedenartigen Abnehmern gegeben iſt, die das Werk zu ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten in Anſpruch nehmen (3. B. Induſtriekraft zu Tages⸗ 
zeiten, Beleuchtung am Abend, Wärmeſpeicherung in der Nacht), und 
wenn ferner mit den vorhandenen Anlagen möglichſt viele Kilowatt⸗ 
ſtunden abgeſetzt werden können. In dieſen Erwägungen weiſt der 
Verf. den Grund für die wirtſchaftliche Notwendigkeit der Aus⸗ 
ſchließlichkeitsrechte nach. Auf dem Gebiet der Elektrizitätsver⸗ 
ſorgung ergibt ſich alſo das eigenartige Bild, daß freie Konkurrenz 
nicht wirtſchaftsfördernd, ſondern hemmend iſt. Dies wird belegt 
durch die Feſtſtellung des Verf., daß überall da, wo man der Aus⸗ 
ſchließlichkeit der Verſorgung nicht genügende Aufmerkſamkeit ge 
ſchenkt hat, die Entwicklung nicht in demſelben Tempo vor ſich ge⸗ 
gangen iſt, wie in den übrigen Ländern. 

Zutreffend hebt der Verf. die Wichtigkeit der Zentraliſierung 
der Erzeugung der elektriſchen Energie, insbeſ. in der Nähe natür⸗ 
licher Kraftauellen (Waſſerkrafte, Kohlenlager uſw.) hervor, ebenſo 
wie ihm auch darin zuzuſtimmen iſt, daß er für die Verteilung die 
Dezentraliſation zu bevorzugen ſcheint. 

Ein weiterer Hauptabſchnitt iſt dann den Motiven der Efektri- 
zitätsgeſetzgebung gewidmet. Hier zeichnen ſich zwei Hauptgruppen 
ab, nämlich einmal die Sorge für die öffentliche Sicherheit und Ord⸗ 
nung im Handel und Verkehr, und zweitens die Fürſorge für das 
öffentliche Wohl, die dahin zu wirken ſucht, daß die Unternehmungen 
richtig eingerichtet und geleitet und der Allgemeinheit in ange⸗ 
meſſener Weiſe zur Benutzung geſtellt werden. 

Sicherheitsvorſchriſten werden nach Angabe des Verf. in den 
meiſten Ländern ebenſo wie in Deutſchland nicht von Behörden, ſon⸗ 
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dern mit Anerkennung und Unterſtützung der Behörden von den 
Fachleuten ſelbſt erlaſſen; dieſe Regelung hat den Vorteil größerer 
Beweglichkeit. Die überwachung der Durchführung wird meiſtens 
den Elektrizitätswerken übertragen. 
Es iſt ſehr intereſſant, aus den Darlegungen des Verf. über 
die Maßnahmen im Intereſſe des allgemeinen Wohls zu entnehmen, 
daß offenbar in faſt allen Ländern die Grundlage dafür dieſelbe 
iſt, nämlich die unabänderliche Notwendigkeit, die der Elektrizitats⸗ 
verſorgung eigentümlich iſt, fremde Grundſtücke und insbeſ. die 
öffentlichen Wege für Leitungszwecke benutzen zu müſſen. Während 
die Benutzung privater Grundſtücke in der Regel mit dem Eigen⸗ 
tümer vereinbart wird (was allerdings in manchen Ländern durch 
geſetzliche Beſtimmungen erleichtert wird) und ſo den öffentlichen Or⸗ 
ganen nur dann Gelegenheit bietet, Einfluß auf die Elektrizitäts⸗ 
verſorgung zu nehmen, wenn etwa ein Enteignungsrecht beantragt 
wird, gibt die — zum mindeſten in der Form von Kreuzungen — 
unvermeidliche Benutzung der öffentlichen Wege dem Verfügungs⸗ 
berechtigten die Möglichkeit, dem Elektrizitätsunternehmer Be⸗ 
dingungen zur Sicherung der allgemeinen Intereſſen aufzuerlegen; 
denn es ſcheint mehr oder weniger überall die Benutzung von Wegen 
für Leitungszwecke nicht zu dem ohne weiteres geſtatteten Gemein⸗ 
gebrauch zu gehören. 
Die Bedingungen, die dabei auferlegt zu werden pflegen, be⸗ 
ziehen ſich nach dem Verf. teils auf die Art und Weiſe der Benutzung 
und auf die Fernhaltung gewiſſer ſtörender Wirkungen, teils ſind 
ſie wirtſchaftlicher Art, indem ſie Abgaben oder gewiſſe Gewinn⸗ 
beteiligungen für die öffentliche Stelle und Verpflichtungen des 
nternehmers zum Betrieb, zum Anſchluß und zur Einhaltung be⸗ 
ſtimmter Preiſe vorſchreiben. Auch Beſtimmungen über die tech⸗ 
niſche und wirtſchaftliche Ausgeſtaltung des Unternehmens kommen 
vor; der Verf. lehnt jedoch mit Recht derartige Bindungen im all⸗ 
gemeinen ab, insbef. wenn ſie in der Form von Generalplänen auf⸗ 
treten, die auf Jahre hinaus die Entwicklung des Ausbaues von 
Zentralen und Leitungen für ganze Gebiete feſtlegen ſolleu. Man 
macht meiſt die Erfahrung, daß derartige Generalpläne von der Ent⸗ 
wicklung einfach überrannt werden und daß ſie veraltet ſind, ehe 
ſie voll zur Ausführung gelangt ſind. 
Aus den Ausführungen des Verf. geht hervor, daß dieſe Ein⸗ 

flußnahme auf den Elektrizitätsunternehmer ſich auch in den übrigen 
ändern ebenſo wie in Deutſchland in der Form von ſogenannten 
Konzeſſionen vollzieht, die teils als echte Konzeſſionen in Form von 
Staatshoheitsakten verliehen, teils in Form von Verträgen öffent⸗ 
lich-rechtlicher oder privatrechtlicher Natur vereinbart werden. An 
dieſer Stelle würden die Ausführungen des Verf. für diejenigen 
deutſchen Leſer, die mit der Materie nicht voll vertraut ſind, an 
Durchſichtigkeit gewonnen haben, wenn etwas mehr über die Ver⸗ 
ſchiedenheit dieſer Spielarten der Konzeſſionen geſagt und dabei 
auf die beſondere Eigenart der deutſchen Entwicklung hingewieſen 
worden wäre, die die ſogenannten Konzeſſionsverträge als privat⸗ 
rechtliche Verträge auf dem Privateigentum der Kommunen an ihren 
egen aufgebaut hat (vgl. z. B. RG. v. 8. Juni 1915: Holdheims 
MSchr. 1916, 7). Es iſt gerade eines der reizvollſten Momente der 
Entwicklung des Elektrizitätsrechts in Deutſchland, daß das pri⸗ 
vate Eigentum an den Wegen benutzt worden iſt, um die Erfüllung 
weſentlicher öffentlicher Aufgaben hinſichtlich der Elektrizitätsver⸗ 
lorgung zu ermöglichen. Inſoweit können auch die Ausführungen 
über die Anſprüche wegen Rauchbeläſtigung auf S. 24 (Bd. J) für 
den mit der Materie nicht Vertrauten vielleicht Anlaß zu Mißver⸗ 
ſtändniſſen bieten. Die Konzeſſion, auf Grund deren die Klage auf 
Einſtellung des Betriebes eines Elektrizitätswerkes, von dem Rauch⸗ 
beläſtigungen ausgehen, nach 8 26 GewO. ausgeſchloſſen iſt, iſt 
lediglich die gewerbepolizeiliche Konzeſſion für den Dampfkeſſel⸗ 
betrieb und hat mit dem Beſtand des Elektrizitätsunternehmens 
als ſolchem nichts zu tun. Die Verteilung von Elektrizität bedarf in 
Deutſchland überhaupt keiner Konzeſſionierung im Sinne eines ſtaat⸗ 
lichen Hoheitsaktes; lediglich für einzelne Elemente des Betriebes, 
3. B. die erwähnten Dampfkeſſelanlagen, kommen echte Konzeſſionen 
in Betracht. Ein Elektrizitätsunternehmen, das z. B. ſeinen Strom 
nicht ſelbſt erzeugt, ſondern von anderer Seite bezieht, unterliegt 
keinerlei behördlicher Konzeſſionierung. Der ſogenannte Konzeſ⸗ 
ſtonsvertrag eines Elektrizitätsunternehmers mit einer zu verſorgen⸗ 
den Gemeinde iſt in Deutſchland ein rein privatrechtlicher Vertrag, 
durch den auf der einen Seite die Benutzung der öffentlichen Wege 
Über den Gemeingebrauch hinaus, den der Eigentümer ja nicht zu 
dulden braucht, geſtattet wird, wogegen auf der anderen Seite be⸗ 
ſtimmte Verpflichkungen übernommen werden. Die vorſtehenden Aus⸗ 
führungen dienen lediglich dem Zweck, auch an dieſer Stelle dieſe 
recht verwickelten Verhältniſſe noch einmal klarzuſtellen, und ſollen 
nicht etwa einen Vorwurf gegen den Verf. bedeuten, dem dieſe Dinge 
bei ſeiner Stellung mitten in der Praxis der Elektrizitätsverſorgung 
ſeloſtverſtändlich geläufig find. Es kann aber gar nicht oft genug 
auf den grundlegenden Unterſchied zwiſchen dem ſogenannten Kon⸗ 
zeſſionsvertrag in der Elektrizitätswirtſchaft und echten ſtaals⸗ 
hoheitlichen Konzeſſionen hingewieſen werden. 
Ver Gegen Ende der allgemeinen Einleitung (S. 33 f.) kommt der 
erf. dann noch auf die große Verſchiedenheit der für die Regelung 
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der Elektrizitätsverſorgung zuſtändigen Inſtanzen in den einzelnen 
Staaten zu ſprechen. Er ſcheint dabei eine gewiſſe Zentraliſierung 
für erwünſcht zu halten, allerdings unter der von ihm ausdrück⸗ 
lich gemachten Vorausſetzung, daß die Zentralſtelle mit den richtigen 
Perſonen beſetzt iſt. Demgegenüber hat natürlich auch die in Deutſch⸗ 
land durchgeführte Dezentraliſation, die die Regelung in die Hände 
der einzelnen Gemeinden legt, große Vorteile: ſie ſichert denjenigen, 
die den Strom gebrauchen ſollen, einen maßgebenden Einfluß auf 
die Art und Weiſe der Verteilung und gewährleiſtet dadurch den auch 
vom Verf. wiederholt als notwendig bezeichneten engen Kontakt 
zwiſchen Elektrizitütsunternehmer und Abnehmer. 

Mit einer Reihe von Leitſätzen, in denen die Grundgedanken, 
die ſich aus der Betrachtung der Materie ergeben, überſichtlich formu⸗ 
liert werden, ſchließt die allgemeine Einleitung, die eine ganz vor⸗ 
zügliche Einführung in die Probleme der Eleltrizitätswirtſchaft 
bietet. Es ſchließt ſich dann in dem erſten Band noch eine Überſicht 
über die Elektrizitätsgeſetzgebung Deutſchlands an, deren Wert durch 
anſchauliche Zeittafeln erhöht wird. In ähnlicher Weiſe wird bei 
allen anderen Staaten ein Überblick gegeben, ſo daß auch jeder, der 
nicht Zeit und Muße hat, die geſamten Geſetze zu ſtudieren, ſich über 
die Hauptzüge der Entwicklung leicht unterrichten kann. 

Wie aus dem Vorſtehenden erſichtlich iſt, hat der Verf. der deutſchen 
Rechtsliteratur eine außerordentlich wertvolle Bereicherung geſchenkt, 
die hoffentlich dazu beitragen wird, daß die Aufmerkſamkeit weiterer 
juriſtiſcher Kreiſe auf das Elektrizitätsrecht gelenkt wird, das ja bisher 
immer noch etwas die Rolle eines Aſchenbrödels in der deutſchen 
Rechtskunde geſpielt hat. Man wird dem Buch aber auch über die 
Grenzen Deutſchlands hinaus einen großen Erfolg vorausſagen 
können, und es wäre dem Verfaſſer zu wünſchen, daß feine Arte 
regung, das von ihm begonnene Werk bei einer zentralen Sammel⸗ 
ſtelle, etwa dem Völkerbund, dauernd auf dem laufenden zu halten, 
bald verwirklicht wird. Die vorliegende wiſſenſchaftliche Arbeit eines 
Deutſchen würde dann den Grundſtein einer wertvollen internatio⸗ 


nalen Inſtitution bilden. 
RA. Dr. Fritz Rumpf, Berlin. 


Heinrich Bueggeln: Die Entwicklung der öffentlichen 

Elektrizitätswirtſchaft in Deutſchland. Preis 7,50 . 

Die Schrift bietet vieles Intereſſante. Ich acht Abſchnitten 
werden behandelt: 

Die öffentliche Elektrizitätswirtſchaft von ihrem Anſang bis 
zum Jahre 1914. Die ſtaatliche Mitwirkung an der Elektrizitäts⸗ 
wirtſchaft. Die Entwicklung der Elektrizitätswirtſchaft in Württem⸗ 
berg bis zur Bildung von landwirtſchaftlichen Überlandwerken. 
Strommeſſung und Stromtarifbildung. Weitere Entwicklung in Würt⸗ 
temberg, Gründung von Gemeinde und Bezirksverbäuden. Elek⸗ 
triſche Großwirtſchaft mit ſtaatlicher Beteiligung in Württemberg. 
Der gegenwärtige Stand der Großwirtſchaft im Deutſchen Reich. Aus⸗ 
blicke in die Zukunft. 

Es wird jedoch nicht nur eine Geſchichte der Elektrowirtſchaft 
geboten, wobei der Verfaſſer insbeſ. auf die ſüddeutſchen, insbeſ. 
württembergiſchen Verhältniſſe eingeht, ſondern auch auf mannig⸗ 
fache elektrotechniſche und elektrowirtſchaftliche Fragen eingegangen, 
ſo daß der Laie, für den das Buch beſtimmt iſt, die nötigen Kennt⸗ 
niſſe hieraus entnehmen kann. So wird insbeſ. den Begriffen von 
erzeugtem Strom, Wirkſtrom und Blindſtrom Aufmerkſamkeit ges 
ſchenkt und auch verſucht, dem Laien einen Begriff von dem 
ſchwierigen cos. beizubringen. Intereſſe erweckt, wenn wir den 
unerhörten Aufſtieg der Eleltrowirtſchaft, wie er ſich von den erſten 
Anfängen vor etwa 50 Jahren an abgewickelt hat und den wir 
Alteren in den Hauptentwicklungsjahren miterlebt haben, wieder vor 
uns abrollt. Die Schrift iſt für jeden leſenswert, der ſich mit der 
Frage der Elektrowirtſchaft befaſſen und über deren Grundzüge 


unterrichten will. 
RA. Dr. Riccius, Berlin. 


J. Rebicek, Olomonc(Tſchechoſlowakei): Eſperanto⸗überſetzung 
des „Internationalen Übereinkommens über den Eiſen⸗ 
bahnfrachtverkehr“ und des „Internationalen überein⸗ 
kommeus über den Eiſenbahn-Perſonen⸗ und Gepäck⸗ 
verkehr“. 

Das Problem einer Kunſtſprache als internationaler Rechts⸗ 
ſprache iſt in dieſen Blättern von Weck behandelt worden (JW. 
1929, 404). Wech kommt aus rein theoretiſchen Erwägungen zu 
dem Schluß, daß eine Kunſtſprache für die Zwecke des internationalen 
Rechtsverkehrs ungeeignet ſei. 

Ich bin dieſer Theſe aus eigener Kenntnis der Welthilfsſprache 
Eſperanto entgegengetreten (JW. 1929, 408). 

Dieſer Widerſtreit der Meinungen wird nicht durch theoretiſche 
Erörterungen gelöſt werden, ſondern nur durch prahtiſche Verſuche 
und Beweiſe. 

Die vorliegende, für ejperantokundige Eiſenbahnbeamte und 
Juriſten fertiggeſtellte Überſetzung der internationalen im Eiſenbahn⸗ 
recht ergangenen Übereinkommen liefert vollgültig den Beweis dafür, 
daß Eſperanto nicht nur eine für den täglichen Gebrauch geeignete 
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Hilfsſprache iſt, ſondern auch geeignet iſt, dem Nechtsverkehr zu 
dienen. Gerade die gewählten Geſetze bieten dem Überſetzer beſondere 
Schwierigkeiten, weil nicht nur die juriſtiſche Terminologie voll⸗ 
kommen beherrſcht werden muß, ſondern weil auch in den Geſetzen 
eine Fülle von Einzelbezeichnungen von Gütern enthalten iſt, die mit 
abſoluter Genauigkeit übertragen werden müſſen. Dieſe Aufgabe hat 
der Verf. reſtlos gelöſt. Jeder, der die Eſperantoſprache voll beherrſcht, 
kann ohne jede Schwierigkeit den Inhalt des Geſetzes ſich zu eigen 
machen. Vorläufig iſt bei der noch verhältnismäßig geringen Aus⸗ 
breitung des Eſperanto die praktiſche Bedeutung des Werkes nicht 
übermäßig groß. Sie hat aber auch ihren Wert als propagandiſtiſches 
Material, da derartige Arbeiten die teilweiſe recht törichten Einwen⸗ 
dungen gegen den Gebrauch der Welthilfsſprache ſchlagend widerlegen. 

Bemerkt ſei, daß die Terminologie im weſenklichen übereinſtimmt 
mit den vom Unterzeichneten in einem juriſtiſchen Wörterbuch 
(Deutſch⸗Eſperanto) niedergelegten Fachausdrücken. Dieſes Wörterbuch 
ſoll demnächſt im Druck erſcheinen. Es ſoll den deutſchen Juriſten 
in die Lage verſetzen, jeden beliebigen Eſperantotext juriſtiſcher Natur 
in Eſperanto zu übertragen. 

RA. Dr. Liebeck, Berlin. 


Ausland. 

Die Vorſchriften für das Kraftfahrweſen. Herausgegeben 
vom Bundesminiſterium für Handel und Verkehr (General⸗ 
direktion für die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung). Nach 
dem Stande vom 1. Auguſt 1930. (Handausgabe öſter⸗ 
reichiſcher Geſetze und Verordnungen. Nr. 247.) X und 
320 Seiten. Preis in Ganzleinen gebunden 10,25 8 
(inkluſive Warenumſatzſteuer), 6,30 . 

Bei dem regen Hin⸗ und Herüber von Kraftfahrzeugen zwiſchen 
Deutſchland und Hfterreich wird die vorliegende Wiedergabe des zur 
Zeit geltenden öſterreichiſchen zivil-, ſtraf- und verwaltungsrechtlichen 
Inhalts in Reichsdeutſchland vielen Juriſten willkommen ſein. Int 
weſentlichen werden nur die Texte der Rechtsquellen geboten, beim 
ſoeben (1. Juni 1930) in Kraft getretenen Kraftfahrgeſetz z. B. aber 
auch aus der Regierungsvorlage entnommene Erläuterungen zum Ab⸗ 
druck gebracht. Manche Beſtimmung der öſterreichiſchen Geſetzgebung 
empfiehlt ſich auch zur Nachahmung in Deutſchland, ſo die geſetzliche 
Verpflichtung, für jedes zugelaſſene Kraftfahrzeug eine Haftpflicht⸗ 
verſicherung einzugehen. D. S. 


Dr. Georg Kaiſenberg: Die Wahl zum Reichstag. Führer 
für die Reichstagswahlen. 4. Aufl. Berlin 1930. Otto 
Stolberg. VIII und 163 Seiten. Preis 4 . 

Die neue Auflage des Wahlführers berückſichtigt die neueſte 

Rechtſprechung der Wahlgerichte des Reichs und der Länder. Die Aus⸗ 


führungen des anerkannten Fachmanns auf dem Gebiet des Wahl⸗ 
rechts werden den zahlreichen Ehrenbeamten, die bei der Reichstags⸗ 
wahl beteiligt ſind, gute Dienſte leiſten. DS. 


Jahrbuch für Sozialpolitik 1930. Herausgegeben vom 
Staatsſekretär des Reichsarbeitsminiſteriums Dr. Geib, 
redigiert von Regierungsrat Dr. B. Rauecker. Leipzig 1930. 


Helingſche Verlagsanſtalt. 8%. 251 S. Preis 7,50 .#. 
Der Titel des hier anzuzeigenden Buches erweckt bei dem großen 
Kreis der ſozialpolitiſch Intereſſierten die angenehme Vorſtellung 
von einer Materialſammlung über ſozialpolitiſche Tatbeſtände, die 
man ſich heute aus dem „Reichsarbeitsblatt“, „Wirtſchaft und Stati⸗ 
ſtik“, „Internationale Rundſchau der Arbeit“ und ähnlichen Publi⸗ 
kationen zuſammentragen muß. Leider iſt dieſe Vorſtellung aber 
falſch: Der Titel deckt anderes ſozialpolitiſches Gut! Die Heraus⸗ 
geber mitgerechnet äußern ſich in dem Bande von nicht ganz 
250 Textſeiten nicht weniger als 42 Autoren über Einzelfragen der 
Sozialpolitik. Einzelne, lediglich berichtende Themen, erfordern aus 
rein techniſchen Gründen einen größeren Raum, ſo etwa die Dar⸗ 
ſtellung der wirtſchaftlichen Arbeitgeber- und -nehmervereinigungen, 
die ein ſo berufener Beurteiler wie Potthoff auf 10 Seiten be⸗ 
handelt. Das iſt aber der umfangreichſte Beitrag, der indeſſen aus 
Raumgründen jedes Eingehen auf Einzelfragen, die insbeſ. den 
Juriſten und Volkswirt intereſſieren könnten, unterlaſſen muß. Für 
eine Darlegung des gegenwärtigen Standes des Arbeitsgeſetzgebungs⸗ 
werkes ſtehen Herrn Dr. Sitzler 250 Zeilen zur Verfügung. Ahnlich 
geht es Sinzheimer, der die Bedeutung der Gewerkſchaften im 
neuen Arbeitsrecht auf ein paar Blättern behandeln muß, Oegg, der 
über die Rſpr. des RArbG. auf ſechs Seiten berichtet, Derſch, der 
gar nur die Hälfte des Raumes dazu verwenden kann, um die Rſpr. 
in der Arbeitsloſenverſicherung zu würdigen. Sicherlich hängt die 
Qualität literariſcher Arbeiten nicht nur von ihrem Umfange ab; 
aber ſo umfangreiche Stoffgebiete, wie die hier erwähnten, können 
unmöglich mit der Gründlichkeit auf einem ſo beſchränkten Raum 
en werden, die die Ausführungen für den Fachmann wertvoll 
machen. 

In dem Buche kommen durchweg Autoren zum Worte, deren 
Qualifikation für die Behandlung des ihnen zugeteilten Spezial- 
gebietes unbeſtreitbar iſt. Da ſie allen ſozialpolitiſchen „Richtungen“ 
und intereſſenbedingten Kreiſen angehören, findet man natürlich 
divergierende Auffaſſungen. Aber das erhöht den Wert der Zu— 
ſammenſtellung, die jeder mit Nutzen in die Hand nehmen wird, 
den es nach einem Einblick in die Problematik und Mannigfaltig⸗ 
keit der Sozialpolitik gelüſtet. Sozialpolitiſche Fachmänner im wirk⸗ 
lichen Sinne dieſes Wortes werden aber kaum für ihr Spezialgebiet 
in dem Buche Neues finden; ihnen muß der allgemeine überblick, 
den die verſchiedenen Abhandlungen ermöglichen, genügen. Ein Ein⸗ 
gehen auf die einzelnen Arbeiten kann daher an dieſer Stelle unter⸗ 


bleiben. 
Prof. Dr. Auguſt Müller, Berlin. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 


a) Jivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Rechtsanwalt Huber. 


[' Wird in der amtlichen Sammlung der Eutſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckht. — 7 Anmerkung.] 


1. Kraftfahrzeugrecht. 

1. 88 7 Abſ. 2, 18 Kraftf G.; Art. 131 RVerf. 

1. Ein Kraftfahrer, der mit der Möglichkeit 
zu rechnen hat, daß ein entgegenkommendes 
Kraftfahrzeug nicht abblendet, muß ſo langſam 
fahren, daß er ſofort halten kann. 

2. Ein Fußgänger, der in dunkler Nacht bei 
ſtarkem Verkehr an einem von der Fahrbahn 
nicht abgegrenzten Fußweg gelegentlich auf die 
Fahrbahn übertritt, handelt damit nicht ſchuld⸗ 
haft. l 

3. Ein Reichswehrfolfdat, der fis 


D. S. 


dienſtlich nach beendeter Übung im Kraftwagen 
fährt, handelt in Ausübung öffentlicher Gewalt. 

4. Art. 131 R Verf. iſt auch anwendbar, wenn 
das Verſchulden des Beamten auf der Ver⸗ 
mutung des 818 KraftfG. beruht. ) 

Ein Perſonenkraftwagen der Reichswehr, geführt von 
dem Obergefreiten S. hatte den B. angefahren und tödlich 
verletzt. Die Schadensklage der Hinterbliebenen des B. gegen 
den Reichsfiskus (Bekl. zu 1) und den S. (Bekl. zu 2) hatte 
in der VerInſt. Erfolg mit der Maßgabe, daß die Haftung 


Zu 1. Der Entſch. iſt durchweg beizutreten. Die Annahme 
der Verpflichtung zum Anhalten oder doch außerſt vorſichtigen 
Fahren bei auch nur drohender Blendung durch fremde Schein⸗ 
werfer entſpricht ſtändiger Rſpr.: RGGWarn. 1919, 189 Nr. 121; 
JW. 1927, 3053; insbeſ. aber Recht 1930 Nr. 926; Bayobech. 27, 
51; OLG. Dresden: Lg. 1928, 1645; vgl. auch Baydb eG. 28, 
238 JW. 1929, 2059; 28, 191 Dyoig. 1929 Nr. 217; 29, 
26 — ZW. 1929, 2060. Darüber, daß die Rente den Hinter⸗ 
blicbenen immer nur für die mutmaßliche Lebenszeit des Ge⸗ 
töteten und nicht für die eigene zugebilligt werden kann, vgl. RG.: 
Jurgidſch. 1927 Nr. 1420. Die Ausführungen über die Staats⸗ 
haftung an Stelle des ſchuldigen Beamten entſprechen gleichfalls 
bekannter Rſpr. (Näheres ſ. Anſchütz, Verf., 11. Aufl., zu 
Art. 131). 

DEN. Dittmann, München. 
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der Bekl. ſich nach den 88 10 und 12 Ziff. 1 KraftfG. be⸗ 
ſtimme. Die Rev. des Bekl. zu 1 blieb abgeſehen von der 
aus der Begründung erſichtlichen Maßgabe ohne Erfolg, 
dagegen wurde die Klage gegen den Bekl. zu 2 abgewieſen. 

Das BG. gründet ſeine Entſch. im weſentlichen auf 
folgende Feſtſtellungen und Erwägungen: Der Kraftwagen 
ei in dem angemeſſenen Abſtand von mindeſtens Im von 
dem rechtsſeitigen etwa 1m breiten Fußweg gefahren, auf 
dem die drei Begleiter des B. hintereinander gingen, wäh⸗ 
rend der B. neben dem letzten ſeiner Begleiter auf der Fahr⸗ 
ſtraße ging. Der Kraftwagen ſei beleuchtet geweſen und habe 
nur mit Rückſicht auf einen ihm entgegenkommenden Motor⸗ 
radfahrer ſeine Laternen ſtark abgeblendet. Seine Stunden⸗ 
geſchwindigkeit habe etwa 30 km betragen. Als der Motor⸗ 
radfahrer den Bekl. zu 2 geblendet habe, habe dieſer ab⸗ 
geſtoppt und den Wagen auch auf kürzeſte Entfernung zum 
Stehen gebracht. Ein Verſchulden des Bekl. zu 2 nach 8 823 
BGB. ſei daher nicht bewieſen. Indeſſen habe der Bekl. zu 1 
nicht zu beweiſen vermocht, daß der Bekl. zu 2 jede nach den 
Umſtänden des Falles erforderliche Sorgfalt beobachtet habe. 
Die Blendwirkung des Motorrades, auf die der Bekl. zu 2 
ſich zu ſeiner Rechtfertigung berufe, könne bei der allmählichen 
Annäherung des Motorrades nicht völlig überraſchend ein⸗ 
getreten ſein. Der Bekl. zu 2 habe damit rechnen müſſen, daß 
der Motorradfahrer, wie viele andere der damals ihm ent⸗ 
gegenkommenden Kraftfahrzeugführer, die Abblendung ſeines 
Lichtes unterlaſſen werde. Er habe daher als vorſichtiger und 
überlegender Fahrer, noch ehe die volle Blendwirkung ein⸗ 
getreten ſei, ſo langſam fahren müſſen, daß er ſofort habe 

alten können. Das aber habe er unterlaſſen. Erſt als das 
Motorrad ſo weit herangekommen ſei, daß er infolge der 
vollſtändigen Blendung durch deſſen ſtarken Scheinwerfer 
jedes Sehvermögen verloren habe, habe er ſeinen Wagen auf 
eine Geſchwindigkeit von etwa 15 km abgeſtoppt. Er ſei alſo 
noch eine Strecke weiter gefahren, obwohl er wegen der Blen⸗ 
dung die Straße nicht mehr habe überſehen können, und habe 
erſt dann, als B. und deſſen Begleiter plötzlich aufgetaucht 
ſeien, ſeinen Wagen auf halt geſtoppt. Zum mindeſten hätte 
er, als er infolge der Blendung die Straße nicht mehr habe 
überſehen können, durch Warnungsſignale auf die Annähe⸗ 
rung ſeines Wagens aufmerkſam machen müſſen. Bei den 
hohen Anforderungen, die an die Sorgfalt und Geiſtes⸗ 
gegenwart eines Kraftfahrzeugführers zu ſtellen ſeien, habe 
aher auch der Bekl. zu 2 den ihm nach § 18 Abſ. 1 Satz 2 
KraftfG. obliegenden Entlaſtungsbeweis nicht geführt. Wäre 
der Unfall allerdings vermieden worden, wenn der Ver⸗ 
unglückte ſich auf dem Fußweg gehalten hätte, ſo gereiche ihm 
doch ſein Verhalten nicht zum Verſchulden. Denn in der ſehr 
dunklen Nacht und bei der Beunruhigung durch den ſtarken 
Kraftfahrzeugverkehr ſei ein gelegentliches Abweichen der 
Fußgänger von dem ſehr ſchmalen, von der Fahrſtraße nicht 
irgendwie erkennbar ſich abhebenden Fußweg trotz ihres Be⸗ 
mühens, ſich ſcharf rechts zu halten, nicht zu vermeiden 
geweſen. 

1. Die Rev. des Bekl. zu 1 wendet ein, das BG. habe 
zu Unrecht den ihm nach $ 7 Abſ. 2 KraftfG. obliegenden Ent⸗ 
laſtungsbeweis nicht als geführt erachtet, und meint, es ſei 
nicht zu erwarten geweſen, daß der Bekl. zu 2 bei der großen 

ahl der an jenem Abend an ihm vorbeifahrenden Kraft⸗ 
wagen feine Fahrgeſchwindigkeit bis auf die Möglichkeit ſo⸗ 
fortigen Haltens herabminderte oder fortwährend Warnungs⸗ 
ſignale abgab. Zu Unrecht ſei auch ein Selbſtverſchulden des 
Verunglückten verneint worden; dieſer habe jedes Abkommen 
vom Fußweg vermeiden müſſen. 

„Dieſe Beanſtandungen des BU. find nicht als gerecht⸗ 
fertigt anzuerkennen. War die Sicht auf der Straße neben 
der großen Dunkelheit durch die Blendwirkung der zahlreichen 
entgegenkommenden Kraftfahrzeuge ſo erſchwert, daß der 
Bekl. zu 2 nicht imſtande war, die vor ſeinem Kraftwagen 
befindlichen Perſonen zu erkennen, jo iſt eine Überfpannung 
der von ihm zu fordernden Sorgfaltspflicht in der Auf⸗ 
faſſung des BG. nicht zu erblicken, daß er in Vorausſicht 
der ſtarken Blendwirkung des Motorrades ſchon bei deſſen 
erſter Wahrnehmung ſeine Fahrgeſchwindigkeit bis auf die 
Möglichkeit, ſeinen Wagen ſofort zum Halten zu bringen, 
habe herabmindern müſſen (vgl. RG. 128, 156). Gegenüber 
der ſchweren Gefährdung, die durch ein Fahren auf einer in⸗ 


folge der Blendung nicht zu überſehenden Bahn dem Verkehr 
drohte, hatte das Beſtreben des Führers, vorwärts zu kom⸗ 
men, zurückzutreten. Zutreffend hält das BG. es daher für 
nicht vereinbar mit den Pflichten eines vorſichtigen Kraft⸗ 
fahrzeugführers, wenn der Bekl. zu 2 ſeinen Wagen mit einer 
Geſchwindigkeit von noch 15 km weiter fahren ließ, obwohl 
er ſich ſagen mußte, daß er wegen der von dem Motorrad 
ausgehenden, mit zunehmender Annäherung ſich mehr und 
mehr ſteigernden Blendwirkung Perſonen und Gegenſtände 
auf der vor ihm liegenden Fahrbahn ſchließlich nicht mehr 
erkennen würde. Es iſt auch nicht abzuſehen, inwiefern von 
dem Bekl. zu 2 nicht zu erwarten geweſen wäre, bei der 
ſchwierigen Lage, in die er in der Führung des Wagens durch 
die Blendung geriet, durch Abgabe von Warnungszeichen auf 
die Annäherung ſeines Wagens aufmerkſam zu machen. War 
andererſeits der ſchmale, nur von einer Einzelperſon zu be⸗ 
ſchreitende Fußweg in keiner Weiſe von der Fahrbahn ab⸗ 
gegrenzt, ſo ſind auch gegen die Auffaſſung des BG. keine 
Rechtsbedenken zu erheben, daß bei der herrſchenden Dunkel⸗ 
heit und der durch den ſtarken Straßenverkehr herbeigeführten 
Beunruhigung ein gelegentliches Übertreien vom Fußweg auf 
die Fahrbahn dem Verunglückten, der obendrein bemüht war, 
ſeinen bejahrten Begleiter vor dem Abweichen vom Fußweg 
zu bewahren, nicht als Verſchulden anzurechnen ſei. 

Die Rev. des Bekl. zu 1 war daher als unbegründet 
zurückzuweiſen. Da indeſſen nach ſtändiger Rſpr. des RG. 
die Entſcheidung, für welche Zeit eine Rente auf Grund 8 10 
Abſ. 2 Kraftf®. gefordert werden kann, grundſätzlich in das 
Verfahren über den Grund des Anſpruchs gehört (RG. 64, 
33; JW. 1908, 9°) und ein diesbezüglicher Vorbehalt für das 
Betragsverfahren aus den Entſcheidungsgründen des BU. 
nicht erſichtlich iſt (JW. 1908, 1097; 1909, 22521; 1911, 
445°; Warn. 1914 Nr. 32), jo hatte die Zurückweiſung mit 
dementſprechender Maßgabe zu erfolgen. Im Betragsverfahren 
wird daher der Rentenanſpruch der Kl. nach der Lebensdauer, 
die der Getötete ohne den Unfall mutmaßlich erreicht haben 
würde, zeitlich zu begrenzen ſein, ſoweit ſich dieſe Begrenzung 
für die Kl. zu 2a und b nicht ſchon aus ihrer eigenen vor⸗ 
ausſichtlich zu erreichenden Erwerbsfähigkeit ergibt. 

2. Die Rev. des Bekl. zu 2 macht zutreffend geltend, 
daß im Hinblick auf Art. 131 RVerf. eine Haftung für ihn 
nicht in Frage komme. Wie die vorgetragenen Protokolle über 
die Vernehmungen der Zeugen ergeben, übrigens auch un⸗ 
ſtreitig iſt, führte der Bekl. zu 2, der als Obergefreiter bei 
einer Kraftfahrabteilung des Reichsheeres mit dem von ihm 
geſteuerten Perſonenkraftwagen des Reichsheeres für die 
Dauer der damals abgehaltenen Manöver zum Stab einer 
Diviſion kommandiert war, die in Rede ſtehende Fahrt auf 
dienſtlichen Befehl aus, indem er nach beendigter Übung den 
Kommandeur dieſer Diviſion und die in ſeiner Begleitung 
befindlichen Offiziere aus dem Manövergelände nach N. fuhr. 
Er handelte daher in Ausübung der ihm anvertrauten öffent⸗ 
lichen Gewalt. Kommt zwar ein dem Bekl. zu 2 nach 8 839 
BGB. nachgewieſenes Verſchulden nicht in Frage, fo iſt doch 
auch dann, wenn das Verſchulden des Beamten auf der ge⸗ 
ſetzlichen Vermutung des § 18 KraftfG. beruht, die Anwend⸗ 
barkeit des Art. 131 RVerf. gegeben, der eine ſchuldhafte 
Dienſtpflichtverletzung des Beamten, im vorliegenden Falle 
eines Reichswehrſoldaten (vgl. RG. 108, 387), und die dar⸗ 
aus entſtehende geſetzliche Schadenserſatzpflicht des Reiches 
vorausſetzt (RG. 125, 98 1)). Die Klage gegen den Bekl. zu 2 
war daher nach § 565 Abſ. 3 Ziff. 1 ZPO. abzuweiſen. 

(U. v. 26. Juni 1930; 656/29 VI — Naumburg.) [H.] 


* 2. 88 7, 8 KraftfG. Aufhebung wegen lücken⸗ 
hafter Begründung. ) 

Am 13. Okt. 1926 zwiſchen 19 und 20 Uhr fuhr der Kl. 
auf ſeinem Kraftrad, auf deſſen Rückſitz der Zeuge v. H. ſaß, 
die im Eigentum der Bekl. zu 1 ſtehende Provinzialchauſſee 
C.—9. entlang, und zwar in der Richtung von We. nach 
Wi. Dort führte zwiſchen den Kilometerſteinen 72,9 und 


1) JW. 1929, 3151. 

Zu 2. Das ſehr ausführliche Urteil iſt von all⸗ 
gemeiner Bedeutung nur infofern, als es ein Schlag⸗ 
licht auf einen der Hauptgründe für die vielfach be- 
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72,5 die Bekl. zu 2 im Auftrage der Bekl. zu 1 Straßen? 
banarbeiten aus. Bei dem erſteren Kilometerſtein ftand auf 
der Grenze zwiſchen dem Fußweg und der gepflaſterten 
Fahrbahn, von der Fahrtrichtung des Kl. aus geſehen, zu⸗ 
nächſt ein Waſſerwagen, der quer geſtellt war, und zwar ſo, 
daß er ein beträchtliches Stück der Fahrſtraße verſperrte; 
hinter dem Waſſerwagen ſtand der Wohnwagen des Unter⸗ 
nehmers und hinter dieſem ein weiterer Wohnwagen. Auf 
der linken Straßenſeite befindet ſich der Sommerweg. Ein 
Sperrbock ſtand, vom Kl. aus geſehen, an jenem Abend nicht 
vor, ſondern hinter den Wagen. Als der Kl. ſich dieſer 
Stelle näherte, kam ihm aus der entgegengeſetzten Richtung 
auf dem Sommerwege ein Laſtkraftwagen der Bekl. zu 3 
entgegen, und zwar mit unabgeblendeten Scheinwerfern. Zwar 
hatte der Kl., der bereits am ſelben Tage nachmittags die 
Strecke in umgekehrter Richtung befahren hatte, ſchon vorher 
einen aus dem Wohnwagen des Unternehmers dringenden 
Lichtſchimmer wahrgenommen. Gleichwohl fuhr er auf den 
Waſſerwagen auf und zog ſich bei dem Sturz von dem 
Kraftrad Verletzungen und Sachſchaden zu. 

Der Kl. nimmt die Bekl. als Geſamtſchuldner auf Erſatz 
des ihm erwachſenen Schadens in Anſpruch. Zur Begründung 
macht er geltend, daß die Bekl. zu 1 keinerlei Warnungs⸗ 
tafeln oder Sperrböcke, die überdies zur Zeit der Dunkelheit 
hätten beleuchtet werden müſſen, aufgeſtellt habe. Das Ver⸗ 
ſchulden der Bekl. zu 2 ferner beſtehe darin, daß ſie den 
Waſſerwagen auf die Fahrbahn der Landſtraße geſtellt habe, 
ohne dieſes Hindernis durch vorſchriftsmäßige Beleuchtung 
kenntlich zu machen. Die Haftung der Bekl. zu 3 endlich 
ergebe ſich daraus, daß ihr Kraftwagen mit nicht abgeblen⸗ 
deten grellen Scheinwerfern gefahren ſei, ſo daß der Kl. 
geblendet worden ſei und den Waſſerwagen nicht habe 
ſehen können. 

Die Bekl. haben eigenes Verſchulden des Kl. eingewendet, 
da dieſer von dem Vorhandenſein der Hinderniſſe Kenntnis 
gehabt habe. Die Bekl. zu 1 hat ferner geltend gemacht, 
daß ſie bei der Auswahl der Bekl. zu 2, einer bewährten 
Firma, die nötige Sorgfalt angewendet habe; der Chauſſee⸗ 
wärter, deſſen Aufgabe die Anbringung der Lampen ge⸗ 
weſen ſei, ſei plötzlich krank geworden und habe daher den 
Zeugen A. mit dieſer Aufgabe betraut; aus der geöffneten 
Tür des Wohnwagens des Unternehmers ſei ein Lichtkegel 
über den davorſtehenden Waſſerwagen hinweg nach der Rich⸗ 
tung geworfen worden, aus der der Kl. gekommen ſei. Dieſen 
letzten Einwand hat auch die Bekl. zu 2 erhoben; zur Vor⸗ 
nahme von Abſperrmaßnahmen ſei dieſe Bekl. nicht ver⸗ 
pflichtet geweſen; der Unfall ſei darauf zurückzuführen, daß 
der Kl. durch die Scheinwerfer des Laſtkraftwagens geblendet 
und zu ſchnell gefahren ſei. Die Bekl. zu 3 ſtellt ihre Haf⸗ 
tung auf Grund des Kraftf®. in Abrede, da ihr Wagen eine 
Geſchwindigkeit von 20 km je Stunde nicht überſchreiten 
könne; eine Abblendung der Scheinwerfer ſei während der 
Fahrt auf dem ſchlechten Sommerwege untunlich geweſen; 
der Lichtkegel der Scheinwerfer habe überdies den Kl. gar 
nicht treffen können; der Kl. ſei verpflichtet geweſen, ſein 
Fahrzeug zum Halten zu bringen. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, und zwar den Bekl. 
zu 1 und 2 gegenüber deshalb, weil der Kl. den unbeleuch⸗ 
teten Waſſerwagen wahrgenommen haben würde, wenn er 
nicht durch die Scheinwerfer des Laſtkraftwagens geblendet 
worden wäre, und der Bekl. zu 3 gegenüber deshalb, weil der 
Unfall in jedem Fall durch das eigene Verſchulden des Kl., 
der hätte anhalten müſſen, herbeigeführt worden ſei. Da⸗ 
gegen hat das OLG. den Leiſtungsanſpruch des Kl. dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und ſeinem Feſt⸗ 
ſtellungsbegehren willfahrt, beides jedoch den Bekl. zu 1 
und 2 gegenüber nur zu je zwei Dritteln. 

Allen drei Rechtsmitteln konnte der Erfolg nicht ver⸗ 
ſagt werden, und zwar in der Hauptſache deswegen, weil 


klagte Überlaſtung des höchſten Gerichtshofs wirft: 
auf die oft unzulängliche Würdigung des Sachver- 
halts durch das BG., welche durch die Verkleinerung 
der OLGSenate und die dadurch bedingte überlaſtung 
der Mitglieder des Senats hervorgerufen wird. 
Den materiellrechtlichen Ausführungen, die im Einklange mit der 
bisherigen Rſpr. ſtehen, iſt beizutreten. Insbeſ. gilt dies von den Aus⸗ 
führungen der Entſch. über die Sorgfaltspflicht einerſeits der Provinz 


die Begründung des angefochtenen Urteils in dieſer keines⸗ 
wegs einfach liegenden Sache derartig lückenhaft iſt, daß 
zum mindeſten mit der Möglichkeit von Rechtsirrtümern ge⸗ 
rechnet werden muß (8550 ZRDO.); die bisherige Be⸗ 
gründung läßt nicht rechtlich einwandfrei erkennen, welche 
der Bekl. dem Kl. für den dieſem erwachſenen Schaden auf⸗ 
zukommen haben und in welchem Umfange dies zu geſchehen 
hat. Im einzelnen iſt folgendes zu bemerken: 


A. Zur Reviſion der Beklagten zu 3. 

1. Dieſe Rev. führt in erſter Linie darüber Beſchwerde, 
daß der BerR. den 87 KraftfG. als Haftungsgrund an⸗ 
genommen habe, obwohl der Laſtkraftwagen der Bekl. zu 3 
dem 8 8 Ziff. 2 KraftfG. unterfalle. Dieſe Rüge geht fehl. 
(Wird ausgeführt.) 

2. Sodann wendet ſich die Rev. gegen die Anwendung 
der 88 823 ff. BGB. durch das BG. Die Frage, ob die 
Bekl. zu 3 den in 8831 BGB. nachgelaſſenen Entlaſtungs⸗ 
beweis betreffend Auswahl des Kraftwagenführers Br. ge- 
führt habe, hat das angefochtene Urteil offengelaſſen, dagegen 
entgegen der Annahme der Rev. nicht als dargetan erachtet, 
daß die Bekl. ihrer Pflicht zur allgemeinen Überwachung des 
Br. genügt habe. Die hiergegen gerichteten Reviſionsangriffe 
verſagen. (Wird näher dargelegt.) 

3. Weiter rügt die Rev. Verletzung des 817 Abſ. 3 
KraftfVerkVO. in der zur Zeit des Unfalls geltenden Faſ⸗ 
jung v. 5. Dez. 1925/28. Juli 1926 (RG Bl. 1, 439/425). 
Dieſe Rüge iſt, wenn auch keineswegs in allen Einzelheiten, 
fo doch im Ergebnis begründet. Der 817 Abſ. 3 ſchreibt 
zwingend vor, daß ſtark wirkende Scheinwerfer innerhalb be⸗ 
leuchteter Ortsteile, ausgenommen bei ſtarkem Nebel, ab⸗ 
geblendet werden müſſen, und ferner da, wo die Sicherheit 
des Verkehrs es erfordert, insbeſ. beim Begegnen mit ande⸗ 
ren Fahrzeugen (gleichlautend die jetzige Faſſung der Kraftf⸗ 
VerkBO. v. 16. März 1928 [RG Bl. I, 91). Daß der Wagen 
der Bekl. zu 3 mit ſtark wirkenden Scheinwerfern verſehen 
war, ſtellt der Bern. feſt. Da Br. um die Unfallzeit außer⸗ 
halb beleuchteter Ortsteile fuhr, ſo durfte er an ſich mit 
ungeblendeten Scheinwerfern fahren. Er mußte jedoch — und 
zwar ſchlechthin — abblenden, ſobald die Sicherheit des Ver⸗ 
kehrs dies erforderte. Dieſe Pflicht wurde dadurch nicht be⸗ 
ſeitigt, daß, wie die Bekl. zu 3 behauptet hat, dunſtiges 
Wetter herrſchte und der Sommerweg ſchlecht war. Ein 
näheres Eingehen hierauf erübrigt ſich; denn das an- 
gefochtene Urteil ſtellt ohne Rechtsirrtum feſt, daß Br. auch 
mit abgeblendeten Scheinwerfern ſicher hätte fahren können, 
zumal wenn er ſeine Fahrgeſchwindigkeit entſprechend mäßigte. 
Es kann daher auch auf ſich beruhen, ob, wie die Bekl. zu 1 
behauptet hat, das Befahren der Chauſſee für Laſtkraftwagen 
mit 1,5 1 Geſamtgewicht damals an der Unfallſtelle überhaupt 
verboten war. Auch darin kann entgegen der Anſicht der 
Rev. kein Rechtsverſtoß erblickt werden, daß der BerR. eine 
Verpflichtung des Br. zum Abblenden angenommen hat, 
obwohl er noch 100—150 m, wie die Bekl. zu 3 behauptet 
hat, vom Kl. entfernt war; denn der Zweck des § 17 Abſ. 3 
KraftfVerkVO. geht dahin, es zu verhindern, daß andere 
Wegebenutzer durch das grelle Licht der Scheinwerfer ge⸗ 
blendet und dadurch unſicher werden und daß auf dieſe Weiſe 
Unglücksfälle entſtehen (vgl. RGürt. v. 7. Nov. 1929, 
VI 58/29). Dieſer Zweck der VO. kann nur erreicht werden, 
wenn die Abblendung zu dem Zeitpunkt vorgenommen wird, 
in welchem der andere Wegebenutzer in den Lichtkegel der 
Scheinwerfer gelangt. Wann dies der Fall iſt, hängt von 
den Umſtänden ab und iſt daher Sache der tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung, die hier vom BO. dahin getroffen iſt, daß der Kl. 
geblendet worden iſt. Mit Recht vermißt jedoch die Rev. 
eine Feſtſtellung dahin, daß Br. den Kl. ſchon vor dem 
Unfall bemerkt hat oder ihn bei gehöriger Aufmerkſamkeit, 
wie fie die Führung eines Kraftfahrzeugs, insbeſ. bei Dunkel“ 


(hinſichtlich der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Chauſſeen) und 
des Straßenbauunternehmers (bei der Vornahme von Straßen⸗ 
ausbeſſerungsarbeiten), andererſeits der Straßenbeuutzer. 

Erfreulich iſt, mit welcher Entſchiedenheit das Urteil hervor⸗ 
hebt, die Bemerkung, daß die Zweitbekl. den Unglücksfall „ver⸗ 
urſacht“ habe und daß ein Verſchulden des Kl. bei der Entſtehung 
des Schadens „mitgewirkt“ habe, ſtelle keine tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung dar. Priv Doz. LR. Dr. Rühl, Berlin. 
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heit, erfordert, und wie fie der § 17 Abſ. 1 KraftfVerkVO. 
dem Kraftfahrzeugführer zur beſonderen Pflicht macht, hätte 
bemerken müſſen; die Bekl. zu 3 hatte im Schriftſatz vom 
8. April 1929 (Bl. 223—226) behauptet, Br. habe den Kl. 
gar nicht ſehen können, weil dieſer durch die drei Wagen 
verdeckt geweſen ſei. Darauf, daß Br. vielleicht deshalb ſchon 
zur Abblendung verpflichtet geweſen wäre, weil etwa die noch 
bei der Arbeit befindliche Straßenwalze ein Abblenden zur 
Sicherheit des Verkehrs erfordert hätte, kann in der Rev⸗ 
Inſt. nicht eingegangen werden. Denn der Vorderrichter 
hat zu den diesbezüglichen Ausſagen der Zeugen B., Rudolf 
W. und Chriſtoph W. keine Stellung genommen. 

4. Begründet iſt endlich auch die Reviſionsrüge, welche 
die Beurteilung des Verhaltens des Kl. gemäß 8254 BGB. 
durch das OLG. beanſtandet. In dieſer Beziehung hat das 
angefochtene Urteil im Verhältnis zu der Bekl. zu 3 fol⸗ 
gendes ausgeführt. Der Kl. habe ſeine Geſchwindigkeit herab⸗ 
geſetzt. Aus Anlaß der Blendwirkung habe für ihn keine 
Verpflichtung zum Anhalten beſtanden. Das Urteil des RG. 
b. 16. Nov. 1928: Verkgäddſch. 7, 532 ſtelle nicht den Grund⸗ 
ſatz auf, daß der durch die Scheinwerfer eines entgegen⸗ 
kommenden Kraftwagens geblendete Kraftwagenführer ſtets 
anhalten müſſe, ſondern verlange entweder Verringerung 
er Geſchwindigkeit oder, wenn die Sachlage es erfordere, 
Anhalten. Daß der Kl. im vorliegenden Falle hätte an⸗ 
halten müſſen, ſei nicht dargetan. In bezug auf das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Kl. und der Bekl. zu 3 ſei die alleinige 
Urſache des Unfalls das Nichtabblenden der Scheinwerfer des 
Laſtkraftwagens. Wäre abgeblendet worden, ſo wäre der 
Zuſammenſtoß des Kl. mit dem Waſſerwagen überhaupt nicht 
erfolgt. Er wäre alſo auch nicht vermieden, wenn der Kl. 
ſeine Geſchwindigkeit noch mehr herabgeſetzt hätte. 

Dagegen hat der Berg. die teilweiſe Abweiſung der 
Klage gegenüber den Bekl. zu 1 und 2 folgendermaßen ge⸗ 
rechtfertigt. Bis zu einem gewiſſen Grade ſei der Einwand 
eigenen Verſchuldens des Kl. begründet. Der Kl. habe zu⸗ 
gegeben, daß er vor dem Unfall den aus dem Wohnwagen 
kommenden Lichtſchimmer geſehen habe. Er habe ſich zum 
mindeſten ſagen müſſen, daß ſich vor ihm ein Hindernis 
befinde, ſo daß verſchärfte Aufmerkſamkeit geboten geweſen 
ſei. Allerdings habe er ſeine Geſchwindigkeit auf etwa 20 km 
herabgemindert. Er hätte aber ſeine Fahrgeſchwindigkeit noch 
weiter herabſetzen ſollen. In ſeinem Verhalten liege ein 
Verſchulden, das bei der Entſtehung des Schadens mit⸗ 
gewirkt habe. 

In den erſteren Ausführungen gibt die nicht näher be⸗ 
gründete Annahme des Vorderrichters, eine Pflicht des Kl. 
zum Anhalten ſei nicht dargetan, nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt zu rechtlichen Bedenken ſowohl aus 8 276 BGB., wie 
auch aus § 17 Abſ. 1 KraftfVerkVO. Anlaß. Dem Kl. war 
chon von ſeiner Hinfahrt bekannt, daß in jener Gegend 
Straßenbauarbeiten vorgenommen wurden; den aus dem 

ohnwagen des Unternehmers dringenden Lichtſchimmer hatte 
er wahrgenommen, und es war ihm dadurch in Erinnerung 
gebracht, daß vor ihm Fahrthinderniſſe ſich befanden; durch 
ie Scheinwerfer des Laſtkraftwagens war er geblendet. 
Schon von einem Fußgänger, um ſo mehr aber von einem 
Kraftfahrzeugführer, und zwar nicht nur zu ſeiner eigenen 
Sicherheit, ſondern auch zur Vermeidung der Gefährdung 
etwaiger anderer vor ihm befindlicher und ebenfalls ge⸗ 
blendeter Wegebenutzer, muß unter ſolchen Umſtänden ein 
Anhalten ſo lange gefordert werden, bis mit dem Aufhören 
der Blendwirkung der überblick über die Fahrbahn frei ge⸗ 
worden iſt. Wenn der Kl. gleichwohl weitergefahren iſt, To 
iſt hierin, ſofern nicht anderweite, bisher nicht einmal be⸗ 
hauptete Umſtände, eine abweichende Beurteilung rechtfertigen, 
ein Verſchulden zu finden. 

Wollte man aber der Anſicht ſein, daß der Kl. hätte 
weiterfahren dürfen, jo hat das OLG. in den letzteren oben 
mitgeteilten Ausführungen eine Verletzung der Verkehrs- 
ſorgfaltspflicht (vgl. überdies § 18 Abſ. 2 KraftfVerkVO.) 
zutreffend darin erblickt, daß der Kl. ſeine Fahrgeſchwindig⸗ 
keit nur auf 20 km herabgeſetzt hat; es bedarf daher auch 
hier keines Eingehens auf die Behauptung der Bekl. zu 1, 
daß durch Polizeiverordnung das Befahren der Bauſtelle 
im Schritt und mit Vorſicht angeordnet war (vgl. hierzu 
323 [jetzt 8 30] Abſ. 1,3 KraftfVerk Bd.). Dieſes Verſchulden 


des Kl. hat der Vorderrichter im Verhältnis zu den Bekl. 
zu 1 und 2 als für den Unfall miturſächlich erachtet. Dann 
aber iſt nicht ohne weiteres abzuſehen, weshalb nicht das 
gleiche, worauf die Rev. mit Grund hinweiſt, auch im Ver⸗ 
hältnis zur Bekl. zu 3 gelten ſoll. Zum mindeſten wäre zu 
prüfen geweſen, ob denn bei Herabſetzung der Geſchwindig⸗ 
keit auf das im § 18 Abſ. 2 KraftfVerkVO. vorgeſchriebene 
Maß der Anprall des Kl. an den Waſſerwagen mit der 
gleichen Wucht wie bei einer Geſchwindigkeit von 20 km er⸗ 
folgt ſein würde und die gleichen ſchweren Folgen für den 
Kl. gehabt hätte. 

5. Sollte das BG. auf Grund der erneuten Verhand⸗ 
lung zu der Annahme eines für den Schaden des Kl. mik⸗ 
urſächlichen Verſchuldens desſelben kommen, ſo würde bei 
der Verteilung des Schadens im Verhältnis zur Bekl. zu 3 
§ 17 Abſ. 1 Satz 2 KraftfG. zu beachten fein. 


B. Zur Reviſion der Beklagten zu 2. 


1. Dieſe Rev. rügt zunächſt Verletzung der — materiell⸗ 
rechtlichen — Grundſätze über den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang, indem ſie folgendes geltend macht. Das LG. habe 
feſtgeſtellt, daß infolge der Blendwirkung der Scheinwerfer 
des Laſtkraftwagens der Kl. den Waſſerwagen auch dann nicht 
geſehen haben würde, wenn dieſer vorſchriftsmäßig beleuchtet 
geweſen wäre. Das OLG. habe eine gegenteilige Feſtſtellung 
nicht getroffen, ſondern die Bekl. zu 2 ohne weiteres des⸗ 
halb für haftbar erachtet, weil ſie ihrer Beleuchtungspflicht 
nicht nachgekommen ſei. Bei Zugrundelegung der land⸗ 
gerichtlichen Feſtſtellung ergebe ſich, daß es gleichgültig ge⸗ 
weſen wäre, ob der Waſſerwagen beleuchtet oder unbeleuchtet 
geweſen ſei; der Kl. hätte ihn in keinem Falle geſehen. Jene 
Unterlaſſung der Bekl. zu 2 habe daher den Unfall nicht 
bewirkt. 

Das angefochtene Urteil hat ohne Rechtsirrtum die Be⸗ 
leuchtungspflicht der Bekl. zu 2 aus einer irreviſiblen (8 549 
O.) Polizeiverordnung und ihre Schadenserſatzpflicht aus 
$ 823 Abi. 2 BGB. hergeleitet, ſich aber zur Frage des ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhangs auf die Bemerkung beſchränkt, die 
Bekl. zu 2 habe inſofern den Unglücksfall ſchuldhaft ver⸗ 
urſacht, als ſie den Waſſerwagen unbeleuchtet auf der Land⸗ 
ſtraße habe ſtehen laſſen. 

Die erhobene Reviſionsrüge muß deswegen zur Auf⸗ 
hebung des Urteils führen, weil nach Lage der Sache mit 
der Möglichkeit eines ſachlich-rechtlichen Irrtums des BG. 
zu rechnen iſt. In Frage ſtand nicht nur der Haupteinwand 
dieſer Bekl., und zwar derjenige, der das LG. zur Klage⸗ 
abweiſung der Bekl. zu 2 gegenüber veranlaßt hatte, ſondern 
das BU. weiſt an anderer Stelle auch ſelbſt darauf hin, daß, 
wenn die Scheinwerfer des Laſtkraftwagens abgeblendet wor⸗ 
den wären, der Zuſammenſtoß überhaupt nicht erfolgt ſein 
würde. Gewiß war es trotz letzterer Feſtſtellung rechtlich 
möglich, auch die Bekl. zu 2 für den Schaden des Kl. ver⸗ 
antwortlich zu machen, nämlich dann, wenn dieſe Bekl. durch 
die unterlaſſene Beleuchtung des Waſſerwagens eine der Ur⸗ 
ſachen für den Unfall geſetzt hat. Aber eine ſolche Annahme 
hätte der näheren Darlegung bedurft, die durch die Be⸗ 
merkung, die Bekl. zu 2 habe den Unglücksfall „verurſacht“, 
nicht erſetzt werden kann. 

2. Ferner bittet die Rev. um Nachprüfung der vom 
LG. vertretenen Auffaſſung, daß den Kl. überwiegendes Ver⸗ 
ſchulden (§ 254 BGB.) treffe. Im Ergebnis iſt auch dieſer 
Angriff gerechtfertigt. Denn das OLG. hat nur das beider⸗ 
ſeitige Verſchulden, nicht aber auch das Maß der beider⸗ 
ſeitigen Verurſachung, wie dies der 8 254 BGB. vorſchreibt, 
gegeneinander abgewogen; es könnte ferner aber vor allem 
die Abwägung zu einem der Bekl. zu 2 günſtigeren Ergebnis 
vielleicht dann führen, wenn der Kl. nicht nur zu lang⸗ 
ſamerem Fahren, ſondern zum Anhalten verpflichtet geweſen 
ſein ſollte, wie dies unter A 4 ausgeführt iſt. 


C. Zur Reviſion der Beklagten zu 1. 


Das OLG. geht davon aus, daß die Bekl. zu 1 ver⸗ 
pflichtet ſei, für den verkehrsſicheren Zuſtand ihrer dem 
öffentlichen Verkehr übergebenen Chauſſeen entſprechend der 
Zweckbeſtimmung derſelben zu ſorgen, und daß dieſe, wenn 
auch auf öffentlichem Recht beruhende, Unterhaltungspflicht 
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eine privatrechtliche Haftung begründe. Dieſer Ausgangs⸗ 
punkt iſt zutreffend (RG. 91, 275: RGurt. v. 13. Febr. 
1930, VI 218/29) und wird von der Rev. nicht beanſtandet. 

Die Bekl. zu 1, ſo fährt das angefochtene Urteil fort, 
ſei verpflichtet geweſen, geeignete Maßnahmen zu treffen, 
um auch während der Zeit der Ausbeſſerung der Chauſſee 
C.— H einen verkehrsſicheren Zuſtand zu ſchaffen und damit 
Gefahren vorzubeugen. Dieſe Maßnahmen hätten darin be⸗ 
ſtehen müſſen, die Benutzer der Landſtraße in geeigneter 
Weiſe und in angemeſſener Entfernung auf die in der Aus⸗ 
beſſerung begriffene Stelle hinzuweiſen. Dies habe durch 
Sperrböcke geſchehen können, die während der Dunkelheit zu 
beleuchten geweſen ſeien. Ob außerdem noch die Anbringung 
von Warnungstafeln geboten geweſen ſei, könne dahingeſtellt 
bleiben. Nun habe nach der Richtung, aus welcher der Kl. 
gekommen ſei, nur ein unbeleuchteter Sperrbock geſtanden, 
und zwar noch hinter der Wagenkolonne. Folglich habe die 
Bekl. zu 1 ihrer Verkehrsſicherungspflicht nicht genügt. Sie 
könne ſich nicht damit entſchuldigen, daß der mit der Am⸗ 
bringung der Sperrlampen beauftragte Chauſſeewärter krank 
geworden ſei und mit der Verrichtung ſeiner Obliegenheiten 
den Zeugen A. beauftragt habe. Denn A. habe nur von dem 
Unternehmer M., dem die Ausbeſſerungsarbeiten von der 
Bekl. zu 2 weiterübertragen geweſen ſeien, einen Auftrag 
zur Beleuchtung der Sperren erhalten, und zwar ohne daß 
eine nähere Regelung getroffen geweſen ſei. Die Lampe ſei 
ungeeignet geweſen; denn nach der Ausſage des A. ſei ſie 
infolge des ſtürmiſchen Wetters ausgegangen geweſen. Sie 
ſei ferner nicht gehörig mit Petroleum gefüllt geweſen. 
Nicht nur am Unfalltage, ſondern auch ſonſt ſei nicht für 
gehörige Beleuchtung geſorgt worden. Der Zeuge N. ſei 
nämlich drei Tage vor dem Unfallstag nachts dieſelbe Strecke 
gefahren und habe erſt an loſe dort liegenden Brettern ge⸗ 
merkt, daß er ſich an einer Bauſtelle befinde. Die Bekl. zu 1 
habe es an jeglicher Kontrolle darüber, ob für gehörige Be⸗ 
leuchtung der Sperrböcke geſorgt worden fei, fehlen laſſen. 
Sie hafte daher wegen Vernachläſſigung dieſer Pflicht aus 
8 823 BGB. Sie könne ſich nicht damit entlaſten, daß die 
Bekl. zu 2, an die ſie die Arbeiten vergeben habe, eine ſeit 
Jahren bewährte zuverläſſige Geſellſchaft ſei. Denn darauf 
komme es nicht an; ſie habe ſich der Erfüllung ihrer Ver⸗ 
kehrsſicherungspflicht nicht dadurch entledigen können, daß 
ſie der Bekl. zu 2 die erforderlichen Maßnahmen über⸗ 
laſſen habe. 

1. Die Rev. rügt zunächſt Verletzung der 88 823 u. 276 
BOB. deshalb, weil das BG. zu Unrecht ein Verſchulden 
der Vekl. zu 1 angenommen habe. Dieſer Angriff wird nach 
doppelter Richtung erhoben. 

a) Die Bekl. zu 2, eine von der Bekl. zu 1 ſorgfältig 
ausgewählte Firma, habe die Walzarbeiten ſelbſtändig aus⸗ 
geführt und nach dem Werkvertrag v. 12./21. April 1926 
nehft Nachträgen (im Umſchlag Bl. 48 a) die Verpflichtung 
unter anderem auch zur Beleuchtung des Walzenzuges über⸗ 
nommen. Mit Recht hat das angefochtene Urteil dieſes Vor⸗ 
bringen für unerheblich erachtet. Die Bekl. zu 1 war es, 
der geſetzlich die Verkehrsſicherungspflicht auf der Landſtraße 
oblag. An ſich war es alſo ihre Sache, für die Beleuchtung 
von Verkehrshinderniſſen, die mit ihrer Zuſtimmung auf 
der Straße aufgeſtellt waren, Sorge zu tragen. Daß ſie dieſe 
Beleuchtungspflicht auf die Bekl. zu 2 übertrug, wobei es 
mangels Auslegung des Vertrags vom April 1926 durch den 
BerR. dahingeſtellt bleiben muß, in welchem Umfang die 
Bekl. zu 2 die Beleuchtungspflicht übernommen hat, war an 
ſich zuläſſig (vgl. RG. 102, 269); dadurch beſtellte fie als 
Geſchäftsherrin die Bekl. zu 2 zur Erfüllung der Beleuch⸗ 
tungspflicht. Aber im Verhältnis zu dritten Perſonen konnte 
ſie ſich von dieſer Pflicht als von einer geſetzlichen Ver⸗ 
pflichtung nicht befreien (RGZUrt. v. 19. Jan. 1928, VI 251/27 
und v. 16. Jan. 1930, VI 124/29). Demnach haftet die Bekl. 
zu 1 grundſäglich nach $ 831 BGB. für alle Handlungen 
und Unterlaſſungen der Bekl. zu 2 durch die dritten Per⸗ 
ſonen in Ausführung der Verrichtung der Beleuchtung des 
Walzenzuges ein Schaden entſtand. Ihre Sache war es daher, 
den in § 831 BGB. nachgelaſſenen Eutlaſtungsbeweis zu 
führen. Nun iſt es zwar richtig, daß es den geſetzlichen Ver⸗ 
tretern der Bekl. zu 1 nicht zugemutet werden konnte, die 
verhältnismäßig einfache Verrichtung des Beleuchtens in 


jedem Einzelfalle zu beaufſichtigen. Aber bei den ſehr er⸗ 
heblichen Gefahren, welche dem öffentlichen Verkehr aus der 
Nichterfüllung der Beleuchtungspflicht drohten, iſt auch hier 
aus den oben unter A2 erörterten Gründen die Verpflichtung 
der Bekl. zu 1 zur allgemeinen Beaufſichtigung der Bekl. 
zu 2 hinſichtlich der Erfüllung der Beleuchtungspflicht aus 
§ 831 BGB. abzuleiten und an dieſe Pflichterfüllung ein 
ſtrenger Maßſtab anzulegen. Dafür aber, daß ſie dieſer Ver⸗ 
pflichtung nachgekommen wäre, hat die Bekl. zu 1 nichts 
angeführt, im Gegenteil nimmt ihre Rev. das Beſtehen einer 
ſolchen Aufſichtspflicht in Abrede. 

b) Die Rev zieht zwar die rechtlich nicht zu beanſtandende 
Auffaſſung des Vorderrichters nicht in Zweifel, daß es Sache 
der Bekl. zu 1 geweſen ſei, die Benutzer der Landſtraße durch 
nachts zu beleuchtende Sperrböcke in angemeſſener Ent⸗ 
fernung auf die in der Ausbeſſerung befindliche Stelle auf⸗ 
merkſam zu machen und dadurch zur Vorſicht zu mahnen. 
Die Rev. macht jedoch geltend, das BG. habe zu Unrecht 
die Behauptung der Bekl. zu 1 für unerheblich erachtet, 
daß der mit dem Anbrennen der Sperrlampen beauftragte 
Chauſſeewärter am Unfalltage plötzlich erkrankt ſei und da⸗ 
her den Zeugen A. mit der Erfüllung dieſer Verrichtung 
betraut habe; die Bekl. zu 1 habe ſich hierzu dritter Per⸗ 
ſonen bedienen dürfen. Auch in dieſem Punkte iſt jedoch 
dem OLG. im Ergebnis lediglich beizutreten. Für den ſehr 
wohl im Bereich der Vorausſehbarkeit liegenden Fall, daß 
ein Beamter infolge plötzlicher Krankheit zur Verrichtung 
der ihm aufgetragenen Obliegenheiten unfähig wird, muß die 
Behörde, zumal wenn es ſich um Verrichtungen handelt, 
deren Erfüllung die öffentliche Verkehrsſicherheit erfordert, 
einen Vertreter bereit halten, zum mindeſten aber ihren Be⸗ 
amten mit ſachdienlichen Anweiſungen verſehen, was er zu 
veranlaſſen hat, damit ſeine dienſtlichen Obliegenheiten recht⸗ 
zeitig erfüllt werden, nicht aber darf ſie es ihrem Beamten 
überlaſſen, das zu tun, was er für gut befindet. Daß die 
Bekl. zu 1 geeignete Vorkehrungen für den Fall der Er⸗ 
krankung ihres Chauſſeewärters getroffen hätte, hat ſie nicht 
einmal behauptet. 

2. Ferner macht die Rev. geltend, es fehle an dem ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Verſchulden der An⸗ 
geſtellten der Bekl. zu 1 und dem Schaden des Klägers. 

a) Einmal nämlich habe auch dieſe Bekl. ſich darauf be⸗ 
rufen, daß zur Unfallzeit das im Wohnwagen des Unter⸗ 
nehmers brennende Licht durch die offenſtehende Tür einen 
hellen Lichtkegel über den Waſſerwagen hinweg in der Rich⸗ 
tung nach dem Kl. geworfen habe; der Kl. habe alſo den 
Waſſerwagen ſehen müͤſſen, und es ſei daher unerheblich, ob 
außerdem noch eine weitere Lampe gebrannt habe oder nicht. 
Auf dieſes Vorbringen ſei das BG. bei der Beurteilung des 
Anſpruchs gegen die Bekl. zu 1 überhaupt nicht und bezüg⸗ 
lich des Anſpruchs gegen die Bekl. zu 2 nur mit der un⸗ 
zureichenden Bemerkung eingegangen, daß der Anſicht der 
Bekl. zu 2 nicht beizupflichten ſei, das Licht aus dem Wohn⸗ 
wagen habe ausgereicht, um auch den Waſſerwagen zu be⸗ 
leuchten. Dieſe Rüge kann keinen Erfolg haben, wenn auch 
der Rev. zuzugeben iſt, daß auch in dieſem Punkte der Berg. 
ſein Urteil eingehender hätte begründen ſollen. Immerhin 
handelt es ſich aber um eine das Rev. gemäß 8 561 Abſ. 2 
SPD. bindende, im Rahmen des dem Tatrichter durch 8286 
daſ. eingeräumten freien Ermeſſens getroffene tatſächliche 
Feſtſtellung; hieran wird dadurch nichts geändert, daß die⸗ 
ſelbe in dem den Anſpruch gegen die Bekl. zu 1 behandelnden 
Teile des Urteils nicht wiederholt iſt. Die von der Rev. 
gerügte Verletzung des $ 286 3PO. liegt nicht vor. 

b) Ferner führt auch dieſe Rev. darüber Beſchwerde, 
daß das angefochtene Urteil auf den Einwand der Bekl. zu 1 
nicht eingegangen ſei, der Kl. ſei durch die von den Schein⸗ 
werfern des Laſtkraftwagens ausgehende Blendung verhindert 
worden, überhaupt etwas zu ſehen; daher ſei jeder urſäch⸗ 
liche Zuſammenhang zwiſchen dem Fehlen der Sperrlampen 
an dem Waſſerwagen und an dem Sperrbock und dem Unfall 
des Kl. ausgeſchloſſen. Dieſe Rüge muß ſchon aus den unter 
B erörterten Gründen als berechtigt anerkannt werden. Die 
Sache liegt aber für dieſe Reviſion noch inſofern günſtiger, 
als auf ſie die Entlaſtungsgeſetze keine Anwendung mehr 
finden (Tag des Eingangs der Reviſionsbegründung der 
9. Juli 1929), daher Verlegung des $ 286 ZPO. gerügt wer⸗ 
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den konnte und mit Recht gerügt worden iſt. Überdies hat 
es das angefochtene Urteil bezüglich der Bekl. zu 1 ſchlechthin 
an jeder Erörterung darüber fehlen laſſen, daß zwiſchen dem 
ſchuldhaften Verhalten der Angeſtellten der Bekl. zu! — 
Unterlaſſung der Beleuchtung des Sperrbocks und, wie hin⸗ 
zuzufügen iſt, des Waſſerwagens — und dem Unfall des Kl. 
ein urſächlicher Zuſammenhang beſteht. Die Bemerkung, das 
Verſchulden des Kl. habe bei der Entſtehung des Schadens 
„mitgewirkt“, kann dieſen Mangel um ſo weniger erſetzen, 
als jene Frage nach Lage der Sache zweifelhaft ſein kann. 
(U. v. 7. April 1930; 400/29 VI. — Celle.) [Ka.] 


* 3. § 12 KraftfG. Die hier feſtgeſetzten Sum⸗ 
men find unabhängig von der Zahl der erſatz⸗ 
berechtigten Perſonen. — Zuläſſigkeit der Feſt⸗ 
ſtellungsklage für künftige Anſprüche, wenn der 
Verpflichtete nicht ganz allgemein anerkannt 
hat, zur Zahlung einer Rente gemäß dem Kraftf- 
Geſ. verpflichtet zu ſein. f) 

Der Kaufmann John G., der Ehemann der Kl. zu 1 
und Vater der Kl. zu 2, verunglückte am 5. März 1926 in 
H. dadurch, daß er von einem vom Bekl. zu 2 geführten, dem 
Bekl. zu 1 gehörenden Kraftwagen überfahren wurde. Er 
ſtarb infolge der Verletzung. Die Kl. behaupteten, daß der 
Unfall auf das Verſchulden des Bekl. zu 2 zurückzuführen ſei, 
und nahmen die Bekl. als Geſamtſchuldner auf Grund des 
KraftfG. und auf Grund unerlaubter Handlung auf Erſatz 
des ihnen durch den Wegfall des Unterhaltspflichtigen ent⸗ 
ſtandenen Schadens in Anſpruch. 

Durch rechtskräftiges Teil- und Zwiſchenurteil des OLG. 
Hamburg wurde der Klageanſpruch im Rahmen des KraftfG. 
zu ½ für berechtigt erklärt, im übrigen abgewieſen. 

Die Kl. hatten ferner beantragt, feſtzuſtellen, daß die 
Bekl. gegebenenfalls auch über die zunächſt feſtſtellbaren Be⸗ 
träge hinaus verpflichtet ſeien, ihnen zu / Schadenserſatz 
zu leiſten, inſoweit als der Getötete während der mutmaß⸗ 
lichen Dauer ſeines Lebens zur Gewährung des Unterhalts 
den Kl. gegenüber verpflichtet geweſen ſein würde. 

J. Die Rev. der Bekl. richtet ſich gegen die Auslegung, 
welche das BG. dem § 12 KraftfG. hatte zuteil werden 
laſſen. Das LG. hatte angenommen, daß $ 12 Abſ. 1 Nr. 1 
ſich auch auf den Fall beziehe, in dem bei dem Betriebe des 
Kraftwagens ein Menſch getötet iſt, der mehrere Unterhalts⸗ 
berechtigte hinterläßt, und daß auch in dieſem Falle der 
Erſatzpflichtige ohne Rückſicht auf die Zahl der Unterhalts⸗ 
berechtigten nur bis zu einem Kapitalbetrage von 25 000 MN 
oder einem Rentenbetrage von jährlich 1500 % hafte. Das 
BG. iſt dagegen der Meinung, der Wortlaut und der Sinn 
des Abſ. 2 in 8 12 laſſe zweifelsfrei erkennen, daß, auch wenn 
nur eine Perſon getötet ſei, nur dann eine weitere Ein⸗ 
ſchränkung der mehreren Perſonen zuſtehenden Entſchädigung 
ſtattfinden ſolle, wenn die im einzelnen Falle an die mehre⸗ 
ren Berechtigten zu leiſtenden Entſchädigungen insgeſamt die 
in Nr. 2 und 3 bezeichneten Höchſtbeträge überſchreite. Der 
Senat hat zu der Frage bereits in dem Urt. v. 12. März 
1928, VI 393/27 (JW. 1928, 1723) eine Stellung einge⸗ 
nommen, die mit der Auffaſſung des LG. übereinſtimmt; an 
dieſer Stellungnahme wird nach erneuter Prüfung feſt⸗ 
gehalten. 

Die Entſcheidung kann nur aus einer Betrachtung des 
uſammenhangs des 812 Kraftf®. entnommen werden. 
Das Geſetz unterſcheidet alſo im Abſ. 1 unter Nr. 1 u. 2 

ſeinem klaren Wortlaut nach die Fälle, in denen ein Menſch 
getötet oder verletzt wird, von dem Falle, in dem durch das⸗ 


Zu 3. I. Wie das Urteil überzeugend ausführt, iſt eine andere 
Auslegung des § 12 Krafti®. als die, die das Schrifttum ſeit 1910 
einhellig vertritt, nicht mit dem Wortlaut und dem Sinn des 8 12 
in Einklang zu bringen. Der Wert der Entſcheidung liegt in der 
ausführlichen und klaren Begründung dieſes Standpunktes, der in 
der angezogenen Entſch. JW. 1928, 1723 nur mit zwei Halbſätzen 
behandelt worden war. Auch OLGR. Dr. Petzold, München, 
hat in ſeiner Bemerkung dazu unter Hinweis auf Oberländer⸗ 
Petzold, S. 252, dem NG. beigepflichtet. 

II. Auch der Standpunkt des Urteils zur Feſtſtellungsklage iſt 
richtig und zweckmäßig. Von den Argumenten des RG. dürfte der 
Dinweis auf die mögliche Verſchiebung der Quoten, die die einzelnen 
Berechtigten nach 8 12 vom Höchſtſatz erhalten, das ftärkfte fein. 
RA. Dr. Richard Alexander, Hamburg. 


ſelbe Ereignis mehrere Menſchen getötet oder verletzt werden. 
Im erſteren Falle haftet der Erſatzpflichtige nur bis zu einem 
Kapitalbetrage von 25000 % oder bis zu einem Renten⸗ 
betrage von 1500 „% jährlich. Im zweiten Falle wird, un⸗ 
beſchadet der in Nr. 1 beſtimmten Grenze, nur bis 
zu einem Kapitalbetrage von insgeſamt 75000 % oder bis 
zu einem Rentenbetrage von insgeſamt 4500 AH jährlich ge⸗ 
haftet. Dieſe Beſchränkung in Nr. 2 hat die Bedeutung, daß 
unabhängig davon, wie viele Perſonen durch dasſelbe Er⸗ 
eignis getötet oder verletzt worden find, immer nur auf ins⸗ 
geſamt bis höchſtens 75 000 AN Kapital oder 4500 AH Rente 
gehaftet wird; dabei wird aber die Beſchränkung, die in 
Nr. 1 für den Fall vorgeſehen iſt, daß nur eine Perſon ge⸗ 
tötet oder verletzt wird, ausdrücklich aufrechterhalten; hat 
alſo im Zuſammenhange mit demſelben Unfall ein Verletzter 
einen Erwerbsausfall von jährlich 2000 RN und ein anderer 
Verletzter einen ſolchen Ausfall von 1000 RN jährlich, To 
hat der Erſatzpflichtige dem Erſtgenannten nicht etwa 2000 AH 
zu zahlen, weil die Geſamtſumme von 2000 und 1000 RX 
hinter 4500 % zurückbleibt, ſondern der Erſtgenannte erhält 
jährlich nur 1500 AN nach Nr. 1. 

Nun kann aber der Fall eintreten, daß die Anſprüche der 
mehreren Verletzten insgeſamt die Beträge von 75000 AN 
und 4500 RN überſteigen. Das kann nur geſchehen, wenn 
mehr als drei Verletzte vorhanden ſind. Denn drei Perſonen 
können nach Nr. 1 nur je 25000 % Kapital oder 1500 AH 
Rente erhalten; die Geſamtſumme kann alſo die in Nr. 2 
feſtgeſetzte Höchſtgrenze alsdann nicht überſteigen. Sind aber 
mehr als drei Verletzte vorhanden, ſo muß eine Herab⸗ 
ſetzung der Einzelbeträge erfolgen, wenn ſie den Geſamt⸗ 
höchſtbetrag überſchreiten. Haben ſechs Verletzte einen Er⸗ 
werbsausfall von je 2000 RN erlitten, jo findet zunächſt die 
nach Nr. 1 feſtgeſetzte Herabminderung der Renten auf je 
1500 % ſtatt; dann würde ſich aber ein Geſamtbetrag von 
9000 AN ergeben, der über die Höchſtgrenze der Nr. 2 hinaus⸗ 
geht. Für dieſen Fall beſtimmt Abſ. 2, daß die einzelnen 
Entſchädigungen ſich in dem Verhältnis verringern, in wel⸗ 
chem ihr Geſamtbetrag zu dem Höchſtbetrag ſteht; alſo würde 
ſich der Anſpruch jedes Verletzten im Verhältnis von 9000 AN 
zu 4500 %, alſo auf die Hälfte vermindern. 

Ebenſo ſteht es im Falle der Tötung. Das Geſetz unter⸗ 
ſcheidet nicht, wie viele Unterhaltsberechtigte Anſprüche aus 
§ 10 Abſ. 2 Kraftf®. im einzelnen Falle geltend machen, fon- 
dern es betrachtet die Frage lediglich vom Standpunkt des 
Erſatzpflichtigen und ſtellt die Enticheidfing darauf ab, wie⸗ 
viele Perſonen bei dem Betrieb des Kraftwagens im ein⸗ 
zelnen Falle getötet oder verletzt ſind. Darüber läßt der In⸗ 
halt der Nr. 1 und 2 des 1. Abſ. keinen Zweifel. Es fehlt 
jeder Anhalt dafür, daß Abſ. 2 eine Erweiterung der 
Haftung eintreten laſſen will, wenn ein Getöteter mehrere 
Unterhaltsberechtigte hinterläßt. Die Begründung zum Kraft⸗ 
fahrzeuggeſetz, Druckſ. des RT., 12. Legper. I. Seſſ. 1907/09, 
Nr. 988 S. 15, führt aus, durch den Abs. 2 werde klargeſtellt, 
daß in den Fällen, wo die in Abſ. 1 Nr. 2, 3 bezeichneten 
Höchſtbeträge nicht hinreichen, um die nach den Vorſchriften 
der Nr. 1, 3 berechneten Schadenserſatzanſprüche mehrerer 
durch dasſelbe Ereignis geſchädigter Perſonen zu befriedigen, 
ohne weiteres eine verhältnismäßige Verringerung jedes ein⸗ 
zelnen Anſpruchs eintrete. Der Zuſammenhang mit dem in 
der Begründung vorhergehenden Satze, in dem nur von der 
Verletzung mehrerer Perſonen und dem Anſpruch des 
einzelnen Verletzten geſprochen wird, ergibt, daß auch die 
Begründung den hier vertretenen Standpunkt einnimmt; 
ſonſt würde ſie den Fall des Vorhandenſeins mehrerer Unter⸗ 
haltsberechtigter eines Verletzten erörtert haben. Die Bezug⸗ 
nahme des Geſetzes in Abſ. 2 auf Nr. 1 des Abf. 1 läßt er⸗ 
kennen, daß an der Grundlage der Haftungsbeſchränkung in 
Nr. 1 nicht gerüttelt werden ſoll, die ſich auf den Fall der 
Tötung oder Verletzung eines Menſchen bezieht. Sind 
mehrere Unterhaltsberechtigte nur eines Getöteten vorhanden, 
deren Anſprüche über die nach Nr. 1 zur Verfügung ſtehende 
Summe hinaus gehen, ſo bleibt eben nur die im Geſetz nicht 
ausdrücklich geregelte, aber als Wirkung der geſetzlichen Rege⸗ 
lung ſich von ſelbſt ergebende Folgerung übrig, daß die 
Unterhaltsanſprüche im Rahmen jener Summe herabgeſetzt 
werden. Eine andere Auslegung des Geſetzes wird auch im 
Schrifttum nicht vertreten (vgl. Iſaac, Bein. DIS zu § 12; 
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Müller, Bem. B IIIb zu § 12; Kirchner, Automobil⸗ 
geſetz S. 236)). 

Die Rev. der Bekl. iſt hiernach gerechtfertigt. 

II. Auch der Anſchlußreviſion der Kl. kann der Erfolg 
nicht verſagt werden. Neben den Zahlungsanſprüchen wird 
Feſtſtellung dahin verlangt, daß die Bekl. gegebenenfalls 
auch über die zunächſt feſtſtellbaren Beträge verpflichtet ſeien, 
den Kl. zu ¼ Schadenserſatz inſoweit zu leiſten, als der Ge⸗ 
tötete während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur 
Gewährung des Unterhalts den Kl. gegenüber verpflichtet 
geweſen ſein würde. Der inſoweit in der BerInſt. geſtellte 
Antrag hebt zwar den Fall einer den Kl. günſtigen Ande⸗ 
rung des KraftfGG. hervor; die Begründung verweiſt aber 
auf die Ausführungen des Schriftſatzes v. 5. Dez. 1928, und 
dort iſt hervorgehoben, daß die Feſtſtellung vor allem des⸗ 
wegen begehrt werde, weil mit einer künftigen Erhöhung der 
bisherigen durch das Geſetz feſtgeſetzten Höchſtbeträge des 8 12 
zu rechnen ſei. Daraus ergibt ſich, daß die Kl. das etwa ſonſt 
gegebene Feſtſtellungsintereſſe nicht ausſchalten wollen. Den⸗ 
ſelben Standpunkt nehmen fie in der RevInſt. ein. 

Das LG. wies die Feſtſtellungsklage mit der Begrün⸗ 
dung ab, daß der Anſpruch der Kl. vom OLG. im Rahmen 
des KraftfGG. zu ¼ für berechtigt erklärt ſei. Damit ſei be⸗ 
reits ausgeſprochen, daß etwaige künftige Veränderungen der 
Höchſtgrenze der Entſchädigung, ſoweit dieſe rückwirkend die 
vorliegenden Auſprüche ergriffe, Anwendung fänden. Es 
fehle deshalb ein Feſtſtellungsintereſſe. Das BG. hat ſich 
dieſer Ausführung angeſchloſſen und hinzugefügt, es ſei be⸗ 
denklich, einem zukünftigen Geſetz vorzugreifen; lege es ſich 
ſelbſt rückwirkende Kraft bei, fo umfaßten die Urteile des 
jetzigen Rechtsſtreits den erhöhten Anſpruch; ſchließe es die 
Rückwirkung aus, ſo könne das jetzige Urteil den erhöhten 
Anſpruch den Kl. nicht gegen das Geſetz verſchaffen. 

Damit wird die Frage, ob die Kl. ein rechtliches Juter⸗ 
eſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung des Rechtsverhällniſſes 
haben, ſoweit es über die den Kl. zugeſprochenen Beträge 
hinausgeht, nicht erſchöpft. Die Rev. weiſt mit Recht darauf 
hin, daß das Urteil über den Grund des Anſpruchs aus 
§ 304 3PO. Wirkungen nur inſoweit äußert, als es den 
Anſpruch in der Höhe betrifft, wie ſie z. Z. des Erlaſſes des 
Zwiſchenurteils geltend gemacht wurde. Soweit der Anſpruch 
zur Zeit abgewieſen wird, iſt er bei künftiger Geltendmachung 
der Einrede der Verjährung und allen Einwänden ausgeſetzt, 
die gegen den früher erhobenen Anſpruch geltend gemacht 
werden konnten. Es liegt insbeſ. nahe, daß die Beweis⸗ 
führung für das Beſtehen des Anſpruchs in ſpäterer Zeit 
weſentlich erſchwert wird, wenn nicht der Verpflichtete ganz 
allgemein anerkannt hatte, zur Zahlung einer Rente gemäß 
dem KraftfG. verpflichtet zu fein (NG. 73, 133 1)). Letztere 
Vorausſetzung liegt hier nicht vor. Im vorliegenden Falle 
kommt hinzu, daß die Anſprüche der beiden Kl. mit Rückſicht 
auf die durch das KraftfGG. gezogenen Haftungsgrenzen von⸗ 
einander abhängig ſind. Fällt der eine Anſpruch ganz oder 
zum Teil weg, fo kann ſich der andere erhöhen. Prozeſſual 
iſt der dann geltend gemachte Anſpruch ein neuer Anſpruch, 
der von der Rechtskraft des früheren Urteils über den 
Grund des Anſpruchs nicht zugunſten des Gläubigers erfaßt 
wird. Die Feſtſtellungsklage iſt auch für bedingte Verpflich⸗ 
tungen gegeben (vgl. RG. 125, 233 2)). Das BG. hat an⸗ 
genommen, daß ſich nicht vorausſehen laſſe, wie ſich die 
Lebenslage der Kl. zu 2 nach Vollendung ihres 25. Lebens⸗ 
jahres geſtalten werde, und hat infolgedeſſen dieſer Kl. die 
Rente für die ſpätere Zeit abgeſprochen. Auch hieraus iſt das 
Intereſſe beider Kl. an der alsbaldigen Feſtſtellung des 
Rechtsverhältniſſes in bezug auf ſeine künftige Entwicklung 
zu entnehmen; denn dann würde die oben erwähnte Ab- 
hängigkeit der beiden Anſprüche voneinander in die Er⸗ 
ſcheinung treten. Die vom BG. ausgeſprochene Verweiſung 
der Kl. auf die Klage aus § 323 ZRD. iſt nicht gerecht⸗ 
fertigt. Die angegebenen Umſtände ſind ſolche, welche ſchon 
jetzt berückſichtigt werden müſſen. Außerdem iſt Voraus⸗ 
ſetzung der Klage aus § 323 ZPO. eine weſentliche 
Veränderung der dort zugrunde gelegten Verhältniſſe; ferner 
bezieht ſich dieſe künftige Klage nur auf die Zeit nach ihrer 
Erhebung. 

(U. v. 27. Jan. 1930; 285/29 VI. — Hamburg.) [Ka.] 

) SW. 1910, 280. 2) JW. 1929, 1655. 


. Bei einer unentgeltlichen Gefälligkeits⸗ 
fahrt kann unter beſonderen Umſtänden die Haf⸗ 
tung für Fahrläſſigkeit als erlaſſen gelten. — 
Keine Haftung einer GmbH gegenüber einem 
Wageninſaſſen bei einem Unfall, der ſich bei 
privater Benutzung ihres Kraftwagens ereig— 
net. — Zur Frage der Haftung eines mitfahren⸗ 
den, des Fahrens unkundigen Gefellfchafters.f) 

Die Bekl. zu 1, eine Webwarenhandlung, beſaß im Som⸗ 
mer 1927 einen Perſonenkraftwagen, der nach Vornahme einer 
allgemeinen Ausbeſſerung am Nachmittag des 2. Juli 1927 
auf einer Fahrt in die Rheinpfalz ausprobiert werden ſollte. 
Ihre Geſellſchafter und Geſchäftsführer waren damals außer 
dem Kaufmann B. der etwa 46 Jahre alte Bekl. zu 2 und 
der etwa 31 Jahre alte Kaufmann Th. Letzterer hatte einen 
Führerſchein für Kraftwagen, und ihm unterſtand der Per⸗ 
ſonenkraftwagen der Bekl. zu 1; der Bekl. zu 2 war des 
Fahrens unkundig. Die Probefahrt wurde auf Sonnabend 
angeſetzt, weil ſich an ſie ein unterhaltender Teil in pfälziſchen 
Weinorten anſchließen ſollte. Deshalb lud der Bekl. zu 2 
ſeinen etwa 16 Jahre alten Neffen Br. ein, der in Berlin 
wohnte, bei ihm zu Beſuch war und am Morgen des 3. Juli 
nach Berlin zurückreiſen wollte. Ferner war ein Sohn des Kl., 
der etwa 27 Jahre alte Willy Sch., ein Freund des Th., von 
letzterem und vielleicht auch vom Bekl. zu 2 zur Teilnahme 
an der Fahrt eingeladen worden. Sch. hatte ſchon früher zwei 
Fahrten mitgemacht und hatte darum gebeten, gelegentlich 
wieder zu einer Fahrt eingeladen zu werden. Die vier Teil- 
nehmer fuhren um etwa 4½ Uhr ab und erreichten etwa eine 
Stunde ſpäter über Ludwigshafen, Oggersheim und Dürkheim 
Forſt, wo ſie in der Wirtſchaft zum Adler einkehrten. Dort 
wurden u. a. zwei Flaſchen Wein und 13 halbe Liter offener 
Wein getrunken, und es wurde zu Abend gegeſſen. Zwiſchen⸗ 
durch fuhr Th. in dem Kraftwagen dritte Perſonen nach Dürk⸗ 
heim und nach Deidesheim. Gegen 11 Uhr brachen die vier 
Teilnehmer auf und hielten unterwegs im Römerkeller in 
Dürkheim an. Der Bekl. zu 2, der eingeſchlafen war, und 
Br., der mit Rückſicht auf ſeine beabſichtigte Rückreiſe nach 
Berlin frühzeitig heinkommen wollte, blieben im Wagen; 
dagegen gingen Th. und Sch. in die Wirtſchaft und tranken 
dort Wein mit Waſſer. Erſt gegen 1 Uhr, nachdem Br. 
wiederholt zum Aufbruch gedrängt und den Bekl. zu 2 geweckt 
und deſſen Eingreifen bewirkt hatte, fuhren die vier Teil⸗ 
nehmer von Dürkheim ab. Dabei ſaßen Th. am Steuer und 
neben ihm Br. und hinter ihnen die beiden anderen. Der 
Wagen fuhr mit ziemlicher Geſchwindigkeit durch die gewun⸗ 
denen Gaſſen von Dürkheim an dem Kurgarten und dem 
Bahnhof vorüber in die gerade, nach Oſten zu ſanft abfallende 
Mannheimer Straße. Dieſe hat anfänglich auf der Südſeite 
einen erhöhten Fußweg, der dann durch Prellſteine zum 
Schutz gegen einen neben der Straße herlaufenden Graben er⸗ 
ſetzt wird. Hier ſah Th. einige Pferdefuhrwerke entgegen⸗ 
kommen, blendete daher die Scheinwerfer ab und ſteuerte fo 
ſtark nach rechts, daß der Kraftwagen an die Prellſteine ſtieß 
und ſich überſchlug. Hierdurch wurden Th. und Sch. ſofort 
getötet und der Bekl. zu 2 ſchwer, Br. nur leicht verletzt. 

Der Kl., der aus einer Lebensverſicherung ſeines Sohnes 
etwa 10000 AM erhalten haben ſoll, macht nunmehr die 
beiden Bekl. für den Schaden, der ihm nach ſeiner Behauptung 
durch den Tod ſeines Sohnes erwachſen iſt, verantwortlich. 

Die Klage blieb erfolglos. 

Sch. war zu einer unentgeltlichen Gefälligkeitsfahrt ein⸗ 
geladen worden; demnach kommt eine Haftung der Bekl. auf 
vertraglicher Grundlage, etwa der eines Beförderungsvertra⸗ 
ges, nicht in Frage. Auch auf Grund der Vorſchriften des 
Kraftfcß. kann der Kl. Anſprüche nicht erheben; denn fein 

Zu 4. Die Haſtungsgrundſätze für Gefälligkeitsfahrten 
find in der Rſpr. zweifelsfrei feſtgelegt. Wer auf einer Kraftfahrzeug⸗ 
fahrt, die für ihn lediglich eine Gefälligkeit war, einen Unfall er⸗ 
litten hat, kann keinen Schadenserſatzanſpruch erheben. 

a) aus 87 Kraftf®. wegen 8 8 Nr. 1 Kraftſch. oder 

b) aus Vertrag (6816 Kraftfch.), weil kein Vertrag, insbeſ. 
kein Beförderungsvertrag, abgeſchloſſen wurde. 

Weder der Halter (88 7, 16 KraftfG.) noch der Führer (88 7, 
18 Abſ. 1, 16, 18 Abf. 2 Sraftf.) des Kraftfahrzeugs können auf 
ſolcher Rechtsgrundlage in Anſpruch genommen werden. 

Wohl aber iſt ein Schadeuserſatzanſpruch möglich aus dem Ge⸗ 
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Sohn war Inſaſſe des Kraftwagens (8 8 Ziff. 1 Kraftf G.). 
Mithin bleibt als Klagegrund nur der § 823 BGB. 

Das B. erachtet den auf letztere Beſtimmung geſtützten 
Alaganſpruch beiden Bekl. gegenüber ſchon deshalb für unbe⸗ 
gründet, weil aus den beſonderen Umſtänden des Falles die 
ſtillſchweigende Vereinbarung der Beteiligten zu entnehmen ſei, 
daß Sch. auf alle Erſatzanſprüche für ſolche Schäden verzichtet 
habe, welche ihm etwa während der Fahrt infolge Fahrläſſig⸗ 
keit eines Beteiligten erwachſen würden. Die Rev. iſt dagegen 
der Meinung, daß die Umſtände eine ſolche Annahme nicht 
rechtfertigen. 

Die Rechtslage iſt folgende. Daß für Gefährdungshaf⸗ 
kung, die hier jedoch nicht in Betracht kommt (58 Ziff. 1 
Kraftfch.), auch ſtillſchweigend der Ausſchluß im voraus ver⸗ 
einbart werden kann, iſt anerkannten Rechtens (RG. 65, 313; 
67, 431). Aber es iſt im Hinblick auf die allgemeine Vor⸗ 
ſchrift des $ 276 Abi. 2 BGB. und den Grundſatz, daß Ver⸗ 
träge auch durch ſchlüſſige Handlungen geſchloſſen werden 
önnen, kein Grund erſichtlich, welcher das Zuſtandekommen 
einer ſtillſchweigenden Vereinbarung dahin unmöglich erſcheinen 
ließe, daß dem Schuldner auch die Haftung auf Erſatz für 
ſolche Schäden im voraus erlaſſen wird, welche durch eine 
Fahrläſſigkeit des Schuldners verurſacht würden (NG. 65, 17; 
RGurt.: JW. 1911, 285; 1915, 275°; RGurt. v. 16. Nov. 
1912 VI 212/12 und v. 15. April 1926 IV 647/25; RON- 
Komm., 6. Aufl., Erl. 4b vor 8 823 Bd. II S. 54/2; Soer⸗ 
gel: BGB., 4. Aufl., Erl. 4 vor 8 823 Bd. I S. 1202 nebſt 
Nachweiſungen). Handelt es ſich bei der vom Schuldner über⸗ 
nommenen Leiſtung um eine Gefälligkeit, ſo wird das Moment 
der Unentgeltlichkeit als ein für den Ausſchluß der Haftung 
auch für Fahrläſſigkeitsſchäden ſprechender Umſtand zwar 
keineswegs, wie beſonders betont werden mag, der Regel nach, 
wohl aber bei Hinzutreten weiterer Umſtände gewertet werden 
önnen. Handelt es ſich dagegen um einen entgeltlichen Ver⸗ 
trag, ſo werden an die Annahme eines ſtillſchweigenden Haf⸗ 
tungsausſchluſſes auch für Fahrläſſigkeitsſchäden ſtrenge An⸗ 
forderungen zu ſtellen ſein. Die Würdigung der Umſtände im 
im Einzelfall iſt Sache des Tatrichters. 

Prüft man auf dieſer rechtlichen Grundlage den vor⸗ 
liegenden Fall, ſo ergibt ſich folgendes: Wie ſchon in zwei 
früheren Fällen war Sch. zu der Fahrt am 2. Juli 1927 
ſeiner Bitte entſprechend eingeladen worden. Er zahlte für die 
Fahrt kein Entgelt, er verdankte die Einladung dem mit ihm 
befreundeten Th. Er wußte oder nahm zum mindeſten vor 
der Abreiſe wahr, daß Th. den Wagen ſteuerte. Es war ihm 
bekannt, daß die Fahrt, nachdem auf ihrem erſten Teil zunächſt 
der Wagen ausprobiert ſein würde, nach pfälziſchen Weinorten 
führen und dann erſt der Hauptteil der Reife, der „gemütliche 
eil“, zu dem man im Grunde allein die Mitfahrenden ein⸗ 
eladen hatte, wie das angefochtene Urt. ſagt, beginnen ſollte. 
ch, ſah, daß in Forſt nicht unerhebliche Mengen Wein von 
den Fahrtteilnehmern genoſſen wurden, und daß Th., der 
zur Nachtzeit den Wagen nach Mannheim in einer etwa eine 
tunde dauernden Fahrt ſteuern ſollte, ſich an dem Wein⸗ 
trinken beteiligte. Dabei wußte Sch., oder mußte es wiſſen, 
daß der Genuß von Alkohol, ſelbſt in kleinen Mengen, wegen 
der damit verbundenen Nervenerſchlaffung für einen Kraft⸗ 
fahrzeugführer, der noch eine Fahrt vor ſich hat, ſchlechthin 


—. 


ſichtspunkte der unerlaubten Handlung nach 88 823 ff. BGB., 
88 16, 18 Abſ. 2 KraftfG.). Dieſer Anſpruch wird ſich in erſter Linie 
gegen den Täter, d. i. den Führer des Kraftfahrzeugs, richten, kann 
aber auch gegen andere beſtehen. Da im gegebenen Falle der Führer 
beim Unfalle ſelbſt ums Leben kam, kann er nicht in Anſpruch 
genommen werden. Die Entſch. behandelt merkwürdigerweiſe zuerſt 
901 gegen den Klageanſpruch beſtehenden ſachlichen Einwände und prüft 
dann erſt die Frage, ob gegen die Bekl. überhaupt wegen unerlaubter 
Handlungen vorgegangen werden kann. Der umgekehrte Weg dürfte 
en fein. 

ie bekl. GmbH. iſt zivilrechtlich deliktsfähig nach Maßgabe 
50 S 31 BGB. Der Führer des Kraftfahrzeugs war ebenfalls Ge⸗ 
\bäftsfüneer der Geſellſchaft; daß er nicht der einzige war, ſchließt 
die Haftung der Geſellſchaft für ſeine ſchuldhafte Handlung nicht aus 
IR. 1904, 167). Damit Könnte ſich die Geſellſchaft nicht verteidigen, 
daß ſie in der Auswahl des Geſchäftsführers ſorgfällig war; der 
5 831 BGB. findet hier keine Anwendung, da die Handlung des 
e eben die Handlung der Geſellſchaft ſelbſt iſt. Das 
iG. billigt die Annahme des BG., daß die Steuerung des Wagens 
auf der Vergnügungsfahrt durch T. nicht in den Kreis der dieſem 


unzuläſſig iſt und erfahrungsgemäß die größten Gefahren 
für die Wageninſaſſen wie für dritte Perſonen herbeiführen 
kann. Aber mit den Weinmengen, die ſie in Forſt zu ſich 
genommen hatten, waren Th. und Sch. noch nicht zufrieden. 
Sie ſtiegen in Dürkheim aus und ſetzten in einer dortigen 
Wirtſchaft das Gelage fort. Gerade auf den angetrunfenen 
Zuſtand, in welchem ſich Th. befunden habe, führt der Kl. 
das jenem bei der Steuerung des Wagens zur Laſt fallende 
Verſehen zurück, welches zu dem Umſchlagen des Wagens und 
dadurch zu dem Tode des Sch. geführt hat. Wenn bei ſolcher 
Sachlage der Vorderrichter zu der Annahme eines ſtillſchwei⸗ 
genden Verzichtsvertrags bezüglich aller dem Sch. etwa er⸗ 
wachſenden Fahrläſſigkeitsſchäden gelangt iſt, ſo kann dem aus 
Rechtsgründen nicht entgegengetreten werden. An dieſe Ver⸗ 
einbarung aber iſt auch der Kl. nach dem dem $ 846 BGB. 
zugrunde liegenden allgemeinen Rechtsgedanken (RG. 65, 315; 
69, 187) gebunden. Demnach kann es auf ſich beruhen, ob das 
OLG. nicht auch noch auf Grund eines weiteren rechtlichen 
Geſichtspunktes, nämlich, daß Sch. bewußterweiſe die mit der 
Teilnahme an der Rückfahrt in einem Kraftwagen, der von 
einem unter dem Einfluß des Alkohols ſtehenden Führer ge⸗ 
ſteuert war, verbundene Gefahr auf ſich genommen habe (vgl. 
RGRͤKomm. 70 zu § 833 Bd. II S. 613), zu dem Ergebnis 
hätte gelangen können, daß dem Kl. nach Lage der Umſtände 
jeder Schadenserſatzanſpruch verſagt werden muß. 

Das BG. hat dann ferner noch erwogen, daß je ein 
weiterer ſelbſtändiger Grund zur Abweiſung der Klage gegen⸗ 
über der Bekl. zu 1 und dem Bekl. zu 2 führen müſſe. Auch 
dieſen Gründen iſt entgegen der Rev. beizutreten. 

Was die Bekl. zu 1 anlangt, ſo iſt der erſte Teil der 
Fahrt, der der Ausprobierung des Wagens diente, in ihrem 
Intereſſe erfolgt; inſoweit war Th. als Geſchäftsführer der 
Bekl. zu 1 tätig. Aber auf dieſem Teile der Fahrt hat ſich 
der Unfall nicht ereignet, ſondern auf dem zweiten, der Ver⸗ 
gnügungsreiſe. An dieſer aber war die Bekl. zu 1 nur inſofern 
beteiligt, als ſie die Halterin des Kraftwagens war und blieb. 
Für Unfälle dritter Perſonen hätte ſie daher nach Maßgabe 
der Vorſchriften der 88 7ff. Kraftii®. auch inſoweit auf 
kommen müſſen, als ſolche Unfälle ſich etwa auf dem zweiten 
Teile der Fahrt ereignet haben würden; ob ihre Haftbarkeit 
ſich auch aus 88 823 ff. BGB. ableiten ließe, kann unerörtert 
bleiben. Dagegen hatte die Bekl. zu 1 im Verhältnis zu Sch. 
mit der Vergnügungsreiſe nicht das mindeſte zu tun; ſie iſt 
eine Webwarenhandlung und hatte kein Intereſſe daran, daß 
ein Teil ihrer Geſellſchafter und Geſchäftsführer und der in 
einer Auskunftei beſchäftigte Sch. als Freund des Th. Weine 
ausprobierten und zu dieſem Zwecke den der Bekl. zu 1 ge⸗ 
hörigen Wagen zu einer Fahrt nach Forſt und Dürkheim be⸗ 
nutzten. Dieſer Teil der Reiſe war eine rein private An⸗ 
gelegenheit des Bekl. zu 2 und des Th., und es lag außerhalb 
des Rahmens der dem Th. zuſtehenden Geſchäftsführertätig⸗ 
keit, wenn er hierbei die Steuerung des Wagens übernahm. 
Damit entfällt die Haftung der Bekl. zu 1 nach 8 31 BGB. 
für den Unfall. Vergeblich wendet demgegenüber die Rev. ein, 
Th. habe als Geſchäftsführer den Wagen wieder nach Mann⸗ 
heim zurückbringen müſſen, und auf der Rückfahrt ſei der 
Unfall geſchehen. Die Probefahrt hatte in Forſt ihr Ende 
erreicht, von da ab war der Wagen dem Bekl. zu 2 und dem 


als Geſchäftsführer der Geſellſchaft zuſtehenden Verrichtungen fiel und 
daß deshalb eine den S. ſchädigende unerlaubte Handlung, die nach 
831 BGB. die Geſellſchaft ſchadenserſatzpflichtig machen könnte, nicht 
vorliegt. Auf die ebenſo ſchwierige als intereſſante Frage, ob nicht 
die Geſellſchaft unter Umſtänden aus 8823 BOB. — der 5831 BGB. 
kommt nicht in Betracht — deshalb haftbar gemacht werden könnte, 
weil ſie die unbefugte und poltzeiwidrige Benutzung ihres Wagens 
zur Vergnügungsfahrt nicht durch ihre anderen Geſchäftsführer hin⸗ 
derte, geht das NG. nicht naher ein (vgl. Bezold: Räraftf. 
1929, 317). Auf dieſem Wege hätte man vielleicht auch einen Rechts⸗ 
grund für die Haftung des Bell. zu 2 finden können; zu deſſen 
Aufgaben als Geſchäftsführer gehörte auch die Verhinderung einer 
ſolchen Benntzung des Wagens. 

Das Endergebnis wäre allerdings kein anderes geworden. Nach 
den eingehenden Darlegungen der Entf. it die Annahme des BG., 
daß S. auf jeglichen Schadenserſatz von vornherein ſtillſchweigend 
verzichtet habe, berechtigt. Dieſer vertragliche Verzicht berührt auch 
den Anſpruch des mittelbar Geſchädigten (Oberländer-Bezold, 
Automobilrecht S. 243). 

Obs R. Dr. Bezold, München. 
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Th. für ihre privaten Zwecke überlaſſen worden. In einer 
Rückfahrt von Forſt nach Mannheim im unmittelbaren An⸗ 
ſchluß an die Probefahrt könnte wohl noch eine Betätigung 
für die Geſellſchaft geſehen werden, nicht aber in der Ver⸗ 
gnügungsreiſe und in der Rückfahrt von dieſer. 

Was weiter den Bekl. zu 2 betrifft, ſo iſt nicht erſichtlich, 
aus welchem Rechtsgrunde er haftbar gemacht werden könnte. 
Als Verletzung der Verkehrsſorgfaltspflicht (8 276 BGB.) 
kann es ihm nicht angerechnet werden, falls er den Sch. zu 
der Fahrt, was das angefochtene Urt. offenläßt, miteingeladen 
hat. Denn wenn auch eine Reiſe, die in der Hauptſache dem 
Proben von Weinen dienen ſollte, unter der Leitung des Th., 
der den Wagen ſteuern, ſich gleichwohl aber am Weingenuß 
beteiligen ſollte, erhebliche Gefahren für die Teilnehmer mit 
ſich bringen konnte, ſo war doch Sch. von den Umſtänden, 
unter denen die Fahrt vor ſich gehen ſollte, unterrichtet, und 
einer 27 Jahre alten Perſon gegenüber erübrigte es ſich, auf 
jene Gefahren beſonders hinzuweiſen. Eine Betätigung des 
Bekl. zu 2, ferner als Geſchäftsführers der Bekl. zu 1, kam 
nach dem vorher Geſagten auf dem zweiten Teile der Reiſe 
nicht in Frage. Inwiefern weiter eine Rechtspflicht für den 
Bekl. zu 2 als dem Alteſten der Reiſeteilnehmer beſtanden 
haben könnte, den 31 Jahre alten Th. vor dem übermäßigen 
Genuß von Wein, noch dazu auf einer für Weinproben be⸗ 
ſtimmten Fahrt, zu warnen, iſt nicht einzuſehen. Endlich iſt 
auch nicht erſichtlich, daß der Bekl. zu 2, zumal er des 
Fahrens unkundig war, das Unglück durch rechtzeitige Mah⸗ 
mung an Th., nicht zu weit nach rechts zu ſteuern, hätte ab⸗ 
wenden können; überdies beſtand keine Verpflichtung für ihn, 
die Fahrweiſe Th. ſtändig zu beobachten; eine ſolche Pflicht 
wäre auch zur Nachtzeit ſchwerlich erfüllbar geweſen. 

(U. v. 14. April 1930; 451/29 VI. — Karlsruhe.) (Ka.] 


*. 88 7, 18 KraftfG. Der Bereich der Be⸗ 
triebsvorgänge beim Betrieb eines Kraft⸗ 
wagens iſt im allgemeinen der gleiche wie beim 
Betrieb der Eiſenbahn. Das Abſteigen des Füh- 
vers des Kraftwagens iſt ein Betriebsvorgangef) 


Am 7. April 1926 fuhr die Kl. auf einem Fahrrad durch 
die Schwenckeſtraße in H. Als ſie einen an der rechten Straßen⸗ 
ſeite haltenden Laſtkraftwagen an deſſen linker Seite überholte, 
ſtieg deſſen Führer, der Bekl., aus dem gedeckten Führerſitz, 
der nach der rechten Seite keine Tür hat, nach links aus. Hier⸗ 
bei kam es zu einem Zuſammenprall der Parteien. Beide 
ſtürzten zu Boden. Die Kl. zog ſich Verletzungen zu. Sie be⸗ 
hauptet, daß den Bekl. die alleinige Schuld an dem Unfall 
treffe, und hat ihn daher auf Grund des $ 823 Abſ. 1 BGB., 
im zweiten Rechtszuge auch auf Grund des $ 18 Abſ. 1 Satz 1 
KraftfG. in Anſpruch genommen. 

Das OLG. hat den Klageanſpruch im Rahmen des 
Kraftf®. dem Grunde nach zur Hälfte für gerechtfertigt erklärt. 


Zu 5. Richtig iſt, daß der Entw. 1 Kraft. die Faſſung „bei 
dem Betriebe eines Kraftfahrzeugs“ aus dem NHaftpflG. übernommen 
und damit beabſichtigt hatte, auch die Rſpr. zum NHaftpfl®. mit⸗ 
zuübernehmen. Zwiſchen dem Entw. 1 und dem fertigen Geſetz liegen 
aber der Gegenentwurf und der zweite Regierungsentwurf, die be⸗ 
wußt die Anlehnung an das RHaſtpflcß. fallen gelaſſen haben, fo 
daß aus der Beibehaltung des Wortlauts nicht das geſchloſſen werden 
kann, was das NO. daraus herleitet. Es iſt auch ſchlechterdings un⸗ 
möglich, den Betrieb eines Unternehmens (Eiſenbahn) und den Be⸗ 
trieb einer einzelnen Sache (Kraftfahrzeug) zu vergleichen. Der Betrieb 
einer Druckereifabrik iſt etwas anderes als der einer Druckmaſchine, 
der Beirieb einer Eiſenbahn anders als der Betrieb eines Eiſenbahn⸗ 
zuges, der Betrieb einer Kraftfahrlinie (KraftfLinch.) etwas anderes 
als der eines einzelnen Kraftfahrzeugs. Nach Sprachgebrauch 
und Technik iſt ein Kraftfahrzeug im Betriebe, ſolange die treibende 
Kraft auf den Motor oder auf das Fahrzeug wirkt, Motor oder 
Fahrzeug bewegt, ſei es auf der Stelle, ſei es von Ort zu Ort. 
Auch der Zweck des Geſetzes, die Gefährlichkeitshaftung, führt zu 
keiner anderen Definition, da das Gefährliche eben in der Bewegung 
des Motors oder des Fahrzeugs liegt. 

Richtig iſt, daß im einzelnen Fall es nicht darauf an⸗ 
Kommt, ob ein Unfall auf eine Gefahr zurückzuführen ift, die nur dem 
Kraftfahrzeugbetrieb eigentümlich iſt. Niemand beſtreitet, daß ein 
Unſall beim Kraftfahrzeugbetrieb auch dann vorliegt, wenn das Fahr⸗ 
zeug langſamer fuhr als ein Pferd; denn da es ſich überhaupt be⸗ 
wegte, befand es ſich im Betriebe und der Unfall iſt deshalb „bei 
dem Betriebe“ geſchehen. Zuerſt muß aber ſtets unterſucht werden, 
ob überhaupt Betrieb vorlag, ehe man die weitere Frage prüfen 


Die Rev. des Bekl. blieb erfolglos. 

Das OLG. hat im weſentlichen folgendes erwogen. Die 
Kl. ſei bei dem Betriebe des vom Bekl. geführten Kraftwagens 
verletzt worden. Der Wagen diene zur Lieferung und Ab⸗ 
holung von Waren. Unmittelbar vor dem Unfall habe ihn 
der Bekl. zu einem kurzen Halten gebracht. Der Unfall ſei bei 
dem Abſteigen des Führers geſchehen. Dieſes gehöre zum Be⸗ 
triebe des Kraftfahrzeugs. Das Verlaſſen des gedeckten Führer⸗ 
ſitzes, der einen Ausblick nach rückwärts nicht erlaubt habe, 
ſei nur an der linken Seite auf die Fahrbahn, wo ſich der 
überholende Verkehr bewege, möglich; an der rechten Seite, 
wo allein das Ausſteigen ohne Gefahr auf die Bordſchwelle 
ſonſt möglich ſei, ſei der Führerſitz geſchloſſen. Der Unfall ſei 
daher als ein Ergebnis der Gefahren anzuſehen, die durch den 
Betrieb eines Kraftwagens vom Typ des Lieferwagens dem 
Straßenverkehr erwüchſen. Angeſichts dieſer großen dem Bekl. 
bekannten Gefahr laſſe ſich nicht zugunſten des Bekl. feſtſtellen, 
daß er jede nach den Umſtänden des Falles gebotene Sorgfalt 
beobachtet habe (8 7 Abbſ. 2 KraftfGG.) oder daß der Unfall 
nicht durch fein Verſchulden verurſacht worden fei (8 18 
Abſ. 1 daſ.). Denn aus ſeiner eigenen Angabe ſei nicht mit 
Sicherheit zu entnehmen, daß er ſich während des Abſteigens 
umſichtig genug verhalten habe. 

Mit Unrecht werden dieſe Ausf. von der Rev. beanſtandet. 

Zunächſt iſt der Reviſionsangriff, daß der Kraftwagen ſich 
deshalb nicht im Betriebe befunden habe, weil der Motor ab- 
geſtellt geweſen ſei, unbegründet. Denn das RG. hat zutreffend 
an ſeiner ſtändigen Rſpr. feſtgehalten, daß eine Außerbetrieb⸗ 
ſetzung des Kraftfahrzeugs nicht ſchon dann anzunehmen iſt, 
wenn, wie im vorliegenden Falle, die Fahrt nur auf kurze 
Zeit unterbrochen wird, ſondern erſt dann, wenn das Fahr⸗ 
zeug in völlige Betriebsruhe verſetzt iſt oder wenigſtens infolge 
Fehlens von Betriebsſtoffen erſt nach geraumer Zeit wieder 
in Gang geſetzt werden kann (RG. 122, 2701); JW. 1929, 
20557 mit Nachw.). 

Auch die weitere Reviſionsrüge, der BerR. habe zu Un⸗ 
recht angenommen, daß der Unfall ſich bei dem Betriebe des 
Kraftfahrzeugs ereignet habe, geht fehl. Für die Haftung des 
Halters wird in 8 7 Abſ. 1 Kraftf®. nicht mehr vorausgeſetzt, 
als daß „bei dem Betriebe“ eines Kraftfahrzeugs Schaden 
geſtiftet it; das gleiche gilt nach 8 18 Kraftf®. auch für die 
Haftung des Führers, nur mit dem Unterſchiede, daß dieſer 
ſich — anders als der Halter (8 7 Abſ. 2 daſ.) — ſchon durch 
den Nachweis entlaſten kann, daß der Unfall nicht auf ſein Ver⸗ 
ſchulden zurückzuführen iſt. Die Frage, ob das Abſteigen des 
Führers in den Bereich des Betriebes gehört, iſt zu bejahen. 

Da die Worte „bei dem Betriebe“ eines Kraftfahrzeugs 
in 8 7 Kraftf. dem Wortlaut des § 1 NHaftpflG. „bei dem 
Betriebe“ einer Eiſenbahn offenbar nachgebildet ſind, ſo liegt 
es nahe, daß der Geſetzgeber die Worte „bei dem Betriebe“ 
in beiden Geſetzen in dem gleichen Sinne verſtanden hat. Ob⸗ 


kann, ob ein Unfall bei dem Betriebe geſchehen iſt; Betrieb iſt 
aber bei einem in völliger Ruhe befindlichen Fahrzeug zu verneinen. 

Man kann jedoch nicht damit rechnen, daß das RG. von feiner 
Rſpr., die übrigens einer Definition des Vetriebsbegriffs ängſtlich 
aus dem Wege geht, abgehen wird. Das RG. nimmt nur dann Auf 
hören des Betriebes an, wenn das Fahrzeug am Endziel angelangt 
und in einen gewiſſen Zuſtand der Ruhe verſetzt iſt (JW. 1912, 656; 
Gruch. 66, 111; DR. 1929, 106). 

Anders verhält ſich der Oſterr. Oberſte Gerichtshof, der 
auch mutig darangegangen iſt, den Begriff des Betriebs zu erläutern. 
Es führt aus: 

„Der Begriff „Betrieb“ bezeichnet nach allgemeinem Sprach⸗ 
gebrauch eine auf einen beſtimmten Zweck gerichtete geſchäftliche 
Tätigkeit. Betrieb einer Maſchine iſt die durch ihren Zweck be⸗ 
ſtimmte Bewegung. Eine Maſchine, die ſtillſteht, iſt nicht 
im Betriebe, es wäre denn, daß es ſich nur um einen ganz 
kurzen, durch die Betriebsart ſelbſt bedingten Stillſtand handeln 
würde, der nur den Übergang zur neuerlichen fortdauernden Bewegung 
bildet. Von einem ſolchen Stillſtand kann aber gewiß nicht geſprochen 
werden, wenn ein Kraftwagen ſeitlich auf der Straße ſtehengelaſſen 
wird, während ſich der Lenker entfernt, um die Fahrbarkeit einer 
Seitenſtraße zu prüfen. In einem ſolchen Falle iſt dieſer Kraftwagen 
vielmehr, wenn auch nur vorübergehend, nach allgemeinem Sprach⸗ 
gebrauche nicht im Betriebe. 

Zu derſelben Auffaſſung gelangt man auch, wenn man prüft, 
in welchem Sinne das Kraftfch. den Begriff „Betrieb“ anwendet. 

Die beſondere Haftpflicht, welche die nach den allgemeinen Vor⸗ 

) JW. 1929, 914. 
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wohl dem Geſetzgeber die Auslegung, welche die Rſpr. insbeſ. 
des RG. den Worten „bei dem Betriebe“ einer Eiſenbahn in 
9 1 RHaftpflGG. gegeben hat, zweifellos bekannt war, hat er 
keinen Anlaß genommen, dem Wortlaut des 87 Abſ. 1 
Kraftfch. eine andere Faſſung zu geben. Demnach erſcheint 
die Annahme begründet, daß nach dem Willen des Geſetzgebers 
der Bereich der Betriebsvorgänge nach beiden Geſetzen — 
wenigſtens im allgemeinen — in der gleichen Weiſe umgrenzt 
werden ſoll. Nun darf es nach der ſtändigen Rſpr. des RG. 
für das Anwendungsgebiet des 8 1 RHaftpflg. keineswegs 
allgemein erfordert werden, daß der Unfall durch Gefahren 
verurſacht worden iſt, die dem Eiſenbahnbetrieb eigentümlich 
und mit anderen Beförderungsmitteln nicht verbunden ſind; 
vielmehr reicht es aus, daß ein örtlicher, zeitlicher, innerer 
und äußerer Zuſammenhang mit Betriebsvorgängen oder Be⸗ 
triebseinrichtungen der Eiſenbahn vorliegt und nur, wenn es 
an einem ſolchen Zuſammenhang mit der Beförderungstätig⸗ 
keit fehlt, muß der Unfall durch eine dem Eiſenbahnbetriebe 
eigentümliche Gefahr herbeigeführt worden ſein. In jenem 
Zuſammenhang mit Betriebsvorgängen ſtehen Eiſenbahn⸗ 
unfälle, die ſich beim Ausſteigen der Fahrgaſte und des Be⸗ 
förderungsperſonals der Eiſenbahnverwaltung ereignen (RG⸗ 
Urt.: Eger, Eiſenbahn⸗ und verkehrsrechtliche Entſch. 25, 
288, 308; 27, 443; 30, 225; JW. 1916, 122; RGurt. v. 
22. März 1928, VI 474/27; Seligſohn, HaftpflichtG., 
S. 27, 36; Eger, RHaftpfliht®., 7. Aufl., S. 20, 27, 28 
ſowie Urt. v. 30. Okt. 1929, VI 318/29). 

Aber auch wenn man von der vergleichenden Heran⸗ 
ziehung des 8 1 RHaftpflG. und der hierzu ergangenen Rſpr. 
abſieht, fo läßt ſich nicht wohl in Abrede ſtellen, daß das Ab⸗ 
ſteigen des Führers zum Betriebe eines Kraftfahrzeugs gehört. 
Denn ein ſolches Abſteigen ſtellt einen notwendigen Betriebs⸗ 
vorgang dar, der ſich aus dem Geſamtbetriebe nicht heraus⸗ 
löſen läßt. Gegen die Auslegung, daß das Ausſteigen des 
Führers dem Betriebe des Kraftfahrzeugs zuzurechnen ſei, 
kann nicht daraus ein Bedenken entnommen werden, daß der 
Geſetzgeber zu der 11 0 der ſtrengen und eine Umkehr 
der Beweislaſt anordnenden Haftung des Führers (und des 
Halters) nach dem KraftfG. durch die Erwägung veranlaßt 
worden ſein mag, daß die Kraftfahrzeuge vermöge ihrer gegen⸗ 
über anderen Fuhrwerken erhöhten Geſchwindigkeit eine Quelle 
der Gefährdung für den übrigen Verkehr bilden und daß es 
deshalb, ähnlich wie bei Eiſenbahnen, geboten erſcheine, die 
Halter und die Führer grundſätzlich für die Gefährdung haften 
zu laſſen (RG.: JW. 1919, 104). Denn dafür, daß dieſe 
Gefährdungshaftung auf ſolche Unfälle etwa hätte beſchränkt 
werden ſollen, welche auf die Schnelligkeit der Fortbewegung 
des Kraftfahrzeugs zurückzuführen ſind, bietet das Geſetz keinen 
Anhalt. Vielmehr bedeutet das Wort „Betrieb“ in $ 7 Abſ. 1 
Kraftf , keineswegs die Auswirkung der beſonderen Gefähr⸗ 
lichkeit des Kraftfahrzeugverkehrs (Müller, Automobil., 
4. Aufl., Bem.BIa3 zu 87 Kraftſch. S. 208); ein etwai⸗ 
ger Wille des Geſetzgebers, die Gefährdungshaftung des Hal⸗ 
ters und Führers auf die Schäden zu beſchränken, welche mit 


ſchriften des bürgerlichen Geſetzes geltende Verantwortlichkeit weit 
überſteigt, hat ihren Grund darin, daß durch den Betrieb eines 
Kraftfahrzeuges, insbeſ. durch ſeine allen anderen Straßenfahrzeugen 
überlegene Geſchwindigkeit, Gefährdungen gegeben ſind, die bei 
anderen Straßenfahrzeugen in dieſem Maße nicht vorkommen. 

Hält man ſich dieſen Geſetzeszweck vor Augen, 
dann muß geſagt werden, daß das Geſetz die beſondere Haftpflicht 
nur dort eintreten laſſen wolle, wo die beſondere Geführ⸗ 
dung durch Kraftfahrzeuge gegeben ſein kann. 

„Von einem auf der Straße ruhig ſtehengelaſſenen Fahrzeug 
iſt aber jene beſondere, mit der gefährlichen Eigenart des Kraft⸗ 
fahrzeuges verbundene Gefahr nicht zu beſorgen. Die dadurch herbei⸗ 
geführte Gefährdung ift vielmehr keine größere, als wenn ein anderer 
Wagen ähnlichen Umfanges, etwa ein Laſtwagen, aufſichtslos auf 
95 Straße ſtehengelaſſen wird. Es wird daher das auf der Land⸗ 
traße ſtehengelaſſene Auto auch nach dem geſetzlichen Betriebsbegriffe 
sch als ein im Betrieb befindliches Kraftfahrzeug angeſehen werden 
nen. 

Der Begriff Betrieb' iſt ein relativer. Vom Stand⸗ 
punkte der Unternehmung, z. B. einer Kraftwagenunternehmung, 
mag ihr Wagen als im Betriebe befindlich angeſehen werden, wenn 
er nur überhaupt im Dienſte dieſer Unternehmung verwandt wird, 
gleichgültig, ob er ſich in einem beſtimmten Zeitpunkte gerade be⸗ 
wegt oder ſteht und wartet. Spricht man aber vom Betriebe 
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den gerade dem Kraftfahrzeug und ſeinem maſchinellen Be⸗ 
trieb eigentümlichen Gefahren in Zuſammenhang ſtehen, würde 
in dem Geſetz keinen erkennbaren Ausdruck gefunden haben. 
Wäre man aber in dieſem Punkte anderer Auffaſſung, ſo 
würde dies zu einem dem Bekl. günſtigen Ergebnis im vor⸗ 
liegenden Falle nicht führen können. Denn der Führerſitz der 
Kraftwagen — und insbeſ. des hier fraglichen Wagens — ge⸗ 
ſtattet im Gegenſatz zu Fuhrwerken anderer Art dem Führer 
faſt ausnahmslos das Ausſteigen vom Führerſitz nur nach 
der einen Seite, weil das Steuer und andere Vorrichtungen 
des Wagens der Anbringung einer Tür an der anderen Seite 
hinderlich find; hierauf hat bereits das BG. mit Recht hin⸗ 
gewieſen. Auch aus dieſem Grunde müßte der Hinweis der 
Rev. darauf, daß ſich der Unfall der Kl. bei dem Ausſteigen 
des Kutſchers aus einem beliebigen anderen Fuhrwerk in 
ebenderſelben Weiſe ereignet haben könnte wie bei dem Ab⸗ 
ſteigen des Bekl. von dem Kraftwagen, ſelbſt dann verſagen, 
wenn es überhaupt darauf ankäme, daß der Unfall auf die 
Verwirklichung einer gerade dem Kraftfahrzeugverkehr eigen⸗ 
tümlichen Gefahr zurückgeführt werden müßte (vgl. RG. 122, 
2732)). Vergeblich macht die Rev. noch auf das ihrer Mei⸗ 
nung nach unannehmbare Ergebnis aufmerkſam, daß der 
Bekl. nicht nach Maßgabe des § 18 Kraftf®. haften würde, 
wenn er an der linken Straßenſeite gehalten hätte und daher 
aus der links befindlichen Tür auf den Bürgerſteig ausgeſtie⸗ 
gen wäre. Denn ſelbſt wenn in H. nach Lage der örtlichen 
Polizeivorſchriften (vgl. jetzt 8 21 Abſ. 1 Satz 1 KraftfVerk⸗ 
BD. v. 16. März 1928, RGBl. I, 91) das Auhalten von 
Kraftfahrzeugen an der links der Fahrtrichtung gelegenen 
Straßenſeite zuläſſig ſein ſollte, würde der Bekl. nach Maß⸗ 
gabe des 8 18 KraftfGG. für den Schaden, den er etwa einem 
auf dem Bürgerſteig befindlichen Fußgänger beim Ausſteigen 
zugefügt hätte, in derſelben Weiſe haftbar ſein wie der Kl., 
die ſich auf dem Straßendamm bewegt hat. Endlich kommt es 
auch darauf nicht an, daß die Kl. mit dem Kraftwagen ſelbſt 
gar nicht in Berührung gekommen iſt, ſondern nur mit dem 
abſteigenden Führer. Denn das Geſetz ſtellt nur darauf ab, 
ob der Schaden „bei dem Betriebe“ des Kraftfahrzeugs ſich 
ereignet hat. 


(U. v. 9. Dez. 1929; 217/29 VI. — Hamburg.) [Ka.] 


** 6. Zuſammenſtoß zwiſchen Kraftwagen und 
Fuhrwerk. Macht ein Ehemann Anſprüche ſei⸗ 
ner Frau geltend, ſo muß das Grundurteil eine 
Scheidung der Anſprüche des Mannes und der 
Frau erſehen laſſen. Iſt der Schaden durch 
Scheuen des Pferdes mitverurſacht worden, ſo 
hat Prüfung nach § 833 BGB. und 8 17 Kraftfe®. 
einzutreten. f) 


Am 21. Juli 1927 fuhren der Kl. und ſeine Ehefrau 
auf einen zweirädrigen, mit einem Pferde beſpannten Karren 
auf der 6,50 m breiten Landſtraße von V. nach M.; ſie ſaßen 
auf einem Brett, das auf den Seitenwänden des Wagen⸗ 


des Kraftfahrzeugs ſelbſt, wie dies im Geſetze geſchieht, 
dann kommt es darauf an, ob ſich der Kraftwagen ſelbſt oder doch 
deſſen Motor im gegebenen Zeitpunkt bewegt oder aber, ob der 
Wagen bei abgeſtelltem Motor ſtillſteht, ohne daß es ſich nur um 
ein augenblickliches Anhalten inmitten der Fahrt handelt. Ein der⸗ 
artig ruhigſtehender Kraftwagen iſt nicht im Betriebe“ (Entſch. 
v. 3. Jan. 1929, Bd. XI Nr. 8). 

Im praktiſchen Ergebnis if die Auffaſſung des RG. 
dem Verunglückten günſtiger, weil ſie ihn von der Beweislaſt be⸗ 
freit, und in dieſem ſozialen Geſichtspunkt findet ſie ihre innere 
Rechtfertigung, wenn auch die Begründung zu verwerfen iſt. Der 
theoretiſche Streit über den Begriff des Betriebs würde aufhören, 
wenn die Beweislaſtregelung des Kraftfc g., des RhHaftpflG., 
des Luftf. für das ganze Gebiet der Verkehrsunfälle 
übernommen werden wurde. Niemand wird verſtehen, warum 
ein Führer, der von einem in völliger Ruhe befindlichen Kraftwagen 
abſteigt, anders behandelt werden ſoll als ein Fahrer, der von einem 
Rad oder einem Pferdefuhrwerk abſteigt (vgl. Iſaac, Leitſatz Cd, 
Verhandl. des Deutſchen Juriſtentages 1928 Bd. 2 S. 204). 

RA. Dr. Martin Iſaac, Berlin. 


) JW. 1929, 914. 
Zu 6. Das Urteil, das auf anerkannten Rechtsgrundſätzen 
beruht, und dem in allen Teilen zuzuſtimmen iſt, bietet weniger 
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kaſtens ruhte. Ihnen entgegen kam der mit einem Anhänger 
verſehene Laſtkraftwagen des Bekl., der von dem Führer D. 
geſteuert wurde. Als die beiden Fahrzeuge einander näher⸗ 
kamen, begann das Pferd des Kl. zu ſcheuen. Es ging rück⸗ 
wärts, und der Karren wurde von dem inzwiſchen in Höhe 
desſelben angelangten Kraftwagen angefahren und zur Seite 
geſtoßen. Dabei fiel die Frau des Kl. herunter und wurde 
von dem Kraftwagen überfahren. Der verletzte Unterſchenkel 
mußte ihr abgenommen werden. Der Kl. iſt der Meinung, 
daß hierdurch ſeiner Frau inſofern Schaden erwachſen ſei, 
als ihre Erwerbsfähigkeit vermindert ſei und infolge des 
Ausfalls ihrer Arbeitskraft in dem ihr gehörigen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe bezahlte Hilfskräfte hätten eingeſtellt 
werden müſſen, als ſeine Frau ferner zeitweiſe beſonderer 
Hilfe bedürfe und als endlich ein Fuhrwerk für ſie habe an⸗ 
geſchafft werden müſſen, um ihr insbeſ. den Kirchenbeſuch zu 
ermöglichen. Für dieſen Schaden macht der Kl. den Bekl. 
verantwortlich, indem er mit folgenden Anträgen Klage er⸗ 
hoben hat: „den Bekl. zu verurteilen, den Schaden zu er⸗ 
ſetzen, der dem Kl. dadurch entſtanden iſt und weiter ent⸗ 
ſteht, daß der Kraftwagen des Bekl. ſeine Frau angefahren 
hat, ſie geſtürzt und überfahren iſt, ſo daß ſie das linke Bein 
bis über das Knie verloren hat; dieſen Schaden vorbehalt⸗ 
lich weiterer Anträge auf 95 %% monatlich zu bemeſſen und 
den Bekl. zu verurteilen, dieſe Summe vom 21. Juli 1927 
an zu zahlen.“ 

Das OLG. hat den Klageanſpruch auf Zahlung einer Rente 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die Nachprüfung 
in rechtlicher Beziehung führt zu folgenden Ergebniſſen. 

1. Da die Reviſionsbegründung nach dem 30. Juni 1929 
eingegangen iſt und mithin nach dem Zeitpunkt des Außer⸗ 
krafttretens des Entl®. v. 28. März 1928 (RG Bl. I, 120), 
fo iſt die Rüge der Verletzung der 88 286, 139 ZPO. zu⸗ 
läſſig. Aber fie iſt unbeachtlich, da die Rev. die Tatſachen 
nicht bezeichnet hat, welche den gerügten Mangel ergeben 
(8 554 Abſ. 3 Ziff. 2b 3PO.). 

2. Das angef. Urt. führt aus: Die Klage ſei auf die 
Beſtimmungen des KraftfG. geſtützt. Dieſe gewährten zwar 
dem Verletzten Anſprüche auf Schadenserſatz, daneben aber 
nicht auch noch einem Dritten, wie dem Ehemann. Der Kl. 
habe jedoch ausdrücklich erklärt, daß er nur Anſprüche er⸗ 
heben wolle, welche ſeiner Frau, alſo nicht ihm, wegen Aus⸗ 
falls ihrer Arbeitskraft und Minderung ihrer Erwerbs⸗ 
fähigkeit erwachſen ſeien. Solche Anſprüche könne auch der 
Kl. geltend machen, weil er als Ehemann dazu ein beſonderes 
Recht habe (8 1365 BGB.; ſoll wohl heißen $ 1356 BGB. 
oder § 1363 daſ.). 

Demgegenüber meint die Rev., das Urteil ſei unklar 
und widerſpruchsvoll und verletze den § 304 ZPO. Nach 
den vom Vorderrichter verwerteten Erklärungen des Kl. 
wolle dieſer nur Anſprüche ſeiner Frau geltend machen. Es 
ſei aber nicht erkennbar, auf welche Anſprüche ſich die ganz 
allgemein gehaltene Urteilsformel erſtrecken oder beſchränken 
ſolle. Der BerR. hätte vor Erlaß des Grundurteils ſich mit 
den einzelnen in Betracht kommenden Anſprüchen befaſſen 
müſſen. 

Dieſe verfahrensrechtliche Beſchwerde iſt begründet und 
deutet zugleich die durchgreifenden ſachlich⸗rechtlichen Be⸗ 
denken an, die zur Aufhebung des Urteils führen müſſen. 

a) Im Schriftſatz v. 11. Okt. 1928 hat der Kl. zwar, 
nachdem er vom Bekl. auf 8 11 KraftfG. hingewieſen worden 
war, erklärt, er mache den Erſatz des Schadens geltend, 
den ſeine Frau durch Ausfall ihrer Arbeitskraft und Min⸗ 
derung ihrer Erwerbsfähigkeit erleide; zur Geltendmachung 
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dieſes Schadens ſei er als Ehemann und Verwalter und 
Nießbraucher des Vermögens ſeiner Frau berechtigt. Aber 
der Kl. hat keine Veranlaſſung genommen, ſeinen Klageantrag 
dahin zu faſſen, daß er den ſeiner Frau erwachſenen Schaden 
erſtattet verlange. Der Klageantrag lautet vielmehr auf Er⸗ 
ſatz des Schadens, der dem Kl. entſtanden iſt. 

b) Die Annahme des BerR., der Kl. habe nur Schadens⸗ 
erſatz für Ausfall der Arbeitskraft ſeiner Frau und Min⸗ 
derung ihrer Erwerbsfähigkeit verlangt, iſt tatbeſtandswidrig. 
Denn nach dem vorgetragenen Schriftſatz v. 4. März 1929 
hat der Kl. noch geltend gemacht, ſeine Frau bedürfe infolge 
des Unfalls häufig fremder Hilfe, wodurch die Annahme 
einer Stütze erforderlich geworden ſei, und er habe für ſie 
einen Pferdewagen anſchaffen müſſen, der mindeſtens 15 RN 
monatliche Unterhaltungskoſten verurſache. Nach dem Schluß⸗ 
abſatz der Entſcheidungsgründe (Bl. 75) ſcheint auch dieſer 
durch vermehrte Bedürfniſſe der Frau des Kl. veranlaßte 
Schaden von dem Grundurteil umfaßt zu ſein, ohne daß er⸗ 
örtert iſt, ob ein ſolcher Schaden entſtanden iſt, ob er nach 
den Vorſchriften des KraftfG. erſtattungsfähig iſt und ob 
der Kl. ihn einklagen kann. 

c) Die Frau des Kl. erhält aus Anlaß des Unfalls von 
der landw. BerGen. eine monatl. Unfallrente von 33 NM. 
Der Vorderrichter hält die Berückſichtigung dieſer Rente im 
Grundurteil nicht für geboten, weil der Kl. ſie bei der Scha⸗ 
densberechnung bereits ſelbſt in Abzug gebracht habe. Es 
fehlt jedoch die Feſtſtellung, daß der entſtandene vom Bekl. 
zu erſetzende Geſamtſchaden 33 AM monatlich überſteigt. 

d) Der erſte Teil des Klageantrags, von dem nicht wohl 
angenommen werden kann, daß er ohne jede Bedeutung ſein 
ſoll, ift als Feſtſtellungsklage (8 256 ZPO.) aufzufaſſen. An 
dieſer Feſtſtellung hat der Kl. ſchon im Hinblick auf die Ver⸗ 
jährungsvorſchriften des 8 852 BGB. und des 8 14 Kraftf⸗ 
Geſ. ein erhebliches Intereſſe. Der Antrag iſt in dem an⸗ 
gefochtenen Urteil nicht beſchieden. Dieſer Mangel könnte 
allerdings, da der Kl. Anſchlußreviſion nicht eingelegt hat, 
zu einer Aufhebung des angefochtenen Urteils nicht führen 
(8 559 3PO.), aber die erneute Verhandlung wird dem 
OLG. Gelegenheit geben, dieſem Mangel abzuhelfen und ge⸗ 
gebenenfalls in der Urteilsformel zum Ausdruck zu bringen, 
daß der Schaden nur inſoweit dem Kl. zu erſtatten iſt, als 
der Erſatzanſpruch nicht auf die Berufsgenoſſenſchaft über⸗ 
gegangen iſt (8 1542 RWO.) 

e) Das BG. geht davon aus, daß die Klage auf die Be⸗ 
ſtimmungen des KraftfG. geſtützt ſei. Wäre dieſe Annahme 
richtig, ſo würde ſich der Umfang der ee 
des Bekl. aus § 11 KraftfG. erſchöpfend ergeben. Danach 
hätte der Bekl. einmal die Heilungskoſten zu erſtatten, deren 
Erſatz zu verlangen der Kl. ſich in der Klageſchrift (Bl. 2) 
vorbehalten hat und auf die ſich der Feſtſtellungsantrag 
erſtreckt. Ferner wäre der Bekl. verpflichtet, den Vermögens⸗ 
nachteil zu erſetzen, den die Verletzte, alſo die Frau des 
Kl., nicht der Kl. ſelbſt — anders nach $ 845 Satz 1 BGB. 
(vgl. RENKomm., 6. Aufl., Erl. 4 zu $ 845 Bd. II S. 652; 
ferner Müller, Automobilgeſetz, 5. Aufl., Anm. zu 8 11 
Kraftfc G. S. 299, 300) — dadurch erleidet, daß infolge der 
Verletzung ihre Erwerbsfähigkeit gemindert oder eine Ver⸗ 
mehrung ihrer Bedürfniſſe eingetreten iſt. In erſterer Be⸗ 
ziehung hat der Kl. nichts darüber vorgetragen, daß etwa 
ſeine Frau auf Arbeit bei dritten Perſonen gegangen ſei 
oder daß fie ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft betreibe ($ 1367 
BGB.); zur Einklagung eines inſoweit entſtandenen Scha⸗ 
dens wäre der Kl. auch gar nicht befugt (8 1380 Satz 1 
BGB.). Der Kl. behauptet vielmehr nur, daß er die Dienſte 
entbehren müſſe, welche ſeine Frau vor ihrem Unfall im 
Hausweſen und in dem zum eingebrachten Gut gehörigen 
landwirtſchaftlichen Betriebe geleiſtet habe, und daß er des⸗ 
halb bezahltes Hilfsperſonal habe einſtellen müſſen (§ 1356 
Abs. 2 BGB.). Nun liegt anſcheinend dem angefochtenen 
Urteil die Annahme zugrunde, daß der Kl. und ſeine Frau 
im geſetzlichen Güterſtande (88 1363 ff. BGB.) leben. Dieſe 
Annahme iſt nicht zu beanſtanden, da die Ehe erſt nach dem 
31. Dez. 1899 geſchloſſen iſt und der Kl. ſelbſt von dem Be⸗ 
ſtehen des geſetzlichen Güterrechts auszugehen ſcheint. Immer⸗ 
hin hätte die Angabe in dem Armutszeugnis, es ſei ein 
Ehevertrag vorhanden (Bl. 3 R der Armenrechtsakten) zur 
Ausübung der richterlichen Fragepflicht (S 139 ZPO.) An⸗ 
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laß geben können. Herrſcht aber in der Ehe des Kl. das ge⸗ 
ſetzliche Güterrecht, ſo gehört der Erwerb der Frau nach 
§ 1356 Abſ. 2 BGB. dem Mann (RE. 64, 323). Durch den 
Wegfall oder die Minderung dieſes Erwerbs wird alſo der 

ann und nicht die Frau der Regel nach geſchädigt (RG. 
63, 195; 77, 99); 79, 230 2)); nur dann würde auch die 
Frau geſchädigt ſein, wenn die infolge Wegfalls ihrer Ar⸗ 
beitskraft notwendig gewordene Einſtellung einer Hilfskraft 
auf das Maß des der Frau vom Mann zu gewährenden 
Unterhalts Einfluß ausüben würde (RGurt.: SeuffArch. 63, 
456). Eine ſolche Sachgeſtaltung aber hat der Kl. bisher nicht 
behauptet. Dagegen iſt bei beſtehender allgemeiner Güter⸗ 
gemeinſchaft (8 1438 BGB.; RG. 73, 3103); RGurt.: JW. 
1914, 4614), Errungenſchaftsgemeinſchaft (8 1519 Abſ. 1 
BGB.) oder Fahrnisgemeinſchaft (8 1549 daſ.; RGWarn. 
1914 Nr. 258) das Geſamtgut und damit auch die Frau ge⸗ 
ſchädigt, wenn ihr Erwerb gemäß 8 1356 Abſ. 2 BGB. be⸗ 
einträchtigt iſt. Anders iſt die Frage, ob der Mann oder die 
Frau einen Vermögensnachteil erleidet, wenn infolge eines 
Unfalls eine Vermehrung ihrer Bedürfniſſe eintritt, zu ent⸗ 
ſcheiden. Im Falle des geſetzlichen Güterſtandes trifft der 
Schaden zwar mittelbar den Mann (8$ 1360 Abſ. 1, 1389 
Abſ. 1 BGB.), im Falle der gütergemeinſchaftlichen Güter⸗ 
ſtände mittelbar das Geſamtgut (88 1458, 1529 Abſ. 1, 1549 
BGB.). Aber die unmittelbar Geſchädigte iſt, ebenſo wie be⸗ 
züglich der Heilungskoſten, die Frau. Nach alledem trifft 
die Rechtsanſicht des Kl., daß er die Zahlung der Rente für 
Schäden beanſpruche, die ſeine Frau erlitten habe, in An⸗ 
ſehung der für entgangene Dienſte der Frau begehrten Rente 
nicht zu und die Klage müßte inſoweit — abgeſehen von dem 
Feſtſtellungsanſpruch, ſoweit es ſich um den Erſatz der 
Heilungskoſten handelt — abgewieſen werden, und zwar nicht 
etwa, weil dem Kl. die Klagebefugnis mangeln würde, ſon⸗ 
dern weil Erſatz von Schäden verlangt wird, zu deren Wieder⸗ 
gutmachung das Kraftf®. den Kraftfahrzeughalter nicht ver⸗ 
pflichtet. Soweit dagegen der Kl. eine Rente wegen ver⸗ 
mehrter Bedürfniſſe ſeiner Frau beanſprucht, iſt die Forde⸗ 
rung an ſich begründet (§ 11 KraftfG.); aber dieſe Rente 
müßte von der Rente für entgangene Dienſtleiſtungen ge⸗ 
ſondert (RGRKomm. a. a. O. Erl. 20 zu 5 843 ©. 642) 
und beſonders geprüft werden. Hieran fehlt es bisher. 

3. Des weiteren führt die Rev. folgendes aus. Bei der 
Häufigkeit der Kraftwagen auf den Landſtraßen und der 
Gewöhnung der Pferde an den Kraftwagenverkehr, nament⸗ 
lich an das damit verbundene Geräuſch, dürfe der Kraft⸗ 
fahrzeugführer damit rechnen, daß das Scheuen eines Pfer⸗ 
des nur vorübergehend ſein werde. Auf die Einzelheiten vor 
dem Zuſammenſtoß der beiden Wagen komme es wenig an, 
ondern nur auf den letzten Augenblick. Irgendein Verſchulden 
des D. könne in ſeinem Verhalten nicht gefunden werden. 
Entſcheidend ſei, daß der Zuſammenſtoß nur dadurch her⸗ 
beigeführt worden ſei, daß das Pferd den Karren rückwärts 
und ſo in die Fahrbahn des Kraftwagens, der ſonſt vorbei⸗ 
gekommen wäre, gedrängt habe; die Launen eines ſcheuen⸗ 
den Pferdes ſeien unberechenbar. 

Dieſe Ausführungen ſtehen teils mit den beſtehenden ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften, teils mit dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
($ 561 Abſ. 2 ZPO.) in Widerſpruch. Die Pflichten des 
Kraftfahrzeugführers gegenüber anderen Straßenbenutzern 
und insbeſ. Pferdefuhrwerken gegenüber ergeben ſich aus der 
allgemeinen Verkehrsſorgfaltspflicht (S 276 Abſ. 1 Satz 2 
BGB.) und aus den 88 17ff. KraftfVerkVO. in der zur 
Zeit des Unfalls geltenden Faſſung v. 5. Dez. 1925 und 
28. Juli 1926 (RGBl. I, 439 und 425). Nach den rechts⸗ 
bedenkenfreien Feſtſtellungen des BerR. iſt D., obwohl er 
merkte, daß das Pferd des Kl. zu ſcheuen begann, und ob⸗ 
wohl er in der Lage geweſen wäre, rechtzeitig anzuhalten und 
dadurch den Unfall zu vermeiden, mit ſeinem ſehr ſchwer 
beladenen und daher ſchwer bremsbaren Wagen mit der 
unverminderten Geſchwindigkeit von 25 km je Stunde auf 
der nur ſchmalen Straße mit beſonders klapperndem Ge⸗ 
räuſch weitergefahren, ja er hat ſogar die Auswirkungen ſei⸗ 
ner unſachgemäßen Fahrt auf das Pferd noch durch häu⸗ 
figes Hupen auf die Spitze getrieben, obwohl zur Abgabe 
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deſten grob fahrläſſig (§S 276 BGB.) gehandelt und den 
Vorſchriften der 88 20, 19 Abſ. 2, 17 Abſ. 1, 2, 18 Abſ. 1 
KraftfVerkVO. zuwidergehandelt. Seine Schadenserſatzpflicht 
ergibt ſich daher ſowohl aus $ 823 Abſ. 1 wie auch aus 
§ 823 Abſ. 2 BGB. (RG. 84, 425) und davon, daß der 
Bekl. den Entlaſtungsbeweis aus § 7 Abſ. 2 KraftfG. ge 
führt hätte, kann keine Rede ſein. 

4. Begründet iſt dagegen die letzte Reviſionsbeſchwerde, 
mit der geltend gemacht wird, daß der Vorderrichter die 
Rechtslage nach 8 833 BGB. und, wie hinzuzufügen iſt, nach 
817 KraftfG. nicht gewürdigt habe. Daß der Schaden auch 
durch das Pferd, das ſich zur Unfallzeit der Lenkung des 
Führers entzogen hatte, verurſacht worden iſt; iſt nach der 
feſtgeſtellten Sachlage unbedenklich anzunehmen. Wer Halter 
des Tieres (vgl. RG. 52, 118) war, iſt bisher nicht er⸗ 
örtert. Es wird aber davon ausgegangen werden können, daß 
der Kl. und ſeine Frau oder einer von ihnen Halter war. 
Dann aber mußte die Tiergefährdung gegenüber der Be⸗ 
triebsgefahr des Kraftwagens gemäß § 833 Satz 1 BGB., 
817 Abſ. 2 KraftfG. abgewogen werden, ſofern ſich nicht 
der Kl. auf 8 833 Satz 2 BGB. mit Erfolg berufen und 
dadurch ſeine Erſatzpflicht ablehnen kann (RG. 96, 130; 
Müller a. a. O. Anm. DIal zu 817 KraftfcG. S. 354 
bis 356). Denn die Ausgleichungspflicht nach 8 17 beſteht 
nur, wenn eine Schadenserſatzpflicht begründet iſt; ſie iſt 
nur eine Wirkung der letzteren; der § 17 führt nicht etwa 
eine an ſich nicht begründete Schadenserſatzpflicht neu ein 
(RG. 84, 431; 123, 165 )). Auf das Vorliegen der Vor⸗ 
ausſetzungen des $ 833 Satz 2 BGB. hat ſich der Kl. bis⸗ 
her nicht berufen. Es mag anzunehmen ſein, daß das Pferd 
ſeiner Erwerbstätigkeit zu dienen beſtimmt war. Ob aber das 
OLG. den dem Kl. obliegenden Beweis, daß er bei der Be⸗ 
aufſichtigung des Tieres die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt beobachtet habe, als erbracht anſieht, ergeben die Urteils⸗ 
gründe nicht mit Sicherheit; der Vorderrichter hat dieſe 
Frage in anderem Zuſammenhange und bei anderer Beweis⸗ 
laſt erörtert. Sollte das BG. auf Grund der erneuten Ver⸗ 
handlung zu dem Ergebnis kommen, daß dem Kl. der $ 833 
Satz 2 BGB. nicht zur Seite ſteht, ſo würde bei der dann 
nach 817 KraftfG. gebotenen Abwägung der Umſtände auf 
die Tatſache, daß D. durch ſein grob ſchuldhaftes Verhalten 
die Tiergefahr geſteigert hat, die gebührende Rückſicht zu 
nehmen ſein. 

5. Dem Urteil liegt die Auffaſſung zugrunde, daß der 
Kl. den Bekl. nur aus §7 KraftfG. haftbar machen wolle. 
Zuzugeben iſt, daß der Kl. dieſe Auffaſſung durch ſeine 
Bemerkung begünſtigt hat, im Strafverfahren ſei die 
Schuld des D. verneint und dieſer daher rechtskräftig 
freigeſprochen worden; der Bekl. hafte aber als Halter des 
Kraftwagens gemäß 88 7, 11 Kraftf®. im Umfange der VO. 
v. 6. Febr. 1924 (RG Bl. I, 42). Dieſe Rechtsauffaſſung war 
völlig fehlſam. Denn einmal iſt der Zivilrichter an ſtraf⸗ 
gerichtliche Urteile nicht gebunden (§ 14 Abſ. 2 Ziff. 1 EG⸗ 
3PO.); ferner find die Rechtsbegriffe der Fahrläſſigkeit im 
ſtrafrechtlichen Sinn und im zivilrechtlichen Sinn keines⸗ 
wegs dieſelben; endlich jest die Haftung des Geſchäftsherrn 
aus 8 831 BGB. nicht ein Verſchulden des Angeſtellten, ſon⸗ 
dern lediglich einen objektiv widerrechtlichen Eingriff in 
eines der nach 8 823 Abſ. 1 BGB. geſchützten Rechtsgüter 
voraus (RGRKomm. Erl. 4 zu § 831), wenn auch das Feh⸗ 
len eines Verſchuldens des Angeſtellten dem Geſchäftsherrn 
die Führung des in § 831 Abf. 1 Satz 2 BGB. nachgelaſ⸗ 
ſenen Entlaſtungsbeweiſes erleichtert (RGRKomm. a. a. O. 
Erl. 7). Jene verfehlte Rechtsanſicht des Kl. berechtigte das 
OLG. um fo weniger, von einer Prüfung des Sachverhalts 
aus dem Geſichtspunkt des 8 831 BGB. Umgang zu nehmen, 
als der Kl. in ſeinen ſpäteren Schriftſätzen ein Verſchulden 
D.3 an dem Unfall behauptet hatte und der Vorderrichter ein 
ſolches als feſtgeſtellt erachtet hat. Der Kl. hatte alle Tat⸗ 
ſachen dem Gericht unterbreitet, welche zu einer Verurteilung 
des Bekl. aus dem rechtlichen Geſichtspunkt des 8 831 BGB. 
führen konnten. Die rechtliche Prüfung dieſer Tatſachen 
auch aus $ 831 BGB. war Sache des Gerichts. Dieſe Prü⸗ 
fung hätte um ſo weniger unterlaſſen werden dürfen, als 
die Haftung des Bekl. auf Grund des 8 831 VGB. den Kl. 
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bei weitem günſtiger ſtellen würde (ogl. SS 843, 845, auch 
8 847 BGB.; vgl. hierzu RG. 88, 3175); 99, 264) als die 
Haftung nach den 88 11, 12 KraftfG. Vor allem kann der 
Kl. gemäß § 831 BGB. den ihm ſelbſt erwachſenen Schaden 
nicht minder geltend machen wie den Schaden ſeiner Frau 
(8 1380 Satz 1 BGB.), vorausgeſetzt, daß in letzterer Be⸗ 
ziehung nicht etwa ein Ehevertrag zu einer anderen Be⸗ 
urteilung führt. Durch feine rechtsirrige Erklarung, er wolle 
nur den ſeiner Frau erwachſenen Schaden einklagen, wird der 
Kl. an der Verfolgung ſeiner Schadenserſatzanſprüche in dem 
gegenwärtigen Prozeß nicht gehindert. Eine Klageänderung 
(8 257 3PO.) kommt nirgends in Frage; denn nicht das 
tatſächliche Vorbringen des Kl. wird geändert, es ändern ſich 
nur die rechtlichen Geſichtspunkte, unter denen das Vor⸗ 
bringen zu würdigen iſt. 

Nun würde zwar nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt die 
Haftung des Bekl. aus 8 831 BGB. grundſätzlich zu be⸗ 
jahen ſein, da der Entlaſtungsbeweis aus Abſ. 1 Satz 2 daf. 
bisher nicht angetreten iſt. Allein einer Aufrechterhaltung des 
angefochtenen Urteils aus dieſem Grunde (8 563 3P .) 
ſteht namentlich die Tatſache entgegen, daß das BG. den 
Sachverhalt nach § 17 Kraftf®. noch nicht geprüft hat. Die 
erneute Verhandlung wird dem Bekl. Gelegenheit geben, 
den in den Armenrechtsakten Bl. 7, 8 in Ausſicht geſtellten 
Entlaſtungsbeweis bezüglich des D. anzutreten. Darauf, daß 
bez. dieſes Entlaſtungsbeweiſes ſowohl für die Auswahl (RG. 
84, 423; RGuUrt.: JW. 1911, 41; RGRKomm. Erl. 5a zu 
§ 831) wie für die allgemeine Pflicht ($ 831 BGB.) zur Be⸗ 
aufſichtigung des Kraftfahrzeugführers (RG. 120, 1616); RG⸗ 
Urt. v. 15. Nov. 1928, VI 76/28): Frankfurt AK. 1929, 117 
und v. 7. April 1930, VI 400/29 [oben S. 2849]) zwecks 
Wahrung der Verkehrsſicherheit ein ſtrenger Maßſtab an⸗ 
zulegen iſt, ſei hingewieſen. 

(U. v. 19. Mai 1930; 576/29 VI. — Düſſeldorf.) (aa 
a 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


I. Materielles Recht. 
1. Verkehrsrecht. 
Führerſchein. 


7. § 230 Abſ. 2 StGB. iſt nicht anwendbar 
gegen einen Kraftfahrzeugführer, dem der 
Führerſchein entzogen iſt. f) 

Die Str. hat ohne ausreichende Begründung gegen den 
BeſchwF. auch den § 230 Abſ. 2 StGB. angewendet. Sie 

6) JW. 1916, 1276. 9%) JW. 1928, 1721. ) JW. 1929, 912. 

Zu 7. Das Urteil iſt nicht richtig, wennſchon ſeine Knappheit 
an ſich zu loben iſt. Von der Entziehung des Führerſcheins kann 
die Anwendbarkeit des § 230 Abſ. 2 keinesfalls abhängen. Sie be⸗ 
ruht doch auf der beſſeren Einſicht des Täters in die Gefahren, die 
er ſich durch die Ausübung ſeines Berufes oder Gewerbes verſchafft 
haben ſoll. Verliert er die beſſere Einſicht wieder, wenn ihm der 
Führerſchein entzogen wird? Im Geſetz (8 230 Abſ. 2) ſteht nichts 
davon, daß der Täter den Beruf oder das Gewerbe gerade ausüben 
müſſe. Die vermöge ſeines Berufes, ſeines Gewerbes geſammelte 
beſſere Erfahrung und Umſicht iſt für ihn unverlierbarer Beſitz. Er 
behält ſie, auch wenn er ſein Gewerbe nicht mehr ausübt oder wenn 
wie hier die Behörde ſeine Betätigung in dem bisherigen Gewerbe 
mißbilligt und ihm den Führerſchein entzieht. Zutreffend umſchreibt 
das RG. ſelbſt die Gewerbebetätigung dahin, der Täter müſſe ſich 
als Lebenszweck oder Erwerbsquelle vorgeſetzt haben, ſie ſtetig zu 
wiederholen. Dieſe Abſicht beſtand annehmbar hier weiter, wenn er 
überhaupt „zu irgendeiner der Tat vorausgegangenen Zeit berufs⸗ 
oder gewerbsmäßig als Kraftwagenführer tätig geweſen“ war und ihm 
jetzt ſeine fernere Tätigkeit in dieſem Lebensberuf nur dadurch unter⸗ 
ſagt wird, daß die Behörde den Führerſchein wieder einzieht. 

Richtig dagegen iſt der Satz des Urteils, daß derjenige Gewerbe⸗ 
treibende die Führung von Kraftwagen nicht als Lebenszweck oder 
Erwerbsquelle ausübe, der nur ausnahmsweiſe und durch einen be⸗ 
ſonderen Umſtand veranlaßt den Kraftwagen ſelbſt lenke. Gerade 
die hier aufgeſtellte Anſicht, die von der Meinung anderer Senate 
des RG. abweicht, habe ich in einem in LZ. 1929 Heft 24 er- 
ſchienenen Aufſatz näher zu begründen verſucht. Dort wird im weſent⸗ 


bemerkt in dieſer Beziehung, daß der Angekl. die Vorſicht, 
zu deren Beobachtung er als gewerbsmäßiger Fahrer ver⸗ 
pflichtet war, außer acht gelaſſen habe. 

Dieſe formelhafte Begründung, die im weſentlichen nur 
den Wortlaut des Geſetzes wiedergibt, genügt hier nicht, weil 
das von der Strͤ. in Bezug genommene ſchöffengerichtliche 
Urt. Zweifel darüber nahelegt, ob der BeſchwF. als gewerbs⸗ 
mäßiger Kraftwagenführer anzuſehen iſt. Denn danach war 
ihm der Führerſchein entzogen und führte er den Kraftwagen 
an dem in Rede ſtehenden Tage nur ausnahmsweiſe infolge 
eines beſonderen außergewöhnlichen Umſtandes. Nun kann 
zwar auch eine erſtmalige Handlung als Berufs⸗ oder Ge⸗ 
werbebetätigung erſcheinen; dies jedoch nur, wenn der Täter 
ſich ihre ſtetige Wiederholung als Lebenszweck oder Erwerbs⸗ 
quelle vorgeſetzt hat. So liegt die Sache nicht bei einem Ge⸗ 
werbetreibenden, der die Kraftwagenführung einem eigens 
angeſtellten Wagenführer übertragen hat und nur ausnahms⸗ 
weiſe durch einen beſonderen Umſtand veranlaßt wird, ſich 
perſönlich ihr zu unterziehen (RGUrt. v. 7. Okt. 1926, 
3D 725/26). 

Die Rechtsauffaſſung der Str. würde auch dann nicht 
zutreffen, wenn ſie etwa davon ausgegangen wäre, die An⸗ 
wendung der bezeichneten Beſtimmung rechtfertige ſich ſchon 
dann, wenn feſtſtehe, daß der BeſchwF. zu irgendeiner der 
Tat vorausgegangenen Zeit berufs⸗ oder gewerbsmäßig als 
Kraftwagenſührer tätig geweſen ſei. 

(3. Sen. v. 17. Okt. 1929; 3 D 861/29.) D.] 

8. §§ 2—5, 24 KraftfG.; 88 14f. KraftfVerk⸗ 
BD.; 8 363 StG B. Der Führerſchein gehört nicht 
zu den in § 363 StGB. genannten Zeugniſſen. f) 

Die Allgemeinheit hat ein Intereſſe daran, daß die 
Sicherheit auf den öffentlichen Wegen und Plätzen durch den 
Kraftfahrzeugverkehr möglichſt wenig beeinträchtigt wird. Des⸗ 
halb iſt dieſer durch eingehende geſetzliche Vorſchriften ge⸗ 
regelt. Nicht jeder darf ein Kraftfahrzeug führen. Vielmehr 
bedarf, wer auf öffentlichen Straßen oder Plätzen ein Kraft⸗ 
fahrzeug führen will, der obrigkeitlichen Erlaubnis, die nur 
erteilt wird, wenn der Nachſuchende ſeine Befähigung durch 
eine Prüfung dargetan hat und auch ſonſt die körperlichen, 
geiſtigen und ſittlichen Eigenſchaften beſitzt, durch die der 
Schutz und die Sicherheit der übrigen am Straßenverkehr 
beteiligten Perſonen verbürgt wird. Den Nachweis der Er⸗ 
laubnis hat der Führer durch eine Beſcheinigung („Führer⸗ 
ſchein“) zu erbringen (88 2—5, 24 KraftfG.; 58 14 ff. Kraftf⸗ 
VerkVO.). Der Beſitz des Führerſcheins gewährleiſtet ſonach 
beſtimmte Befüugniſſe öffenklich⸗rechtlicher Natur, und wer 
ein ſolches Zeugnis fälſchlich anfertigt oder verfälſcht, ver⸗ 
ſtößt nicht nur allgemein gegen die Rechtsordnung, ſondern 
verletzt ein beſtimmtes öffentliches Recht. Hiernach kann ein 


lichen ausgeführt an der Hand mehrerer Beiſpiele, daß die ſtrengere 
Haftung aus § 230 Abſ. 2 StGB. fi lediglich auf die eigent⸗ 
lichen Berufs⸗ und Erwerbsgeſchäfte beſchränke. Z. B. ein Chemiker 
von Beruf bringt ein von ihm erfundenes Schlafmittel in den Handel. 
Bei ſeiner Frau, die es einnimmt, treten ſtarke Herzbeſchwerden auf. 
Hier haftet er für die Geſundheitsſtörungen nach 8 230 Abſ. 2. Denn 
er hat die Aufmerkſamkeit außer acht gelaſſen, zu der er vermöge 
ſeines Berufes oder Gewerbes beſonders verpflichtet war. Die Her⸗ 
ſtellung eines einwandfreien Schlafmittels gehörte ja zu den eigent⸗ 
lichen Obliegenheiten ſeines Gewerbes, das er als Lebenszweck und 
Erwerbsquelle ſich vorgeſetzt hatte. Dagegen fällt das einwandfreie 
Führen von Kraftwagen ſelbſt dann nicht in den Kreis ſeiner Gewerbe⸗ 
pflichten, wenn er den Kraftwagen in oder bei Ausübung ſeines 
Gewerbes benutzt. Er kann ſich doch auch gar nicht darin betätigen, 
während er den Kraftwagen ſteuert. 
OLGR. Binding, Dresden. 


Zu 8. Das RG. hat ſich, ſoweit erſichtlich, in feiner um⸗ 
fangreichen Rſpr. zu $ 363 StGB. bisher mit der Frage noch nicht 
beſchäftigt, ob die Fälſchung und Verwendung eines Kraftfahrzeug⸗ 
Führerſcheins unter dieſe Strafbeſtimmung fällt. Die nunmehrige, die 
Sun: a Entſch. liegt ganz in der Linie der ſtänd. Rſpr. 
des 


Nach der Faſſ. der SS 267, 268, 270 und 363 StGB. ber 
ſteht hinſichtlich des Gegenſtandes der Fälſchung und der Willens⸗ 
richtung des Täters kein begrifflicher Unterſchied, und es iſt nicht 
möglich, nach ſcharfen begrifflichen Unterſcheidungsmerkmalen des 
äußeren und inneren Tatbeſtands die ſtrafbaren Handlungen der einen 
von denen der anderen Art mit ſicherer Beſtimmtheit zu ſondern. 


59. Jahrg. 1930 Heft 38] 


nach § 2 Abſ. 2 Kraftif®. ausgeſtellter Führerſchein nicht 
zu den im § 363 StGB. genannten Zeugniſſen gerechnet 
werden (ser 8, 37 [38]; 38, 145 [147]; 60, 161 [162], 
375 [377)). 

(3. Sen. v. 17. Juni 1929; 3 D 474/29.) A.] 


Halter eines Kraftfahrzengs. 


9. 824 A b ſ. 2 KraftfG. „Halter eines Kraft⸗ 
fahrzeugs“ iſt derjenige, der das Kraftfahrzeug 
für eigene Rechnung im Gebrauch hat und die- 
jenige Verfügungsgewalt darüber beſitzt, die 
ein ſolcher Gebrauch vorausſetzt, gleichviel ob 
er Eigentümer, Nießbraucher, Pächter, Mieter, 
Entleiher o. dgl. iſt. f) 


Der Angekl. R. betreibt eine Kraftfahrzeug⸗Reparaturwerk⸗ 
ſtätte und befaßt ſich daneben mit der Vermittlung des Ver⸗ 
kaufs von Kraftfahrzeugen und mit dem hierbei erforderlichen 
Vorfahren der Wagen; er beſitzt den Führerſchein. Der Mit⸗ 
angekl. U. iſt gelernter Elektromechaniker; er war bei R. als 
Volontär und Praktikant tätig; einen Führerſchein beſitzt er 
nicht, hat aber gleichwohl ſchon wiederholt mit dem Wiſſen 
R.3 auf öffentlichen Straßen Kraftwagen geſteuert. Im Jahre 
1927 hatte die N.er Kleinauto⸗Vertriebsgeſellſchaft einen ihr 
gehörigen Perſonenkraftwagen zunächſt zur Reparatur in die 
Werkſtätte R.s verbracht und weiterhin zum Zwecke der Ver⸗ 
mittlung des Verkaufs dort belaſſen; ſie hat ferner dem R. 
die Erlaubnis gegeben, den Wagen beliebig für eigene Zwecke 
zu benutzen; R. brauchte hierfür keine Vergütung zu zahlen, 
mußte aber Betriebsſtoffe u. dgl. auf ſeine Koſten beſchaffen 
und für alle vorkommenden Beſchädigungen aufkommen. — 
Am 4. Mai 1928 fuhren die beiden Angekl. mit dem eben 
erwähnten Kraftwagen von N. nach H. Zunächſt lenkte R. 


In beiden Fällen ſtehen — öffentliche oder private — Urkunden in 
Frage, müſſen ſie falſch angefertigt oder verfälſcht ſein, ſowie zum 
Zwecke der Täuſchung gebraucht werden. Wenn ſohin auch ein grund⸗ 
ſätzlicher Unterſchied nicht beſteht, ſo hat doch die Rſpr. gewiſſe Richt⸗ 
Punkte herausgearbeitet, nach denen zu entſcheiden iſt, welches 
Strafgeſetz auf eine Handlung anzuwenden iſt, um dem Willen des 
Geſetzgebers und dem Zwecke des Strafgeſetzbuches gerecht zu werden. 
Zu ben Urkunden des § 363 StGB. gehören diejenigen nicht, 
bie einer Perſon ein beſtimmtes konkretes Recht verleihen 
oder zum Nachweis eines ſolchen Rechtes dienen (RGSt. 
42, 249). Der Führerſchein verleiht zwar kein konkretes Recht, 
aber er dient zum Nachweis eines ſolchen. Nach 8 2 KraftfG. 
814 KraftfVerkVO. „bedarf, wer auf öffentlichen Wegen oder 
Plätzen ein Kraftfahrzeug führen will, der Erlaubnis der zuſtändigen 
Behörde. Den Nachweis der Erlaubnis hat der Führer durch eine 
Beſcheinigung (Führerſchein) zu erbringen“. Wer einen Führer⸗ 
ſchein falſcht, ſetzt ſich alſo in den Beſitz einer Beweisurkunde da⸗ 
ür, daß ihm die für das ganze Reich geltende Erlaubnis zum 
Führen von Kraftfahrzeugen auf öffentlichen Wegen, eine konkrete 
erechtigung, erteilt ſei. Der Führerſchein iſt darum kein Fähig⸗ 
eitszeugnis“ i. S. 8 363; fein Beſitz beſtätigt nicht nur die Ab⸗ 
legung und das Beſtehen der Führerprüfung, alſo die Erlangung 
gewiſſer Kenntniſſe und Fähigkeiten, ſondern auch das Beſtehen der 
ſonſtigen Vorausfegungen, von denen die Erteilung der Fahr⸗ 
erlaubnis nach 82 Fraftf®. abhängig iſt. 
Was die ſubjektive Seite der Tat anlangt, ſo iſt aus der vor⸗ 
liegenden Entſch. nicht zu erſehen, in welcher Weiſe und zu welchem 
Wege der Angeßl. von dem Führerſchein Gebrauch gemacht hat. 
3 werden nur die ſchon wiederholt ausgeſprochenen Grundſatze an⸗ 
gewendet: der 8 363 trifft nur zu, wenn der Täter von der unbe⸗ 
Himmten, allgemeinen Abſicht geleitet ift, fi günſtigere 
Ausſichten für ſein Fortkommen, nämlich für die Friſtung ſeines 
Unterhalts, überhaupt für die Beſſerung ſeiner ganzen wirtſchaft⸗ 
lichen Lebensſtellung, zu verſchaffen (RÖSt.52, 211), nicht aber, 
wenn er die Abſicht hat, ein konkretes eigenes Recht zu 
gebrauchen oder ein konkretes öffentliches Recht zu 
verletzen (RGSt. 39, 75; 52, 186) — hier das Recht, auf öffent⸗ 
lichen Wegen ein Kraftfahrzeug zu führen, und das Recht des 
Staates, aus ſicherheitspolizeilichen Gründen nur ſolchen Perſonen 
die Führen von Kraftfahrzeugen auf öffentlichen Wegen zu erlauben, 
e beſtimmten Anforderungen genügen. 


Obs R. Dr. Bezold, München. 


Zu 9. Von Müller (Automobil., 5. Aufl., Anm. 11 zu 
Kur Rreftf@erk®D., C Ur zu g 21 Kraftſch, 8 Uke zu 23 
= ajtf®.) wird die Meinung vertreten, der Halterbegriff des 8 7 
raftſcd. dürfe nicht ohne weiteres auf die Verkehrsvorſchriften der 
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den Wagen. Nach einer Fahrpauſe, während welcher U. den 
Wagen wegen einer vermeintlichen Störung unterſucht hatte, 
ſagte R. zu U.: „Bleib ſitzen, fahr nur du weiter!“ Von da 
ab lenkte U. den Wagen, während R. neben ihm ſaß. Er fuhr 
mit einer Geſchwindigkeit von 50—55 Stundenkilometer, ſchnitt 
eine Linkskurve, ſo daß der Wagen eine kurze Strecke auf der 
linken Straßenſeite fuhr und ſtieß hierbei mit einem ent⸗ 
gegenkommenden Motorradfahrer zuſammen. Dieſer kam zu 
Falle, wurde ſchwer verletzt und ſtarb im Krankenhaus an 
einer hinzutretenden Infektion. 

Auf Grund dieſes Sachverhalts wurde U. eines Ver⸗ 
gehens der fahrläſſigen Tötung nach § 222 Abi. 2 StGB. 
in Tateinheit mit einem Vergehen nach § 24 Abſ. 1 Kraft⸗ 
fahrzG. und einer Übertretung nach $ 21 KraftfVerkVO., 
R. eines Vergehens der fahrläſſigen Tötung nach $ 222 
Abſ. 2 StGB. in Tateinheit mit einem Vergehen nach 8 24 
Abſ. 2 KraftfG. ſchuldig befunden. 

Der Rev. des Angekl. R. kann eine Folge nicht gegeben 
werden. 

Mit Recht haben die Vorderrichter angenommen, daß R. 
„Halter des Kraftfahrzeugs“ i. S. des KraftfG. geweſen iſt. 
Nach der Begründung zum Entw. eines KraftfG. von 1908 
(S. 12) iſt als „Halter“ anzuſehen, wer das Kraftfahrzeug 
für eigene Rechnung in Gebrauch hat, insbeſ. den Führer an⸗ 
ſtellt, die Betriebsmittel beſchafft und die Reparationen vor⸗ 
nehmen läßt, ohne daß es dabei einen Unterſchied begründet, 
ob er Eigentümer des Fahrzeugs iſt oder als Nießbraucher, 
Pächter, Mieter, Entleiher uſw. das Fahrzeug verwendet; 
nicht als Halter des Fahrzeugs hat dagegen derjenige zu 
gelten, dem lediglich die Benutzung des Fahrzeugs, ſei es 
entgeltlich, ſei es unentgeltlich, überlaſſen wird, während der 
Überlaſſende nach wie vor die Koſten trägt, die durch die Auf⸗ 
bewahrung, Unterhaltung und Benutzung des Fahrzeugs ver⸗ 
urſacht werden. Die bisherige Rſpr. des RG. in Zivilſachen 


KraftfVerkVoO. und die Strafvorſchriften des Kraftf., die in den 
88 23, 24 ebenfalls den Halterbegriff verwenden, übertragen werden, 
weil der für die Auslegung des Begriffs i. S. der Haftpflicht weſent⸗ 
liche Gedanke, daß, wer die wirtſchaftlichen Vorteile des Fahrzeugs 
genieße, auch die Laſten (der Schadenshaftung) zu tragen habe, auf 
dem Gebiete der ſtrafrechtlichen Beſtimmungen keine maßgebende 
Rolle ſpielen könne. Dieſe Auffaſſung hat weder ſonſt im Schrift⸗ 
tum (vgl. Hellingrath⸗ Michel, Kraftfahrrecht, 4. Aufl. S. 14) 
noch in der Rechtſprechung (vgl. KG. Urt. v. 31. Okt. 1927, 11. Juni 
1928 u. 7. Febr. 1929) Anklang gefunden. Das BayobeG. iſt ihr 
in einem Urt. v. 22. März 1929, RevReg. I 98/29 (DAR. 1929, 
301) mit eingehender Begründung entgegengetreten. Nunmehr hat ſich 
in der vorliegenden Entſch. auch das RG. auf den anderen Stand⸗ 
punkt geſtellt, indem es ohne weitere Begründung erklärt, der er⸗ 
kennende Strafſenat trete der den Halterbegriff i. S. der Haftpflichb⸗ 
beſtimmungen feſtlegenden ſtändigen Rſpr. der Zivilſenate bet, und 
den Begriff des Halters i. ©. des § 7 Kraftf. ohne weiteres auch 
für den 8 24 Kraftfcö. verwendet. Nach der Anſchauung Müllers 
wäre der Angekl. R. ſchon in feiner Eigenſchaft als Werkſtätte⸗ 
beſitzer, der das Kraftfahrzeug auf Beſtellung des Eigentilmers zur 
Ausbeſſerung in ſeine Werkſtätte aufgenommen hat und es nach Be⸗ 
endigung der Arbeit zu einer die Erprobung des Erfolgs der Aus⸗ 
beſſerung bezweckenden Fahrt verwenden durfte, als Halter i. S. des 
$ 24 KraftfG. anzuſehen geweſen. Das NG. lehnt aber dieſe An⸗ 
nahme ab und betrachtet den Angekl. nur deshalb als Halter, weil 
er die Erlaubnis hatte, den Wagen beliebig für eigene Zwecke zu 
gebrauchen, dafür aber auch die Betriebsſtoffe und dergleichen auf 
eigene Koſten beſchaffen und für alle vorkommenden Beſchädigungen 
aufkommen mußte, ſohin ſein Verhältnis zum Wagen ſich dem des 
Entleihers näherte, der Nutzen aus dem Wagen zieht und die Koſten 
dafür beſtreitet. 

Daß der Halter zugleich eines mit dem Verg. nach 8 24 
Abs. 2 Kraftf®. in Tateinheit zuſammentreffenden Verg. der fahr⸗ 
läſſigen Tötung ſchuldig erkannt wird, iſt völlig in Ordnung. Das 
tateinheitliche Zuſammentreffen des Berg. nach § 24 Abſ. 1 Nr. 1 
Kraftfcßh. mit dem Verg. nach $ 222 oder 8 230 StGB. hat das 
RO. ſchon wiederholt angenommen (vgl. RÖSt. 59, 317 — DIL. 
1926, 313); auch der Führer kann durch Überlaſſung des Steuers 
an einen Ungeübdten fahrläſſige Körperverletzung begehen (RG. vom 
21. Febr. 1927: JW. 1927, 2705). Die Entſch. nimmt eine zwei⸗ 
fache Pflichtwidrigkeit des Halters an: die Beſtellung eines der 
nötigen Kenntniſſe und Fähigkeiten Entbehrenden zum Führer und 
die Nichtbefolgung der durch dieſes Tun begründeten Rechtspflicht 
zur ſtändigen Beaufſichtigung des ungeeigneten Führers. Beide Pflicht⸗ 
widrigkeiten waren urſächlich für den rechtswidrigen Erfolg der Tö⸗ 
tung, da ſie Bedingungen für deſſen Eintritt ſetzten. 

Obs GR. Dr. Bezold, München. 
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ſteht mit dieſen Grundſätzen im Einklang. Auch nach dieſer 
Rſpr. iſt Halter eines Kraftfahrzeugs, wer es für eigene Rech⸗ 
nung im Gebrauch hat — alſo Nutzen daraus zieht und die 
Koſten dafür beſtreitet — und diejenige Verfügungsgewalt 
darüber beſitzt, die ein ſolcher Gebrauch vorausſetzt, gleichviel 
ob er Eigentümer, Nießbraucher, Pächter, Mieter, Entleiher 
o. dgl. iſt (vgl. RG. 77, 348; 78, 179; 87, 137; 91, 269; 
93, 222). Der erk. Sen. tritt dieſer Rſpr. bei. Die hiernach 
erforderlichen Vorausſetzungen waren nach dem geſchilderten 
Sachverhalt beim Angekl. R. hinſichtlich des ihm von der 
Kleinauto⸗Vertriebsgeſellſchaft überlaſſenen Perſonenkraft⸗ 
wagens gegeben. Er ſtand zu dem Wagen nicht lediglich im 
Verhältnis eines Werkſtättenbeſitzers, der ein Kraftfahrzeug 
auf Beſtellung des Eigentümers zur Ausbeſſerung in ſeine 
Werkſtätte aufnimmt und es nach Beendigung der Arbeit zu 
einer die Erprobung des Erfolgs der Ausbeſſerung bezwecken⸗ 
den Fahrt verwendet (RG. 79, 312 [314/15]; 91, 269 [272], 
303). Vielmehr nähert ſich ſein Verhältnis dem des Entleihers, 
der Nutzen aus dem Wagen zieht und die Koſten dafür be⸗ 
ſtreitet. Hieran würde auch dadurch nichts geändert, daß der 
Angekl. die Steuern nicht zu tragen gehabt hätte. Da weiter 
feſtgeſtellt iſt, daß R. den U., der ſich durch einen Führerſchein 
nicht ausweiſen konnte, durch die Aufforderung „Fahr nur du 
weiter“ zur Führung des Fahrzeugs beſtellt hatte, iſt der 
Tatbeſtand des § 24 Abſ. 2 KraftfG. erfüllt. 

Aber auch die Verurteilung wegen fahrläſſiger Tötung 
unter Verletzung einer Berufspflicht iſt zu Recht erfolgt. 
R. hat dadurch, daß er den U. zum Führer des Wagens be⸗ 
ſtellte, eine Bedingung für den durch U. verſchuldeten Unfall 
und deſſen Folgen geſetzt. Er hat hierbei aber auch ſelbſt 
fahrläſſig gehandelt. Er wußte, daß die Kenntniſſe und die 
Fähigkeiten U.s zum Wagenführen ungenügend waren. Wenn 
er gleichwohl und noch dazu gegen das Verbot des § 24 Abſ. 2 
Kraftf®. den U. zum Führer beſtellte, fo handelte er ſchon 
hierdurch fahrläſſig und wurde für den rechtswidrigen Erfolg, 
der durch den Führer infolge feiner ungenügenden Kenntniſſe 
und Fähigkeiten verurſacht wurde, mit verantwortlich. Seine 
Verantwortlichkeit ergibt ſich aber auch daraus, daß ihm 
durch die Beſtellung ſeines ungenügend ausgebildeten Prakti⸗ 
kanten zum Wagenführer eine Rechtspflicht zur Abwendung 
der hieraus drohenden Gefahren und damit eine Rechtspflicht 
zur unausgeſetzten Beaufſichtigung des von ihm beſtellten 
Führers erwachſen war, daß er auch dieſe Rechtspflicht nicht 
erfüllt und die Verhinderung des rechtswidrigen Erfolgs durch 
rechtzeitiges Eingreifen, zu dem er verpflichtet und in der 
Lage geweſen wäre, fahrläſſig unterlaſſen hat. 

(1. Sen. v. 15. Okt. 1929; 1D 377/29.) 


5. 


Berufsausübung. 


10. § 230 A bſ. 2 StG B. Bei der Anwendung 
dieſer Vorſchrift auf einen Motorradfahrer 
kommt es allein darauf an, ob ſein Beruf oder 
das Gewerbe im Motorradfahren beſtand oder 
ob er ein Motorrad bei Erledigung ſeiner Be⸗ 
rufs⸗ oder Gewerbsgeſchäfte zu benutzen 
pflegte oder doch regelmäßig zu benutzen ent⸗ 
ſchloſſen war. f) 0 


Die nur gegen die Verurteilung wegen fahrläſſiger 


Zu 10. Die Beſtimmungen der 88 222 Abſ. 2, 230 Abſ. 2 RStGGB., 
welche dem Berufs⸗ oder Gewerbstätigen eine beſondere Verpflichtung auf⸗ 
erlegen, bedeuten eine große Härte für die kraftfahrende Welt. Es wird 
hier eine dem Laien ganz unverſtändliche Beſtimmung aufgeſtellt. Der 
Vergnügungsfahrer wird nämlich leichter beurteilt als der Berufs⸗ 
fahrer. Wie wenig dies allgemein verſtanden wird, ergibt ſich 
daraus, daß der Fahrer auf Befragen zunächſt immer ſich als 
Berufsfahrer ſtempeln will, weil er nach ſeinem inſtinktiven Ge⸗ 
fühl dabei glaubt, die mildeſte Beurteilung erfahren zu muſſen. 
Dem iſt aber nicht fo. Die vorliegende Entſch. des RG. präziſtert 
nun wieder den Standpunkt des Berufsfahrers. Danach iſt gleich⸗ 
gültig die Tatſache, ob die Fahrt an und für ſich in geſchäftlicher 
Angelegenheit ausgeführt wurde. Berufsfahrertum liegt dann vor, 
wenn eine Berufsfahrertätigkeit oder auch nur eine Hilfs⸗ oder 
Nebenverrichtungstätigkeit gegeben iſt. Es ſei hier auch an R.: 
DR. Nr. 230 erinnert, wonach es genügt, daß der Fahrer drei 
oder vier Tage wöchentlich in geſchäftlicher Angelegenheit ſeiner 
Firma fährt. So iſt nach RG: Rͤraftf. 1929, 63 ein Bezirks⸗ 


Körperverletzung gerichtete Rev. iſt begründet. Der bisher 
feſtgeſtellte Sachverhalt reicht zur Anwendung des § 230 
Abſ. 2 SGB. nicht aus. Der Angekl. hat, wie im Urteil 
ausgeführt wird, die Motorradfahrt unternommen, um für 
ſeinen Bruder und mit ihm in einer Holzkaufangelegenheit 
in R. etwas zu erledigen. Weil er demnach die Fahrt „in 
geſchäftlichen Angelegenheiten“ ausgeführt hat, nahm das 
Shöff®. an, daß er zu der Aufmerkſamkeit, welche er aus 
den Augen ſetzte, vermöge ſeines Berufs oder Gewerbes be⸗ 
ſonders verpflichtet geweſen ſei. Darin gibt ſich eine rechts⸗ 
irrige Auffaſſung der erwähnten Beſtimmung kund. Es ge⸗ 
nügt weder noch iſt es erforderlich, daß der Täter die Fahrt 
zur Erledigung einer eigenen oder einer fremden geſchäft⸗ 
lichen Angelegenheit unternommen hat. Vielmehr kommt es 
darauf an, ob der Beruf oder das Gewerbe des Angekl. im 
Motorradfahren beſtand (berufs⸗ und gewerbsmäßiges Rad⸗ 
rennfahren würde hierher gehören und die gewerbsmäßige 
Beförderung von Perſonen, ähnlich wie ſie der Halter einer 
Kraftdroſchke betreibt) oder ob er ein Motorrad bei Er⸗ 
ledigung ſeiner Berufs⸗ oder Gewerbsgeſchäfte zu benutzen 
pflegte oder doch regelmäßig zu benutzen entſchloſſen war, 
z. B. beim Aufſuchen auswärtiger Geſchäftskunden (Hilfs⸗ 
tätigkeit, Nebenverrichtung) (vgl. RGSt. 34, 65 u. a.). Liegt 
eine dieſer Vorausſetzungen vor, dann kommt es nicht dar⸗ 
auf an, ob der Angekl. in dem gegebenen Falle zur Aus⸗ 
übung ſeines Berufs oder Gewerbes gefahren iſt oder ob er 
ſchon früher derartige Fahrten gemacht hat (RGSt. 59, 269) 
oder ob er eine beſondere Erfahrung im Motorradfahren be⸗ 
reits beſaß (RGSt. 62, 122). Auch wäre es nicht von Be⸗ 
deutung, daß er den Führerſchein noch nicht in der Hand 
gehabt hat. Dagegen beſtünde die erhöhte Sorgfaltspflicht 
nicht beim Motorrad fahren, wenn er von Berufs wegen 
nur Kraftwagen führer wäre, worauf die Berufsbezeichnung 
am Kopfe des Urteils hinweiſt (RG.: 1. Sen. v. 4. Jan. 
1929, 1 D 1208/28). 
(2. Sen. v. 28. Okt. 1929; 2 D 586/29.) A.] 

11. SS 222 Ab ſ. 2 und 230 A bſ. 2 StGB.; 88 1, 27 
Kraftf G.; 88 1, 3ff., 14 ff., 47 ff. Kraftf VerkVO.; 812 
KraftfStG.; 88 356, 377, 383 RA bg O. 

1. Zur Anwendung der 88 222 Abſ. 2 und 230 
Abſ. 2 StGB. gegenüber Kraftfahrzeugfahrern. 
Im Sinn der genannten Paragraphen iſt nicht 
je ein beſonderer Beruf als Perſonen⸗ bzw. als 
Laſtkraftwagenführer anzuerkennen, ſondern 
nur eine einheitliche Berufsausübung als Füh⸗ 
rer eines Kraftfahrzeuges. Auf den Beſitz eines 
beſtimmten Führerſcheins kommt es nicht an. 

2. Eine Ordnungswidrigkeit nach 812 Kraftf⸗ 
St G., 8377 R Abg. ſtellt eine Steuer zuwider⸗ 
handlung i. S. des 8 356 RA bg O. dar, fo daß bei 
einheitlichem Zuſammentreffen mit einer nach 
einem anderen Geſetz ſtrafbaren Tat 8 383 Abſ. 1 
RAbg O. anzuwenden iſt. f) 


1. Nach der ohne Rechtsirrtum getroffenen Feſtſtellung 


direktor einer Verſicherungsgeſellſchaft als Berufsfahrer anzu⸗ 
ſehen. Ferner hat auch RG.: DIE. 1929, 445 entſchieden, daß 
der als Kraftfahrer bei der Reichswehr dienende Soldat als Be⸗ 
rufsfahrer anzuſehen iſt. Eine Entſch. desſelben Gerichts v. 
4. Jan. 1929 hat ebenfalls ſchon einmal ausgeſprochen, daß die 
Berufsfahrerverpflichtung ſich nur auf die Fahrzeuge gleicher 
Gattung erſtreckt. Wenn alſo ein ſonſt als Wagenführer tätiger 
Chauffeur ausnahmsweiſe eine Motorradfahrt unternimmt, ſo kann 
er als Berufsfahrer nicht angeſprochen werden. Von allgemeinem 
Intereſſe dürfte die Tatſache fein, daß gem. $ 232 mit 8 64 
RStGB. ein Strafantrag wegen fahrläſſiger Körperverletzung nur 
dann mit Wirkung zurückgenommen werden kann, wenn das Ver⸗ 
gehen gegen einen Angehörigen verübt iſt. Es wäre ſehr zu wün⸗ 
ſchen, wenn dieſe beiden Geſetzesbeſtimmungen eine andere Faſſung 
erhielten, damit dadurch die Rſpr. entlaſtet würde. Es ſind von 
verſchiedenen oberen Gerichten der Länder ſchon Verſuche gemacht 
worden, den Begriff des Berufsfahrers einer größeren Einengung 
zu unterziehen. Ich erinnere hier an die vom DULG. Dresden ger 
fällten Entſcheidungen. Leider hat das RG. ſich dieſem Standpunkt 
nicht angeſchloſſen. 
RA. Dr. Ludwig Lechner, München. 


Zu 11. Soweit das Urt. die Berufsfahrereigenſchaft des Angel, 
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des SchöffGG. iſt der Angekl. berufsmäßiger Führer eines 
Laſtkraftwagens. Daneben war er „Pfleger“ eines Perſonen⸗ 
raftwagens, deſſen Beſitzer ihm jede Fahrt mit dieſem 
agen verboten hatte. Er beſitzt den Führerſchein der 
Klaſſe 1 und 2. Trotz des Verbotes unternahm er am 3. Okt. 
1928 mit dem Perſonenkraftwagen für ſich eine Fahrt, bei 
der er den Tod eines und die Körperverletzung zweier Men⸗ 
ſchen durch Fahrläſſigkeit verſchuldete. Das Hauptverfahren 
iſt u. a. gegen ihn wegen eines Vergehens der Tötung und 
zweier Vergehen der fahrläſſigen Körperverletzung i. S. des 
Abſ. 2 der §8 222 und 230 StGB. eröffnet. Das Schöffc. 
hat den ſtraferhöhenden Umſtand dieſer Vorſchriften verneint. 
Dagegen wendet ſich die Rev. des Staatsanwalts mit Recht. 
Nach der ſtändigen Rſpr. des RG. iſt die Anwendung des 
Abſ. 2 der 88 222 und 230 StGB. nicht davon abhängig, 
daß der Angekl. in oder bei Ausübung ſeines Berufs ge⸗ 
handelt hat. War er an ſich zu der Aufmerkſamkeit, die er 
vernachläſſigt hat, durch feinen Beruf beſonders verpflichtet, 
dann war er es auch bei der verbotenen Fahrt, obwohl ſie 
völlig außerhalb ſeines Berufes lag (RGSt. 34, 65/67; 54, 
234/35; 59, 269/70). Ob aber für ihn vermöge ſeines Be⸗ 
rufes eine beſondere Pflicht zu jener Aufmerkſamkeit beſtand, 
kann mithin nur deshalb fraglich ſein, weil er die Fahrt mit 
einem Perſonen⸗ und nicht mit einem Laſtkraftwagen ge⸗ 
macht hat. Für die Beantwortung dieſer Frage iſt es rechtlich 
unerheblich, daß er nicht im Beſitz eines Führerſcheines für 
erſonenkraftwagen war. Sowenig der bloße Beſitz eines 
polizeilichen Führerſcheines den Beruf des Kraftwagenführers 
begründet (vgl. RCSt. III v. 23. April 1925, 30 89/25; 
UI v. 21. Juni 1926, 3 D 379/26; II v. 5. Juli 1926, 2D 
504/26), ſowenig ſchließt der Mangel ſeines Beſitzes die recht⸗ 
liche Möglichkeit aus, daß jemand von Beruf Kraftwagen⸗ 
führer iſt. Deshalb kann auch der bloße Mangel des Beſitzes 
eines Führerſcheines für Perſonenkraftwagen nicht entſcheidend 
dafür ſein, ob der berufsmäßige Führer eines Laſtkraft⸗ 
wagens nicht auch dann eine beſondere Pflicht zur Aufmerk⸗ 
ſamkeit hat, wenn er einmal einen Perſonenkraftwagen führt. 
Die Entſcheidung kann vielmehr nur davon abhängen, ob die 
Hührung eines Laſtkraftwagens etwas ſo weſentlich anderes 
iſt als die Führung eines Perſonenkraftwagens, daß je ihre 
berufsmäßige Ausübung je einen beſonderen Beruf für ſich 
darſtellt. Das iſt zu verneinen. Die techniſche Beſchaffenheit 
beider Arten von Wagen iſt in ihren weſentlichen Einrich⸗ 
tungen gleich. Deshalb werden ſie auch — anders als z. B. 
die Kleinkrafträder (8 27 Kraftf G., 88 1 Nr. 2, 47ff. Kraftf⸗ 
VerkV O.) — von der Rechtsordnung unter dem einen Begriff 
Kraftfahrzeug“ zuſammengefaßt (8 1 Abſ. 2 KraftfG., 8 1 
Nr. 1 KraftfVerkVO.). Auch ihr Betrieb ift im weſentlichen 
gleich. Das gilt beſonders für die Gefahren, die ſie für den 
offentlichen Verkehr mit ſich bringen und denen ſie in ihm 
— 
1. S. der 88 222 Abſ. 2 und 230 Abſ. 2 StGB., entgegen dem Urt. 
der Vorinſtanz, bejaht, beruht es auf folgenden Erwägungen: 

1. Wer an ſich Berufsfahrer iſt, der iſt es auch bei einer 
außerberuflichen, vorliegend ſogar verbotenen Fahrt, d. h. auch in 
vieſem Falle kommen die ſtrafſchärfenden Vorſchriften der 88 222 
Abſ. 2 und 230 Abs. 2 SGB. zur Anwendung. 


1926, 44; 
1 der Tat gleichgültig ſein, ob nun die gerade in Frage kom⸗ 
1 0 11 Fahrt eine Berufsfahrt war oder nicht (ſo ferner außer den 
Kae 115 aufgefüßeten Zitaten RG.: JW. 1925, 2469: RC, 


Hamburg: HanjRg. 1926, 29 
Regen diese diſpe. Zeit hat namentlich das OLG. Dresden bewußt 


ausgeſetzt ſind. Darum ſind im weſentlichen auch einerſeits 
die Vorausſetzungen, unter denen ſie in öffentlichen Betrieb 
genommen werden dürfen, gleich geregelt (vgl. 8S St. 
KraftfVerkVO.) und andererſeits die Pflichten ihrer Führer 
gleich beſtimmt (vgl. 88 14 ff. KraftfVerkVO.). Gegenüber 
dieſer überwiegenden Gleichheit in den weſentlichſten Rich⸗ 
tungen kann es keinen ausſchlaggebenden Unterſchied be⸗ 
gründen, daß „der Laſtkraftwagen bei hohem Gewicht nur 
eine geringe Geſchwindigkeit“ zuläßt, während beim Perſonen⸗ 
kraftwagen das umgekehrte der Fall“ iſt. Vielmehr iſt nach 
der von der Rechtsordnung getroffenen Regelung und auf 
Grund der in Betracht zu ziehenden geſamten tatſächlichen 
Verhältniſſe davon auszugehen, daß die berufsmäßige Füh⸗ 
rung eines Laſtkraftwagens und die eines Perſonenkraft⸗ 
wagens einen Beruf bildet, nämlich den des Führers 
eines Kraftfahrzeugs. Daran kann auch die Tatſache nichts 
ändern, daß die Prüfung der Führer auf den Nachweis ihrer 
Befähigung zum Führen beſtimmter Betriebsarten und Klaſ⸗ 
ſen von Kraftfahrzeugen zu richten iſt — Anweiſung für 
die Prüfung der Führer von Kraftfahrzeugen unter IV, An⸗ 
lage zu § 14 Abſ. 4 KraftfVerkVO. — und daß die polizei⸗ 
lichen Führerſcheine inhaltlich nicht gleich ſind. Die Un⸗ 
erheblichkeit des letzteren Umſtandes ergibt ſich daraus, daß, 
wie oben ſchon dargetan, der Beſitz eines Führerſcheins für 
den Beruf des Kraftwagenführers überhaupt unerheblich 
iſt. Im übrigen kommt es für die Anwendung des Abſ. 2 
der 88 222, 230 StGB. nicht darauf an, daß der vermöge 
ſeines Berufes zur Aufmerkſamkeit beſonders verpflichtete 
Täter die beſſere Einſicht und Sachkunde, die der Beruf mit 
ſich zu bringen pflegt, auch wirklich hat. Es kann ſich des⸗ 
halb auch der berufsmäßige Führer eines Kraftwagens nicht 
darauf berufen, daß ſeine Ausbildung und Prüfung im 
Fahren unzulänglich geweſen ſei oder daß ihm ſeine Tätig⸗ 
keit noch keine hinreichende Erfahrung und Umſicht verſchafft 
habe (RGSt. 62, 122/24). Der Abi. 2 der §8 222 und 230 
StGB. beruht eben auf der Auffaſſung, daß Amt, Beruf 
und Gewerbe eine gewiſſe Erfahrung, Übung und Vorbildung, 
damit aber auch eine beſſere Einſicht in die mit der Berufs⸗ 
und Gewerbsausübung für andere verbundenen Gefahren 
mit ſich bringen und deshalb auch eine beſondere Pflicht zur 
Aufmerkſamkeit begründen (RGSt. 62, 122/23). Auch dieſe 
Vorbildung, Übung und Erfahrung und damit auch die beſ⸗ 
ſere Einſicht in die Gefahren der Verufsausübung für andere 
iſt für die Führer von Laſt⸗ und Perſonenkraftwagen im 
weſentlichen gleich, ſo daß auch die beſondere Pflicht zur 
Aufmerkſamkeit für ſie gleich iſt, wenn im einzelnen Falle 
der berufsmäßige Führer eines Laſtkraftwagens einen Per⸗ 
ſonenkraftwagen fährt und umgekehrt. Die entgegengeſetzte 
Anſicht des Schöffl. iſt rechtsirrig. 

2. Rechtlich verfehlt iſt auch die Auffaſſung des SchöffGd., 


1928, 29), davon ausgehend, daß das Kraftfahren wenigſtens i n 
einem inneren Zuſammenhange mit dem Hauptberuf des 
Täters ſtehen müſſe, wie es z. B. beim Automobilhändler ohne 
weiteres gegeben ſei. Das NG. hat aber dieſe Auffaſſung des OLG. 
Dresden ausdrücklich abgelehnt (NGSt. 62, 122), und das OLG. 
Dresden hat in neueren Entſch. feinen Widerſtand gegen die reichs⸗ 
gerichtliche Rſpr. aufgegeben (vgl. z. B. Rͤraftf. 1929, 495). Be⸗ 
Ranntlich läßt der Entw. zum neuen StGB. die Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen Berufsfahrer und Nichtberufsfahrer hinſichtlich des Straſmaßes 
fallen und hält dieſe Unterſcheidung nur für das Antragsrecht des 
Verletzten aufrecht (vgl. darüber Arndt: RKraftf. 1928, 145). 

2. Der Beſitz eines Führerſcheins iſt für die Bejahung oder 
Verneinung der Berufsfahrereigenſchaft unerheblich. 

Auch das hat das RG. ſchon öfter ausgeſprochen, und zwar hat 
es gerade den vorliegenden Fall, daß ein Laſtkraftwagenführer aus⸗ 
nahmsweiſe einen Perſonenwagen fährt, ſchon im Urt. v. 10. Juni 
1926 (JurRdſch. 1926, II, 1006 Nr. 1319) behandelt, wobei es 
zu demſelben Reſultat gelangte. Allerdings erſcheint in dem früheren 
Urt. die Begründung einleuchtender als in dem obigen. Geht das 
RG. in dem obigen Urt. mehr vom techniſchen Standpunkt 
aus, indem es die gleiche techniſche Beſchaffenheit von Perſonen⸗ und 
Laſtwagen und die daraus reſultierenden gleichen Fahrerpflichten be⸗ 
trachtete, ſo ſagle es im Urt. v. 10. Juni 1926 weſentlich kürzer 
und verſtändlicher: 

„. .. Denn bei regelmäßiger Beſchränkung der Fahrten auf 
Beförderung von Laſten gehörte es ſelbſtverſtändlich zu den Be⸗ 
rufspflichten (des Angekl.), dafür Sorge zu tragen, daß dabei nicht 
Menſchen zu Schaden kamen.“ 

Nicht ganz zutreffend, wenn auch für die Beurteilung des 
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daß wegen der von ihm an ſich richtig feſtgeſtellten Ord⸗ 
nungswidrigkeit nach § 12 KraftfStG., § 377 RAbgO. keine 
beſondere Geldſtrafe aus dem Steuergeſetze zu verhängen ſei, 
weil „Ordnungswidrigkeiten nicht zu den Steuerzuwider⸗ 
handlungen des $ 359 — gemeint iſt wohl 8 356 — RAbgd. 
gehören“. Nach § 383 Abſ. 1 Satz 1 und 2 NAbg0O. iſt, 
falls eine Handlung zugleich als „Steuerzuwiderhandlung“ 
und nach einem anderen Geſetze zu ſtrafen iſt und das andere 
Geſetz eine ſchwerere Strafart oder eine ſchwerere Strafe an⸗ 
droht, die Strafe dem anderen Geſetz zu entnehmen und da⸗ 
neben eine nach dem Steuergeſetz verwirkte Geldſtrafe noch 
beſonders zu verhängen. Sämtliche Vorausſetzungen dieſer 
Beſtimmung ſind hier erfüllt. Namentlich ſind auch die 
Ordnungswidrigkeiten des 8 377 RAbgoO. Steuerzuwider⸗ 
handlungen i. S. des § 383 daſelbſt. $ 356 RAbgO. legt den 
Begriff der Steuerzuwiderhandlungen für den ganzen Be⸗ 
reich dieſes Geſetzes feſt, und zwar dahin, daß darunter alle 
ſtrafbaren Verletzungen von Pflichten fallen, die die 
Steuergeſetze im Intereſſe der Beſteuerung auferlegen. Eine 
ſolche Pflicht beſtimmt auch § 12 Kraftfahrzeug ſteuer geſetz. 
Ihre Verletzung iſt mit der Kriminalſtrafe des 8 377 RAbgd. 
bedroht. Es iſt deshalb nicht einzuſehen, warum dieſe Ver⸗ 
letzung nicht eine Steuerzuwiderhandlung i. S. des 8 356 
und damit auch des $ 383 R Abg. fein ſollte. Für ſie war 
deshalb trotz der gegebenen Tateinheit eine Geldſtrafe aus 
8 377 RAbgO. geſondert zu verhängen. 
(1. Sen. v. 25. Juni 1929; 10 474/29.) A.] 


Vorfahrtsrecht. 


12. 88 222, 230 StG B. Der auf unrichtiger Be⸗ 
urteilung der örtlichen Verhältniſſe beruhende 
Irrtum des Kraftwagenführers, er habe das 
Vorfahrtsrecht gegenüber einem anderen, ſeit⸗ 
lich herankommenden Kraftfahrzeug, kann die 
Fahrläſſigkeit ausſchließen. f) 

Mit Recht hat das BG. die Entſcheidung der Frage, ob 


Falles unweſentlich, erſcheint allerdings der Hinweis des RG. auf 
die Kleinkrafträder. Nach der Definition in 8 1 Abſ. 2 KraftfG., 
die im übrigen mit der Definition in 8 1 Nr. 1 KraftfVerkVO. 
wörtlich übereinſtimmt, ſind Kraftfahrzeuge „Landfahrzeuge, die durch 
Maſchinenkraft bewegt werden, ohne an Bahngleiſe gebunden zu 
ſein“; und hiernach ſind Kleinkrafträder zweifellos gleichfalls Kraft⸗ 
fahrzeuge (entgegen den Ausführungen des RG.), wenn auch das 
Automobilgeſetz auf fie nicht anwendbar iſt (8 27 Kraftf®.). Auch 
8 47 KraftfVerkVoO., der die beſonderen Beſtimmungen der Klein⸗ 
Krafträder regelt, ſieht dieſe als „Krafträder“ an, alſo wiederum 
als „Kraftfahrzeuge“ i. S. des § 1 Ziff. 1 und 2 KraftfVerk Vo. 

Davon abgeſehen iſt aber der Hinweis des Urt. auf die Klein⸗ 
Krafträder ohnehin ſchwer verſtändlich; denn das RG. würde zwei⸗ 
fellos keine Bedenken tragen, auch einen Kleinkraftfahrer im ge⸗ 
gebenen Falle als Berufsfahrer i. S. der 88 222 Abſ. 2, 230 Abſ. 2 
StGB. anzufehen, ebenſo wie es bei einem Motorradfahrer die Mög⸗ 
lichkeit der Berufsfahrereigenſchaft angenommen hat (Urt. v. 4. Jan. 
1929, Nraftf. 1929, 495). 

3. Für die Anwendung der 88 222 Abſ. 2, 230 Abſ. 2 StGB. 
kommt es nicht darauf an, daß der Täter die beſſere Einſicht und 
Sachkunde, die der Beruf mit ſich zu bringen pflegt, auch wirk⸗ 
lich hat. 

Auch die Ausführungen zu dieſem Punkt entſprechen, wie die 
in dem Urt. wiedergegebenen Zitate beweiſen, der konſtanten Rſpr. 
des RG., die auch hier vom techniſchen Standpunkt aus⸗ 
geht. (Abgeſchloſſene Ausbildung am Kraftfahrzeug, ſeien es nun 
Perſonen⸗ oder Laſtwagen.) Die Frage der mangelnden Ausbildung 
kann hiernach in erſter Linie nur dann akut werden, wenn die Aus⸗ 
bildung überhaupt noch nicht vollendet war, der in der Ausbildung 
begriffene Fahrſchüler alſo erſt eine beſſere Einſicht und Sachkunde 
erlangen ſollte (RSSt. 59, 270 und RG. v. 12. Nov. 1926: 


Rekraftf. 1927, 69). 
. RU. Dr. Arndt, Düffeldorf. 


Zu 12. 824 KraftfVerkVO. hat das Vorfahrtsrecht für Kraft⸗ 
fahrzeuge an Kreuzungen und Wegeeinmündungen — abgeſehen von 
hier nicht zu erörternden Fällen polizeilicher Einzelanordnung und 
der Regelung für beſtimmte Wagenkategorien (Feuerwehr uſw.) — 
folgendermaßen geregelt: das auf einem Hauptverkehrsweg ſich be⸗ 
findende Kraftfahrzeug hat das Vorfahrtsrecht gegenüber dem aus 
einem Seitenweg kommenden Fahrzeuge; im übrigen hat das von 
rechts kommende Fahrzeug die Vorfahrt. Zu letzterer Gruppe gehört 
zunächſt der Fall, daß die von den Kraftfahrzeugen befahrenen Wege 


die Ch.⸗Straße und die K.⸗Straße Hauptverkehrswege i. S. des 
824 KraftfVerkVoO. find, von der Verkehrsbedeutung beider 
Straßen abhängig gemacht, und es iſt der Rev. nicht zuzu⸗ 
geben, daß es dabei außer acht gelaſſen hätte, auf welcher 
der beiden Straßen der wichtigere Durchgangsverkehr ſtatt⸗ 
finde. Das Ergebnis der Prüfung, daß beide Straßen Haupt⸗ 
verkehrswege ſind und daß demzufolge der von rechts kom⸗ 
mende Zeuge D. das Vorfahrtsrecht gehabt habe, iſt rechtlich 
nicht zu beanſtanden. 

Der Angekl. hatte aber geltend gemacht, er habe das Vor⸗ 
fahrtsrecht gehabt, da die von ihm benutzte Ch.⸗Straße als 
Hauptverkehrsweg, die fie kreuzende K.⸗Straße aber als Seiten⸗ 
weg anzuſehen ſei. Dieſer Verteidigung hat das BG. an⸗ 
ſcheinend nicht ausreichend Rechnung getragen. Da nicht ohne 
weiteres aus der Beſchaffenheit der Straßen zu erſehen war, 
welche ein Hauptverkehrs⸗ und welche ein Seitenweg ſei, hätte 
das BG. prüfen ſollen, ob der Angekl. etwa entſchuldbar über 
die Verkehrsbedeutung beider Straßen in tatſächlicher Be⸗ 
ziehung irrte und von der Richtigkeit ſeiner Anſicht überzeugt 
war. Daß das geſchehen wäre, iſt aus dem angefochtenen Ur⸗ 
teile nicht erſichtlich, in ihm hat das BG. zu der Verteidigung 
des Angekl., er ſei jenes Glaubens geweſen, überhaupt nicht 
klar und beſtimmt Stellung genommen. Ein entſchuldbarer 
Irrtum des Angekl. in dieſer Beziehung hätte aber möglicher⸗ 
weiſe von Einfluß auf die Entſch. des BG. fein können. Die 
Frage, welche Handlungen und Unterlaſſungen im Falle des 
Zuſammentreffens zweier Kraftwagen an einem Kreuzungs⸗ 
punkt von den Führern zu verlangen ſind, wird regelmäßig 
verſchieden zu beantworten ſein, je nachdem der Betreffende 
der Vorfahrtsberechtigte oder der Vorfahrts verpflichtete war, 
und infolgedeſſen auch, je nachdem er infolge entſchuldbaren 
Tatſachenirrtums ſich als den einen oder als den andern an⸗ 
ſah. Dem Urteil iſt nun nicht zu entnehmen, daß das BG. 
ein fahrläſſiges Verſchulden des Zuſammenſtoßes durch den 
Angekl. auch dann angenommen hätte, wenn er der Vorfahrts⸗ 
berechtigte geweſen wäre oder in unverſchuldetem Irrtum über 
die Bedeutung beider Straßen für den Verkehr ſich dafür 
gehalten hätte. Es läßt ſich darum nicht ausſchließen, daß das 


zueinander nicht im Verhältnis von Hauptverkehrsweg zu Seitenweg 
ſtehen, daß es ſich vielmehr um einander gleichwertige Straßen i. S. 
des 8 24 KraſtfVerkVO. handelt. Hierunter fällt aber weiterhin auch 
der Fall, daß Zweifel über das Verhältnis der beiden Wege zuein⸗ 
ander beſtehen (vgl. hierzu RG.: RKraftf. 1928, 195 f.). 

In dem hier zur Erörterung ſtehenden Falle iſt das BG. auf 
Grund der von ihm angeſtellten, rechtlich anſcheinend auch einwand⸗ 
freien Prüfung über die Verkehrsbedeutung der beiden Wege zuein⸗ 
ander zu dem vom Revch. nicht beanſtandeten Ergebnis gelangt, daß 
beide Straßen Hauptverkehrswege ſeien; es muß alſo für die weitere 
Behandlung der hier intereſſierenden Fragen von der vom BG. nach 
dem Ergebniſſe dieſer Prüfung richtigen Feſtſtellung ausgegangen wer⸗ 
den, daß das von rechts kommende Fahrzeug, alſo nicht der Wagen 
des Angekl., das Vorfahrtsrecht gehabt habe. Nach der Einlaſſung 
des Angekf. ſteht nun feft, daß dieſer ſich, allerdings zu Unrecht, für 
vorfahrtsberechtigt hielt, weil er der Annahme war, daß die von ihm 
befahrene Straße zu der kreuzenden Straße im Verhältnis von 
Hauptverkehrsweg zu Seitenweg ſtehe. Bei richtiger Würdigung 
des Vorbringens des Angekl. hätte das LG. nicht allein auf Grund 
des Irrtums des Angekl. über die Verkehrsbedeutung der beiden 
Wege zueinander zu einer Verurteilung wegen fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung gelangen dürfen; es wäre vielmehr inſoweit zu einer Ver⸗ 
urteilung die Feſtſtellung erforderlich geweſen, daß der Angekl. den 
Verkehrsunfall dadurch verſchuldet habe, daß er unter Außeracht⸗ 
laſſung der ihm nach Lage der Sache möglichen und zuzumutenden 
Sorgfalt die Verkehrsbedeutung der beiden Wege zueinander verkannt 
und deshalb in verſchuldetem Irrtum ſich für vorfahrtsberechtigt er⸗ 
achtet habe (wobei hier unterſtellt werden kann, daß bezüglich der 
Kauſalität die erforderlichen Feſtſtellungen getroffen ſind). Mit Recht 
iſt mangels der erforderlichen Schuldfeſtſtellung die Zurückverweiſung 
in die Vorinſtanz erfolgt. 

Die Frage, ob der Glaube des Angekl. an fein Vorfahrtsrecht 
auf einem entſchuldbaren Irrtum beruhte, wird dann zu bejahen ſein, 
wenn der Angekl. bei Anwendung aller pflichtgemäßen und ihm 
nach Lage der Sache möglichen Sorgfalt nicht zu der Überzeugung 
gelangen konnte, daß die beiden Straßen im Verhältnis zueinander 
gleichwertig ſeien, und inſoweit ſpricht für den Angekl. der aus 
dem Tatbeſtande des Urt. ſich ergebende Umſtand, daß aus der Be⸗ 
ſchaffenheit der Straßen nicht ohne weiteres ihre Verkehrsbedeutung 
zueinander erſehen werden konnte. Allerdings würde es dem Angell. 
ſchon zum Verſchulden gereichen, wenn auch nur feſtgeſtellt werden 
könnte, daß ihm bei Anwendung aller gebotenen und möglichen Sorg⸗ 
falt Zweifel über das Verkehrsverhältnis der beiden Straßen zuein⸗ 
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Urteil auf unzureichender Prüfung der inneren Auffaſſung 
des Angekl. beruht. 


(2. Sen. v. 10. Febr. 1930; 2 D 1545/29.) A. 


13. 88 18, 21, 24 KraftfVerkVo.; 88 222, 230 
StGB. Vorausſetzungen des Vorfahrtsfalles. 
Bei Behinderung des Überblicks muß der zur 
Gewährung der Vorfahrt verpflichtete Fahrer 
unter Umſtänden halten, bis der Überblick über 
die Fahrbahn frei ift, wenn ſowohl ſchnelles wie 
langſames Fahren gefährlich ſein würde. Fahr⸗ 
läſſigkeit durch Verletzung des Vorfahrts⸗ 
rechts. f) 

Der Angekl. fuhr mit einem Perſonenkraftwagen durch 
die A.⸗Straße und wollte nach rechts gegen Bad S. in die 
Hauptſtraße einbiegen. Von dorther kam aber ein Straßen⸗ 
bahnzug auf die Kreuzung zugefahren; dieſem fuhr der An⸗ 
geklagte in der Weiſe vor, daß er das Schienengeleiſe ſenk⸗ 
recht kreuzte. In gleicher Richtung mit der Straßenbahn, 


ander hätten entſtehen muſſen. Denn ſelbſt wenn nicht von ihm 
verlangt werden kann, daß er in dem Augenblicke des Zuſammen⸗ 
treffens mit dem anderen Kraftfahrzeuge die Verkehrsbedeutung beider 
Wege zueinander erkannt hätte, jo würde doch — vgl. das oben 
Ausgeführte — ſchon der Umſtand genügen, daß dem Angekl. bei 
pflichtgemäßer Überlegung über die Verkehrseigenſchaft der Straßen 
zueinander Zweifel entſtehen mußten, dem von rechts kommenden, 
von dem Zeugen D. geſteuerten Kraftwagen das Vorfahrtsrecht ein⸗ 
zuräumen; ausgegangen werden muß bei der Prüfung der Frage, 
welchem von beiden Fahrzeugen das Vorfahrtsrecht zuſtand, immer 
von dem Geſichtspunkte, daß grundſätzlich das von rechts kommende 
Fahrzeug das Vorfahrtsrecht hat und daß dieſer Grundſatz, von hier 
nicht intereſſierenden Ausnahmefällen abgeſehen, nur durchbrochen 
wird bei Wegen, die zueinander im Verhältnis von Hauptverkehrsweg 
zu Seitenweg ſtehen. Der Angekl. durfte ſich daher ſchuldlos nur 
dann auf ſein vermeintliches Vorfahrtsrecht berufen, wenn nicht bei 
pflichtmäßiger Überlegung Zweifel an der Richtigkeit der von ihm 
vertretenen Auffaſſung über das Verhältnis der beiden Wege zuein⸗ 
ander auftauchen mußten. Nach dem Tatbeſtande des Urt. ſcheint aber 
gerade in dem hier erörterten Falle eine zu derartigen Zweifeln An⸗ 
laß gebende Situation vorgelegen zu haben, jedenfalls hätte das 
RevG. wohl Veranlaſſung gehabt, auch zu dieſem Punkte Stellung 
zu nehmen. Es wird Sache des BG. ſein, in der erneuten Haupt⸗ 
verhandlung auch hierüber eine Prüfung anzuſtellen. 

Ob nicht vielleicht der Angekl., auch wenn er das Vorfahrts⸗ 
recht tatſächlich gehabt hätte oder ſich in entſchuldbarem Irrtum für 
vorfahrtsberechtigt gehalten hat, gleichwohl an der Kreuzungsſtelle ein 
anderes Verhalten einſchlagen mußte, kann mangels näherer Angaben 
im Tatbeſtande des Urt. hier nicht entſchieden werden. Ganz allgemein 
oll aber in dieſem Zuſammenhange bemerkt werden, daß auch das 
tatſächlich beſtehende Vorfahrtsrecht den Kraftwagenführer nicht be⸗ 
rechtigt, unbekümmert daraufloszufahren, daß er vielmehr mit dem 
Umſtande zu rechnen hat, daß der andere Fahrer ſein Vorfahrtsrecht 
nicht erkennen werde, und daß demzufolge dem Kraftwagenführer, 
auch wenn er ſich von einer Übertretung des 8 24 Kraftf Verk. 
erkulpieren kann, möglicherweiſe dennoch nach allgemein ſtrafrecht⸗ 
lichen Grundſätzen an einem eingetretenen Verkehrsunfall ein Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt fallen kann, wenn er von ſeinem Vorfahrtsrechte 
leebrauch macht, ohne ſich zu vergewiſſern, ob der kreuzende Wagen⸗ 
enker dieſes erkennen und reſpektieren werde. Dafür, daß der Angell. 
10 nach dieſer Richtung hin an der erforderlichen Sorgfalt fehlen ließ, 
ietet jedoch der Tatbeſtand keine Handhabe. 

1 Der hier beſprochenen Entſcheidung kann wohl im weſent⸗ 
a Ergebnis zugeſtimmt werden. Es ift dem RG. insbeſondere 
beiguftimmen in der Erwägung, daß bei irrtümlicher Annahme 
des in Wirklichkeit nicht gegebenen Vorfahrtsrechtes die Schuld⸗ 
frage beſonders nach der Richtung hin zu prüfen iſt, ob es 
dem Kraftwagenführer bei Anwendung der ihm obliegenden Sorg⸗ 
falt möglich war, die Verkehrsbedeutung der ſich kreuzenden Wege 
Meinander zu erkennen und aus dieſer Erkenntnis das Recht zur 
Walgert richtig abzuleiten; in der Tat wird eine jeden Irrtum aus⸗ 
5 eßende Feſtſtellung in häufigen Fällen, insbeſ. von dem orts⸗ 
= den Fahrer, nicht getroffen werden können. Auf der anderen 
2: wirb aber als regulierendes Moment in Betracht gezogen wer⸗ 
Gru DR daß in zweifelhaften Fallen die Ausnahme von dem 
hat 5 abe, daß das von rechts Kommende Fahrzeug die Vorfahrt 
62 B cht gilt, daß vielmehr nur im Falle unzweifelhaften Vorliegens 
Decken von Fe ee zu Seitenweg vet die 1 85 
5 ze benützenden uzung da 
orfahrtsrecht gebührt. en Kraftfahrzeug an der Straßenkreuzung 
RA. Ernſt Oppenheimer, München. 


Zu 13—16. Die Entſch. (1 D 1039/29, 2 D 645/29, 2 D 894/29, 
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rechts von ihr, fuhr ein Lieferkraftwagen, den der Angekl. 
wegen des vor ihm befindlichen Straßenbahnzugs bei der 
Ausfahrt aus der A.⸗Straße nicht ſehen konnte, und zwar 
nicht hart rechts auf der Hauptſtraße, ſondern wegen eines 
rechtsſtehenden von ihm foeben überholten Fuhrwerks im 
Abſtand von 75 cm von der rechten Bordkante. Die beiden 
Kraftfahrer ſtießen mit ihren Wagen zuſammen. Dadurch 
wurde der Radfahrer M. überfahren und getötet. 


Das BG. hat eine Zuwiderhandlung gegen $ 21 Abſ. 2 
KraftfVerkVO. angenommen, weil der Angekl. nicht nach 
rechts in kurzer Wendung in die Hauptſtraße eingebogen iſt. 
Das iſt rechtlich zu beanſtanden. Denn der Angekl. hat von 
der A.⸗Straße aus den Straßenbahnzug geſehen und fein 
Klingelzeichen gehört. Die Straßenbahngeleiſe liegen, von 
Bad S. aus geſehen, hart links auf der Hauptſtraße. Dem⸗ 
nach war es nicht möglich, rechts an der Straßenbahn vor⸗ 
beizufahren. Wäre der Angekl. in kurzer Wendung nach 
rechts in die Hauptſtraße eingebogen, dann wäre er auf die 
Straßenbahn aufgefahren. Er durfte daher, wenn er trotz 


2 D 1033/29) behandeln Fälle des Vorfahrtrechts. Soweit 
das Verhalten des Vorfahrtberechtigten in Frage ſteht, 
zeigt das Urt. 2 D 645/29 deutlich das Beſtreben, den Vorfahrt⸗ 
berechtigten zu ſchützen; ihm wird insbeſ. nicht zugemutet, darauf 
gefaßt zu ſein, daß ihm ein anderes Fahrzeug an der Ausübung 
feines Vorfahrtrechts hindere. Mit Recht verlangt das RG. von 
ihm nicht, daß er ſich regelmäßig mit einem von anderer Seite 
herankommenden Fahrzeug vor dem überfahren des Schnittpunktes 
durch Hupen oder Zeichengeben verſtändige. Wenn die Str. die 
gegenteilige Auffaſſung damit begründet hatte, der Kraftfahrer muſſe 
auch in Rechnung ziehen, daß die anderen Wegebenutzer gegen die 
Verkehrsregeln verſtoßen, ſo handelt es ſich hier um eine der üblichen 
Überſpannungen des Satzes, daß der Kraftfahrer in gewiſſen Gren⸗ 
zen auch mit einem unbeſonnenen Verhalten Dritter zu rechnen 
habe. Gewiß mag die Erwartung, daß die Verkehrsvorſchriften auch 
von den anderen Fahrzeugen ſtreng eingehalten werden, tatſächlich 
nicht immer begründet ſeien. So erklärt RG. 6. ZivSen.: JW. 1929, 
28173, der vorfahrtpflichtige Führer dürfe „bei der im Kraftver⸗ 
kehr herrſchenden Neigung, die geſetzlichen Vorſchriften außer acht zu 
laſſen“, nicht darauf vertrauen, daß der vorfahrtberechtigte Führer 
die von ihm beobachtete unzuläſſig hohe Geſchwindigkeit noch vor der 
Kreuzungsſtelle herabſetzen werde. Wäre aber der Stand der Str. 
richtig, ſo müßte der Vorfahrtberechtigte, um ſich nicht ſelbſt dem 
Vorwurf der Fahrläſſigkeit auszuſetzen, ſtets zunächſt abwarten, ob 
der ſeitlich kommende Fahrer geneigt iſt, das Vorfahrtrecht zu reſpek⸗ 
tieren. Damit würde der Sinn des Vorfahrtrechts verfälſcht werden. 
Nur die Auffaſſung des RG. vermag eine ſchnelle und zugleich ſichere 
Abwickelung des Verkehrs zu gewährleiſten. Um ſo ſchärfer ſind die 
Anforderungen, die an das Verhalten des zur Gewährung der Vor⸗ 
fahrt Verpflichteten geſtellt werden, wenn 2 D 1033/29 und 
2 D 894/29 in Übereinſtimmung mit RGSSt. 63, 261 verlangen, daß 
er auf unüberſichtlicher Wegſtrecke gegebenenfalls ſogar den Wagen 
zum Stehen bringe, bis er ſich vergewiſſert hat, daß die Fahrbahn 
bis zur Kreuzungsſtelle frei iſt, ſo muß dieſe Forderung als dem 
Weſen des Vorfahrtrechts entſprechend anerkannt werden. Es darf 
jedoch nicht überſehen werden, daß ſtets der Nachweis einer ſchuld⸗ 
haften Verletzung des Vorfahrtrechts erforderlich iſt (vgl. die Urt. 
2 D 894/29 und 1D 1039/29). Zutreffend geht 1 D 1039/29 davon 
aus, daß dem zur Gewährung der Vorfahrt Verpflichteten das Vor⸗ 
liegen eines Vorfahrtfalles bekannt ſein muß oder daß, wenn er ſich 
infolge unrichtiger Beurteilung der örtlichen Verhältniſſe oder fal⸗ 
ſcher Einſchätzung der Verkehrsbedeutung der Kreuzungsſtraßen in 
Unkenntnis hierüber befand, dieſer Irrtum ein verſchuldeter ſein 
muß. Nach der Rſpr. des NG. iſt unter der bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzung auch der Irrtum des Fahrers über den Inhalt ortspolizei⸗ 
licher Vorſchriften, durch die eine beſtimmte Straße zur Hauptver⸗ 
Kehrsſtraße erklärt worden ift, geeignet, den Täter zu entlaſten (vgl. 
Müller, Automobilgeſetz, 4. Aufl., S. 380). 

In den Entſch. 2 D 645/29, 2 D 514/29, 3 D 739/29 wird der 
in früheren Entſch. und vor allem in RGSt. 61, 120 ausgeſprochene 
Grundſatz, der Kraftfahrer müffe mit dem unbeſonnenen Verhalten 
anderer Wegebenutzer rechnen, auf das richtige Maß zurückgeführt. 
Ein Widerſpruch zu dem Urteil RGSt. 61, 120 liegt nicht vor: dort 
kam es dem NG. nur darauf an, die Geltung jenes Prinzips klar⸗ 
zuſtellen, nicht ſeine Grenzen feſtzulegen; denn in dem damals ent⸗ 
ſchiedenen Falle hatte ſich der bei dem Unfall Verletzte durchaus ſach⸗ 
gemäß verhalten. Mit Recht ſpricht jedoch jetzt das NG. aus, der 
Kraftfahrer brauche nur Unbeſonnenheiten, die im Rahmen der 
allgemeinen Erfahrung liegen, in Rechnung zu ziehen 
(ſ. ſchon OLG. Kiel: IW. 1929, 2839 18). Berechtigt iſt auch die 
Bemerkung in 2 D 514/29, eine dem Fahrer erkennbare Bejahrtheit 
des Fußgängers brauche das Verhalten des Fahrers nicht zu beein⸗ 
fluſſen; denn die Bejahrtheit allein nötigt nicht zu der Annahme, 
der Fußgänger ſei nicht in der Lage, ſich bei der Annäherung eines 
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der herankommenden Straßenbahn in die Hauptſtraße nach 
rechts einbiegen wollte, die polizeiliche Vorſchrift nicht be⸗ 
folgen, deren Einhalt mit Sicherheit oder doch mit großer 
Wahrſcheinlichkeit einen Unfall herbeigeführt hätte. Die Nicht⸗ 
befolgung war daher nicht rechtswidrig und nicht ftrafbar. 

Ein Rechtsirrtum liegt auch der Annahme zugrunde, daß 
der Angekl. das Vorfahrtsrecht des Lieferwagens verletzt 
hätte. Da er nicht die Abſicht hatte, die Hauptſtraße zu über⸗ 
queren, ſondern nach rechts durch dieſe weiterfahren wollte, 
ſo kam eine Kreuzung der Fahrbahnen der beiden Kraftwagen 
zunächſt nicht in Frage, es war alſo kein Vorfahrtfall ge⸗ 
geben. Zu einer Kreuzung iſt es erſt gekommen, als der An⸗ 
geklagte des Lieferwagens anſichtig wurde und nicht mehr 
Herr feiner Entſchlüſſe war. Nicht widerlegt iſt dem Angekl., 
daß er ſofort ſtark bremſte, als er den Lieferwagen gewahrte. 
Da für ihn bei der Fahrtrichtung, die er einzuſchlagen ge⸗ 
dachte, ein Fall der Vorfahrt nicht vorlag, hat er inſoweit 
dieſes Recht nicht verletzt. 

Gleichwohl ift die Anwendung des $ 24 KraftfVerkVO. 
gerechtfertigt, da der Angekl., wie rechtlich zutreffend ange⸗ 
nommen wurde, das Vorfahrtrecht der von rechts kommen⸗ 
den Straßenbahn verletzt hat. Nach dem im angefochtenen 
Urteil feſtgeſtellten Sachverhalt beſtand erkennbar die große 
Gefahr eines Zuſammenſtoßes zwiſchen Straßenbahn und 
Perſonenkraftwagen bei Berückſichtigung der beiderſeitigen 
Geſchwindigkeit und ihrer Entfernung vom Kreuzungspunkt. 
Der Angekl. hatte danach die Pflicht, der Straßenbahn die 
Vorfahrt zu laſſen. 

Das BG. erachtet auch den § 18, und zwar, wie die 
Ausführungen erkennen laſſen, den Abſ. 2 dieſer Beſtim⸗ 
mung der BD. für verletzt, weil der Überblick über die Fahr⸗ 
bahn behindert war. Als Fahrbahn kam für den Angekl. 
auch die gegen Bad S. führende Strecke der Hauptſtraße in 
Betracht. War dorthin der Überblick behindert, ſo durſte er 
allerdings die in § 18 Abſ. 2 KraftfVerkVoO. vorgeſchriebene 
Geſchwindigkeit nicht überſchreiten. Ob das bei dem Teil der 
Hauptſtraße der Fall war, auf dem die Schienengeleiſe lie⸗ 
gen, mag zweifelhaft ſein. Denn trotz der Büſche und 
Bäume an der Straßenecke hat der Angekl. die Straßenbahn 
herankommen ſehen. Ohne Rechtsirrtum hat aber das LG. 
eine Behinderung des Überblicks für den jenſeits des Straßen⸗ 
bahnzugs gelegenen Straßenteil angenommen, da ihn der 
Angekl. wegen des Zuges nicht überblicken konnte. Zwar 
wäre ſogar ein fo langſames Fahren, wie es der § 18 Abſ. 2 
KraftfVerkVoO. vorſchreibt, wegen der nahenden Straßenbahn 
gefährlich geweſen. Das berechtigte den Angel, aber nicht, 
die feſtgeſtellte höhere Geſchwindigkeit beizubehalten, ver⸗ 
pflichtete ihn vielmehr, dem Sinne der Vorſchrift entſprechend, 
ſeinen Wagen vor der Hauptſtraße anzuhalten und die 
Weiterfahrt ſo lange zu unterlaſſen, bis die Straßenbahn 
vorübergefahren und der Blick nach rechts auf die Haupt⸗ 
ſtraße freigeworden war. 

Gegen die Annahme, daß ſich der Angekl. der fahr⸗ 
läſſigen Tötung ſchuldig gemacht habe, beſtehen keine recht⸗ 
lichen Bedenken. Das Urteil iſt nicht, wie die Rev. meint, 
ſo zu verſtehen, daß die Schuld des Angekl. in ſeinem Be⸗ 
nehmen unmittelbar vor dem Zuſammenſtoß liege. Das LG. 
hat vielmehr die für den Tod des M. urſächlich gewordene 
Fahrläſſigkeit darin gefunden, daß der Angekl. in vermeid⸗ 
barer Verletzung des Vorfahrtsrechtes der Straßenbahn in 
die Hauptſtraße hineingefahren iſt, obwohl er nicht wußte, 
welche Hinderniſſe hinter der Straßenbahn ſich ihm entgegen⸗ 
ſtellen würden. Da er pflichtwidrig der Straßenbahn vor⸗ 
fuhr, war er genötigt, geradeaus das Schienengeleiſe zu kreu⸗ 
zen, und dadurch geriet er unerwartet in die Fahrbahn des 
heranfahrenden Lieferwagens. Die Vorausſehbarkeit des Er⸗ 
folgs iſt ausdrücklich feſtgeſtellt. 


(2. Sen. v. 7. Nov. 1929; 2D 894/29.) A.] 


Kraftfahrzeugs ſachgemäß zu verhalten. Dieſe Einſchränkung des in 
REEL. 61, 120 poſtulierten Grundſatzes, deſſen Anwendung von den 
Inſtanzgerichten oft mißbräuchlich überſteigert wurde, entſpricht den 

gemeinen Begriffsmerkmalen der Fahrläſſigkeit: denn nur ein 

olg, mit deſſen Eintritt in einer beſtimmten Situation nach der 
Erfahrung des Lebens gerechnet werden mußte, iſt für den Handeln⸗ 
den vorausſehbar; nur eine Verhaltensweiſe, durch die vermieden 
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14. 88 222, 230 StGB.; 88 24, 26 KraftfVerk⸗ 
VO. Der vorfahrtberechtigte Fahrer braucht 
ſich mit dem Führer eines von der Seitenſtraße 
herankommenden, zur Gewährung der Vorfahrt 
verpflichteten Kraftwagens im allgemeinen nicht 
durch Zeichengeben zu verſtändigen. Der Kraft⸗ 
wagenführer braucht nur mit ſolchen Unbe⸗ 
ſonnenheiten anderer Wegebenutzer zu rechnen, 
die im Rahmen der allgemeinen Erfahrung 
liegen. ) 

Der auf einem Motorrad durch die Lindenallee in Ch. 
fahrende Beſchw§. N. iſt mit einer ihm von links aus der 
Rüſternallee kommenden, vom Mitangeklagten B. geſteuerten 
Kraftdroſchke zuſammengeſtoßen, wodurch die Fahrgäſte der 
Droſchke leicht verletzt wurden. Dem Motorrad war eine 
andere Kraftdroſchke durch die Lindenallee vorausgefahren. 
Um ſie vorbeizulaſſen, hatte B. die Geſchwindigkeit ſeines 
Wagens ſoweit ermäßigt, daß er nahezu hielt, ſie aber nach der 
Durchfahrt der Droſchke wieder geſteigert, um die Lindenallee 
zu überqueren. Als er dann das Motorrad erblickte, iſt er 
der drohenden Gefahr nicht durch Anhalten begegnet, obwohl 
ihm dies möglich geweſen wäre, da er annahm, der BeſchwF. 
werde abſtoppen und ihn vorbeilaſſen. 

Nach den Angaben des BeſchwF., die für glaubhaft be⸗ 
funden wurden, hat dieſer etwa 12 m vor der Straßen⸗ 
kreuzung das Gas abgeſtellt, dann aber wieder Gas gegeben, 
als er ſah, daß B. die im Abſtand von 6—10 m ihm voraus⸗ 
fahrende Kraftdroſchke vorbeifahren ließ, da er unter dieſen 
Umſtänden und weil er ſich für vorfahrtberechtigt hielt, der 
Anſicht war, daß B. auch ihn vorfahren laſſe. Das Motor⸗ 
rad hatte eine Geſchwindigkeit von 30—40 km. 

Nicht feſtgeſtellt iſt, wer eigentlich das Recht der Vor⸗ 
fahrt hatte. Die bisherigen Feſtſtellungen würden jedenfalls 
der Annahme nicht entgegenſtehen, daß die Vorfahrt dem 
BeſchwF. zuſtand. Denn der Fahrverkehr iſt auf beiden Stra⸗ 
ßen etwa gleich groß. Auch kam der BeſchwF. von rechts. 
Sein Abſtand vom Kreuzungspunkt war zwar etwas größer 
als der des Mitangeklagten, aber der Unterſchied war ſo 
gering, daß beſonders in Anbetracht der höheren Geſchwindig⸗ 
keit des Motorrades ein Vorfahrtfall gegeben war ($ 24). 

Das BG. hat das Verhalten des BeſchwF. als fahrläſſig 
bezeichnet auch für den Fall, daß ihm die Vorfahrt zuſtand. 
Die Begründung legt die Annahme nahe, daß es dabei von 
rechtsirrigen Erwägungen ausgegangen iſt. Es iſt der Auf⸗ 
faſſung, daß ſich der BeſchwF. vor Ausübung der Vorfahrt 
zuvor mit B. hätte durch ein Zeichen verſtändigen müſſen. 
Der Kraftfahrer dürfe nicht auf ſein Vorfahrtrecht pochen, 
müſſe vielmehr damit rechnen, daß die anderen Wegebenutzer 
gegen die Verkehrsregeln verſtoßen. 

Polizeilich vorgeſchrieben iſt Zeichengebung nur für die 
Fälle, daß ein Führer ſtillhalten, umwenden oder die bisher 
verfolgte Fahrtrichtung verlaſſen will ($ 26 KraftfVerkVO.). 
Demnach ſteht das Geſetz auf dem Standpunkt, daß der Vor⸗ 
fahrtberechtigte nicht unter allen Umſtänden ſich mit dem 
Führer des anderen Fahrzeugs durch Zeichen verſtändigen 
muß. Die Unterlaſſung der Zeichengebung kann deshalb nicht 
immer als Fahrläſſigkeit angeſehen werden. Das ſchließt 
allerdings nicht aus, daß im Einzelfall die allgemeine Sorg⸗ 
faltspflicht eine ſolche verlangt. Die Begründung des Ur⸗ 
teils läßt die Annahme zu, daß das BG. der Auffaſſung 
war, die Vorfahrt dürfe in keinem Falle ohne vorherige 
Verſtändigung ausgeübt werden. Die beſondere Lage des 
Falles hätte das LG. jedenfalls genötigt auszuführen, warum 
gerade in dieſem Fall dem BeſchwF§. die Pflicht hierzu er⸗ 
wuchs. Denn er hatte es nicht mit einem Kraftfahrer zu tun, 
der unbekümmert darauf losfuhr und dadurch den Verdacht 
eines unvorſichtigen Fahrers wachrief, vielmehr beobachtet, 
daß er der anderen Kraftdroſchke die Vorfahrt beließ und bei⸗ 
nahe ſtillhielt. Als B. dann aber wieder ſchneller fuhr, 


wird, daß dieſe konkrete Gefahrmöglichkeit zur Wirklichkeit wird, 
kann dem Handelnden zugemutet werden. Der Satz, daß unſach⸗ 
gemäßes Verhalten der Fußgänger berückſichtigt werden müſſe, wird 
demnach feine Hauptbedeutung in, den Fällen haben, in denen der 
Fußgänger durch das plötzliche Auftauchen des Automobils erſchreckt 
wird. Hat dagegen der Fußgänger die Annäherung des Automobils 
bereits aus einiger Entfernung wahrgenommen, oder wird er durch 
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konnte N., wie er glaubhaft verſichert hat, nicht mehr an ihm 
vorbeikommen, offenbar auch nicht mehr anhalten. Würde 
man auch annehmen, daß N. ſich in dem Zeitpunkt mit B. 
verſtändigen mußte, als dieſer ſeine Geſchwindigkeit wieder 
erhöhte, ſo wäre doch ſein Zeichen zu ſpät gekommen, hätte 
alſo den Unfall nicht verhütet. Dafür ſprechen auch die feſt⸗ 
geſtellten Maße. Da N. in jenem Zeitpunkt noch etwa 12 m 
vom Kreuzungspunkt entfernt war und ſeine Geſchwindigkeit 
30—40 km betrug, fo legte er dieſe Strecke in 1—1¼ Sekun⸗ 
den zurück. 

Daß der Kraftfahrer mit verkehrswidrigem Verhalten 
anderer Wegebenutzer rechnen und, wie das LG. angenommen 
hat, ſich danach einrichten muß, trifft in dieſer Allgemeinheit 
auch nicht zu. Er muß nur mit ſolchen Unbeſonnenheiten 
rechnen, welche nicht außer der allgemeinen Erfahrung lie⸗ 
gen, alſo nach der allgemeinen Erfahrung erwartet werden 
konnen (RGSt. 61, 120 u. a.). Ob das BG. einen ſolchen 
Fall angenommen hat, iſt dem Urteil nicht zu entnehmen. 

Der BeſchwF. hat auch nicht in dem Sinne auf ſeinem 
Vorfahrtrecht beſtanden (darauf gepocht, wie das Urteil ſich 
ausdrückt), daß er unbekümmert um das von ihm beobachtete 
Kraftfahrzeug des B. darauf losfuhr, ſondern alsbald das 
Gas abgeſtellt und ſich ſo darauf vorbereitet, anzuhalten. 
Als er jenen aber faſt halten ſah, hielt er die Gefahr für be⸗ 
ſeitigt. Bei Beurteilung des Verhaltens eines Kraftfahrers iſt 
immer von der Sachlage auszugehen, wie ſie ſich ihm dar⸗ 
ſtellte oder bei Anwendung der erforderlichen Aufmerkſamkeit 
dargeſtellt hätte. 

Nicht ohne Bedeutung iſt auch der vom BeſchwF. in der 
Berufungsverhandlung hervorgehobene geringe Abſtand von 
ihm zu der vorausfahrenden Droſchke; danach wäre ein Durch⸗ 
fahren zwiſchen den beiden Fahrzeugen kaum möglich geweſen. 
Man wird deshalb dem BeſchwF. es ſchwerlich zur Laſt 
egen können, wenn er wenigſtens mit einem derart un⸗ 
vernünftigen Beginnen des anderen nicht gerechnet hat. 

Die Feſtſtellung der Vorausſehbarkeit des Erfolgs be⸗ 
ſchränkt ſich auf den Satz, die Angekl. hätten damit rechnen 
müſſen, daß „bei einem ſolchen Zuſammenſtoß zweier Kraft⸗ 
fahrzeuge Körperverletzungen der betroffenen Perſonen ein⸗ 
treten würden“. Es genügt aber nicht die Vorausſehbarkeit 
der Körperverletzung als Folge der Wirkung unvorſich⸗ 
tigen Verhaltens, vielmehr muß dem Täter nachgewieſen 
werden, daß er ſie als (unmittelbare oder mittelbare) Folge 
eines unvorſichtigen Verhaltens vorausſehen konnte. 

(2. Sen. v. 21. Nov. 1929; 2 D 645/29.) A.] 

15. 88 18, 24 KraftfVerkVoO.; 88 222, 230 
StG B. Der zur Gewährung der Vorfahrt ver⸗ 
pflichtete Kraftwagenführer verletzt das Vor⸗ 
fahrtsrecht, wenn er trotz behinderter Sicht in 
der Richtung auf die Kreuzungsſtelle weiter⸗ 
fährt. f) 

Der Angekl. fuhr mit der von ihm geſteuerten großen Li⸗ 
mouſine auf einem die Chauſſee von Sch. nach M. kreuzenden 
Feldweg mit 10 km Geſchwindigkeit. Als er mit dem Vorder⸗ 
teil des Wagens bereits über die Chauſſee hinweg und wieder 
auf dem Landwege war, ſtieß der Nebenkläger, der mit 
leinem Kraftrade von Sch. kam und die rechte Seite der 
Kunſtſtraße benutzte, mit ihm zuſammen. Der auf die rechte 
Seite des Kühlers treffende Zuſammenſtoß war ſo ſtark, daß 
der Nebenkläger über die Kühlerhaube hinweggeſchleudert und 
erheblich verletzt wurde. 

. Das LG. hat ein Verſchulden des Angekl. an dieſem Un⸗ 
falle verneint. Zwar habe dem auf einem Hauptverkehrs⸗ 
wege fahrenden Nebenkläger das Recht der Vorfahrt zu⸗ 
geſtanden. Die Nichtbeachtung dieſer Vorfahrt könne aber 
0 Angekl. nur dann als Verſchulden angerechnet werden, 
Enit. er den herannahenden Kraftradfahrer in nicht zu großer 
ntfernung bemerken konnte, als er die Chauſſee überqueren 


— 


ſüurnungsſignale darauf hingewieſen, ſo wird nur in Ausnahme⸗ 

Popfl Grund zu der Annahme beſtehen, daß der Fußgänger durch 

Fapfloſes regelwidriges Verhalten ſelbſt zur Herbeiführung eines Une 

MUS beitragen werde. 

r Bemerkenswert an dem Urt. 2 D 645/23 iſt ſchließlich die Un⸗ 

700 genheit, mit der das RG. an die Erörterung tatſächlicher Fragen 
ntritt. Das RG. erklärt Angaben des Angekl. von ſich aus 


wollte. Infolge der Staubentwicklung durch die beiden dem 
Nebenkläger vorausfahrenden Kraftfahrräder in Zuſammen⸗ 
hang mit der mangelnden Überſicht wegen der Beſchaffen⸗ 
heit des Geländes ſei das dem Angekl. nicht möglich geweſen. 
In dem Unterlaſſen des Hupens vor dem Überqueren — in 
dieſer Beziehung wird im angefochtenen Urteile keine be⸗ 
ſtimmte Feſtſtellung getroffen — will das BG. ebenfalls kein 
Verſchulden erblicken, weil der Angekl. bei den gegebenen 
Verhältniſſen nicht damit habe rechnen müſſen, daß ſich in 
nicht erheblicher Entfernung andere von ihm noch nicht wahr⸗ 
genommene Wegebenutzer befänden. Dagegen wird ange⸗ 
nommen, daß der Nebenkläger ſehr ſchnell und unvorſichtig 
gefahren ſei, da die Stundengeſchwindigkeit von 60 km unter 
den gegebenen Umſtänden zu hoch geweſen ſei. 

Die Rev., welche vor allem Verletzung der Beſtimmungen 
über das Vorfahrtsrecht rügt, mußte Erfolg haben. 


Die Ausführungen des angefochtenen Urteils enthalten 
gewiſſe Widerſprüche, und dieſes bietet deshalb in ſeinen 
Feſtſtellungen keine genügende Grundlage für die Nach⸗ 
prüfung, ob die Verneinung des Verſchuldens des Angekl. 
rechtlich einwandfrei iſt. Bei Erörterung der Frage, ob dem 
Angekl. eine ſchuldhafte Verletzung des Vorfahrtsrechts zur 
Laſt fällt, geht das BG. zunächſt davon aus, daß die Sicht 
an der betreffenden Stelle wegen des welligen Geländes 
ſchlecht und durch die erhebliche Staubentwicklung, welche 
die beiden dem Nebenkläger vorausfahrenden Krafträder ver⸗ 
urſachten, behindert geweſen ſei. Im weiteren Verlaufe 
heißt es dann bei Prüfung der Frage, ob ein Unterlaſſen des 
Hupens dem Angekl. als Verſchulden zuzurechnen ſei, das 
Gelände ſei auch nicht ſo unüberſichtlich und ferner die Staub⸗ 
entwicklung nicht fo ſtark geweſen, daß der Angekl. auf jeden 
Fall vor dem überqueren der Straße hätte hupen müſſen, 
weil er damit rechnen mußte, daß ſich in nicht erheblicher Ent⸗ 
fernung andere Wegebenutzer befänden, die er nur noch nicht 
bemerken konnte. Endlich wird im Rahmen der Aus⸗ 
führungen, nach denen der Unfall auf ein Verſchulden des 
Nebenklägers ſelbſt zurückgeführt wird, geſagt, K. habe bei 
genügender Aufmerkſamkeit erkennen müſſen, daß der Wagen 
des Angekl. nicht hielt, ſondern nur ſehr langſam fuhr. Dieſe 
verſchiedenen Erwägungen der Urteilsgründe ſind nicht recht 
miteinander in Einklang zu bringen. Denn während einmal 
zugunſten des Angekl. davon ausgegangen wird, er habe 
wegen mangelnder Sicht das Herannahen des Nebenklägers 
nicht erkennen können, wird dieſem gegenüber angenommen, 
daß er bei genügender Aufmerkſamkeit die Bewegungen des 
Angekl. auf dem Landwege ſehen konnte. 


Rechtlich kann es hier keinem Zweifel unterliegen, daß 
der Angekl. objektiv das Vorfahrtsrecht des Nebenklägers 
verletzt hat, gleichviel ob er ihn geſehen hat oder nicht. Eine 
ſchuldhafte Verletzung liegt allerdings nur dann vor, wenn 
er nach den gegebenen Verhältniſſen mit dem Eintritte einer 
Sachlage rechnen mußte, die ihn zur Gewährung der Vorfahrt 
nötigte. Der zur Gewährung der Vorfahrt Verpflichtete muß 
ſich aber rechtzeitig vergewiſſern, ob er nicht bei der Weiter⸗ 
fahrt über die Kreuzung die Fahrrichtung eines ſich nähern⸗ 
den Vorfahrtsberechtigten in einer die Gefahr eines Zu⸗ 
ſammenſtoßes herbeiführenden Weiſe ſchneidet. Iſt infolge 
eines vorübergehenden Sichthinderniſſes der Einblick in die 
zu kreuzende Fahrbahn behindert, ſo muß er bis zur Wieder⸗ 
gewinnung der Sicht entweder anhalten oder doch ſo langſam 
fahren, daß er bei plötzlichem Auftauchen eines Vorfahrts⸗ 
berechtigten ſofort halten, dieſem alſo noch die Vorfahrt ge⸗ 
währen kann (RGSt. 63, 263). War alſo der Überblick über 
die Chauſſee für den Angekl. durch die Staubentwicklung 
tatſächlich in einem ſolchen Maße gehindert, daß er heran⸗ 
kommende, ſchnell fahrende Fahrzeuge nicht mehr rechtzeitig 
erkennen konnte, ſo hätte er vor der Chauſſee halten müſſen, 
bis die Sicht wieder frei wurde. Bei der Prüfung nach dieſer 
Richtung wird das BG. zu beachten haben, daß der Angekl. 


für glaubhaft, ergänzt alſo die tatſächlichen Feſtſtellungen des Vorder⸗ 
richters. Von der in anderen Entſch. anzutreffenden Angſtlichkeit, 
die dem Rev. gezogenen Grenzen um keinen Preis zu überſchreiten, 
iſt hier nichts zu ſpüren. Beachtung verdient auch der vom NÖ. aus⸗ 
geſprochene Hinweis, eine beſtimmte von dem Angekl. behauptete 
Tatſache ſei erheblich („nicht ohne Bedeutung“), da im Falle ihrer 
Wahrheit die Vorausſehbarkeit ſchwerlich werde feſtgeſtellt werden 
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mit der Möglichkeit, einem auf dem Hauptverkehrswege in 
ſchneller Fahrt bewegenden Fahrzeuge die Vorfahrt gewähren 
zu müſſen, hier um ſo mehr rechnen konnte, als kurz vorher 
zwei Krafträder in ſchneller Fahrt auf der Chauſſee vorüber⸗ 
gefahren waren. Das ſchnelle Herannahen eines Vorfahrts⸗ 
berechtigten war alſo kein außergewöhnliches Ereignis, das 
außerhalb des Bereiches der für den Angekl. erkennbaren 
Möglichkeiten lag. Wenn aber die Sicht für den Angekl. durch 
die Staubentwicklung nicht in erheblichem Maße beeinträchtigt 
war, könnte ein Verſchulden des Angekl. darin gefunden wer⸗ 
den, daß er nicht die nötige Aufmerkſamkeit für die Be⸗ 
obachtung der Chauſſee aufgewendet hat. Unter Berückſich⸗ 
tigung dieſer Grundſätze wird das BG. nach Aufklärung der 
eben hervorgehobenen Widerſprüche den Sachverhalt von 
neuem zu prüfen und dabei auch die Breite der vom Angekl. 
gekreuzten Chauſſee feſtzuſtellen haben. Es wird auch näher 
zu begründen fein, weshalb für den vorfahrtsberechtigten 
Nebenkläger auf freier Chauſſee eine Fahrgeſchwindigkeit von 
60 km zu hoch war und ein unvorſichtiges Fahren bedeutete. 
Im übrigen iſt hervorzuheben, daß ein eigenes Verſchulden 
des Verletzten die Verantwortlichkeit des Angekl. nicht aus⸗ 
ſchließen würde. 
(2. Sen. v. 11. Nov. 1929; 2 D 1033/29.) A.] 
16. 8 24 Kraftf Verk.; 88 222, 230 StGB. 
Zur Annahme einer ſchuldhaften Verletzung des 
Vorfahrtsrechts iſt erforderlich, daß der An⸗ 
geklagte die den Vorfahrtsfall begründenden 
örtlichen Vorausſetzungen kannte oder daß er 
ſich in einem verſchuldeten Irrtum hierüber 
befand. f) 


Nach der Annahme der Str. iſt das dem Hauptbahnhof 
in W. vorgelagerte Gelände, da dieſem Gebiet die Geſchloſſen⸗ 
heit einer Platzanlage mangelt, nicht als eine ſolche anzu⸗ 
ſehen; vielmehr iſt der Kaiſer⸗Wilhelm-Ring, der das Ge⸗ 
lände in oſt⸗weſtlicher Richtung durchſchneidet, eine Haupt⸗ 
verkehrsſtraße. Der Verkehr vor dem Bahnhofsgelände 
ſpielt ſich in der Hauptſache auf dieſem Teil des Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Rings ab und nicht auf den kurzen Zufahrts⸗ 
wegen, die in den Verlängerungen der Nikolasſtraße und 
der Kaiſerſtraße um die beiden Verkehrsinſeln herum zum 
Bahnhof führen. Erſichtlich geht alſo die Str. davon aus, 
daß dieſe „Zufahrtswege“ im Verhältniſſe zum Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Ring Seitenwege i. S. des § 24 KraftfVerkVO. 
v. 16. März 1928 (RG Bl. I, 91) find. Dieſe Annahmen lie⸗ 
gen im weſentlichen auf tatſächlichem Gebiete; ein Rechts⸗ 
irrtum tritt in ihnen nicht zutage. Auf Grund dieſer Auf⸗ 
faſſung iſt die Str. zu der weiteren Annahme gelangt, daß 
jedes ſich auf dem Kaiſer⸗Wilhelm⸗Ring als dem Haupt⸗ 
verkehrsweg bewegende Fahrzeug auch vor den vom Bahn⸗ 
hof herkommenden Fahrzeugen das Vorfahrtsrecht habe und 
daß der Angekl., indem er in den Kaiſer⸗Wilhelm⸗Ring ein- 
bog, ohne dem Zeugen B. die Vorfahrt zu laſſen, dem 8 24 
KraftfVerkVO. 1928 zuwidergehandelt habe. Die Str. iſt 
deshalb der Anſicht, daß der Angekl. „damit“ die im Ver⸗ 
kehr gebotene Ordnung und Vorſicht verletzt und fahrläſſig 
gehandelt habe. Dies allein trägt jedoch noch nicht die Ver⸗ 
urteilung des Angekl. wegen fahrläſſiger Körperverletzung 
i. S. des § 230 Abſ. 2 StGB. Der tatſächliche („objektive“) 
Verſtoß gegen die Vorſchrift des § 24 KraftfVerkVO. be⸗ 
gründet nicht ohne weiteres die Annahme eines fahrläſſigen 
Verſchuldens auf der Seite des Angekl. Das SchöffG. iſt, im 
Gegenſatz zum BG., der Auffaſſung geweſen, „daß Platz und 
Straße vor dem Bahnhof ein Ganzes bilden“ und daß des⸗ 
halb das Fahrzeug des Angekl. als das von rechts kommende 


die Vorfahrt hatte. Hinzu kommt, daß auch auf der Skizze. 


Bl. 2 d. A., auf die die Strͤ. ausdrücklich Bezug genommen 
hat, der in Betracht kommende Teil des Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Rings, in den der Angekl. zur Zeit des Vorfalls einbog, als 


können. Wie verträgt ſich das mit dem in dem Urt. 2 D 699/29 
ausgeſprochenen Satz: die Feſtſtellung, ein beſtimmter Erfolg ſei 
ür den Angekl. vorausſehbar geweſen, fei für das Rev. maß⸗ 
gebend? (Vgl. dagegen meine Anm. zu dieſem Urt. unten S. 2874.) 
Der Schlußſatz der Entſch. zeigt, wie ſehr bei der Feſtſtellung 
der Vorausſehbarkeit auf die Wortfaſſung geachtet werden muß. 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


„Kaiſer⸗Platz“ bezeichnet iſt. Auch die Strͤ. hat ſich zur 
Bildung ihrer Überzeugung, daß das dem Hauptbahnhof vor⸗ 
gelagerte Gelände nicht als eine Platzanlage anzuſehen ſei, 
der Hilfe eines Sachverſtändigen bedienen müſſen. Bei ſol⸗ 
cher Sachlage hätte die Str. prüfen und die Erörterungen 
darauf erſtrecken müſſen, ob ſich der Angekl. infolge falſcher 
Beurteilung der örtlichen, alſo tatſächlichen Verhältniſſe in 
einem Irrtum der im $ 59 StGB. bezeichneten Art, nämlich 
darüber befunden habe, daß das dem Hauptbahnhof vor⸗ 
gelagerte Gelände einſchließlich des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Rings 
als eine Platzanlage, der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Ring alſo als ein 
Teil dieſer Platzanlage und nicht als eine im Verhältniſſe 
zu ihr ſelbſtändige Hauptverkehrsſtraße anzuſehen ſei. Wurde 
ein ſolcher Irrtum feſtgeſtellt, ſo wäre die weitere Prüfung 
geboten geweſen, ob der Angekl. i. S. des 8 59 Abſ. 2 StGB. 
die Unkenntnis ſelbſt durch Fahrläſſigkeit verſchuldet habe. 
Nur im Falle der Bejahung dieſer Frage hätte dann ſeine 
Verurteilung wegen fahrläſſiger Körperverletzung erfolgen 
können. Von Belang würde hierbei nicht fein, daß nach § 1 
Nr. 4 KraftfVerkVO. als Wege auch Plätze gelten. Hielt der 
Angekl. infolge eines von ihm nicht verſchuldeten tatſäch⸗ 
lichen Irrtums den Kaiſer⸗Wilhelm⸗Ring für einen unſelb⸗ 
ſtändigen Teil des nach der angeführten Vorſchrift als 
„Weg“ geltenden Bahnhofsvorplatzes, nicht aber als eine 
ſelbſtändige Hauptverkehrsſtraße, ſo hätte er dadurch, daß er 
als Lenker des von rechts kommenden Fahrzeugs auf Grund 
des § 24 KraftfVerkVO. das Vorfahrtsrecht für ſich in An⸗ 
ſpruch nahm, nicht ſchuldhaft gehandelt. Da die Annahme 
eines fahrläſſigen Verſchuldens allein auf die Zuwiderhand⸗ 
lung gegen $ 24 KraftfVerkVO. geſtützt iſt, muß der erörterte 
Rechtsmangel, ohne daß es noch eines Eingehens auf die Ver⸗ 
fahrensbeſchwerde bedarf, zur Aufhebung des Urteils führen. 


(1. Sen. v. 8. Nov. 1929; 1D 1039/29.) A.) 


17. § 21 Kraftf G.; 88 18, 24, 26 KraftfVerk⸗ 
BD.; 8230 StGB. Fahrläſſige Körperverletzung 
dritter Perſonen bei einem Zuſammenſtoß 
zweier Kraftwagen. Vorfahrtrecht nach 8 24, 
Verpflichtung zum Langſamfahren nach 8 18 
Abſ. 2, zum rechtzeitigen Anzeigen einer Fahrt⸗ 
richtungsänderung nach § 26 KraftfVerkV O. ) 

Auf die Sachbeſchwerden beider Angekl. mußte das an⸗ 
gefochtene Urteil aufgehoben werden. 

1. Der Angekl. W. fuhr durch die Moltkeſtraße, während 
Th. von links in verlangſamter Fahrt herankam und bei 
der Einmündung der Moltkeſtraße plötzlich ſeinen Wagen nach 
links auf eine Schutzinſel zuſteuerte, und daß W., der zur 
Vermeidung eines Zuſammenſtoßes ſeinen Wagen nach rechts 
herumriß, mit dem linken Vorderrad an die Kappe des rech⸗ 
ten Hinterrades des Th.ſchen Wagens anſtieß und dieſen ſo 
auf die Schutzinſel ſchleuderte, wodurch zwei Perſonen ver⸗ 
letzt wurden. Die Überſicht war gut, ſo daß ſich die beiden 
Kraftwagenführer rechtzeitig ſehen konnten, Th. hat auch den 
Wagen des W. geſehen, bevor er die Einmündung der 
Moltkeſtraße erreicht hatte. Die Gegend war ſehr belebt. 
Beide Führer wurden durch ſog. Greifer behindert. Die 
Frage, ob dem Angekl. W. das Vorfahrtrecht zuſtand, hat 
das BG. offen gelaſſen. 

2. Zur Begründung der Fahrläſſigkeit des W. wird im 
Urteil ausgeführt: W. hätte, da die Überſicht nicht gehindert 
war, bei der erforderlichen Aufmerkſamkeit den Wagen des 
Th. rechtzeitig ſehen und ſeine Fahrtgeſchwindigkeit ſo ein⸗ 
richten müſſen, daß er ſeinen Wagen auch bei der plötzlichen 
Kursänderung des Th.ſchen Wagens hätte zum Stehen brin⸗ 
gen können. Daraus ergibt ſich zwar die Annahme des BG, 
daß W. aus Unachtſamkeit den Wagen des Th., als er auf 
die Kreuzung zukam, nicht geſehen hat, auch laßt jener Satz, 
obwohl über die Geſchwindigkeit des W.ſchen Wagens ſonſt 
keine Feſtſtellung getroffen iſt, auf die weitere Annahme 


Zu 17. 1. a) Bezüglich der Frage einer Fahrläſſigkeit des 
Mitangekl. W. iſt dem RG. darin beizutreten, daß ſich aus den 
Feſtſtellungen des Beh. eine Gefahrlage nicht ergibt, die den W. 
zur Ermäßigung der Geſchwindigkeit verpflichtet hätte. Ob W. vor⸗ 
fahrtberechtigt war, kann mangels näherer Angaben im Urteil 
nicht entſchieden werden; die Vorfahrtberechtigung wäre dann ge⸗ 
geben geweſen, wenn entweder die Moltkeſtraße gegenüber der vom 
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ſchließen, daß W. eine höhere als die im 8 18 Abſ. 2 Kraftf⸗ 
VerkVO. bezeichnete Geſchwindigkeit gehabt hat, dagegen fehlt 
im Urteil die Angabe des Grundes, der nach der Auffaſſung 
des Gerichts ihn verpflichtete, die Geſchwindigkeit ſoweit 
herabzuſetzen, daß er den Wagen alsbald oder ſofort zum 
Stehen bringen konnte. Da beide Angekl. auf dieſelbe Kreu⸗ 
zung zufuhren, ſo kam auch für den Vorfahrtberechtigten ein 
vorſichtiges und bis zur ſicheren Verſtändigung langſames 
Heranfahren in Betracht, wenn bei Zugrundelegung der 
beiderſeitigen Geſchwindigkeit und der beiderſeitigen Ent⸗ 
fernung eine Gefahr des Zuſammenſtoßes an der Kreuzung 
beſtand. Daß das BG. eine ſolche Gefahrlage angenommen 
und darauf die Verpflichtung des W. zur Ermäßigung der 
Geſchwindigkeit gegründet hat, kann dem Urteil aber nicht 
entnommen werden, zumal da es der Meinung Ausdruck 
gibt, Th. hätte verſuchen dürfen, mit erhöhter Geſchwindig⸗ 
keit an (das heißt: vor) W. vorbeizukommen. Es iſt aber 
auch nicht feſtgeſtellt, daß W. nach den gegebenen Umſtänden 


Mitangekl. Th. befahrenen Straße im Verhältnis von Hauptver⸗ 
Rehrsweg zu Seitenweg ſtand oder, da W. gegenüber Th. von rechts kam, 
wenn beide Straßen i. S. § 24 KraftfVerkVO. gleichwertig waren, 
oder wenn über die Bedeutung der beiden Wege zueinander Zweifel 
beſtanden (zu letzterem Punkt vgl. RC. v. 11. Mai 1928 in „Recht 
des Kraftfahrers“ S. 196). Auch bei Unterſtellung des Vorfahrt⸗ 
rechtes des W. durfte dieſer, wie das RG. zutreffend feſtſtellt, dennoch 
nicht unbekümmert um den Wagen des Th. darauflos fahren, ſolange 
er ſich nicht vergewiſſert hatte, daß Th. ſein Vorfahrtrecht erkennen 
und berückſichtigen und fein eigenes Verhalten danach einrichten 
werde. Vorausſetzung für die Pflicht zur Verlangſamung der von W. 
eingehaltenen Geſchwindigkeit, die im Einklang mit dem NG. als 
eine höhere als die im 8 18 II KraftfVerk d. bezeichnete unter⸗ 
ſtellt werden muß, war aber eben inſoweit, daß objektiv eine Gefahr⸗ 
lage beſtand und daß eine ſolche auch von W. bei Anwendung aller 
ihm nach den gegebenen Umſtänden möglichen Sorgfalt wahrgenom⸗ 
men werden konnte. Dem Urteil des BG. läßt ſich aber die An⸗ 
nahme einer ſolchen Gefahrlage nicht entnehmen und insbeſ. wäre 
es in der Tat eine Überſpannung der einem Kraftwagenführer zu⸗ 
zumutenden Sorgfaltspflicht, wenn er mit dem als „planlos“ ge⸗ 
ennzeichneten Fahren des Th. hätte rechnen müſſen. Ein ſolches 
serhalten kann nicht mehr als in den Rahmen der Erfahrung des 
täglichen Lebens fallend erachtet werden. Demgemäß kommt es auch 
nicht darauf an, daß W., ſei es auch aus Unachtſamkeit, den Th.ſchen 
agen nicht rechtzeitig geſehen haben mag; denn auch wenn er ihn 
geſehen hätte, ſo hätte das allein eine Pflicht, langſamer zu fahren, 
nach den vorher gemachten Ausführungen nicht begründet. 
b) Auch ſoweit das BG. einen Mangel in der erforderlichen 
Aufmerkſamkeit des W. etwa darin erblickt, daß er ſich durch 
reifer ablenken ließ, kann dieſe Feſtſtellung zur Verurteilung des 
Angekl. nicht ausreichen. Das BGG. hat nicht zum Ausdruck ge- 
bracht, worin die Fahrläſſigkeit des W. zu finden ſei. Dieſe könnte 
vielleicht darin erblickt werden, daß nach Überzeugung des BG. der 
Angekl. bei Anwendung aller gebotenen und ihm möglichen Sorg⸗ 
falt ſowohl den Greifern als auch den anderen Wegebenutzern ſeine 
ufmerkſamkeit hätte zuwenden können, oder aber auch darin, daß 
er dazu nur bei Ermäßigung der Fahrtgeſchwindigkeit in der Lage ge⸗ 
weſen wäre, dieſe aber nicht ermäßigt hat. Jedenfalls unterläßt 
hier das BG. die zur Beurteilung der Schuldfrage bezüglich des W. 
erforderlichen tatſächlichen Feſtſtellungen in einer Weiſe, die not⸗ 
wendig zur Aufhebung des angefochtenen Urteils führen mußte. 
) Es wird allerdings angenommen werden müſſen, daß eine 
Pflicht des W. zur Ermäßigung ſeiner Fahrtgeſchwindigkeit nach 
618 11 KraſtſVerk BO. um deswillen beſtand, weil, wie in den 
Gründen des BU. feſtgeſtellt iſt, „die Gegend ſehr belebt war“. 
178 Herrſchen lebhaften Verkehrs muß ſo langſam gefahren wer⸗ 
den, daß das Fahrzeug auf kürzeſte Entfernung zum Stehen ge⸗ 
bracht werden kann. Muß aber davon ausgegangen werden, daß 
die ſich nach 8 18 II KraftſVerkVO. ergebende Fahrtgeſchwindigkeit 
fen gegebenen Falle überſchritten war, fo beſtand bei der vom BG. 
eſtgeſtellten Vorausſetzung lebhaften Verkehrs die Pflicht zur Ver⸗ 
Pecgamung der Geſchwindigkeit auf das in 8 18 II vorgeſehene 
er Es ſcheint allerdings, daß das LG. im Zuſammenhange 
ER der Prüfung des Verſchuldens des W. dieſen Punkt nicht ge 
ürdigt hat, ſo daß auch inſoweit die Feſtſtellungen zur Verurteilung 
* ugekl. nicht ausreichen; jedoch wird es m. E. gerade auf dieſe 
12 2 der neuen Verhandlung und Entſch. vorwiegend ankommen 
8 Natürlich würde auch eine Bejahung der Strafbarkeit aus 
u II KraftfVerkVO. noch nicht ohne weiteres eine Verurteilung 
— fahrläſſiger Körperverletzung nach 8 230 StGB. nach ſich 
5 n Rönnen, es müßten darüber noch weitere Feſtſtellungen, insbeſ. 
aa über die Vorausſehbarkeit des Erfolges, getroffen werden, ganz 
pol e davon, daß überhaupt die Verletzung einer verkehrs⸗ 
zeilichen Vorſchrift nicht notwendig fahrläſſiges Verhalten dar⸗ 


und ſeinen perſönlichen Verhältniſſen, insbeſ. ſeiner Umſicht 
und Überlegungsfähigkeit damit rechnen konnte und mußte, 
Th. werde nicht an ihm vorbeifahren wollen, ſondern vor der 
Einmündung der Molkkeſtraße nach links abbiegen und jo 
vor ihm herfahren, und dadurch werde eine Gefahrlage ge⸗ 
ſchaffen, der er begegnen müſſe. Das BG. ſcheint auch das 
nicht angenommen zu haben. Denn es bezeichnet das Ver⸗ 
halten des Th. als ein „planloſes Fahren“. Ohne nähere 
Begründung iſt jedenfalls nicht einzuſehen, warum W. mit 
einem „planloſen Fahren“ des anderen Kraftfahrers hätte 
ee müſſen, wenn er ihn von links hätte herankommen 
ehen. 

Auch darüber fehlen Feſtſtellungen, ob etwa der leb⸗ 
hafte Verkehr oder das Vorhandenſein der „Greifer“ ein 
langſameres Fahren erforderlich machten. Im Urteil iſt 
zwar feſtgeſtellt, daß der Angekl. ſich durch Greifer ablenken 
ließ, und daraus wird geſchloſſen, daß er nicht die erforder⸗ 
liche Aufmerkſamkeit obwalten ließ. Es iſt aber nicht erſicht⸗ 


tut (vgl. RGSt. 60, 84). Es kommt dabei immer auf die Umſtände 
des Einzelfalles an. 

2. Auch bezüglich des Mitangekl. Th. mußte aus den zutreffen⸗ 
den Gründen des reichsgerichtl. Urteils mangels ausreichender tat⸗ 
ſächlicher Feſtſtellungen eine Zurückverweiſung der Sache in die Vor⸗ 
inſtanz erfolgen. Intereſſank iſt hier vor allem, daß die Fahr⸗ 
läſſigkeit des Th. u. U. hier darin beſtehen kann, daß er zu lang⸗ 
ſam gefahren iſt, mit einer geringeren Geſchwindigkeit als W. In 
der Praxis ſpielt natürlich der umgekehrte Fall, daß ein Kraftwagen⸗ 
führer wegen zu großer Geſchwindigkeit fahrläſſig einen Verkehrs⸗ 
unfall verſchuldet, eine ungleich größere Rolle. Zur Annahme 
einer Fahrläſſigkeit des Th. war aber, wie das RG. richtig hervor⸗ 
hebt, weiter die Feſtſtellung erforderlich, daß Th. bei Anwendung 
der erforderlichen und ihm nach Lage des Falles möglichen Sorg⸗ 
falt hätte erkennen können, daß der hinter ihm fahrende Wagen 
des W. in raſcherem Tempo fuhr als ſein eigenes Gefährt und daß 
deshalb die Möglichkeit des Auffahrens des hinteren Wagens be⸗ 
ſtand. Daß in dem hier vorliegenden Falle das RG. zur Annahme 
hinneigt, daß ein ſolches Auffahren des hinteren Wagens bei der 
gegebenen Sachlage „wahrſcheinlich“ oder „leicht möglich“ war, darf 
nicht etwa zu der Annahme verführen, daß das RG. einem Kraft⸗ 
wagenlenker nur in einem ſolchen Falle eine von ihm geſchaffene Ge⸗ 
fahrlage zum Verſchulden anrechnen will, in dem der erfolgte Ver⸗ 
kehrsunfall als Folge der geſchaffenen Gefahrlage mit einem höheren 
Grade von Wahrſcheinlichkeit oder Möglichkeit vorausſehbar war; 
es genügt vielmehr ſelbſtverſtändlich zur Annahme einer Fahrläſſig⸗ 
keit des Kraftwagenführers bei Vorhandenſein der objektiven Vor⸗ 
ausſetzungen (Kauſalzuſammenhang) die Feſtſtellung, daß er den ein⸗ 
getretenen Verkehrsunfall bei Anwendung der ihm gebotenen und 
auch möglichen Sorgfalt als mögliche Folge ſeines Verhaltens vor⸗ 
ausſehen und ſein Verhalten ſo einrichten konnte, daß die Schaf⸗ 
fung einer Gefahrlage hätte vermieden werden können. 

Ob Th. die nach 8 26 KraftfVerkVoO. vorgeſchriebene Anzeige 
ſeiner Richtungsänderung rechtzeitig vorgenommen hat, iſt ebenfalls 
nicht feſtgeſtellt. Unter Umftänden kann eine Fahrläſſigkeit des Th. 
ſchon darin erblickt werden, daß er die rechtzeitige Anzeige unter⸗ 
laſſen hat, dann bedürfte es aber der weiteren Prüfung der Frage, 
inwieweit dieſe Unterlaſſung für den erfolgten Zuſammenſtoß kau⸗ 
ſal war; die Kauſalität wäre ſchon dann zu verneinen, wenn feſt⸗ 
geſtellt werden kann, daß W. die ihm abgekehrte linke Seite des 
Th.ſchen Wagens nicht überblicken konnte und alſo auch dann das 
Zeichen nicht hätte ſehen können, wenn es von Th. tatſächlich ge⸗ 
geben oder rechtzeitig gegeben worden wäre. Eine andere Frage wäre 
es natürlich, ob dann nicht auf alle Fälle bezüglich des Th. eine 
Übertretung nach $ 21 KraftfGG. i. Verb. m. § 26 KraftfVerk VO. 
gegeben ware; dieſe Frage wäre zu bejahen, natürlich unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Friſt des § 67 III StGB. gewahrt iſt. Anderer⸗ 
ſeits würde aber die Befolgung der Vorſchr. des 8 26 KraftfVerk⸗ 
VO. für ſich allein die Schuld des Th. an dem Zuſammenſtoß nicht 
auszuſchließen vermögen, denn die Pflicht des Kraftwagenlenkers be⸗ 
ſchränkt ſich ſelbſtverſtändlich nicht auf Einhaltung dieſer Verkehrs⸗ 
vorſchrift oder der verkehrspolizeilichen Vorſchriften überhaupt (vgl. 
RGSt. 61, 120), vielmehr muß die Frage ſeines Verſchuldens nach 
allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen beurteilt werden, es muß 
alſo immer davon ausgegangen werden, ob er der ihm als Kraft⸗ 
wagenführer obliegenden und nach Lage der Sache möglichen Sorg⸗ 
falt in ſeinem geſamten Verhalten genügt hat, und es muß objektiv 
feſtgeſtellt werden, ob bei Anwendung all dieſer Sorgfalt die Ver⸗ 
meidung des Verkehrsunfalles möglich geweſen wäre. 

Wenn feſtgeſtellt werden könnte, daß Th. in vorſchriftswidriger 
Weiſe an die Schutzinſel heranfuhr, ſo würde gleichwohl auch daraus 
allein ſich noch nicht ſein Verſchulden an dem eingetretenen Zu⸗ 
ſammenſtoß ergeben, ſondern nur bei Feſtſtellung aller bereits er⸗ 
örterten Vorausſetzungen; immerhin würde aber dann im gegebenen 
Falle die ſtrafrechtliche Beurteilung des Verhaltens des Th. im Zu⸗ 
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lich, ob das BG. der Überzeugung war, der Angekl. hätte 
unter Beibehaltung ſeiner Geſchwindigkeit ſowohl den Grei⸗ 
fern als auch den anderen in ſeine Nähe kommenden Wege⸗ 
benutzern zugleich ſeine Aufmerkſamkeit zuwenden können 
oder er hätte, weil ihm das nicht möglich war, die Fahrt⸗ 
geſchwindigkeit ermäßigen müſſen. 

(2. Sen. v. 17. Juni 1929; 2 D 245/29.) A.] 


Überholen. 


18. 1. § 21b der VO. v. 5. Dez. 1925 (RG Bl. I, 
439) i. d. Faſſ. v. 28. Juli 1926 (RG Bl. I, 425). 
Unter welchen Umſtänden darf ein Führer eines 
Kraftfahrzeuges rechts überholen? 

2.8 230 StG B. Zum Begriff der Fahrläſſig⸗ 
keit im Sinne dieſer Vorſchrift. f) 

Das BG. geht davon aus, der Angekl. habe ſich dadurch 
gegen § 21 b der zur Zeit des Unfalls i. d. Faſſ. v. 28. Juli 
1926 (RGBl. I, 425) geltenden VO. v. 5. Dez. 1925 (RG⸗ 
Bl. I, 439) vergangen, daß er die Frau K., die in der glei⸗ 
chen Richtung ihr Fahrrad führte, rechts überholte. Nach den 
getroffenen Feſtſtellungen iſt er aber nicht, um die Zeugin 
K. überholen zu können, nach rechts abgebogen, hat vielmehr 
ſeine bisherige Fahrtrichtung beibehalten, nachdem die Zeu⸗ 
gin ſo weit nach links hinüber gebogen war, daß der Fahr⸗ 
damm auf der rechten Seite frei wurde und der Angekl. mit 
ſeinem Kraftwagen Raum zum Weiterfahren gehabt hätte, 
wenn die Zeugin nicht wieder nach rechts eingebogen wäre. 
In einem ſolchen Fall iſt der Kraftwagenführer an die Vor⸗ 
ſchrift des 8 21b VO. nicht ohne weiteres gebunden, weil 
unter Umſtänden durch ihre Einhaltung eine Verkehrsgefahr 
herbeigeführt werden könnte. 

Eine Verletzung der Vorſchrift des 8 21 b der VO. iſt 
deshalb bisher nicht ausreichend nachgewieſen. In dieſer 
Verletzung allein erblickt aber das BG. den Grund für die 
dem Angekl. zur Laſt fallende Fahrläſſigkeit. Eine Über⸗ 
tretung dieſer Beſtimmung würde überdies nicht ausreichen, 
um eine Fahrläſſigkeit zu begründen. Es kommt darauf an, 
ob durch ſie der ſchädigende Erfolg verurſacht worden iſt 
und dies vom Täter vorausgeſehen werden konnte. 

War das Linksüberholen nicht ungefährlich und hielt der 
Angeklagte, ohne ſeine Sorgfaltspflicht zu verletzen, das 


ſammenhange mit der aus dem Urteil ſich ergebenden Sachlage die 
Feſtſtellung der zur Annahme der Fahrläffigkeit des Th. erforder⸗ 
lichen Vorausſetzungen ermöglichen. Auf alle Fälle aber müßte wohl 
dieſer Umſtand, wie das RG. indirekt andeutet, dem Mitangekl. W. 
zugute Kommen, der dann auch bei Anwendung aller ihm zuzumuten⸗ 
den und nach Lage des Falles möglichen Sorgfalt nicht damit hätte 
zu rechnen brauchen, daß ein anderer Wagen unter Verletzung einer 
ausdrücklichen verkehrspolizeilichen Vorſchrift in ſeine Fahrbahn ge⸗ 
raten würde. Wenn nicht beſondere Umſtände vorliegen, aus denen 
heraus W. mit einem ſolchen verkehrswidrigen Verhalten des Th. 
rechnen mußte, kann dieſes nicht als in den Bereich der Erfahrung 
des täglichen Lebens fallend und deshalb auch nicht als von W. in 
den Kreis ſeiner Erwägungen zu ziehend erachtet werden. 


RA. Ernſt Oppenheimer, München. 


Zu 18. Die Entſch. beruht auf Grundſätzen, die vom RG. und 
in der ſonſtigen Rſpr. ſchon wiederholt ausgeſprochen worden ſind: 

1. Der Führer eines Kraftfahrzeugs iſt von der Befolgung ver⸗ 
Kehrspolizeilicher Vorſchriften entbunden, ja fie iſt ihm ſogar unterſagt, 
wenn nach den Umſtänden des Falles gerade deren Beobachtung eine 
Verkehrsgefährdung herbeiführen könnte; ſolche Umſtände können 
ſich namentlich aus dem vorſchriftswidrigen Verhalten anderer Per⸗ 
foren ergeben (vgl. RGSt. 59, 341; 60, 84). Ein derartiges Ver⸗ 
halten kann den Kraftfahrer beſonders berechtigen und ſogar zwingen, 
die Vorſchriften über das Ausweichen und Überholen unbeachtet zu 
laſſen, da fie vielfach ohne die Mitwirkung des anderen Wegebenutzers 
nicht befolgt werden können. Es wäre aber verfehlt, aus den Aus⸗ 
führungen im 1. Abſ. der Entſch. allgemein den Schluß ziehen zu 
wollen, als dürfe ein Kraftfahrzeugführer einen eingeholten Rad⸗ 
fahrer ſtets rechts überholen, wenn dieſer ſich auf der linken Seite 
der Straße befindet und ihm die rechte Straßenſeite derartig frei⸗ 
läßt, daß er unter Beibehaltung ſeiner Fahrtrichtung und ohne Ab⸗ 
biegung nach rechts weiter⸗ und vorbeifahren kann. Daß die Entſch. 
dies nicht beſagen will, ergibt ſich klar aus den Worten, der Führer 
ſei in einem ſolchen Falle nicht ohne weiteres an die Vorſchrift 
des 823 KraftfVerkVo. gebunden und aus den folgenden Dar⸗ 
legungen in Abſ. 3. 

2. Die Übertretung einer verkehrspolizeilichen Vorſchrift genügt 


Weiterfahren geradeaus für gefahrlos oder war auch nur 
ein Unfall für ihn nicht vorausſehbar, dann wäre die An⸗ 
wendung des § 230 StGB. ſelbſt im Falle einer Über⸗ 
tretung des $ 21b nicht gerechtfertigt. Darüber, ob das 
Verhalten der Zeugin Anlaß zu einer ſolchen Annahme des 
Angekl. bot, enthält das angefochtene Urteil nichts. Es 
fehlt jede Feſtſtellung darüber, ob und wie lange vorher der 
Angekl. auf das Herankommen ſeines Kraftwagens durch 
ein deutlich hörbares Warnungszeichen aufmerkſam gemacht 
hatte, und ob etwa die Zeugin gerade erſt auf ein ſolches 
Warnungszeichen hin nach links ausgebogen war, oder ob 
ſie nach dem Ausbiegen durch ein ſolches Warnungszeichen 
erſchreckt wieder in ihre frühere Fahrtrichtung zurückkehren 
wollte. Auf Unvorſichtigkeiten der anderen Wegebenutzer und 
auf planloſe Hin⸗ und Herbewegungen muß jeder Kraft⸗ 
wagenführer gefaßt fein. Insbeſ. ift in einem Falle, in dem 
er rechts an einem anderen Wegebenutzer vorüberfährt, ganz 
beſondere Vorſicht erforderlich (vgl. das Urt. des 1. Str⸗ 
Sen. des RG. v. 20. Mai 1924, ID 4/24: JW. 1925, 487). 
Ob gerade im vorliegenden Falle der Angekl. mit einer Rück⸗ 
kehr der Zeugin in ihre frühere eben verlaſſene Richtung 
rechnen und deshalb einen Zuſammenſtoß vorherſehen konnte, 
iſt bisher in dem angefochtenen Urteile nicht geprüft worden. 
Deshalb muß dieſes Urteil aufgehoben und die Sache zu 
neuer Verhandlung an die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. 


(2. Sen. v. 24. Okt. 1929; 2 D 550/29.) A.] 


Unüberſichtliche Wegeſtelle. 


**19. 8 21 Kraftf G.; 88 17, 18, 23 KraftfVerk O.; 
88 222, 73 StG B.; § 354 StPO. Fahrläſſige Tö⸗ 
tung. Zu den Begriffen „Behinderung des Über⸗ 
blicks über die Fahrbahn“ in 8 18 Abſ. 2 und 
„unüberſichtliche Wegeſtelle“ in 8 23 Abſ. 4 
KraftfVerkVoO. 8 17 Abſ. 1 KraftfVerkVoO. ent- 
hält nur eine allgemeine Sorgfaltsregel, aber 
keinen felbitändigen Straftatbeſtand und keine 
blankettausfüllende Norm. f) 


Nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Urt. hat ſich 
der tödliche Unfall, der dem Angekl. zur Laſt gelegt wird, auf 
folgende Weiſe zugetragen: Der Angekl., berufsmäßiger Kraft⸗ 


nicht ohne weiteres zur Begründung der zum Tatbeſtand des 8 230 
StGB. gehörigen Fahrläſſigkeit; es muß noch hinzukommen, daß der 
rechtswidrige Erfolg, die Verletzung eines anderen, durch das der 
Vorſchrift widerſprechende Verhalten des Täters verurſacht wurde 
und für den Täter als Folge ſeines Verhaltens vorherſehbar 
war (vgl. RGSt. 56, 343; 61, 318). über den Urſachenzuſammen⸗ 
hang und die Frage ſeiner ſog. Unterbrechung durch Handlungen 
zurechnungsfähiger Dritter — Setzen von Zwiſchenurſachen, ohne die 
der rechtswidrige Erfolg nicht eingetreten wäre — waren im vor⸗ 
liegenden Falle weitere Ausführungen nicht veranlaßt. Wohl aber 
nimmt die Entſch. zur Frage der Vorherſehbarkeit des rechtswidrigen 
Erfolges eingehender Stellung. Dabei wiederholt ſie den in mehr⸗ 
fachen Urteilen aufgeſtellten und trotz lebhafter Widerſprüche nament⸗ 
lich aus den Kreiſen der Kraftfahrer feſtgehaltenen Satz, daß jeder 
Kraftfahrer auf Unvorſichtigkeiten und Unbeſonnenheiten der anderen 
Wegebenutzer und auf planloſe Hin⸗ und Herbewegungen dieſer auf 
der Straße gefaßt ſein muß, und das ebenfalls ſchon oft betonte 
Verlangen, daß der Kraftfahrer beſonders vorſichtig ſein muß, wenn 
er in Abweichung von der Vorſchrift des § 23 KraftfVerkVoO. und 
der beſtehenden Verkehrsgepflogenheit einen eingeholten Wegebenutzer 
auf der rechten Seite überholt. 
Obs R. Dr. Bezold, München. 


Zu 19. In der Auslegung des Begriffes „unüberſichtliche 
Wegeſtelle“ im § 23 IV KraftfVerk VO. iſt dem RG. gegenüber den 
Entſch. des BayObLG. unbedingt zuzuſtimmen. Die Frage der 
Überſichtlichkeit kann keineswegs nur nach der „entſprechenden 
Beſchaffenheit des Geländes“ beurteilt werden, vielmehr iſt in 
gleicher Weiſe auch der konkrete, durch beſondere Veranſtaltungen 
und Ereigniſſe des Verkehrs herbeigeführte augenblickliche Zuſtand 
entſcheidend mit zu berückſichtigen. Die Auffaſſung des Bay Obs. 
muß zu ganz unmöglichen, unerträglichen Ergebniſſen führen: 
man denke nur an Fälle, wie ſie jedem Kraftfahrer mannigfach 
begegnen, in denen eine am fi; ganz überſichtliche Straßenſtelle aus 
irgendwelchen Urſachen, etwa durch Stockungen und Stauungen 
des Verkehrs, plötzlich ganz unüberſichtlich geworden iſt. Jeder ge⸗ 
wiſſenhafte Kraftfahrer wird ſich bei einer ſolchen durch zufällige 
Umſtände geſchaffenen Unüberſichtlichkeit in gleicher Weiſe vorſichtig 
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wagenführer, fuhr an einem Novembertage bei Tageslicht mit 
dem Lieferkraftwagen ſeiner Arbeitgeberin die Reichenhainer 
Straße in Ch., eine groß angelegte Straße mit ſtarkem Ver⸗ 
kehr, landwärts. Kurz vor der Einmündung der Melanchthon⸗ 
ſtraße, die von rechts in ſeiner Fahrtrichtung auf die Reichen⸗ 
hainer Straße trifft, holte er einen aus Motorwagen und An⸗ 
hänger beſtehenden Laſtkraftwagenzug ein, der ſehr langſam, 
mit einer Stundengeſchwindigkeit von 7 km, fuhr. Obgleich 
die beiden etwa 2m hohen, mit Steinen beladenen Wagen 
des Laſtzuges ihm die Überſicht über den geſamten der Kreu⸗ 
zung zunächſt liegenden Teil der Melanchthoͤnſtraße ver⸗ 
deckten, ſchickte ſich der Angekl. an, den Zug, als dieſer in 
die Kreuzung einzufahren begann, mit einer Stundengeſchwin⸗ 
digkeit von 20 bis 25 km zu überholen. Als der Angekl. den 
Laſtzug einholte, kam auf der vorſchriftsmäßigen rechten Seite 
der Melanchthonſtraße gegen die Reichenhainer Straße zu der 
Betriebsleiter L. auf einem Motorrad mit mäßiger Ge⸗ 
ſchwindigkeit gefahren. Er erreichte die Kreuzung der beiden 
Straßen etwa gleichzeitig mit dem Laſtzuge und fuhr, da 
dieſer nur eine ſehr geringe Geſchwindigkeit hatte, in einer 
Entfernung von etwa 4 m in einem leichten rechten Bogen 
vor dem Laſtzuge vorüber, der in dieſem Zeitpunkte erſt etwa 
ein Drittel der Kreuzung überfahren hatte. Inzwiſchen hatte 
der Augekl. mit feinem Kraftwagen, beim Überholen des Laſt⸗ 
zuges begriffen, deſſen Spitze erreicht und kam hinter dieſem 
hervor. L., dem der hoch beladene Laſtzug die Sicht auf den 
Wagen des Angekl. verſperrt, und der deſſen Hupenzeichen 
infolge des durch den Laſtzug verurſachten Lärms nicht gehört 
hatte, bemerkte den Angekl. zu ſpät und fuhr deſſen Wagen 
rechts von der Seite an. Dabei kam L. zu Fall und zog ſich 
tödliche Verletzungen zu. 

Die Rev. des Angekl., der auf Grund dieſes Tatbeſtandes 
wegen fahrläſſiger Tötung in Tateinheit mit Übertretungen 
nach den 88 17 Abſ. 1, 18 Abſ. 2, 23 Abi. 4 KraftfVerkVO. 
i. Verb. m. 8 21 Kraftf c. verurteilt iſt, iſt in der Haupt⸗ 
ſache nicht begründet. 

„Daß der Angekl. mit Rückſicht darauf, daß der Über⸗ 
blick über die Fahrbahn für ihn durch den aus zwei Wagen 
beſtehenden, hoch beladenen Laſtzug behindert war, zu ſchnell 
gefahren it und dadurch gegen § 18 Abſ. 2 KraftfVerk VO. 
verſtoßen hat, iſt offenſichtlich und wird auch von der Rev. 
nicht bezweifelt. Dagegen bekämpft dieſe ſeine Verurteilung 
aus 8 23 Abf. 4 KraftfVerkVO., die ſich darauf gründet, daß 
der Angekl. den Laſtzug entgegen dem in dieſer Vorſchrift 
enthaltenen Verbot an einer „unüberſichtlichen Wegeſtelle“ 
überholt habe. Die Stra. nimmt zwar an, daß die Unfall⸗ 
telle, nämlich die Einmündung der Melanchthonſtraße in die 
Reichenhainer Straße, nach der feſtbeſtimmten Beſchaffenheit 
des Geländes nicht als unüberſichtlich angeſprochen werden 


verhalten, ſich hüten, zu überholen, wie in einem von Natur an 
ſich ſchon unüberſichtlichen Gelände. In verſtändiger Auslegung 
iſt ihm dies auch im 8 23 IV KraftfVerkO. zur Pflicht gemacht. 
Die ein Überholen geſtattende, die Anwendbarkeit des $ 23 IV 
verneinende Rſpr. des Bay Obs. würde hier, wenn ſie auf das 
Verhalten der Kraftfahrer beſtimmenden Einfluß hätte, Verkehrs⸗ 
unfälle geradezu herausfordern. Zu beachten iſt, daß die durch 
Verkehrsgeſtaltungen, zufällige Hinderniſſe uſw. hervorgerufene Un⸗ 
uberſichtlichteit vielfach dem Grade nach ftärker iſt als die in der 
natürlichen Beſchaffenheit der Straßen und Wege begründete, zumal 
die vielfach überaus ſchnelle Anderung der Entwickelung und Ver⸗ 
lnickelung ſich oft nicht berechnen und überſehen läßt. — Der Wort⸗ 
5 5 des Geſetzes läßt dieſe in der Vernunft der Dinge begründete 
„nalegung mindeſtens in gleichem Maße zu wie die verkehrs⸗ 
Werd einſchränkende Auslegung des BayOb eG. Die Worte „un⸗ 
überſichtliche Wegeſtelle“ geben eigentlich an ſich ſchon zu der Ein⸗ 
ſchtünkung keine Berechtigung. Hinzu kommt die ſachliche Unrichtig⸗ 
An des Ergebniſſes. Ohne ganz zwingenden geſetzlichen 
5 darf keiner geſetzlichen Norm eine unver⸗ 
unftige Auslegung gegeben werden. 
125 So iſt zweifellos die Vorſchrift des § 23 IV KraftfVerk VO. 
die etzt: „an unüberſichtlichen Wegeſtellen und an Stellen, an denen 
de Fahrbahn durch andere Wegebenutzer oder in ſonſtiger Weiſe 
at iſt, ift das Überholen verboten“. Ebenſo zutreffend iſt der 
back ant des 8 18 II Kraft fVerkVO. feſtgeſtellt: „Iſt der Über- 
die a die Fahrbahn behindert, die Sicherheit des Fahrers durch 
Vert eſchaffenheit des Weges beeinträchtigt, oder herrſcht lebhafter 
auf cn ſo muß fo langſam gefahren werden, daß das Fahrzeug 
St Entfernung zum Stehen gebracht werden kann.“ 
ie Feſtſtellung fahrläſſig verurſachter Tötung wird in erſter 


könne, weil die breite Seitenſtraße, aus der Fahrtrichtung 
des Angekl. geſehen, frühzeitig und verhältnismäßig weit ein⸗ 
geſehen werden konnte, ſofern nicht ein dazwiſchen tretendes 
Hindernis dieſe Einſicht verſperrte. Sie hält aber gleichwohl 
das Vorliegen einer „unüberſichtlichen Wegeſtelle“ i. S. der 
genannten Vorſchrift für gegeben, weil dem Angell., als er 
den hoch beladenen Laſtzug überholte, durch dieſen der geſamte 
der Kreuzung zunächſt liegende Teil der Melanchthonſtraße 
verdeckt war und durch dieſes Hindernis die nach ihrer natür⸗ 
lichen Beſchaffenheit überſichtliche Wegeſtelle zu einer unüber⸗ 
ſichtlichen i. S. von § 23 Abſ. 4 KraftfVerkVO. geworden ſei. 
Mit dieſen Ausführungen tritt die Str. in bewußten Gegen⸗ 
ſatz zu der in mehreren Entſch. des Bay Obs. (vgl. JW. 
1927, 2232; HöchſtaRſpr. 1929 Nr. 998) niedergelegten 
Rechtsanſicht, die dahin geht, daß der Begriff „unüberſicht iche 
Wegeſtelle“ i. S. des 8 23 Abſ. 4 a. a. O. ſtets eine entſpre⸗ 
chende natürliche Beſchaffenheit des Geländes vorausſetze im 
Gegenſatz zu der „Behinderung des Überblicks über die Fahr⸗ 
bahn“ i. S. von 818 Abſ. 2 a. a. O., die auch durch die 
augenblickliche Verkehrslage herbeigeführt werden könne. Der 
erk. Sen. vermag ſich der Anſicht des BayObLG. nicht anzu⸗ 
ſchließen. Ihre Begründung, daß nämlich die Vorſchrift des 
8 23 Abſ. 4 bei einer anderen Auslegung des Begriffs „un⸗ 
überſichtliche Wegeſtelle“ auf ein Verbot des Überholens 
überhaupt hinauslaufen würde, weil jedes zu überholende 
Fahrzeug ſtets den Überblick über die Fahrbahn für den übers 
holenden behindere, erſcheint nicht zutreffend. Es iſt viel⸗ 
mehr, wie in dem angefochtenen Urt. mit Recht ausgeführt 
wird, wohl möglich, aber nicht notwendig, daß ein 
anderer Wegebenutzer die Fahrbahn für den Überholenden un⸗ 
überſichtlich macht. Wann der eine, wann der andere Fall 
gegeben iſt, iſt Tatfrage. Dabei wird es weſentlich einerſeits 
auf die natürliche Beſchaffenheit der Örtlichkeit, andererſeits 
auf die Art und Größe des zu überholenden Fahrzeuges an⸗ 
kommen. Rechtsgrundſätzlich ausgeſchloſſen iſt es jedenfalls 
nicht, daß eine ihrer natürlichen Beſchaffenheit nach über⸗ 
ſichtliche Ortlichkeit durch eine augenblickliche Verkehrslage, 
namentlich durch einen gerade in der Fahrbahn befindlichen, 
den Überblick hemmenden Gegenſtand zur „unüberſichtlichen 
Wegeſtelle“ i. S. des § 23 Abſ. 4 KraftfVerkVO., d. h. zu 
einer Stelle, an der der Weg unüberſichtlich iſt, wird (vgl. 
auch die den Begriff „unüberſichtliche Stelle“ i. S. des 8 19 
KraftfVerk§O. v. 3. Febr. 1910 betreffende Entſch. des 
6. ZivSen. des R. v. 7. Jan. 1915, VI 491/14: 23. 1915 
Sp. 704). Auf dieſer rechtlichen Grundlage betrachtet, tragen 
die tatſächlichen Feſtſtellungen der Str®. auch die Verurtei⸗ 
lung des Angekl. wegen verbotenen Überholens. 

Ferner iſt der Tatbeſtand der fahrläſſigen Tötung nach 
8 222 Abſ. 2 StGB. in dem angefochtenen Urt. rechtsbe⸗ 


Linie durch die ſchuldhafte Zuwiderhandlung gegen die angeführten 
Verkehrsvorſchriften getragen, iſt aber von ihr keineswegs ab⸗ 
hängig, da ja auch außerhalb der durch beſondere Gefahrlagen be⸗ 
gründeten Sorgfaltspflichten ſelbſtverſtändlich allgemeine, im ein⸗ 
zelnen nicht näher beſtimmbare Verpflichtungen zur Vorſicht, Um⸗ 
ſicht und Behutſamkeit den Kraftfahrer binden. In allgemeinen 
Richtweiſungen nur kann das Geſetz dies ausſprechen, wie es insbeſ. 
geſchehen iſt im 8 17 1 KraftfVerkVO.: „der Führer iſt zur ge⸗ 
hörigen Vorſicht in Leitung und Bedienung ſeines Fahrzeugs ver⸗ 
pflichtet“; ſowie 8 18 J a. a. O.: „die Fahrgeſchwindigkeit iſt ſo 
einzurichten, daß der Führer in der Lage bleibt, ſeinen Verpflich⸗ 
tungen Genüge zu leiſten“. Namentlich auf dieſem Gebiete kann keine 
Geſetzgebung mit Einzelvorſchriften der Fülle von Variationen ge⸗ 
recht werden, die das tägliche Leben mannigfach hervorbringt, auch 
nicht mit Tauſenden von Normen. Alle möglichen Begleitumſtände 
können für die Abmeſſung der Sorgfaltspflicht im einzelnen Falle 
maßgebend fein, jo z. B. die körperliche und ſeeliſche Verfaſſung des 
Angekl., der nach einer durchzechten Nacht mit 40 km Geſchwindig⸗ 
keit auf einer engen Straße fuhr (RG.: Lg. 1915, 704). Auch 
kann namentlich die Kompliziertheit der Verkehrsverhältniſſe, die 
mannigfaltige Vielheit der Gefahrenquellen dem Kraftfahrer eine be⸗ 
ſondere Vorſicht, namentlich ein Langſamfahren oder Anhalten zur 
Pflicht machen. Er hann ſich in ſolchen Fällen nicht darauf be⸗ 
rufen, daß er eine Gefahrenquelle nicht erkannt habe, weil er auf 
andere habe achten müſſen: „Er muß ſich einen Überblick über 
alle Gefahrenquellen verſchaffen und, wenn ihm dies durch ihre 
Häufung erſchwert wird, die Geſchwindigkeit entſprechend vermin⸗ 
dern oder anhalten.“ Auch ein etwa gegebenes Vorfahrtsrecht ent⸗ 
bindet ihn nicht von ſolchen Verpflichtungen, insbeſ. hat er auch 
die aus einer Querſtraße kommenden Fahrzeuge und Fußgänger 
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denkenfrei nachgewieſen. Insbeſ. entſprechen die Ausführungen 
über die Verurſachung und über die Vorherſehbarkeit des Er⸗ 
folges durchaus der reichsgerichtlichen Rſpr. Bemerkt ſei, daß 
in dem Überholen des Laſtzuges durch den Angekl. unter den 
von der Strͤ. feſtgeſtellten Umſtänden eine für den Tod des 
L. urſächliche Fahrläſſigkeit auch dann zu finden geweſen wäre, 
wenn das Überholen nicht ausdrücklich durch $ 23 Abſ. 4 
KraftfVerkVO. verboten geweſen wäre. Es wird auf das Urt. 
des erk. Sen. v. 12. Mai 1925, 1198/25: Recht 1925, 445 
verwieſen, das zu einer Zeit ergangen iſt, als die KraftfVerk⸗ 
VO. ein ausdrückliches Verbot des Überholens noch nicht ent⸗ 
hielt. Ein dem Angekl. etwa zuſtehendes Vorfahrtrecht entband 
ihn nicht von ſeinen geſetzlichen Verpflichtungen (Urteil des 
erk. Sen. v. 12. Mai 1925, 1111/25: Recht 1925, 445). 

Zu beanſtanden iſt an dem angefochtenen Urt. nur, daß 
die Str. ebenſo wie das Shöff®. den Angekl. auch einer 
Übertretung nach $ 17 Abſ. 1 KraftfVerkVO. i. Verb. m. 821 
KraftfG. ſchuldig geſprochen hat. Die Vorſchrift des § 17 
Abſ. 1 a. a. O. enthält, wie das RG. bereits wiederholt aus⸗ 
geſprochen hat, nur eine allgemeine Sorgfaltsregel, aber 
keinen feſt umriſſenen ſelbſtändigen Straftatbeſtand und des⸗ 
halb auch keine blankettausfüllende Norm (RGSt. 62, 227 
und neuerdings die zum Abdruck beſtimmte Entfch. des erk. 
Sen. v. 17. Sept. 1929, 1694/29). Da dieſer Rechtsfehler 
jedoch das Strafmaß offenſichtlich nicht zuungunſten des An⸗ 
gekl. beeinflußt hat, kann ihn das Rev. gemäß $ 354 Abſ. 1 
StPO. durch Berichtigung der Urteilsformel beſeitigen. 

(1. Sen. v. 4. Okt. 1929; 1D 806/29.) A.] 


20. § 18 Ab ſ. 2 Kraftf Verk.; 88 222, 230 
StGB.; § 267 StPO. Die Feſtſtellung, daß der 
Überblick über die Fahrbahn behindert war und 
die Bejahung der Schuldfrage macht eine voll⸗ 
ſtändige Klarlegung der örtlichen Verhältniſſe 
und eine ausführliche, von Unklarheiten und 
Widerſprüchen freie Darſtellung des tatſäch⸗ 
lichen Hergangs des Automobilunfalls erfor⸗ 
derlich. f) 

Das BG. legt beiden Angekl. zur Laſt, daß fie, obwohl 
der Überblick über die Fahrbahn für beide behindert zwar, 


zu beachten. So zutreffend RG.: Recht 1925, 445, 111/25. In 
der ebendort abgedruckten Entſch. 198/25 wird dies für den Fall 
des an ſich zuläſſigen Überholens noch beſonders hervorgehoben: der 
Kraftfahrer habe namentlich an verkehrsreichen Stellen eine be⸗ 
ſondere Sorgfaltspflicht, ſogar mit Unbeſonnenheiten des Publikums, 
„insbeſ. alter, gebrechlicher und nicht voll entwickelter Menſchen“, 
müſſe er rechnen, „ſoweit ſie nicht außer jeder Erwartung liegen“. 

So kann, was die allgemeine ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit 
anlangt (fahrläſſige Tötung, Körperverletzung uſw.), durch beſondere 
Verkehrsvorſchriften wohl für einzelne wichtige Kategorien von 
Fällen die Sorgfaltspflicht normiert, die Fahrläſſigkeit näher be⸗ 
ſtimmt werden. Im allgemeinen iſt dieſe Veranwortlichkeit von dieſen 
beſonderen Vorſchriften nicht abhängig, vielmehr muß ſich nach den 
individuellen Situationen, geſetzgeberiſch nicht allgemein faßbaren Ge⸗ 
ſtaltungen von Leben und Verkehr die Abmeſſung der Pflichten und 
der Fahrläſſigkeit des Kraftfahrers beſtimmen. 

Z. B. iſt, um einen einfachen jedem Kraftfahrer aus der all» 
täglichen Erfahrung vertrauten Fall zu nehmen, auf einer verkehrs⸗ 
reichen ſchmalen Straße, ohne oder mit ſehr engem Bürgerſteig (auf 
den Fußgänger kaum ausweichen können), in die jeden Augenblick 
faſt gleichwertige „Nebenſtraßen“ einmünden, die Sorgfaltspflicht des 
Kraftfahrers eine ganz außerordentliche: ſolange ihm nur eine 
ſolche Straße zur gemeinſamen Benutzung mit Fußgängern uſw. 
zur Verfügung ſteht, wie es vielfach ſelbſt in den verkehrsreichen 
Rheinlanden noch der Fall iſt. 

Bei den vielen oft verhängnisvollen Rückſichtsloſigkeiten, die 
der tägliche Verkehr jetzt zeitigt, wäre es angezeigt, wenn die an⸗ 
erkannten Entſcheidungsgrundſätze der gerichtlichen Praxis in den 
beteiligten Kreiſen möglichſt bekanntgemacht würden. Zweifellos 
ſind Sitte und Anſtand auch auf dieſem Gebiete geſunken. Es wäre 
ſehr zu begrüßen, wenn jedem Kraftfahrer nach der Prüfung ein 
Merkblatt mit den wichtigſten von Treu und Glauben und guter 
Sitte beſtimmten Verkehrsregeln und den in der Praxis geltenden 
Entſcheidungsgrundſätzen übergeben werden könnte. 

Prof. Dr. Coenders, Köln. 


Zu 20. 1. Nach § 18 Abſ. 2 KraftfVerkVO. i. d. Faſſ. vom 
16. März 1928 (RCBl. J 91 ff.) muß, wenn „der überblick über die 
Fahrbahn behindert iſt, ſo langſam gefahren werden, daß das Fahr⸗ 
zeug auf kürzeſte Entfernung zum Stehen gebracht werden kann“. 
Vorliegend iſt nun zwar die unmittelbar vor dem Angehl. liegende 
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nicht ſo langſam gefahren ſeien, daß ihre Kraftwagen auf 
kürzeſte Entfernung zum Stehen gebracht werden konnten. 
Es kann eine beſtimmte Stundengeſchwindigkeit nicht feſt⸗ 
ſtellen, meint aber, die eigenen Angaben der Angekl. wie die 
Ausſagen der Zeugen ergäben, daß die Geſchwindigkeit nicht 
gering war. Nach den unmittelbar vorausgehenden Ausfüh⸗ 
rungen haben die Angekl. behauptet, vor und an der Ein⸗ 
mündung der Fontane⸗ in die Rathausſtraße nicht mehr als 
15 km Stundengeſchwindigkeit gehabt zu haben. Dann würde 
bei den Feſtſtellungen über ihre Brems möglichkeiten kaum ein 
Verſtoß gegen $ 18 Abſ. 2 KraftfVerkVO. vorliegen. Es mag 
aber ſein, daß das BG. nicht aus ihren Angaben über ihre 
Fahrgeſchwindigkeit, ſondern aus denen über den Sachverlauf 
auf ihre Schnelligkeit, und zwar auf eine größere als die be⸗ 
hauptete, geſchloſſen hat. Dagegen würden keine rechtlichen 
Bedenken beſtehen. Zweifelhaft bleibt aber, ob nicht das BG. 
rechtsirrtümlich in der Annahme einer Behinderung des 
Überblicks über die Fahrbahn zu weit geht und ob es nicht 
weiter zu Unrecht glaubt, die Behinderung ſei derart geweſen, 
daß von den Wegebenutzern unter allen Umſtänden nur in 
der im § 18 Abſ. 2 bezeichneten Geſchwindigkeit gefahren wer⸗ 
den durfte. Der Rathausplatz, an deſſen Süd⸗ und Weſtſeite 
die aufeinanderſtoßenden Fahrbahnen der Angekl., die Rat⸗ 
haus⸗ und die Fontaneſtraße, entlanglaufen, iſt nach dem 
Urt. eine Grünfläche, die nur an der ſüdöſtlichen und an der 
ſüdweſtlichen Ecke derart mit Zierſträuchern bepflanzt iſt, „daß 
die an der Ecke einmündenden Straßen jeweils für den 
herannahenden Fahrer mit dem darauf ſtattfindenden Verkehr 
in ihrem letzten Teil unüberſehbar waren“. Das läßt 
die Möglichkeit offen, daß zwiſchen den Eckanpflanzungen 
hindurch die Benutzer der zuſammentreffenden Straßen ein⸗ 
ander ſehen konnten. Es wäre dann zu prüfen geweſen, ob 
auch bei ſolcher Sachlage der Überblick über die Fahrbahnen 
behindert war. Die Zweifel, ob das Gericht ſich hierüber die 
erforderliche Klurheit verſchafft hat, werden dadurch nicht 
beſeitigt, ſondern eher verſtärkt, daß an anderer Stelle im 
Gegenſatz zu obigem von einer ſchon „in weiter Entfer⸗ 
nung von der Straßenkreuzung beſtehenden Unüberſichtlich⸗ 
keit“ geſprochen wird. Schließlich geht das BG. davon aus, 
daß erſt über den am Treffpunkt beider Straßen zwiſchen 


Fahrbahn in ihrem überblick nicht behindert geweſen, ſondern nur 
der weitere Überblick war behindert durch eine mit Zierſträuchern 
bepflanzte Grünfläche. Das genügt aber nach der konſtanten Rſpr. 
des RG. — worauf das vorliegende Urteil zwar nicht ausdrücklich 
eingeht, auf deren Boden es aber nach dem Geſamtinhalt der 
Gründe ſteht —, um die Vorausſetzung des § 18 Abſ. 2 als erfüllt 
anzuſehen. Denn nach dieſer Rſpr. gehören zur „Fahrbahn“ in 
dieſem Sinne auch die Geländeteile rechts und links der Straße (vgl. 
RG.: RKraftf. 1926, 77 — VerkgRdſch. 1925, 578; RG.: Jurgdſch. 
1925, 759 — Recht 1925 Nr. 1513 = Verkgdſch. 1925 Sp. 451; 
R.: RKraftf. 1926, 61; R.: RKraftf. 1928, 367 = ZW. 1927, 
769 = EgersEntſch. 46, 312; RG.: RKraftf. 1927, 127 Recht 
1927, 451; OLG. Dresden: RKraftf. 1929, 73 = HöchſtgRſpr. 1928, 
408; Dresden: RKraftf. 1928, 19; RG.: RKraftf. 1929, 73 —= Verk⸗ 
Rdſch. 1928, 94; RG.: RKraftf. 1929, 73 = 23.1928, 494; RG. : 
Rätraftf. 1929, 74 JW. 1928, 1748; RG.: RKraftf. 1928, 48; OLG. 
Frankfurt: RKraftf. 1929, 287; KG.: RKraftf. 1928, 183 ff.; OLG. 
Hamburg: RKraftf. 1929, 60; OLG. Dresden: RKraftf. 1929, 287; 
Stuttgart: RKraftf. 1929, 255; RG.: DR. 1929 II Sp. 249. 

Anders: Celle: RKraftf. 1929, 73 = HöchſtgRſpr. 1927, 390; 
Breslau: RKraft. 1929, 73 (vgl. auch Arndt: RKraftf. 1926, 61 
und 77 ff.; Gülde: RKraftf. 1928, 19). 

2. Das Urteil verneint aber mit Hinblick auf 8267 STD. 
mit Recht eine eindeutige Klarſtellung, ob dieſe Vorausſetzung des 
818 Abſ. 2 überhaupt vorgelegen habe, was im weſentlichen Gegen⸗ 
ſtand tatſächlicher Feſtſtellung iſt. 

3. Dagegen ſpricht das Urteil Neues aus, wenn es die von 
den Angekl. zugegebene Geſchwindigkeit von 15 km Stundentempo 
„bei den Feſtſtellungen über ihre Bremsmöglichkeiten“ als nicht gegen 
8 18 Abſ. 2 verſtoßend anſieht. 

In dieſen Ausführungen, deren Bedeutung dem RG. vielleicht 
nicht zum Bewußtſein gekommen iſt, liegt ein Doppeltes: 

a) Eine trotz Vorliegens der Vorausſetzungen des 8 18 Abſ. 2 
zugelaſſene Geſchwindigkeit von 15 km iſt weitherzig, aber gerecht⸗ 
fertigt. Sie überſteigt aber die von der bisherigen Rſpr. in ſolchen 
Fällen zugebilligte Geſchwindigkeit. Jedenfalls haben folgende Ge⸗ 
richte 15 km als zu hoch angeſehen: BaydbeSt. 9, 322 ff.; 10, 
238 ff.; Dresden: RKraftf. 1928, 117; 1929, 253. 

Aus der übrigen Rſpr. ſeien folgende Geſchwindigkeiten hervor⸗ 
gehoben, die im Einzelfalle als unzuläſſig betrachtet wurden: KG.: 
RKraftf. 1929, 74 (30 km); RG.: RKraftf. 1927, 103 Verk⸗ 


P- 
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Anpflanzung und Fahrbahnen befindlichen breiten Bürger⸗ 
ſteig hinweg die eine Straße von der anderen aus eingeſehen 
werden könne und daß für den Angekl. R. ſpäter als für den 
Angekl. Schl. der Blick in die andere Straße frei geworden 
ſei. Da die Möglichkeit, einander zu ſehen, für beide gleich⸗ 
zeitig eingetreten ſein muß, kann letzteres nur bedeuten, daß, 
als ſie ſich erſtmalig ſehen konnten, der Wagen Ris noch 
weiter entfernt von der Treffſtelle Rathaus⸗Fontaneſtraße 
war als der Schl.s, R. infolgedeſſen noch nicht ſo tief in die 
Fontaneſtraße hineinſehen konnte, wie Schl. in die Rathaus⸗ 
ſraße. Andererſeits hat Schl.s Wagen mit feinem vorderen 
Teile den ſchräg über die Einmündungsſtelle fahrenden Wagen 
dem ſchweren Zuſammenſtoß noch 10 m meitergefahren. Wie 
3 nur noch am rechten hinteren Teile erfaßt und iſt nach 
das BG. das in Einklang mit dem ſpäteren Eintreffen R.s 
an der Einmündung der Fontaneſtraße bringt, ob es insbeſ. 
daraus Schlüſſe auf die überragende Geſchwindigkeit des einen 
der Angekl. zieht, iſt aus dem Urt. nicht erſichtlich. Aus ihm 
ergibt ſich auch nicht, ob jeder Angekl. die angeblichen Hupen⸗ 
zeichen des anderen gehört hat 
Eine genauere Klarſtellung dieſer Punkte iſt bei der Be⸗ 
urteilung beider Angekl. nicht nur zu rechtlich bedenkenfreier 
Darlegung, ob der Überblick über die Fahrbahn i. S. des 
$ 18 Abſ. 2 KraftfVerkVO. behindert war, ſondern auch zur 
Beantwortung der Fragen erforderlich, ob und wodurch von 
eiden Angekl. oder einem von ihnen der Zuſammenſtoß ver⸗ 
urſacht worden iſt und ob er von ihnen als Folge des 
eigenen unvorſichtigen Verhaltens vorausgeſehen werden 
konnte; in letzterer Beziehung ſind Feſtſtellungen überhaupt 
nicht getroffen; es iſt nicht auszuſchließen, daß das BG. 
rechtsirrtümlich eine Prüfung der Vorausſehbarkeit unter⸗ 
aſſen hat. 
(2. Sen. v. 16. Jan. 1930; 2 D 984/29.) LA.] 


— 


Roſch. 1927, 199 (mehr als 15 Km); NG.: Verkegtdſch. 1927, 587 
(85 km); N®.: NKraftf. 1928, 60 (25 km); RG.: Afraftf. 1929, 76 
1 JW. 1928, 1748 (26 km); R.: Rͤraftf. 1928, 48 (28 km); 
,; Retraftf. 1928, 66 (mehr als 20 km); RS.: RKraftf. 1929, 74 
= 29.1928, 632 (28—30 km); Bay Obe G.: Rraftf. 1929, 75 
90 km): RG.: RKraſtf. 1928, 197 — 23.1928, 841 (29km); Bay⸗ 
10 0. Rraft. 1929, 76 = Verkgſdſch. 1928, 536 — HöchſtRRſpr. 
1 Nr. 180 (25-30 km); BayObL®.: RKraftf. 1929, 286 (über 
o km): RG.: Verkqdſch. 1929, 209 (35 km). 

b) Nun berückſichtigt das Urteil, indem es 15 km zulaßt, 
allerdings die Brems möglichkeit der Fahrzeuge. Damit begibt 
90 ſich auf ein Gebiet, das außerordentlich umſtritten iſt; denn faſt 
ie geſamte Rſpr. ſteht — im Gegenſatz zu der obigen Entſch. — 
au dem Standpunkt, daß das „Langſamfahren“ i. S. des 818 
bſ. 2 abſolut gemeint fei, daß alſo die techniſche Beſchaffenheit des 
Jahrzeuges, insbeſ. ſeine gute Bremswirkung, nicht zur Einhaltung 
Et höheren als der nach 8 18 Abſ. 2 zugelaſſenen Geſchwindig⸗ 
eit berechtigt. Das BanObL®., das ſtets an dieſer Auffaſſung feſt⸗ 
gehalten Hat, begründet fie im Urt, v. 6. Jul 1928 (craft. 1929, 

—Verkgddſch. 1928, 536), u. E. nach zu Recht, wie folgt: 
„Eine andere Auffaſſung würde zu dem Ergebnis führen, 
daß an einer und derſelben Stelle, an der die Vorausſetzungen 
des 8 18 Abſ. 2 gegeben find, den verſchiedenen Fahrzeugen ver⸗ 
ſchiedene Geſchwindigkeiten geſtattet wären, ein Ergebnis, das den 
erkehr für die Teilnehmer verwirren und in ſeinem Ablauf un⸗ 
berechenbar machen und deshalb die Verkehrsſicherheit, ftatt ſie 

zu fördern, ſchwer gefährden würde.“ 

Yan adenfo Dan dba st. 9, 322 ff,; Celle: Colturd. 70, 312; 
254 be G.: RKraftf. 1929, 75; 1927, 11; Dresden: Reraftf. 1929, 


. 


wäh Dieſe Entſch. werden gebilligt von Bezold: Reraft. 1927, 10, 
& 1 Müller: DAR. 1928, 305 und in feinem Komm., 4. Aufl., 
0 ei 925 anderer Meinung iſt. Müller bemerkt, daß es gleichgültig 
gen 115 welcher Geſchwindigkeit heraus ein Fahrzeug der Vorſchrift 

— 0 kürzeſte Entfernung zum Stehen zu kommen. Der Ein⸗ 
niſchen aß der Verkehr gefährdet würde, wenn je nach der tech⸗ 


des g 15 chafſenheit des Fahrzeuges die Geſchwindigkeit im Falle 
nicht 18 Abſ. 2 bei dem einzelnen Fahrzeug verſchieden ſei, greife 
be durch, da eine ſolche Verſchiebdenheit unvermeidbar, allgemein 


a und im Verkehr in Rechnung zu ſtellen jet. 

. auch das Rch. ſelber hat früher einen anderen Standpunkt 

SM 1 als es in dem obigen Urteil vertritt. Es hat nämlich 

Rösch 192 2325 — Reraftf. 1928, 282 — Recht 1928, 616 — Verk- 

. 29, 42 HöchſtRgſpr. 1929 Nr. 57, in einer Entſch. 

gebilligt Juni 1928, die von Landsberg: ZW. 1928, 2325 
at worden iſt, dahingehend entſchieden, daß die für ge⸗ 


Sonſtige verkehrsrechtliche Entſcheidungen. 


* 21. 58 22 Abſ. 1 Satz 1, 7 KraftfG. Zur Ver⸗ 
urteilung wegen Vergehens gegen 8 22 Abſ. 1 
Satz 1 KraftfG. genügt bedingter Vorſatz. ) 

Die Str. hat zwar die Behauptung des Angekl., er 
habe von dem Unfalle nichts bemerkt, als unwiderlegt an⸗ 
geſehen; ſie hat aber offenſichtlich die Frage nicht geprüft, 
ob der Angekl. wenigſtens mit der Möglichkeit gerechnet hat, 
daß der Zeuge Sch. verletzt oder ſein Rad beſchädigt ſei, und 
ſich der Prüfung überhoben geglaubt, weil ſie der im Urteil 
ausgeſprochenen Meinung war, bedingter Vorſatz reiche zur 
Verurteilung aus 822 Abſ. 1 Satz 1 Kraftf®. nicht aus. 
Dieſe Anſicht iſt rechtsirrig. Wohl muß der Täter den Zweck 
verfolgen, ſich der Feſtſtellung des Fahrzeugs und ſeiner 
Perſon zu entziehen; es ift aber nicht erfindlich, warum im 
übrigen, abweichend von der Regel, bedingter Vorſatz nicht 
ausreichen ſollte. Der Tatbeſtand des 8 22 Abf. 1 Satz 1 iſt 
vielmehr auch dann erfüllt, wenn der Führer eines Kraft⸗ 
fahrzeuges nach einem Unfalle (8 7), von dem er zwar keine 
ſichere Kenntnis hat, wohl aber damit rechnet, daß er ge⸗ 
ſchehen ſein kann, für den Fall, daß er geſchehen iſt, es 
unternimmt, ſich der Feſtſtellung des Fahrzeugs und ſeiner 
Perſon durch die Flucht zu entziehen. 

(U. d. 2. Str Sen. v. 30. Okt. 1929; 2 D 192/29.) A.] 

22. Fahrläſſigkeit des Kraftwagenführers. 
Abgeſtiegener Radfahrer als entgegenkommen⸗ 
der Wegebenutzer. Nicht genügend gerechtfer⸗ 
tigtes Abweichen von einer Verkehrsvorſchrift 
(links ausweichen). Vorausſehb Abet „letter 
Bewegungen“ von Menſchen, Tieren, Gegen⸗ 
ftänden.f) 


Der Angekl. befand ſich mit einem von ihm geſteuerten 
Perſonenkraftwagen auf der Fahrt von C. nach B. In 


ſchloſſene Ortſchaften zugelaſſene Höchſtgeſchwindigkeit von 30 km 
bei der Annäherung an belebte Straßenkreuzungen auch dann 
herabzumindern ſei, wenn der Kraftwagen mit gut⸗ 
wirkenden Bremſen ausgeſtattet ſei. Es wird alſo in 
dieſer Entſch. im Gegenſatz zu der obigen die Ausſtattung eines 
Kraftwagens mit gutwirkenden Bremſen als unerheblich angeſehen, 
und es wird trotzdem in kritiſchen Punkten ein abſolutes Langſam⸗ 
fahren verlangt. 

Die Annahme erſcheint daher nicht ungerechtfertigt, daß das 
RG. ſich der weittragenden Bedeutung ſeiner Ausführungen in dem 
obigen Urteil nicht bewußt geworden iſt, und es erſcheint weiterhin 
mehr wie zweifelhaft, ob es in einer weiteren Entſch., die ſich mit 
dem angeſchnittenen Problem eingehender befaſſen wird, an dem 
hier vertretenen Standpunkt feſthalten wird. 

4. Zu Recht macht das RG. dem Vordergericht den Vorwurf, 
die Frage der Vorausſehbarkeit nicht geprüft zu haben; denn ein 
Verſtoß gegen eine ſtrafpolizeiliche Anordnung genügt ja für ſich 
allein noch nicht, um daraus eine ſtrafrechtliche Kauſalität mit einer 
eingetretenen Körperverletzung zu folgern (vgl. RGSSt. 29, 219; 
56, 343; 61, 318 = JW. 1927, 2804). 

RA. Dr. Arndt, Düſſeldorf. 


Zu 21. Obiges Urt. iſt unbedenklich. Man könnte — darauf geht 
die Entſch. nicht ein — allenfalls aus den Worten „durch die Flucht 
zu entziehen“ (8 22 Abſ. 1 Satz 1 Kraftf®.) ſchließen, daß dieſer Tat⸗ 
beſtand zur logiſchen Vorausſetzung hat die ſichere Kenntnis der 
Sachlage, d. h. des Unfalls. Jedoch wird man m. E. zugeben müſſen, 
daß ſchon das bloße Rechnen mit der Möglichkeit des Eintritts 
eines Unfalls eine ausreichende Grundlage dafür ſchaffen kann, ſich 
der Feſtſtellung des Fahrzeugs durch die Flucht zu entziehen. Wenn 
aber der Tatbeſtand als ſolcher nicht begrifflich die Möglichkeit des 
bedingten Vorſatzes ausſchließt, beſteht ſonſt erſt recht kein Anlaß, 
die Schuldfrage hier anders zu behandeln als in ſonſtigen Fällen. 

Prof. Dr. H. Peters, Berlin. 


Zu 22. Die Entſch. kann im Ergebnis Kaum befriedigen. Es 
ſcheint, als habe ein Tatumſtand keine zureichende Beachtung ge⸗ 
funden, den das RG. an ſich zugunſten des Angekl. unterſtellt: 
daß er das Winken des Getöteten als Aufforderung verſtanden habe, 
an ihm links, auf dem Sommerweg, vorbeizufahren. Hier liegt näm⸗ 
lich ein Grenzfall zwiſchen 88 22 und 21 KraftfVerkVo. vor und 
zwar ſo, daß man zugunſten des Angekl. ſein Verhalten aus 8 21 
wird zu bewerten haben. Erheblichen Bedenken begegnet ſchon die 
Auslegung des R., ein in Verfolgung feines Weges ſtehengeblie⸗ 
bener Radfahrer befinde ſich noch im Zuſtand des „Entgegenkom⸗ 
mens“. Das geht doch wohl über den Worklaut des Geſetzes hinaus, 
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ſchneller Fahrt über eine Anhöhe kommend bemerkte er vor 
ſich einen in gleicher Richtung ſich bewegenden Lieferkraft⸗ 
wagen, der ebenſo wie er ſelbſt die rechte Seite der Kunſt⸗ 
ſtraße einhielt und neben jenem den entgegenkommenden Rad⸗ 
fahrer H., der etwa auf der Grenze zwiſchen der Kunſtſtraße 
und dem, links vom Angekl. aus geſehen, daneben befind⸗ 
lichen Sommerweg ſein Fahrrad an der Hand führte und 
ſchließlich ſtehen blieb und dem Angekl. mit den Armen Zei⸗ 
chen gab. Dieſer ſchickte ſich an, zu gleicher Zeit den Liefer⸗ 
wagen zu überholen und an H. vorbeizufahren und fuhr zu 
dieſem Zwecke auf den Sommerweg in der Abſicht, dem Rad⸗ 
fahrer links auszuweichen. Dabei wurde das Fahrrad vom 
Kraftwagen erfaßt und H. tödlich verletzt. 

Rechtlich zutreffend nimmt das BG. an, daß H., ob⸗ 
wohl er vom Fahrrad abgeſtiegen und ſchließlich ſtehen ge⸗ 
blieben war, als Wegebenutzer i. S. des § 1 Nr. 5 und $ 22 
(8 21 AFaſſ.) KraftfVerkVO. anzuſehen war. Unter Rad⸗ 
fahrern i. S. des 8 1 Nr. 5 KraftfVerkVO. find zwar in der 
Regel nur Menſchen zu verſtehen, die ſich auf einem Fahr⸗ 
rade in Bewegung befinden. Aber auch ſolche ſind dazu zu 
zählen, die ſich auf einer Radfahrt befinden und nur vor⸗ 
übergehend abſteigen und anhalten, ohne die (ihnen vor⸗ 
geſchriebene) Bahn zu verlaſſen. Sie ſind auch noch ent⸗ 
gegenkommende Wegebenutzer, wenn ſie ihren Weg in ent⸗ 
gegengeſetzter Richtung des Kraftfahrzeugführers verfolgen, 
aber vorübergehend anhalten. Ohne Rechtsirrtum iſt deshalb 
das LG. davon ausgegangen, daß der Angekl., der, wie an⸗ 
genommen wurde, inſoweit die Lage überſehen hat, nach 8 22 
(8 21 AFaſſ.) KraftfVerkVO. zunächſt die Pflicht hatte, dem 
Radfahrer rechts auszuweichen. Aus der Sondervorſchrift 
des § 2 Abſ. 3 KraftfVerkVO. konnte nicht die Befugnis ab⸗ 
geleitet werden, über den Sommerweg nach links auszu⸗ 
weichen (RGSt. 62, 193). 

In den polizeilichen Vorſchriften iſt es nicht ausdrücklich 
verboten, zu gleicher Zeit einen Wegebenutzer zu überholen 
und einem entgegenkommenden auszuweichen. Das iſt des⸗ 
halb nicht ſchlechthin unzuläſſig, aber nur dann erlaubt, wenn 
damit keinerlei Gefahr verbunden iſt. Doch bleibt es im all⸗ 
gemeinen bei der Regel, daß links überholt und rechts aus⸗ 
gewichen werden muß. Denn die Verkehrsſicherheit verlangt, 
daß jeder Wegebenutzer mit der Einhaltung der Vorſchriften 
ihm gegenüber durch andere rechnen darf und ſoll. 

Daß der Angekl. dieſen Weg nicht eingeſchlagen hat, 
wird ihm nicht zum Verſchulden angerechnet. Anſcheinend hat 
das LG. den Raum zwiſchen beiden Wegebenutzern für ver⸗ 
engt angeſehen. Eine ſichere Nachprüfung in dieſer Richtung 
gewährt das Urteil nicht, da weder die Breite der Kunſt⸗ 
ſtraße, noch die der Kraftwagen, noch auch der Abſtand des 
Lieferwagens von der rechten Straßenſeite feſtgeſtellt iſt. Zu⸗ 
gunſten des Angekl. iſt deshalb davon auszugehen, daß das 
Vorbeifahren auf der Kunſtſtraße wegen Verengung gefahr⸗ 
voll und unzuläſſig war. 

Das gab aber dem Angekl. noch nicht die Befugnis, 
von der Regel abgehend dem H. links auszuweichen. Ein ſol⸗ 
ches Abweichen von polizeilichen Vorſchriften iſt ausnahms⸗ 
weiſe erlaubt, wenn ihre Einhaltung eine Verkehrsgefährdung 
in ſich ſchließen würde, die im Falle der Nichteinhaltung 
nicht oder wenigſtens nicht in demſelben Maße beſteht (RGSt. 
59, 341; 60, 84 [86]; 62, 93 [95]). Ein Ausnahmefall dieſer 
Art war aber nicht gegeben. Denn der Angekl. war nicht 


das zweifelsohne eine Bewegung im Auge hat, nicht aber die 
allgemeine Wegrichtung eines ſtehengebliebenen Straßenbenntzers. 
In unſerm Falle wird das ganz deutlich durch eben jene Hand⸗ 
bewegung, die der Angekl. in der geſchilderten Weiſe verſtand. Das 
ſcheint mir der Muſterfall eines „beſondern Umſtands“ i. S. des 
$ 21 KraftfVerkVoO. und der Angekl. inſoweit wenigſtens ſchuldlos 
zu ſein, weil er deswegen die linke Straßenſeite benutzen durfte. Die 
weitere Frage, ob der Sommerweg ſo ſchmal und die beſondere Lage 
ſo war, daß der Radfahrer unbedingt gefährdet wurde, kann man 
nach dem Urt. allein nicht entſcheiden. Immerhin find 4 m Sommer⸗ 
wegbreite ſchon fo viel, daß daraus nicht ohne weiteres die Anhalte⸗ 
verpflichtung folgt, die das RG. aufſtellt. Offenſichtlich iſt der Ge⸗ 
tötete von unvorherſehbarer Ungeſchicklichkeit geweſen. Alles in allem 
muß man hier wiederum davor warnen, gemeingültige Regeln aus 
einer einzelnen Entſch. zu entnehmen, eine Mahnung, die angeſichts 
der gerade im Kraftverkehr von Fall zu Fall verſchiedenen Unglücks⸗ 
ſituationen nicht oft genug wiederholt werden kann. 

Aber eine Bemerkung enthält das Urt., die man ſtark unter⸗ 


vor die Wahl geſtellt, entweder durch vorſchriftsmäßiges Vor⸗ 
beifahren zwiſchen den beiden Wegebenutzern eine Gefahrlage 
zu ſchaffen oder durch Linksausweichen von einer Vorſchrift 
abzuweichen. Er konnte vielmehr, wie das BG. mit Recht 
betont, vom Überholen ſolange abſtehen, bis er den Radfahrer 
hinter ſich hatte. Nichts nötigte ihn, gerade in dem Zeit⸗ 
punkt zu überholen, in dem beide Wegebenutzer auf derſelben 
Höhe waren. 

Der Angekl. hat weiter, wie das BG. ohne Rechtsirrtum 
feſtſtellt, auch feine allgemeine Sorgfaltspflicht verletzt, in⸗ 
dem er durch das Ausweichen über den Sommerweg den Rad⸗ 
fahrer H., der ſo zwiſchen zwei Kraftwagen eingeſchloſſen 
wurde, in Gefahr brachte, der er bei ſeiner beſchränkten Be⸗ 
wegungsfreiheit nicht unter allen Umſtänden begegnen konnte. 
Das Gefährliche der Lage für H. beſtand nach der Annahme 
des LG. insbeſ. darin, daß er, falls der Lieferwagen aus 
irgendeinem Grunde zu nahe kam, nicht genügend und auch 
wegen der Behinderung durch ſein Fahrrad nicht ſicher und 
ſchnell genug ausweichen konnte: die Breite des Sommer⸗ 
weges reichte nicht aus, um ſo viel Spielraum zu geben, daß 
dieſe Gefahr verſchwand. Der Angekl. überſah die Lage und 
war nicht imſtande, Bewegungen des Lieferwagens, die für 
H. die Gefahr erhöhten, zu verhindern oder ausreichende 
Gegenmaßnahmen zu treffen. Daß unter dieſen Umſtänden 
das Vorbeifahren über den Sommerweg als eine Fahrläſſig⸗ 
keit beurteilt wurde, läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. 
Selbſt die vom Angekl. unterſtellte Aufforderung des H., 
auf den Sommerweg überzugehen, berechtigte ihn nicht, jenen 
dieſer Gefahr auszuſetzen. 

Der Angekl. hat nach der Annahme des LG. noch weiter 
inſoweit unvorſichtig gehandelt, als er zu ſcharf an H. vor⸗ 
überzufahren ſuchte, ſo daß ſein Wagen deſſen Fahrrad er⸗ 
faßte. Dabei hat es die Möglichkeit unterſtellt, daß der Zu⸗ 
ſammenſtoß nur deshalb erfolgte, weil ſich das Fahrrad des 
H. nach dem Sommerweg zu gedreht hat. Rechtlich zutreffend 
weiſt das LG. einem Kraftfahrzeugführer die Pflicht zu, mit 
derartigen kleinen Bewegungen zu rechnen. Bei beweglichen 
Gegenſtänden ebenſo wie bei Menſchen und Tieren iſt deshalb 
beim Vorbeifahren ein angemeſſener Spielraum zu laſſen. 

(2. Sen. v. 17. Juni 1929; 2 D 141/29.) D.] 


23. 5222 StGB. Greift ein Mitbenutzer des 
Kraftwagens, durch unbeſonnenes Fahren ängſt⸗ 
lich geworden, unſachgemäß in die Steuerung 
ein, und wird hierdurch ein Unfall verurſacht, 
ſo iſt der Kauſalzuſammenhang zwiſchen dem 
Verhalten des Wagenführers und dem eingetre- 
tenen Unfall nicht unterbrochen. Vorausſehbar⸗ 
keit des Erfolges in dieſem Fall. f) 

Die Fahrläſſigkeit des Angekl. hat das BG. darin ge⸗ 
funden, daß er an der unüberſichtlichen Kurve auf ſchlüp⸗ 
friger gepflaſterter Straße ſeine Fahrgeſchwindigkeit von 35 
bis 40 Stundenkilometer beibehielt, während bei den damals 
dort vorliegenden Verhältniſſen nur eine Stundengeſchwindig⸗ 
keit von 10—15 km zuläſſig geweſen wäre, und daß er 
außerdem den Bogen auf der linken Straßenſeite ausfuhr. 
Die Folge hiervon war nach den tatſächlichen Feſtſtellungen 
der Str., daß der Wagen ins Schleudern kam, bei dem 
Schleudern nach links hinten nicht mehr durch weiteres Steuern 
nach links „abgefangen“ werden konnte und in Gefahr geriet, 


ſtreichen und herausheben muß. Man kennt die verhängnisvollen 
Schlagſätze, auf die ſich fo viele Urt. ſtützen, jene von mißverſtan⸗ 
denen Reichsgerichtsentſcheidungen ausgehenden, ſchlechthin falſchen 
Verallgemeinerungen wie etwa das Verlangen nach „Inrechnung⸗ 
ſtellung unvernünftigen Verhaltens anderer Straßenbenutzer“. Wenn 
das RG. in unſerm Urt. ſchreibt: 

„Die Verkehrsſicherheit verlangt, daß jeder Wegebenutzer mit 
der Einhaltung der Vorſchriften ihm gegenüber durch andere 
rechnen darf und ſoll,“ 

fo kann das nur günſtige Wirkungen auf die ewig ſchematiſche Rſpr. 
der unteren Gerichte haben. Dieſen guten Satz ſollte ſich jeder merken, 
der mit kraftfahrrechtlichen Fragen zu tun hat. 

RA. Dr. Konrad Landsberg, Naumburg a. S. 


Zu 23. Dem Urteil, das allgemeine ſtrafrechtliche Lehren auf 
einen tatbeſtandlich ſehr intereſſanten Automobilunfall anwendet, 
kommt erhebliche theoretiſche Bedeutung zu. Der Unfall war da⸗ 
durch herbeigeführt worden, daß, nachdem der Angekl. als Führer 
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von der ſtark geneigten linken Straßenſeite über den ſteil 
abfallenden Chauſſeeabhang zum R.⸗Fluß abzuſtürzen. Dieſer 
vom Angekl. geſchaffene Zuſtand hatte wiederum zur Folge, 
daß B., der neben ihm ſitzende 65jährige Schwiegervater des 
Angekl., ängſtlich wurde, plötzlich in die Steuerung griff und 
en Wagen nach rechts riß. Hierbei ſtieß der Wagen gegen 
die Bordkante des rechten Fußſteigs; dem Angekl., als noch 
nicht ſicherem Fahrer, war es nicht mehr möglich, den Wagen 
in ſichere Fahrt zu bringen, er riß ihn nach links und wieder 
nach rechts; der Wagen überſchlug ſich infolgedeſſen, und 
zwei Wageninſaſſen verunglückten tödlich beim Herausſtürzen. 

Rechtlich nicht zu beanſtanden iſt hiernach die Anſicht der 
Str., daß der Tod der beiden in ununterbrochener Urſachen⸗ 
kette auf das fahrläſſige Handeln des Angekl. — das links 
Durchfahren der Kurve in unverminderter Geſchwindigkeit — 
zurückzuführen iſt. Es mag ſein, daß durch unſachliches Ein⸗ 
greifen B.s eine Zwiſchenurſache geſetzt worden iſt, ohne die 
der tödliche Erfolg nicht eingetreten wäre; dieſes Eingreifen 
erfolgte aber nach Anſicht des BG. gewiſſermaßen zwangs⸗ 


den Wagen durch unbeſonnenes Fahren ins Schleudern und damit 
angeſichts des in der Nähe befindlichen Chauſſeeabhangs in eine ge⸗ 
fährliche Situation gebracht hatte, ein neben dem Angekl. ſitzender 
ſahrgaſt — ängſtlich geworden — unſachgemäß in die Steuerung 
eingeiff und dadurch den Wagen zum Umſtürzen brachte. Nach der 
vom RG. vertretenen Kauſalitätstheorie, die alle Bedingungen als 
gleichwertig erachtet, kann es nicht zweifelhaft ſein, daß das Ver⸗ 
galten des Angekl. den Unfall und damit den Tod der beiden 
Arrunglückten herbeigeführt hat; denn wenn auch die Handlung des 
Ingekt. für ſich allein nicht ausgereicht hätte, dieſen Erfolg herbei⸗ 
zuführen, ſo kann ſie doch aus dem tatſächlichen Geſchehensablauf 
nicht weggedacht werden. Hierbei iſt es auch gleichgültig, ob dem 
ritten, der in dem vom Angekl. in Bewegung geſetzten Kauſalver⸗ 
auf eingriff, ein Verſchulden im ſtrafrechtlichen Sinne zur Laſt fällt: 
ſelbſt das vorſätzliche Handeln eines Dritten unterbricht nach der 
An Rſpr. den Kauſalzuſammenhang dann nicht, wenn es vom 
Täter in Rechnung gezogen werden konnte (ogl. RGSSt. 58, 333; 
N. 1927, 2804); das bloß fahrläffige Dazwiſchentreten eines Drit- 
ten, wie es hier allein in Frage ſteht, iſt nie geeignet, die Urſäch⸗ 
lichkeit der vom Täter geſetzten Bedingung aufzuheben (ſ. RGSSt. 19, 
a 56, 348; teilweiſe abweichend Lobe: Xpzsomm., 4. Aufl., 
46). Es iſt auch ohne Belang, ob der Handlung des Angehl. 
gegenüber der des Dritten überwiegende Bedeutung zukommt. Daß 
as Verhalten des Angekl., wie die Str. feſtſtellte, die „Haupt⸗ 
urſache“ bildete, iſt nach der gegebenen Sachlage ſehr zweifelhaft und 
rechtlich jedenfalls überflüſſig (bgl. RGSSt. 56, 348). 
F Bu ftarken Bedenken gibt jedoch der Schlußſatz Anlaß, in dem 
der Ausspruch des Vorderrichters, das unſachliche Eingreifen des 
Dritten ſei für den Angekl. als mögliche Folge feines fahrläſſigen 
Handelns vorausſehbar geweſen, als eine für das Nev®. maßgebende 
dellſtelung bezeichnet wird. Dieſe Stellungnahme des NG., die fid) 
ereits in früheren Entſch. findet, iſt kaum verſtändlich (vgl. die bei 
heim, Beiträge zur Lehre von der Reviſion, S. 100 ange 
fuhrte Judikatur, die dort mit Recht bekämpft wird). Der 1. Senat 
wont in RGSt. 56, 348 aus, die ſcheinbare Härte, die in der An⸗ 
deſtdung des weitgehenden Urſachenbegriffes auf ſtrafrechtliche Tat⸗ 
rellunde liege, werde durch die hier regelmäßig geforderte Zus 
nung der Schuld ausgeglichen. Es milfje gefordert werden, daß 
r Angekl. bei Anwendung pflichtmäßiger Sorgfalt den einge⸗ 
1 1 55 Erfolg als mögliche Folge ſeines Verhaltens hätte voraus⸗ 
ir können und von dieſem Geſichtspunkt aus ein anderes Ver⸗ 
1 hätte beobachten ſollen. Schon dieſer innere Zuſammenhang 
ſchenen Kauſalität und Vorausſehbarkeit läßt es unmöglich er⸗ 
Wi en daß die eine Feſtſtellung vom Rev. überprüft werden kann, 
. die andere jeder Nachprüfung entzogen iſt. Darf das Rev®. 
de 1 ob im gegebenen Falle der urſächliche Zuſammenhang 
a bedenkenfrei feſtgeſtellt ift — dies iſt erſichtlich ber Stand⸗ 
& t der vorliegenden Entſch. (vgl. auch dazu Mannheim a. a. O. 
ſehb kart fo kann ihm die gleiche Prüfung hinſichtlich der Voraus⸗ 
ei Gent nicht entzogen ſein. Dieſe Parallele iſt beſonders aus 
beide runde unabweisbar, weil der Gegenſtand der Beurteilung in 
1 den Fällen der gleiche iſt. Nur tritt der Richter an den tatſäch⸗ 
ran Kauſalverlauf einmal von einem Expost⸗Standpunkt aus 
indem das andere Mal nimmt er eine nachträgliche Prognoſe vor, 
Bares ſich in die Lage des Angekl. zur Zeit der Tatigkeit, bie 
980 Schuld gerechnet werden ſoll, zu verſetzen trachtet. Indem 
Wert ichter die Vorausſehbarkeit feſtſtellt, gibt er ein rechtliches 
n 51 über eine beſtimmte hiſtoriſche Situation ab. Dies iſt 
e ſelbſtverſtändlich, und wird noch beſtätigt durch den be⸗ 
Mn 1 en Inhalt, den der Blankettbegriff „Vorausſehbarkeit“ durch 
unter Dagerichtfiche Rſpr. erhalten Hat. Nicht ſchon die Möglichkeit, 
F aller erdenklichen Varianten des künftigen 
Sera erlaufs einen beſtimmten Erfolg zu ahnen, begründet die 
usſehbarkeit dieſes Erfolges. Erforderlich iſt vielmehr, daß die 
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läufig nur infolge des vom Angekl. herbeigeführten Schleu⸗ 
derns des Wagens; es konnte bei ſeiner Plötzlichkeit vom 
Angekl. ſchließlich nicht mehr verhindert werden, wäre aber 
unterblieben, wenn der Angekl. nicht den bedrohlichen Ge⸗ 
fahrenzuſtand geſchaffen hätte, es war fo verurſacht durch das 
fahrläſſige Handeln des Angekl. und ſetzte nicht — unter 
Beſeitigung der erſten Urſache — eine völlig neue, nunmehr 
ſelbſtändig und allein wirkende Urſache, ſondern trug nur 
neben dem fahrläſſigen Handeln des Angekl. zum Erfolge 
bei. Letzteres blieb nach der tatſächlichen Auffaſſung der Str. 
die Haupturſache und kann nicht weggedacht werden, ohne daß 
dadurch zugleich der eingetretene Erfolg entfiele (RGSt. 56, 
343 [348]; vgl. auch RGGUrt. 2 D 270/25 v. 17. Sept. 1925). 

Nach den für das RevG. maßgebenden Feſtſtellungen des 
Tatrichters war alles das, auch das unſachliche Eingreifen 
des Schwiegervaters, für den Angekl. als mögliche Folge 
ſeines fahrläſſigen Handelns vorausſehbar. 

A.] 


(2. Str&en. v. 7. Nov. 1929; 2 D 699/29.) 
Vorſtellung der Handlung und die Vorſtellung des Erfolges ſo nahe 
affoziiert ſind, daß die eine ſich nicht ohne die andere einzuſtellen 
pflegt (Lobe: LpzKomm., 4. Aufl., S. 69). Das RO. (RGSt. 29, 
222; 34, 93; 56, 350) hat das Weſen der Vorausſehbarkeit für den 
beſonderen Fall, daß ein Dritter durch ſein fahrläſſiges Handeln eine 
Zwiſchenurſache ſetzt, dahin umgrenzt, daß zwar nicht ſchlechthin 
alle Zwiſchenglieder für den Täter vorausſehbar ſein müßten, daß 
aber „Fahrläſſigkeit dann nicht angenommen werden könne, wenn 
für den Handelnden auch bei Anwendung der gebotenen, Aufmerk⸗ 
ſamkeit die eine oder andere der hinzugetretenen Zwiſchenurſachen 
nicht vorherſehbar geweſen wäre und bei Ausſcheidung dieſer Zwi⸗ 
ſchenurſache aus dem Vorſtellungsvermögen des Täters eine ſich bis 
zum Erfolg erſtreckende Vorherſehbarkeit entweder gar nicht oder 
nur in einem Maß übrig bleibt, bei dem in der Nichtberückſichtigung 
einer entfernten Gefahr eine Verletzung derjenigen Sorgfalt, welche 
von dem Täter billigerweiſe verlangt werden durfte, nicht zu finden 
iſt“. Die Vorausſehbarkeit fehle insbeſ. dann, „wenn der rechts⸗ 
widrige Erfolg ohne die Verſchuldung eines anderen nicht eingetreten 
wäre und die Möglichkeit eines ſolchen Hinzutritts fo fern lag, daß 
dem Täter die Nichtberückſichtigung dieſer Möglichkeit nicht als 
Verſchulden angerechnet werden kann“ (RGSSt. 56, 350). Auch der 
Schwerpunkt dieſer Ausführungen liegt nicht darin, daß der Dritte 
nachweisbar fahrläſſig handelte, weſentlich iſt vielmehr nur, daß 
der Dritte — hier wie in dem Falle RGSSt. 56, 343 ff. — durch 
bewußten Willensimpuls in den Kauſalverlauf eingegriffen hatte. 
Für das Gebiet des Automobilunfalls vertritt das RG. die Auf 
faſſung, vorausſehbar ſei ein unbeſonnenes Verhalten anderer Wege⸗ 
benutzer für den Kraftwagenführer nur, wenn es im Rahmen der 
Erfahrung des Lebens liege (vgl. die ebenfalls abgedr. Entſch. 2 D 
514/29, 2D 645/29, 3 D 739/29 und meine Anm. zu dieſen Entſch. 
oben S. 2865). Und alle dieſe Grundſätze, die in den Reventſch. 
des RG. herausgebildet wurden, und deren Beachtung des RG. 
von den Untergerichten verlangt, ſollten nicht den Charakter von 
Rechtsſätzen haben? Dann kann aber nicht geleugnet werden, 
daß der Begriff der Vorausſehbarkeit ein Rechtsbegriff iſt und daß 
das Nev®. ſeine richtige Erfaſſung durch die Vorinſtanz nachzu⸗ 
prüfen hat. Wie der Vorderrichter hier den Begriff verſtanden hat 
und mit welcher Begründung er die Vorausſehbarkeit für gegeben 
erachtete, iſt, da das NG. ſich jeder Prüfung nach dieſer Richtung 
enthält, aus dem Urteil des NG. nicht zu erſehen. Gerade, da hier der 
Kauſalverlauf durch die Einſchaltung der Handlung eines Dritten 
eine beſondere Komplikation erfahren hatte, war eine eingehende 
Begründung der Vorausſehbarkeit ſchon mit Rückſicht auf die 
Ausführungen des Urteils RGSt. 56, 343 ff. unentbehrlich. Zweifel⸗ 
hafter, wie zugegeben werden muß, iſt die Frage, ob das Rev. auch 
dann die Möglichkeit der Nachprüfung Hat, wenn der Vorderrichter 
die richtig verſtandenen Vorausſetzungen der Vorausſehbar⸗ 
keit als vorliegend feſtgeſtellt hat. Ich würde auch dieſe Frage be⸗ 
jahen; denn wenn auch dieſe Feſtſtellung in der Mitte zwiſchen 
der Feſtſtellung des Rohmaterials und der Rechtsanwendung liegt, 
ſo ſtellt ſie ſich doch vorwiegend als Verarbeitung des vorhandenen 
Tatſachenſtoffes, als Bewertung dar (nal. dazu auch meine Anm. 
zu dem Urt. 2 D 645/29 oben S. 2866). Dieſe Prüfung hätte 
m. E. zugunſten des Angekl. ausfallen müſſen. Normalerweiſe 
braucht kein Kraftwagenführer darauf gefaßt zu ſein, daß ſein des 
Fahrens unkundiger Begleiter in einer zwar kritiſchen, aber noch 
keineswegs verzweifelten Situation den Kopf verliert und ſelbſt⸗ 
ſtändig in die Steuerung einzugreifen verſucht; daß ein ſolches Ver⸗ 
halten geeignet iſt, die Unfallsgefahr zu vervielfachen, darf als all⸗ 
gemein bekannt vorausgeſetzt werden. Beſondere Umſtände mögen 
eine abweichende Beurteilung rechtfertigen, etwa eine dem Angekl. 
bekannte pathologiſche Schreckhaftigkeit des Begleiters. Hiervon iſt 
im vorliegenden Fall nichts verlautbart, ſo daß die Bejahung der 
Fahrläſſigkeitsfrage wenig befriedigend erſcheint. 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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24. §8 222, 230 StGB. Mit einem unbejonne- 
nen Verhalten der auf der Straße verkehrenden 
Perſonen muß der Führer eines Kraftwagens 
inſoweit rechnen, als dies Verhalten der Er- 
fahrung des Lebens entſpricht. 5) 

Das LG. nimmt an, daß der Nebenkläger ſich vor dem 
Betreten der Fahrbahn nicht umſah und ſich auch durch die 
dem Fahrzeug vorauseilenden Scheinwerferſtrahlen nicht war⸗ 
nen ließ; mit einem derartig leichtfertigen Verhalten des 
BeſchwF. habe der Angekl. nicht rechnen können. 

Die auf ſolche Feſtſtellungen gegründete Verneinung der 
Fahrläſſigkeit iſt rechtlich nicht zu beanſtanden; ihr liegt die 
Annahme zugrunde, daß der Angekl. auch bei Anwendung 
der ihm nach den Umſtänden zuzumutenden Aufmerkſamkeit 
den Unfall nicht habe vorherſehen können. 

Allerdings muß der Kraftfahrer auch mit einem un⸗ 
beſonnenen Verhalten der auf der Straße verkehrenden Per⸗ 
ſonen rechnen. Dafür, daß das LG. bei der rechtlichen Würdi⸗ 
gung des Sachverhalts dies verkannt habe, bieten aber die 
Ausführungen des angefochtenen Urteils keinen Anhalt. Maß⸗ 
gebend iſt, ob nach der Erfahrung des Lebens mit der ge⸗ 
gebenen Unbeſonnenheit gerechnet werden konnte, und das 
hat das LG. aus tatſächlichen Gründen verneint. 

(3. Sen. v. 4. Nov. 1929; 3 D 739/29.) A.] 


25. §8 222, 230 StGB. Mit einem nach den Er- 
fahrungen des täglichen Lebens ungewöhnlichen 
und nicht zu erwartenden Verhalten der Fuß⸗ 
gänger braucht der Führer eines Kraftwagens 
nicht zu rechnen. f) 

Das SchöffG. hat nicht verkannt, daß Kraftfahrer auch 
mit unbeſonnenem Verhalten von Fußgängern zu rechnen 
haben und ſich nicht ſchlechthin darauf verlaſſen dürfen, daß 
ihre Warnungszeichen beachtet werden. Gleichwohl hat es 
im gegebenen Falle eine Außerachtlaſſung der dem Angekl. 
obliegenden Sorgfalt nicht angenommen. Der Verunglückte 
Sch. hat beim Überqueren der Fahrbahn nicht nur die War⸗ 
nungszeichen des richtig und langſam fahrenden Angekl. 
gehört, ſondern er iſt auch, wie feſtgeſtellt, auf der Mitte der 
Straße zunächſt ſtehen geblieben und hat damit zu erkennen 
gegeben, daß er den Kraftwagen vor ſich vorbeilaſſen wollte. 
Das Shöff. ift der Auffaſſung, der Angekl. habe unter die⸗ 
ſen Umſtänden nicht damit rechnen können, alſo auch nicht zu 
rechnen brauchen, der Fußgänger werde plötzlich ſeinen Ent⸗ 
ſchluß ändern und den Verſuch machen, noch vor dem Kraft⸗ 
wagen über die Straße zu kommen. Es iſt alſo davon aus⸗ 
gegangen, daß das Verhalten des Verletzten nach den Er⸗ 
fahrungen des täglichen Lebens außergewöhnlich und nicht 
zu erwarten war. Eine rechtsirrige Auffaſſung des Begriffs 
der Fahrläſſigkeit iſt darin nicht zu erkennen. Daß der Ge⸗ 
tötete alt und gebrechlich war, ergibt ſich nicht aus dem Ur⸗ 
teil. Es bietet insbeſ. keine Anhaltspunkte dafür, daß dieſer 
ſich, als er ſtehen blieb, hilflos oder unſchlüſſig gezeigt hätte. 
Bejahrtheit allein brauchte den Angekl. nicht zu einem ande⸗ 
ren Verhalten zu beſtimmen. 

Als der Fußgänger ſich wieder in Bewegung geſetzt hatte, 
konnte der Angekl., wie das Urteil ergibt, das Unglück nicht 
mehr abwenden. Er hat demnach nach der zutreffenden Auf⸗ 
faſſung des Schöffch. auch in dieſem ſpäteren Zeitabſchnitt 
ſich keiner Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht. 

(2. Sen. v. 7. Nov. 1929; 2D 514/29.) A.] 


26. $ 230 StGB.; § 18 KraftfVerkVoO. Frei⸗ 
ſprechung des Kraftwagenführers wegen Un⸗ 
möglichkeit der Aufklärung des Sachverhalts.) 


Die tatſächliche Feſtſtellung des BG., daß der Neben⸗ 
kläger vorſchriftswidrig auf der linken Seite gefahren iſt, 


Zu 24 u. 25. Siehe oben Anm. zu 13—16 S. 2865 ff. 


Zu 26. Da die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit des Auto⸗ 
mobiliſten vorausſetzt, daß ihm ein Verſchulden nachgewieſen iſt, ſo 
können Unklarheiten des Sachverhalts nicht zu ſeinen Laſten gehen. 
Im vorliegenden Fall laſſen die getroffenen Feſtſtellungen nicht er⸗ 
ſehen, wie es zu dem Zuſammenſtoß kam; eine weitere Aufklärung 
erwies ſich als unmöglich; eine Verurteilung des Angekl. konnte 
daher nicht ergehen. Daß der Angekl. den Wagen infolge der er⸗ 
heblichen Fahrgeſchwindigkeit nicht ſo ſchnell zum Stehen bringen 
konnte, daß ein Zuſammenſtoß mit dem ihm entgegenkommenden, 


kann mit der Rev. nicht bekämpft werden. Rechtlich nicht zu 
beanſtanden iſt, daß das BG. den Unfall als hierdurch ver⸗ 
urſacht angeſehen hat. Seine weitere Annahme, daß ein 
fahrläſſiges Mitverſchulden des Angekl. nicht erweislich ſei, 
iſt gleichfalls nicht erkennbar von Rechtsirrtum beeinflußt. 
Eine völlige Klärung des Sachverhalts iſt in den Vor⸗ 
inſtanzen nicht möglich geweſen. Es war nicht zu ermitteln, 
mit welcher Geſchwindigkeit der Angekl. anfangs gefahren iſt, 
in welcher Entfernung ſein Mitfahrer L. und auf deſſen 
ſofortigen Hinweis der Angekl. erſtmalig den Nebenkläger 
hat entgegenkommen ſehen, inwieheit der Angekl. daraufhin 
ſeine Geſchwindigkeit herabgeſetzt hat, mit welcher Schnelligkeit 
der Nebenkläger gefahren iſt und von wann ab er ſich auf 
der linken Straßenſeite gehalten hat, und welche Wegeſtrecke 
der Angekl. und welche der Nebenkläger bis zum Zuſammen⸗ 
ſtoß noch zurückgelegt hat, nachdem der Angekl. aus einer 
Entfernung von 20—25 m hatte erkennen können, daß der 
Nebenkläger links fuhr, ob insbeſ. der Angekl. noch mehr 
als 12 m gefahren iſt, die nach Anſicht des Sachverſtändigen 
auch bei Einhaltung der zuläſſigen Geſchwindigkeit und bei 
Anwendung aller verfügbaren Mittel erforderlich waren, um 
das Rad zum Stehen zu bringen. Das BG. konnte hiernach 
nicht feſtſtellen, daß die Fahrgeſchwindigkeit des Angekl. vom 
Erblicken des Nebenklägers oder von der Wahrnehmung des 
falſchen Fahrens des Nebenklägers an oder eine ſonſtige 
Maßnahme des Angekl., die er vorgenommen oder unter⸗ 
laſſen hat, als fahrläſſige, den Unfall mitverurſachende Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen des Angekl. anzuſehen ſeien. Bei 
Prüfung der Frage, was der Angekl. zur Verhütung des 
Zuſammenſtoßes noch zu tun vermochte, ſobald er erkennen 
konnte und erkannte, daß unvorhergeſehenerweiſe der Neben⸗ 
kläger ihm auf ſeiner Fahrbahn entgegenkam, hatte das 
BG. auch zu berückſichtigen, daß von dieſem Augenblick bis 
zum Zuſammenſtoß ſelbſt bei geringer Geſchwindigkeit beider 
Fahrer nur wenige Sekunden vergangen ſein können. 
(2. Sen. v. 14. Nov. 1929; 2 D 554/29.) 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. 58 1 Nr. 5, 22 II Kraftf Verk. „Wegebenutzer“. 
Auch ein ſein Fahrrad ſchiebender Fußgänger iſt ein Wege⸗ 
benutzer i. S. der 88 1 Nr. 5, 23 KraftfVerkVo. 

(BayObs ., Entſch. v. 3. Juni 1930, Revſſteg. I Nr. 314/30.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Konrad Prager, Fürth. 
* 


2. § 18 III KraftfVerkVo. Der mitfahrende Eigen- 
tümer des Kraftwagens iſt verpflichtet, einzugreifen, wenn 
er merkt, daß der Fahrer eine unzuläſſige Geſchwindigkeit 
einſchlägt. Veranlaßt er nichts, dann iſt er ſtrafrechtlich 
verantwortlich. 5) 

Durch die Darlegung des Urt., daß der Angekl. hierbei minde⸗ 
ſtens fahrläſſig gehandelt habe, weil er bei der von einem Kraft⸗ 
fahrzeugführer zu fordernden Sorgfalt die Geſchwindigkeitsüber⸗ 
ſchreitung merken und vermeiden Konnte, iſt auch der innere Tat⸗ 
beſtand einwandfrei dargetan. 

Allerdings ſind die vorſorglichen Erwägungen des Urt. 
rechtsirrig, wonach der Angekl. auch dann, wenn nicht er ſelbſt, ſon⸗ 
dern ſeine Ehefran den Wagen geführt hätte, zu verurteilen geweſen 
wäre, weil er als Halter des Kraftfahrzeugs dafür verantwortlich und 
auch zu bewirken in der Lage geweſen ſei, daß die zuläſſige Fahr⸗ 
geſchwindigkeit nicht überſchritten werde. Zwar iſt nach der ſtändigen 
Rſpr. des Sen. der Halter des Kraftfahrzeugs verpflichtet, durch ſein 
Eingreifen Verkehrswidrigkeiten des Wagenführers abzuſtellen, wenn 


falſchſeitig fahrenden Radfahrer verntieden wurde, beweiſt noch nicht 
eine Fahrläſſigkeit, begangen durch zu ſchnelles Fahren. Denn der 
Führer eines Kraftwagens muß zwar ſeine Fahrgeſchwindigkeit ſo 
einrichten, daß er jederzeit in der Lage bleibt, ſeinen Verpflichtun⸗ 
gen Genüge zu Ieijten ($ 18 Ab. 1 Kraftf Verk.); er braucht jedoch 
nicht auf eine Zuſammenſtoßgefahr Rückſicht zu nehmen, die ihm 
durch entgegenkommende, die falſche Straßenſeite benutzende Fahr⸗ 


zeuge entſtehen könnte. 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
Zu 2. Die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit des mitfahrenden 
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er ſie bemerkt; aber er iſt keineswegs gehalten, die Führung ſeines 
Vagens, wenn er fie einer mit dem Führerſchein ausgeſtatteten ge⸗ 
eigneten Persönlichkeit übertragen hat, zu überwachen. Die Unrichtig⸗ 
keit dieſer Rechtsausführungen des AG. gefährdet aber den Beſtand 
des Urt. nicht, weil die Erwägungen nur vorſorglich angeſtellt ſind. 
(BHOHLG., Urt. v. 25. April 1930, RevReg. I Nr. 219/30.) 
* 


3. 818 KraftfVerkVoO.; 8 22 Kraftfch. Überqueren 
der Straße durch gebrechliche Perſonen. Zur Führer⸗ 
flucht. 5) ) 

Wenn die Strͤ. dem Verletzten das Recht zugeſteht, vor einem 
noch 100—150 m von ihm entfernten Kraftfahrzeuge die Straße zu 
überqueren, ſo iſt dagegen nichts einzuwenden, ſelbſt wenn der 
Verletzte in ſeiner Fortbewegungsmöglichkeit gehemmt iſt. Auch für 
gebrechliche Perſonen muß die Möglichkeit beſtehen, eine Straße zu 
überqueren, und ſie dürfen ſich auf die Straße wagen, wenn ein 
Kraftfahrzeug noch ſo weit von ihnen entfernt iſt, ohne daß man 
ihnen den Vorwurf leichtfertigen und ſorgloſen Handelns machen 


Eigentümers oder Halters hat keine einheitliche Beurteilung in der 
Ihr. erfahren. Es find drei Gruppen von Entſch. feſtzuſtellen: 

1. Eine Verpflichtung zum Einſchreiten beſteht nicht. Die bloße 
Duldung einer überſchreitung der Höchſtgeſchwindigkeit oder ſonſtiger 
Verſtöße gegen die KraftfVerk VO. iſt keine ſtrafbare Handlung. 

trafbar macht ſich der Eigentümer nur dann, wenn er den Führer 
anſtiftet, oder ihn als Werkzeug bei mittelbarer Täterſchaft benutzt. 
Das iſt der Standpunkt des KG. im Urt. v. 16. Dez. 1924: NRraftf. 
a 8. Es ift ferner der Standpunkt des OLG. Köln, Urt. v. 
13. Jan. 1928: RKraftf. 1928, 329. Dort iſt die Feſtſtellung ver⸗ 
langt, daß der mitfahrende Eigentümer entweder den Wagen ſelbſt 


gelenkt habe, oder als Mittäter oder Anſtifter anzuſehen ſei. Die 


Heiche Entſch. trifft das OLG. Kiel, Urt. v. 25. März 1925: Rtaftf. 
926, 60. Dort werden mindeſtens Anweiſungen an den Chauffeur 
berlangt. Das Dulden oder Dabeiſitzen genügt nicht, auch nicht das 
Einverſtändnis mit übermäßiger Geſchwindigkeit. Genau ſo entſcheidet 
das OLG. Karlsruhe im Urt. v. 9. Juli 1925: RKraftf. 1927, 8. 
1 71 wird allerdings verlangt, daß der Eigentümer den Chauffeur 
licht lediglich mit dem Lenken des Wagens beauftragt und ihm 
alles weitere überlaſſen hat, ſondern, daß auch während der Fahrt 
en Wille und feine Weiſung nicht nur für das Ziel, ſondern auch für 
bie Geſchwindigkeit maßgebend waren. In einem ſolchen Falle iſt 
nach dieſem Urt. der Eigentümer zum Eingreifen bei Verſtößen des 
Fahrers berechtigt und verpflichtet. Dieſe Entſch. hat jedoch nur ge⸗ 
inge praktiſche Bedeutung, weil in der Regel der Fahrer nicht erſt 
15 Zustimmung zur Regelung der Geſchwindigkeit bei dem Eigen⸗ 
umer einzuholen braucht. 
f 2. Die zweite Gruppe der Entſch. geht weiter. Dort wird eine 
rafbare Verantwortlichkeit des mitfahrenden Eigentümers dann an⸗ 
ſinommen, wenn er merkt, daß der Fahrer gegen die geſetzliche Be⸗ 
hen mung verſtößt, oder wenn er dieſes bei gehöriger Aufmerkſam⸗ 
tit erkennen konnte. Falls unter dieſen Vorausſetzungen der Eigen⸗ 
ö mer, ſofern er dazu die Möglichkeit hat, nicht eingreift, iſt er nach 
dem Urt. des OLG. Königsberg v. 19. Okt. 1925: Goltd Arch. 70, 
5 als Mittäter zu behandeln. Zu dieſer Begriffsbeſtimmung iſt zu 
emerken, daß es ſich in der Regel um Fahrläſſigkeitsdelikte handelt, 
2. denen nach der Rſpr. des RO. keine Mittäterſchaft, ſondern bloße 
gebentäterſchaft möglich ift. Inſoweit ift bei verſchiedenen Urt. die 
ahl des juriſtiſch techniſchen Ausdrucks mißdeutig. 
Hy Zu der dritten Gruppe gehören die Urt. des OLG. Hamm v. 
Tara 1926: RKraftf. 1926, 12; ferner OLG. Düſſeldorf: RKraftf. 
755 24. Urt. v. 6. Okt. 1926; ſchließlich Bayobe ö.: LZ. 1926, 
Re Urt. v. 14. Mai 1926; OLG. Hamm, Urt. v. 7. Mai 1928: 
1928 ft. 1929, 353; und ſchließlich OLG. Dresden, Urt. v. 26. Sept. 
1724 JW. 1928, 3195, ſowie ſchließlich Urt. des Rh.: JW. 1928, 
e Urt. v. 12. März 1928. Faſt ausſchließlich ſtützen ſich dieſe 
an ntniffe darauf, daß die KraftfVerk BO. und das Geſetz dem mit⸗ 
ae Halter Keine beſondere Pflicht auferlegt. Er ſei deshalb 
1 biterwachung des Fahrers nicht angehalten. Allgemeine Rechts⸗ 
daß ſätze hierfür beſtänden auch nicht. Wenn er jedoch wahrnehme, 
8 eine Überſchreitung geſetzlicher Vorſchriften ſich ereigne, ſo ſei 
Hi PN Einſchreiten verpflichtet, ſonſt ſei er ſtrafrechtlich verantwort⸗ 
Br le Rechtspflicht zum Tun liegt offenbar hier in den zwiſchen 
der und Eigentümer beſtehenden vertraglichen Beziehungen. 
ſo fi es durch die Tat des Fahrers zu einer ſtrafbaren Handlung, 
Delite bei Fahrläſſigkeitsdelikt Nebentäterſchaft, bei vorſätzlichem 
an der wenn die ſonſtigen Vorausſetzungen gegeben ſind, Teilnahme 
er Tat des Fahrers vor. 
er letzten Meinung iſt der Vorzug zu geben. Es entſpricht 
dem praktifchen Bedürfnis, noch der Rechtslage, ein Ein⸗ 
Eis " des mitfahrenden Eigentümers überhaupt auszuſchalten, auch 
weit 55 eine geſetzwidrige Handlung wahrnimmt. Es geht aber zu 
ihn fu on ihm zu verlangen, daß er den Chauffeur überwacht, und 
für haftbar zu erklären, wenn er eine pflichtwidrige Handlung 


) Vgl. unten S. 2882 f 
1929, 3 8630/29. Nr. 3 KG. (Strf.), Urt. v. 21. Nov. 


weder 
ſchreile 


dürfte. Ein Kraftfahrer, der in einer derartigen Entfernung vor ſich 
auf dem Fahrdamm einen Fußgänger ſieht, hat reichlich die Mög⸗ 
lichkeit, ſeine Fahrgeſchwindigkeit ſo einzurichten, daß er dieſen nicht 
gefährdet oder verletzt. Es iſt vom Rechtsſtandpunkt aus nicht zu 
beanftanden, wenn die Str. ein Mitverſchulden des Verletzten, 
das für den Angehl. ſtrafmindernd wirken könnte, als nicht feſt⸗ 
geſtellt erachtet. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob eine bei einem Kraftfahr⸗ 
zeugunfalle verletzte Perſon ſich auch dann in hilfloſer Lage befindet, 
wenn ſie in einem Zuſtand, in dem ſie auf fremde Hilfe ange⸗ 
wieſen iſt, auf verkehrsbelebter Straße der Stadt liegen bleibt, 
wo mit baldiger Hilfeleiſtung durch vorbeikommende Verkehrsteil⸗ 
nehmer ſicher zu rechnen iſt. Die Strͤ. hat ſich nicht auf die Feſt⸗ 
ſtellung beſchränkt, daß der Verletzte völlig hilflos war und ſich 
nicht ſelbſt erheben und aus der Gefahrzone der von Kraftwagen 
befahrenen Straße bringen konnte, ſondern auch dargelegt, daß er bis 
zum helfenden Eingreifen eines anderen Wegebenutzers längſt das 
Opfer eines weiteren Verkehrsunglücks werden konnte, wenn der 
Angekl. nicht bei ihm blieb und dem vorbeugte. Ob eine ſolche Ge⸗ 


des Chauffeurs zwar nicht wahrgenommen hat, aber bei pflicht⸗ 
mäßiger Aufmerkjamkeit hätte wahrnehmen müſſen. Dagegen ent⸗ 
ſpricht es den Erforderniſſen des Verkehrs und dem Rechtsſyſtem, ihn 
für verantwortlich zu erklären, wenn er eine Pflichtwidrigkeit tat» 
ſächlich wahrnimmt und trotzdem nicht einſchreitet. Das iſt die Auf⸗ 
faſſung des obigen Urt. Es iſt ihm daher im vollen Umfange bei⸗ 
zutreten. 
RA. W. Pros kauer, Göttingen. 


Zu 3. Das Urteil iſt auch vom Standpunkt des Kraftfahrers 
aus nur zu begrüßen. 

I. Nach dem Tatbeſtand handelt es ſich bei dem Angekl. um 
einen gewiſſenloſen Patron, gegen den die ganze Schwere des Ge⸗ 
ſetzes mit Recht angewandt worden iſt. 

Wer auf 150 m einen Fußgänger auf der Fahrbahn ſieht, iſt 
auch in der Lage, feſtzuſtellen, ob er ihm gefährlich werden kann; 
iſt er ſich darüber irgendwie im Zweifel, ſo hat er ſeine Fahrt ſo zu 
mäßigen, daß er allen, auch unvorhergeſehenen Verhältniſſen ge⸗ 
wachſen iſt; wer das nicht kann, der gehört nicht an das Steuer 
eines Wagens. 

Erkennt der Fahrer in dem Fußgänger gar einen Gebrech⸗ 
lichen, fo gibt es für die auf ihn zu nehmende Rückſicht überhaupt 
keine Grenzen. Eine Ausnahme würde ich nur für den Fall machen, 
daß gerade die Stelle, an der der Gebrechliche die Straße überquert, 
nicht für den Fußgängerverkehr beſtimmt ift, wie das in verkehrs⸗ 
reichen Straßen der Großſtadt häufig anzutreffen it. UÜberſchreitet 
ein Fußgänger an einer für ihn verbotenen Stelle die Straße, ſo 
vergeht er ſich, auch wenn er gebrechlich iſt, ebenſo gegen die Ver⸗ 
kehrsordnung, wie ein zu ſchnell fahrender Kraftwagenführer. In 
einem ſolchen Falle würde ich den Verletzten, und nicht zum ges 
ringſten Teil, die Folgen ſeines Tuns ſelbſt tragen laſſen. Auch 
der Fußgänger hat die für ihn erlaſſenen Beſtimmungen zu be⸗ 
achten. Der Kraftwagenführer kann vom Fußgänger verlangen, daß 
das geſchieht. Ich bin nicht der Anſicht des RG., daß der Kraft⸗ 
wagenführer damit zu rechnen hat, daß andere Wegebenutzer die be⸗ 
ſtehenden Geſetze nicht beachten, ſondern im Gegenteil, der Kraft⸗ 
wagenführer darf erwarten, daß man auch auf ihn Rückſicht nimmt 
und die kleinen Unbequemlichkeiten in den Kauf nimmt, die die 
Befolgung der Verkehrsvorſchriften mit ſich bringt; wenn es dem 
Kraftwagenführer heute noch zum Verſchulden gereichen ſollte, daß 
er mit den Geſetzesübertretungen ſeiner Mitmenſchen nicht gerechnet 
hat, fo bedeutet das letzten Endes die Auflöſung jeglicher Verkehrs⸗ 
regelung. 

II. Wenn in dem zweiten Teil der Entſch. dem Ungekl. fein 
Alkoholgenuß zur Laſt gelegt und feine Angetrunkenheit nicht als 
Entlaſtungsgrund zugebilligt wird, ſo iſt ihr auch darin in jeder 
Beziehung zu folgen. 

Ein Kraftwagenführer hat überhaupt nicht angetrunken zu ſein; 
läßt es ſich wirklich einmal nicht vermeiden, daß ein Führer vor 
Antritt der Fahrt Alkohol zu ſich nimmt, jo muß man von ihm 
„erlangen, daß er in Anbetracht der großen Gefahren, die ein nicht 
ſorgfältig geführtes Fahrzeug für den Verkehr bedeutet, die denk⸗ 
bar größte Rückſicht auf ſeine Mitmenſchen nimmt. Mit Recht wird 
in dem Urteil hervorgehoben, daß auch ein angetrunkener Führer 
ſich anſtändig zu benehmen vermöge. Tut er es nicht, ſo iſt das um 
ſo ſchwerwiegender; denn ein Kraftwagenführer muß ſich ja ſelbſt 
beſſer kennen, als ſeine Mitmenſchen es vermögen. Verſetzt er ſich 
ſelbſt in den Zuſtand der Angetrunkenheit, ſo liegt ſein Verſchulden 
0 5 Angetrunkenheit iſt daher niemals ein Strafausſchluß⸗ 
grund. 

Auch die preuß. Miniſterien für Handel und Gewerbe und 
des Innern haben deshalb durch Runderlaß vom 7. Febr. 1930 die 
untergeordneten Behörden angewieſen, daß, wenn Alkoholgenuß die 
Urſache pflichtwidrigen Verhaltens von Kraftwagenführern war, regel⸗ 
mäßig die Fahrerlaubnis zu entziehen ſei. 

RA. Dr. Bruno Louis, Hamburg. 
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fahr beſtand, hatte der Tatrichter zu entſcheiden. Wenn er ſie be⸗ 
jahte, durfte er unbedenklich in dem Weiterfahren des Angekl. ein 
Verlaſſen des Verletzten in hilfloſer Lage ſehen. 

Gegen die vom Vorderrichter verwerteten Straferſchwerungs⸗ 
gründe beſtehen keine rechtlichen Bedenken. Das Gericht hat nicht 
die Tatſache als erſchwerend angeſehen, daß der Angekl. nach dem 
Unfall davongefahren iſt und den hilfloſen Verletzten verlaſſen hat, 
ſondern daß dieſe Handlungsweiſe einer gewiſſenloſen und ver⸗ 
antwortungsloſen Geſinnung entſprungen iſt. Daß bei dieſer Wür⸗ 
digung der Beweggründe des Angekl. Umſtände verwertet werden 
durften, die erſt nach der Tat zutage getreten ſind, bedarf keiner 
weiteren Darlegung. Inwieferne die Feſtſtellung des Urteils, daß die 
Handlung des Angekl. nicht als Ausfluß von Beſtürzung und man⸗ 
gelnder Überlegung, ſondern als das Ergebnis einer gewiſſenloſen 
und verantwortungsloſen Geſinnung erſcheine, mit der weiteren Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Angekl. angetrunken war, im Widerſpruche ſtehen 
ſoll, iſt nicht einzuſehen. Die Angetrunkenheit macht es einem ge- 
wiſſenhaften Kraftfahrer, der ſich ſeiner Pflichten und ſeiner Verant⸗ 
wortung im allgemeinen bewußt iſt, nicht unmöglich, im einzelnen 
Falle anſtändig zu handeln, und Rückſichtsloſigkeit und Verant⸗ 
wortungsloſigkeit der Geſinnung hat mit dem Zuſtand der Nüchtern⸗ 
heit oder Angetrunkenheit keinen notwendigen Zuſammenhang. 


(Baydbech., SteSen., Urt. v. 10. Dez. 1929, RevReg. I Nr. 838/29.) 
* 


4. 8 23 Abſ. 1 KraftfVerkVo. Für die Frage, ob 
ein Kraftwagenführer eine haltende Straßenbahn von 
links her überholen darf, kommt es darauf an, ob nicht 
nur an der Halteſtelle, ſondern auf dem ganzen Über⸗ 
holungswege, die Straßenbreite rechts von der Straßen- 
bahn Platz für das überholende Kraftfahrzeug bietet. ß) 

Das LG. hat als erwieſen erachtet, daß rechts neben dem 
haltenden Straßenbahnwagen ein ausreichender Raum zum über⸗ 
holen vorhanden geweſen ſei, der Angekl. alſo, indem er mit ſeinem 
Kraftwagen links überholte, gegen die Vorſchrift in 8 23 Abſ. 1 
Satz 2 KraftfVoO. verſtoßen habe. Gegen dieſe Annahme beſtünden 
keine rechtlichen Bedenken, wenn es für die Frage, auf welcher 
Seite der Straßenbahn das Überholungsmanöver vorzunehmen war, 
nur auf den Raum anzukommen hätte, der an der Halteſtelle 
zwiſchen dem Straßenbahnwagen und der rechts von ihm gelegenen 
Verkehrsinſel vorhanden war. Der Umſtand, daß durch das Ein⸗ 
ſteigen von Perſonen in die Straßenbahn das überholen auf dieſer 
Seite verhindert war, gab dem Angekl., wie die Strͤ. zutreffend 
ausführt, kein Recht zum Linksüberholen, nötigte ihn vielmehr, zu 
warten, bis die Straßenbahn ſich wieder in Bewegung geſetzt hatte. 


Zu 4. Die Bedeutung des Urteils liegt zunächſt in der Klärung 
der Frage, daß ein Linksüberholen des haltenden Straßenbahn- 
zuges auch dann erlaubt iſt, wenn zwar an der Halteſtelle ſelbſt der 
Raum rechts vom Schienenfahrzeug bis zum Wegerand auf der Fahr⸗ 
bahn das Vorbeifahren des Kraftfahrzeuges zulaſſen würde, aber 
dann vor der Bahn der Raum zum Durchkommen und Wieder⸗ 
nach⸗links⸗Fahren nicht ausreicht. 

Das Urteil wird mit dem obigen Ergebnis überall Zuſtimmung 
finden. Daneben äußert ſich das Urteil auch über einen Punkt, 
den es als Selbſtverſtändlichkeit abtut, der aber im Schrifttum 
durchaus nicht als völlig unzweifelhaft angeſehen wird, nämlich, daß 
bei Raummangel, der ſich aus der ſtraßenbaulichen Breite der Straße 
zwiſchen Schienenfahrzeug und rechtsſeitigem Kantſtein ergibt, auch 
dann das Linksüberholen geſtattet iſt, wenn die in gleicher Richtung 
mit dem Kraftfahrzeug fahrende Bahn zeitweilig hält. Letzteres 
it in 823 Abſ. 2 nicht ausdrücklich gejagt, aber vom Geſetzgeber 
zweifellos gewollt, als er 1926 die Faſſung des § 21 b KraftfVO. 
wählte, der dem jetzigen 8 23 entſpricht. 

Durch die Entſch. iſt damit auch weiter das Verhältnis von 
823 Abſ. 1 Satz 2 zu ſeinem Abſ. 2 klargeſtellt. Zum Urteil zu 
bemerken iſt noch, daß vielleicht nicht klar genug zum Ausdruck 
kommt, was eigentlich unter der „Halteſtelle“ verſtanden wird. 
Iſt mit der Halteſtelle der Punkt, an dem das Halteſtellenſchild ſich 
befindet gemeint oder iſt die ganze Länge des ordnungsgemäß an dem 
Halteſtellenſchild haltenden Straßenbahnzuges gemeint? 

Mit der Begrenzung des Begriffes „Straßenbahnhalteſtelle“ 
brauchte ſich das Urteil ja aber auch nur inſoweit abzufinden, als 
es ſich darum handelte, daß der Straßenbahnzug an einer Halte⸗ 
ſtelle hielt und dann zum Reſultat kommt, daß ſolchenfalls das 
Linksüberholen dann geſtattet iſt, wenn der Straßenbahnzug nach 
8 23 Abſ. 1 auch als an jener Stelle fahrender Zug links überholt 
werden durfte. 

Man kann den Grundſatz des Urteils auch ſo ausdrücken, daß 
nicht die breiteſte Stelle, ſondern die ſchmalſte Stelle zwiſchen Schienen⸗ 
fahrzeug und rechtsſeitigem Kantſtein auf der Länge des geſamten 
Überholungsweges entſcheidend dafür iſt, ob nach 823 Abf. 1 ein 
Schienenfahrzeug ausnahmsweiſe links überholt werden darf. 

Mit Recht rechnet das Urteil zu dem Geſamtüberholungsweg 
auch den Schlußweg hinzu, der im 8 23 Abſ. 3 KraftfVO. mit 
der „Wendung“ bezeichnet iſt, die „nach dem überholen“ erforder⸗ 


Nun behauptet aber die Rev., daß zwar an der Halteſtelle der 
in Betracht kommende Zwiſchenraum für den Angekl. ausreichend 
geweſen ſein möge, um ſich mit dem Kraftwagen neben die 
Straßenbahn zu ſetzen, daß ſich aber das Geleiſe ſo raſch und in 
ſo kurzer Entfernung der Gehbahn am Ende des Platzes wieder 
nähere, daß es unmglich ſei, die überholung vollſtändig durchzu⸗ 
führen und vor die Straßenbahn zu kommen. Wäre dieſe Behauptung 
zutreffend, ſo läge allerdings der in der angeführten Beſtimmung 
vorgeſehene Fall vor, in dem ausnahmsweiſe infolge zu geringen, 
ein Überholen nicht zulaſſenden Abſtandes zwiſchen Schienenfahrzeug 
und rechtem Wegrand das Linksüberholen geſtattet iſt. Denn es 
müßte dann für die Bemeſſung dieſes Abſtandes die ganze Weg⸗ 
ſtrecke von der Halteſtelle bis zur Wiederannäherung des Geleiſes 
an die Gehbahn in Betracht gezogen werden, weil es zur Annahme 
der Möglichkeit der Überholung nicht genügt, daß mit dem Manöver 
begonnen werden kann, vielmehr weiter erforderlich iſt, daß man 
durch dasſelbe auch vor das zu überholende Fahrzeug kommen kann. 


(BayOb G., 1. Str Sen., Urt. v. 17. Jon. 1930, Revfteg. I 937/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Robert Neumark, Augsburg. 
8 * 


5. 8526, 23 Abſ. 3 KraftfVerkVo. Unter Umſtänden 
iſt der Führer trotz der Zeichengebung mittels einer 
mechaniſchen Einrichtung auch zur Zeichengebung mit der 
Hand verpflichtet. — Zur Sorgfaltspflicht beim Überholen 
bei Anderung der Fahrtrichtung. f) 

Der Angekl. hat durch Einbiegen von der L.ftrafe in den 
Sch.platz die Fahrtrichtung geändert. Er war nach 8 26 verpflichtet, 
die Abſicht des Verlaſſens der bisher verfolgten Fahrtrichtung 
durch ein Zeichen in der Richtung des Wechſels zu erkennen zu 
geben. Das Zeichen muß ſo gegeben werden, daß es ſichtbar 15 
es muß insbeſ., wenn es für die Einfahrt nach rechts gegeben 
wird, für die nachfolgenden Verkehrsteilnehmer wahrnehmbar ſein. 
Die Vorſchrift des § 26 geſtattet allerdings zur Zeichengebung die 
Benützung einer mechaniſchen Einrichtung. Kann das Zeichen aber 
nach der Verkehrslage mit dieſer Vorrichtung nicht in einer Art 
gegeben werden, daß es ausreichend ſichtbar iſt, ſo iſt der Führer 
zur Zeichengebung mit der Hand verpflichtet. Hier hat der Angekl. 
das Zeichen mit bem auf der linken Seite ſeines Fahrzeugs an⸗ 
gebrachten Richtungspfeil gegeben, der von den Verkehrsteilneh⸗ 
mern, die ſich hinter dem Wagen des Angekl. auf der gleichen 
Seite der Fahrbahn bewegten, nicht oder wenigſtens nicht ſicher 
geſehen werden konnte. 

Das LO. ſtellt denn auch feſt, daß die Zeugin Sch., die mit 
ihrem Fahrrade ganz außen auf der rechten Straßenſeite fuhr und 


lich ſein kann. Übrigens ſei auch in dieſem Zuſammenhang darauf 
hingewieſen, daß im 8 23 Abſ. 3 bei Gelegenheit der Neufaſſung 
durch die Novelle v. 28. Juli 1926 vergeſſen worden iſt, das Rechts⸗ 
überholen von Straßenbahnen zu berückſichtigen. Es iſt nur die 
Wendung nach rechts berückſichtigt worden, die bei linksſeitigem 
Überholen in Frage kommt, nicht die Linkswendung, die nach rechts⸗ 
ſeitiger Überholung aus den verſchiedenſten Gründen in Frage kom⸗ 
men kann. Das muß in der geplanten Neufaſſung der KraftfVO. 
unbedingt berückſichtigt werden, wie es bereits in örtlichen Straßen⸗ 
ordnungen berückſichtigt worden ift (z. B. 8 10 Abſ. 3 Hamburger 
Verkehrsordnung [GVBl. 1929, 203 ]). 


RA. Dr. Richard Alexander, Hamburg. 


Zu 5. Das Urteil iſt im Ergebnis und in der Begründung 
zu begrüßen. 

Die Zeichengebung, die vom Kraftfahrer für den Fall der 
Richtungsänderung oder des Anhaltens verlangt wird, hat nach 8 26 
KraftfVerkVoO. grundſätzlich mit der Hand zu erfolgen. 

Aus dem Nachſatz „Zum Abgeben der Zeichen kann auch eine 
mechaniſche Einrichtung benutzt werden“ ergibt ſich, daß die me⸗ 
chaniſche Einrichtung nur als Erſatz betrachtet iſt und deshalb 
eine ebenſo deutliche Wirkung, wie das Zeichen mit dem aus⸗ 
geſtreckten Arm haben muß. 

Hier iſt vom Geſetz allerdings überſehen, daß die Zeichen ⸗ 
gebung mit dem Arm für den Fahrer eines geſchloſſenen Wagens 
— und die geſchloſſenen Wagen ſind durchaus überwiegende Mehr⸗ 
zahl — in gewiſſen Fällen unmöglich iſt. Er kann nicht den Arm 
hochheben, um das Halten des Wagens anzuzeigen, jedenfalls 
würde das von hinten niemand ſehen, er kann nicht, wenn er 
rechts ſitzt, ein Abbiegen nach links durch Herausſtrecken des 
linken Armes markieren und umgekehrt. 

Praktiſch iſt in vielen Fällen alſo der Richtungsanzeiger 
überhaupt unentbehrlich, wenn die vorgeſchriebenen Signale er⸗ 
kennbar gegeben werden ſollen. Inſofern wird der Wortlaut des 
Geſetzes den tatſächlichen Verhältniſſen nicht gerecht, der Kraft⸗ 
fahrer kann alſo nicht ſagen, er ſei nur zu den Zeichen verpflichtet, 
die er mit der Hand abgeben könne. 

Das iſt wohl als herrſchende Rſpr. zu bezeichnen. 

Müller, Automobilgeſetz, 8 26 Anm. 5 nimmt allerdings 
an: Da beim geſchloſſenen Wagen das Haltezeichen durch Erheben 
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u Angekl. überholt wurde, das Zeichen nicht ſah, führt aber 
gleichwohl aus, der Angekl. habe annehmen können, daß ſie das 
eichen wahrgenommen habe. Damit wird das Maß der Ver⸗ 
eehrsſorgfalt und der pflichtgemäßen Aufmerkſamkeit, die von 
a „Kraftfahrzeugführer verlangt werden müſſen, unterſchätzt 
und viel zu gering bemeſſen. Der Angekl. hätte ſich unter den 
aendern, wie ſie hier feſtgeſtellt ſind, bei nur einiger Auf⸗ 
1 erkſamkeit bewußt werden müſſen, daß das lediglich auf der 
. Seite des Kraftwagens gegebene mechaniſche Zeichen für die 
55 erholte Radfahrerin nicht, mindeſtens nicht ſicher wahrnehmbar 
nd daß er deshalb verpflichtet war, um der Verkehrsvorſchrift zu 
Setügen und die Radfahrerin nicht zu gefährden, die Zeichengebung 
urch ein nach rechts gegebenes Handzeichen zu ergänzen. 

Auch die Vorſchrift des § 23 Abi. 3 wurde vom BG. verkannt. 
Hiernach darf der Führer nach dem Überholen ſich dann erſt 
durder nach rechts wenden, wenn der überholte Wegebenutzer da⸗ 
Be nicht gefährdet wird. Selbſtverſtändlich gilt dies auch dann, 

enn ſich mit der Überholung die Anderung der Fahrtrichtung durch 
„biegen in eine Seitenſtraße verknüpft. Hier war das der Fall; 
es den Feſtſtellungen iſt anzunehmen, daß das Überholen zeitlich 
Md örtlich mit der Einfahrt des Angel. aus der Laſtraße in den 
ch. platz verbunden war. Es beſtand, als der Angekl. über die 
adfahrerin hinausgekommen war, zwiſchen deren Fahrrad und 
555 Fahrzeug des Angekl. ein Zwiſchenraum von 2m. Die Strat. 
immt an, daß der Angekl. der Meinung fein konnte, dieſer Ab⸗ 
8 genüge, weil er der Radfahrerin ausreichend Zeit gelaſſen 
ande zu bremſen, abzuſteigen, die Fahrtrichtung nach links zu 
Be oder in gleicher Richtung wie der Kraftwagen weiterzu⸗ 
Ker Nun mag es im allgemeinen noch ausreichend ſein, wenn der 
aftfahrer die Überholung eines Radfahrers in der Weiſe aus⸗ 
abet, daß nach dem Abſchluß des Überholungsmanövers, alſo 
ach ſeinem Wiedereinbiegen in die urſprüngliche Fahrbahn, ein 
10 chenraum von 2 m bleibt, denn dieſer Zwiſchenraum wird ſich 
Ubemalerweiſe nicht verringern, weil die Geſchwindigkeit des 

erholenden größer iſt als die des überholten. Aber dies gilt 
lenbar dann nicht unbedingt, wenn ſich mit der Überholung 
gleichzeitig die Rechtseinfahrt in eine Seitenſtraße vollzieht. Hier 
Er 


De Armes entweder unmöglich oder nutzlos iſt, könne der Führer 
icht verantwortlich gemacht werden. 
(A Dem ſtehen aber die Entſch. des BayObLG. v. 30. Nov. 1928 
68,29 , 1677/8) ſowie des Hanſo LG. v. 6. Juni 1929 (R III 
ee . 1929, 431 mit durchaus zutreffender Begründung 
hu Auch für den Fall der Abgabe eines Zeichens für den Rich⸗ 
1920 weohſel wird in den Urteilen des OLG. Frankfurt v. 10. Mai 
4.8 (2 U 4/9): RKraftf. 1929, 420, und OLG. Dresden v. 
Be (2 OStA 46/29): RKraftf. 1929, 426 ein Richtungs⸗ 
je ger verlangt, der nach jeder Seite des Wagens hin mit der⸗ 
Seite Deutlichkeit den Richtungswechſel anzeigt, wie ein nach dieſer 
ute mit dem ausgeſtreckten Arm gegebenes Zeichen. 
25 1 5 Richtungsanzeiger war im vorliegenden Falle nur an 
fänd inken Seite des Fahrzeugs angebracht und fomit ſelbſtver⸗ 
nt 1 für rechts hinter dem Wagen befindliche Straßenbenutzer 
bie zu ſehen. Da der Ungekl. ja wußte, daß er die Radfahrerin, 
er eben überholt hatte, ſchräg rechts hinter ſich ließ, mußte er 
mit rechnen, daß ſie den Richtungsanzeiger nicht ſehen konnte. 
A Ob er in der Lage geweſen wäre, ein Zeichen mit der Hand 
härte ben, ergibt ſich aus dem Urteil nicht mit Klarheit, aber dann 
le er nach der eben mitgeteilten Rſpr. eben dafür ſorgen müſſen, 
er ordnungsmäßige Richtungsanzeiger hatte. 
Neikdurchaus richtig iſt auch die Vorſchrift des 8 23 Abſ. 2 Kraftf⸗ 
Nef VO auf den vorliegenden Fall angewandt. Unter ſehr zu⸗ 
dagfender, Beobachtung der tatſächlichen Verkehrsgeſtaltung hat 
tun Gericht entſchieden, daß zwar beim Überholen in gerader Rich⸗ 
8 ſchon nach einem Zwiſchenraum von 2 m u. U. hätte ein⸗ 
En werden können, nicht aber, wenn bei anſchließender 
chtskurve das Auto direkt vor dem Radfahrer fuhr. 
Anw Ergänzend ſei darauf hingewieſen, daß man auch an eine 
e des § 24 RraftfWerkVdO. hätte denken können. Das 
olſo n reuzte den Weg des Radfahrers und kam von links, hatte 
Unt au Vorfahrtsrecht. Gerade das BayObLG. hat in einem 
8 24 iR Nov. 1928: RKraftf. 1929, 469 die Anwendbarkeit des 
zeuge raftfVerkV O. auch für den Fall betont, daß zwei Fahr⸗ 
bern zunächſt parallel fahren, dann aber das eine vor dem an⸗ 
. Seitenweg einbiegt (a. M. OLG. Jena: JW. 1929, 
CE üdiger: Deutſch. Autgt. 1929, 2065). 
holen den wäre noch daran zu denken geweſen, ob das Über⸗ 
Kurve es Radfahrers nicht deshalb verboten war, weil es in der 
Straßenbeſchah oder vor Straßenkreuzungen. Das Überholen an 
im Urt reuzungen wird für unzuläſſig erklärt vom OLG. Stuttgart 
Urt. v 2 15. Okt. 1926: VerkRoſch. 1927, 303. Das RC. hat im 
nur 7 75 Jan. 1927 (1 D 814/26) betont, daß an Straßenkreuzungen 
Urt. 1 ganz beſonderer Vorſicht überholt werden dürfte und im 
1. Dez. 1927 (Rekraftf. 1928, 232, gejagt: Beim Überholen 


verringert ſich der Zwiſchenraum dadurch, daß der Überholende ſich 
nicht geradeaus weiterbewegt, ſondern eine Schrägbewegung an⸗ 
ſetzt und ausführt, während der überholte Verkehrsteilnehmer 
die urſprüngliche Fahrtrichtung beibehält. Für ſolche Fälle iſt ein 
Abſtand von nur Am gegenüber einem Radfahrer unzureichend; 
denn er wird auch von einem langſam, mit etwa 10⸗Stunden⸗ 
kilometern, ſich vorwärtsbewegenden Radfahrer in weniger als 
1 Sekunde zurückgelegt. Selbſt wenn der Radfahrer mit voll⸗ 
ſtändiger Geiſtesgegenwart ſich der Situation anpaßt, iſt ſie für ihn 
gefährlich. Es darf aber nicht von jedem Radfahrer die völlige 
Beherrſchung einer derartigen Lage erwartet werden, vielmehr 
muß auch mit langſameren Erkennen und Vorkehren des Not⸗ 
wendigen, und es muß in einer ſolchen immerhin ſchwierigen 
Situation ſelbſt mit Kopfloſigkeiten anderer Verkehrsteilnehmer 
gerechnet werden. 

Es kann deshalb nicht als zutreffend anerkannt werden, wenn 
das BG. darzulegen verſucht, daß der Angekl. den bei der Über⸗ 
holung und Einbiegung eingehaltenen Abſtand für ausreichend und 
eine Gefährdung der Radfahrerin für nicht gegeben erachten durfte. 
Die Auffaſſung der Str. iſt um fo weniger zutreffend, als der 
Angekl., wie oben ausgeführt iſt, nicht berechtigt war, anzu⸗ 
92 15 daß ſein Richtungszeichen von der Zeugin geſehen wor⸗ 
en ſei. 

(BayO5HLG., StrSen., Urt. v. 2. Juli 1929, Revgteg. I Nr. 454/29.) 
* 


6. Zur Auslegung des 8 6 Abſ. 5 Münchener Straß⸗ 
Verk. v. 23. Aug. 1927: „Das Einfahren in Hauptverkehrs⸗ 
ſtraßen und das Einbiegen nach rechts darf nur in Schritt⸗ 
geſchwindigkeit erfolgen.“ }) 

Schon die Faſſung der Vorſchrift läßt klar erſehen, daß ſie 
zwei verſchiedene Tatbeſtände nebeneinander ſtellt und gleich be⸗ 
handelt: Das Einfahren in eine Hauptverkehrsſtraße und das Ein⸗ 
biegen nach rechts in Straßen überhaupt. Wollte man annehmen, 
daß unter dem „Einbiegen nach rechts“ nicht allgemein jedes Ein⸗ 
biegen nach rechts in eine andere Straße, ſondern nur das Einbiegen 
nach rechts in eine Hauptverkehrsſtraße verſtanden werde, ſo würde 
man dem Geſetzgeber eine Ungenauigkeit und Unrichtigkeit der 


iſt beſondere Sorgfalt anzuwenden und ein ungeeigneter Zeitpunkt 
nach Möglichkeit zu vermeiden. 
Auch dieſe Sorgfalt hat der Ungekl. nicht beachtet. 
RA. Dr. Alving, Kiel. 


Zu 6. 1. Das Ergebnis, zu dem das Urteil gelangt, iſt ſehr 
zweifelhaft. Es berückſichtigt nicht, daß, wenn ſeine Deduk⸗ 
tion richtig wäre, 8 6 Abſ. 5 MünchStraßVerkO. das Einbiegen 
in gewöhnliche Straßen nach links überhaupt nicht regeln würde 
— ein Ergebnis, das ſicherlich unbefriedigend iſt. Andererſeits iſt 
nicht zu leugnen, daß, wenn man die Münchner Beſtimmung . 
des Angekl. auslegen würde, es nicht zu verſtehen wäre, warum 
nur das Einbiegen in Hauptverkehrsſtraßen nach rechts in Schritt⸗ 
geſchwindigkeit erfolgen ſoll, nicht aber auch das Einbiegen nach links. 

Wie man alſo auch die Beſtimmung auslegen wird, das Re⸗ 
fultat wird praktiſch nicht befriedigen. 

Das Gericht meint allerdings: 

a) Es habe ſeine guten Gründe, daß nach links nicht in 
Schrittgeſchwindigkeit einzubiegen ſei, weil hier für den Fußgänger 
das Überraſchungsmoment entfalle. Aber abgeſehen davon, daß das 
immerhin ſehr zweifelhaft iſt, iſt das Urteil auch in dieſem Punkte 
widerſpruchsvoll, weil es zur Stützung ſeiner Anſicht auf die ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung der BerlVerkO. hinweiſt; denn dieſe Berl. 
Beſtimmung verlangt ja gerade, wie ihr Wortlaut beweiſt, eine 
Schrittgeſchwindigkeit beim Einbiegen nach rechts und links. 

b) Dem Geſetzgeber ſei eine ſolche (i. S. des Angekl. gemeinte) 
Ungenauigkeit und Unrichtigkeit der Ausdrucksweiſe nicht zu unter⸗ 
ſtellen. Nun handelt es ſich hier bei dem Geſetzgeber aber um eine 
Polizeibehörde, ſo daß die Annahme doch nicht ohne weiteres von 
der Hand zu weiſen iſt, daß es ſich hier tatſächlich um einen lapsus 
linguae handelt, zumal es doch ohne weiteres erſichtlich iſt, daß die 
Beſtimmung zum mindeſten ſehr unklar gefaßt iſt. 

2. Das Gericht legt den Begriff des „Einfahrens“ ſehr weit 
aus und faßt darunter ſowohl das „Einbiegen“ als auch das „Kreu⸗ 
zen“. Auch das iſt zweifelhaft und findet weder in der VO. über 
Kraftfahrzeugverkehr v. 16. März 1928 (RGBl. I, 91 ff.), die das 
„Einfahren“ überhaupt nicht kennt, noch in der lebendigen Sprache 
ſeine Begründung. 

Gerade bei dieſer unbeſtimmten Faſſung der MünchpolVO. 
lag aber die Frage nahe, ob ſie nicht deswegen ungültig war, 
wie das erk. Ger. früher ſchon in analogen Fallen feſtgeſtellt hat. 
„Eine Pol VO. entbehrt nach der ſtänd. Rſpr. des BayObeG. der 
Rechtswirkſamkeit, wenn ſie ſich nicht ſo beſtimmt ausdrückt, daß 
aus ihrem Inhalt ſelbſt ihre Tragweite feſtgeſtellt und der gemeinte 
Tatbeſtand mit Sicherheit abgegrenzt werden kann“ Bay Obst. 
13, 19 u. 92; 27, 108 RKraftf. 1928, 335; ebenſo KG. v. 9. Aug. 
1928: RKraftf. 1928, 325. „Die Sicherheit der Rechtsanwendung 
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Ausdrucksweiſe unterſtellen, die als ausgeſchloſſen gelten muß. 
Das Einbiegen in eine Straße, ob nach rechts oder nach links, iſt 
ebenſo ein „Einfahren“, wie die geradlinige Einfahrt in dieſe 
Straße zum Zwecke des Durchfahrens. Danach iſt mit den Wor⸗ 
ten „Einfahren in Hauptverkehrsſtraßen“ auch das „Einbiegen nach 
rechts in Hauptverkehrsſtraßen“ ſchon getroffen; es wäre nicht zu 
verſtehen, wie der Geſetzgeber dazu hätte kommen ſollen, das Ein⸗ 
biegen nach rechts nochmals beſonders zu erwähnen, wenn es, wie 
die Reviſion meint, mit der Beſchränkung auf Hauptverlehrsſtraßen 
zu verſtehen wäre. Der Sinn der Anordnung zwingt ebenfalls zu 
dieſer Auffaſſung. Sie bezweckt hauptſächlich die Sicherung des Fuß⸗ 
gängerverkehrs. Es ſoll verhütet werden, daß Fußgänger, die über 
die Straße, in die die Einfahrt ſtattfindet, gehen, dadurch gefährdet 
werden, daß plötzlich in kurzem Bogen ein Fuhrwerk mit größerer 
Geſchwindigkeit um die Straßenecke herumkommt. Dieſe Gefahr 
beſteht nicht im gleichen Maße, wenn das Fuhrwerk die Straße in 
gerader Richtung überquert oder wenn es nach links in weitem 
Bogen in ſie einbiegt, weil in beiden Fällen das Überraſchungs⸗ 
moment wegfällt. Die Berl StraßVerkO., auf die vergleichsweiſe hin⸗ 
gewieſen ſei, bringt in § 11, der von der Fahrgeſchwindigkeit han⸗ 
delt, klar zum Ausdruck, daß jedes Einbiegen in eine andere Straße 
langſam erfolgen muß, mit der Beſtimmung: „Sämtliche Fahr⸗ 
zeuge müſſen in Schrittgeſchwindigkeit fahren während des Einbiegens 
in eine andere Straße, ſolange die Schutzwege — d. h. die Fuß⸗ 
gängerüberwege über die Fahrbahn (8 1 Nr. 4) — überquert 
werden.“ 

Die Meinung der Reviſion, der 8 6 Münch Straß Verk. ſtehe mit 
§ 18 Verk. in Widerſpruch, iſt unbegründet. Die Beſtimmung 
it für den allgemeinen Fuhrwerksverkehr erlaſſen und gilt nach 
Maßgabe des § 2 Abf. 1 VerkBdDO. auch für den Verkehr mit Kraft⸗ 
fahrzeugen. Die allgemeine Regelung der Fahrgeſchwindigkeit für 
Kraftfahrzeuge in 8 18 VerkVoO. ſteht Sonderanordnungen nicht 
entgegen, die in 8 30 Abſ. 2 VerkVO. ausdrücklich zugelaſſen find. 

Daß eine Stundengeſchwindigkeit von 10—15 km keine Schritt⸗ 
geſchwindigkeit iſt, und zwar auch nicht für Kraftfahrzeuge, für die 
kein beſonderer Begriff der Schrittgeſchwindigkeit zugelaſſen werden 
kann, hat der erk. Sen. ſchon wiederholt ausgeſprochen. Unbeachtlich 
iſt der Einwand des BeſchwF§., ein Kraftfahrzeug könne mit 5 bis 
6 km Stundengeſchwindigkeit nur fahren, wenn Zurückſchaltung auf 
den erſten Gang erfolge, und dies könne dem Fuͤhrer unmöglich bei 
jedem Einbiegen nach rechts in eine andere Straße zugemutet werden. 
Zu einer ſolchen Einſchränkung der Geſchwindigkeit auf eine ganz 
kurze Strecke iſt zum mindeſten nicht bei jedem Kraftwagen ein Um⸗ 
ſchalten erforderlich, in der Regel genügt Wegnehmen des Gaſes und 
Anwendung der Bremſe, allenfalls verbunden mit Auskupplung. 
Sollte aber auch, beſonders zum Zwecke der Wiedererhöhung der Ge⸗ 
ſchwindigkeit, nach der Bauart des Wagens Schaltung erforderlich 
ſein, jo tft dieſe Unbequemlichkeit dem Kraftfahrer hier, wo es ſich 
um die Sicherheit des Verkehrs handelt, unbedenklich zuzumuten. 

(BayObeg., 1. StrSen., Urt. v. 21. Jan. 1930, Revfteg. I 930/29.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Wilmersdoerffer, München. 


erfordert, daß aus dem Wortlaut des Strafgeſetzes zweifelsfrei zu 
entnehmen iſt, welche Pflichten den betreffenden Perſonen dadurch 
auferlegt find” (vgl. auch KG.: Reraftf. 1926, 106). 

3. Daß ein Tempo von 10—15 km per Stunde keine „Schritt 
geſchwindigkeit“ iſt i. S. d. Geſ., iſt ohne weiteres einleuchtend. 
OLG. Hamburg bezeichnet als Schrittgeſchwindigkeit die Geſchwindig⸗ 
keit eines im Schritt fahrenden Pferdegeſpannes (Rekraftf. 1927, 
115), Dresden eine ſolche von 5—6 km (RKraftf. 1928, 117 und 
285/86); das KG. eine Fußgängergeſchwindigkeit von 6 km 
(Rekraftf. 1928, 253 — Recht 1928, 168 — Goltd Arch. 72, 205) und 
in einem anderen Urteil — unter ausdrücklicher Ablehnung der 
Jußgängergeſchwindigkeit — die Geſchwindigkeit eines Fuhriverks 
(RKraftf. 1928, 303). 

Im Urt. v. 6. Juli 1928 (RevReg. 1323/28) hat auch das 
Baydob eG. ſchon früher zur Frage der Schrittgeſchwindigkeit Stel⸗ 
lung genommen und als ſolche eine Geſchwindigkeit von 5—6 km 
bezeichnet (RKraftf. 1928, 328). Dieſes letztere Urteil iſt auch um 
deswillen intereſſant, weil es die Bezeichnung „Schrittgeſchwindig⸗ 
keit“ in einer PolVO. als genügend beſtimmt anſieht, eine O., 
die ſie enthält, alſo nicht etwa mangels Beſtimmtheit ungültig ſei. 
Hingegen hatte das Bay Obs. im Urt. v. 26. April 1927 (Revgeg. 
1122/27 — erwähnt im Urt. v. 6. Juli 1928 a. a. O.) eine Pol VO. 
mangels genügender Beſtimmtheit für ungültig erklärt, die einem 
Kraftfahrer in gewiſſen Fällen ein „Langſamfahren“ vorſchreibt. 

4. Den Ausführungen über das Verhältnis von § 18 Abſ. 2 
KraftfVerkVo. zu § 6 Abſ. 5 Münch. Beſt. iſt beizupflichten. Das 
Gericht hätte m. E, allerdings nicht nachzuprüfen brauchen, ob und 
inwieweit die Münch. Beſt. für den Kraftfahrzeugverkehr zweck⸗ 
mäßig iſt; denn die Frage der Zweckmäßigkeit einer Pol VO. iſt der 
richterlichen Nachprüfung entzogen (Th.: RKraftf. 1926, 36 KSt. 
Erg Bd. 3, 300; Pro G.: Rekraftf. 1927, 15). 

5. Das Vordergericht hat den Angehl. unter Billigung des 


Oberlandesgerichte. 
Jena. a) Zivilſachen. 


1. 8 811 3PO. Pfändungsſchutz des Kraftwagens. f) 
N 
Der Kraftwagen iſt mit Recht gepfändet. Die Erwerbstätigkeit 
des Schuldners als Tierheilkundiger in der Umgegend von G. ift 
nicht ſo umfangreich, daß er auf einen Kraftwagen angewieſen wäre. 
Nach ſeiner Aufſtellung iſt er durchſchnittlich einmal täglich auswärts 
geweſen; das hätte er leicht zu Fuß, mit dem Rade oder mit der 
Bahn beſorgen können. Daß er ſchwer krank ſei und deswegen bei 
Ausübung ſeiner Erwerbstätigkeit den Kraftwagen nicht entbehren 
könne, hat er nicht nachgewieſen. 
(OLG. Jena, 3. Ziv Sen., Beſchl. v. 12. Nov. 1928, 3 W 1217/8.) 
Mitgeteilt von RA. May, Jena. 


II. 


Der Schuldner iſt nur Händler. Er vertreibt feine Waren, in- 
dem er ſie perſönlich den etwaigen Liebhabern anbietet. Er muß daher 
ſelbſt die Kundſchaft aufſuchen. Das kann er nach dem Arztzeugnis 
weder zu Fuß beſorgen noch mit dem Fahrrad, denn er iſt ſchwer 
bruchleidend. Wenn er alſo fein Gewerbe wie bisher ausüben will, ift 
er auf den Kraftwagen zur eigenen Beförderung und zur Beförderung 
der Waren angewieſen. Danach iſt ihm aber der Kraftwagen zur 
perſönlichen Fortſetzung feiner Erwerbstätigkeit unentbehrlich (8 811 
Nr. 5 ZPO.) und dieſer unterliegt mithin nicht der Pfändung. 

OLG. Jena, 3. ZivSen., Beſchl. v. 29. Okt. 1928, 3 W 1234/28.) 
Mitgeteilt von RA. May, Jena. 


III. 


Der Schuldner leidet an einem Narbenbruch und Verwachſungen 
zwiſchen den Baucheingeweiden, an den Folgen einer Operation 
wegen eitriger Bauchfellentzündung; er kann große Strecken mit 
dem Rade und auch zu Fuß nicht zurücklegen und braucht daher 
andere Beförderungsmittel. Sonach iſt der kleine Kraftwagen dem 
Schuldner zur perſönlichen Fortſetzung ſeiner Erwerbstätigkeit als 
Tierheilkundigen in der Tat unentbehrlich (8 811 Nr. 5 ZPO.). 

(OLG. Jena, 3. ZivSen., Beſchl. v. 20. Dez. 1928, 3 W 1234/28.) 
Mitgeteilt von RA. May, Jena. 


IV. 


Mit Recht hält das LG. den Kraftwagen des Schuldners für 
unpfändbar. Er iſt ihm unentbehrlich, um ſeine Erwerbstätigkeit 
perſönlich fortſetzen zu können (5 811 Nr. 5 3 PD.). 

Schuldner iſt nicht feſt angeſtellter, ſondern nur Proviſions⸗ 
reiſender. Sein Verdienſt hängt von den Aufträgen ab, die er von 
Textilkleingeſchäften in kleineren Orten erhält. Er hat keinen feſten 
Kundenſtamm, ſondern vertritt nur Firmen, die ſich neu einführen 
wollen. Der Kraftwagen iſt für den großen Muſterkoffer, den er 


Rev®. aus § 366 Nr. 10 StGB. beſtraft. Die Strafnorm hätte das 
Gericht ebenſogut dem § 21 Kraftf®. i. Verb. m. § 2 KraftfVerkVO. 
entnehmen können. 

Dieſe Frage iſt inſofern von Bedeutung, weil § 366 Nr. 10 
StGB. eine Geldſtrafe von 60 % und eine Haftſtrafe bis zu 14 
Tagen vorſieht, während § 21 KraftfG. Geldſtrafe bis 150 % und 
Haft ſchlechthin (alſo bis zu 6 Wochen, § 18 StGB.) zuläßt. 

RA. Dr. Arndt, Düffeldorf. 


Zu 1. Die zunehmende Motoriſierung der menſchlichen Arbeit 
und die dadurch bedingte fortſchreitende Zurückdrängung der perſön⸗ 
lichen Tätigkeit durch das techniſche Werkzeug innerhalb des Arbeits⸗ 
prozeſſes ſtellt die Rſpr. vor Probleme, deren befriedigende Löſung 
bisher nicht durchwegs gelungen iſt und auf Grund der lex lata 
Raum befriedigend gelingen kann. Geradezu chaotiſch mutet in 
mancher Hinſicht die Rſpr. zu 8 811 Ziff. 5 ZPO. an. Die Ver⸗ 
einheitlichung wird dadurch erſchwert, daß eine oberſtrichterliche In⸗ 
ſtanz zur Entſch. der zahlreichen einſchlägigen Streitfragen fehlt. 
Dieſelbe praktiſche Frage — z. B. die der Pfändbarkeit der vom 
Eigentümer ſelbſtgefahrenen Kraftdroſchke — wird bald bejahend, 
bald verneinend entſchieden. Nicht einmal im Grundſätzlichen beſteht 
Einigkeit. Als draſtiſches Beiſpiel aus der neueſten Rſpr. ſeien er⸗ 
wähnt die Entſch. JW. 1929, 2835 u. 2843. In Kg.: ZW. 1929, 
2835 wird ein Kraftwagen, mit dem der Schuldner Lohnfuhren aus⸗ 
führt, für unpfändbar erklärt. „Die Anſicht, daß § 811 Nr. 5 
3PO. dann nicht anwendbar ſei, wenn bei einer Perſon, die an ſich 
dieſer Vorſchrift unterſtehen würde, die Ausnutzung ſachlicher Be⸗ 
triebsmittel die Hauptſache ſei und die perſönliche Tätigkeit nur 
eine untergeordnete Rolle ſpiele, iſt nicht zutreffend und findet keine 
Stütze am Geſetz.“ Dagegen ſpricht das LG. Altona: JW. 1929, 
2843 mit gleicher Beſtimmtheit folgendes aus: „Nach ſtändiger Rſpr⸗ 
kann Schuldner ſich auf § 811 Ziff. 5 ZPO. dann nicht berufen, 
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Autführen muß, beſonders eingerichtet. Da er krank iſt und größere 
Anstrengungen nicht ertragen kann, müßte er, um die Geſchäfte zu 
beſuchen, Dienſtleute oder Mietwagen nehmen. Dadurch wäre aber ſein 
ganzer Verdienſt in Frage geſtellt. Seine Tätigkeit, wie er ſie jetzt 
ausſibt, bringt es mit ſich, daß er von zahlreichen Geſchäftsleuten 
eine Aufträge bekommt und unverrichteter Dinge wieder abreiſen 
»„— — 


wenn der Kapitalwert des gepfändeten Gegenſtandes ſo beträchtlich 
iſt, daß die perſönliche Tätigkeit des Schuldners hinter der ſachlichen 
Ausnutzung des in dem Gegenſtand angelegten Kapitals zurückbleibt, 
wenn fie alſo im Verhältnis zur Kapitalsausnutzung eine nebenſäch⸗ 
iche iſt“; das Gericht erklärt demzufolge die Frage der Pfändbarkeit 
einer vom Eigentümer ſelbſtgefahrenen Kraftdroſchke für zweifelhaft, 
agegen einen 18⸗ſitzigen Kraftomnibus für pfändbar, weil deſſen Be⸗ 
trieb vorwiegend Kapitalsausnutzung ſei. 
Schließt man ſich im Grundſätzlichen dieſer letzteren Anſicht an, 
o entſteht die Frage: Wie iſt das Verhältnis der Beteiligung einer⸗ 
leits der perſönlichen Tätigkeit, andererjeit3 der Nutzung des gepfän⸗ 
eten Gegenſtands am Arbeitsprozeß rechtlich zu beſtimmen? Solcher 
Beſtimmung bedarf es, damit Gewähr beſtehe, daß gleiche Fälle gleich 
behandelt werden. Wenn man ſchon gewiſſe Arbeitsmaſchinen für 
blänbdar erklärt, weil fie „Kapital“ feiern, andere für unpfändbar, 
a bloße Hilfsmittel ber perſönlichen Arbeit, jo iſt man verpflich⸗ 
et, ſich folgendes Problem zu ſtellen und zu beantworten: Wo auf 
er Linie zwiſchen Rikſcha des Kuli und Kraftomnibus, zwiſchen 
Schubkarren und Laſtkraftwagen liegt der Punkt, wo das 
ransportmittel aufhört, bloßes Hilfsmittel der perſönlichen Arbeit 
10 ſein, und anfängt, „Kapital“ zu ſein? Wenn man die ſachlichen 
> die perſönlichen Faktoren des Arbeitsprozeſ⸗ 
es gegeneinander abzuwägen verſucht, jo muß man ſie beide zu⸗ 
nächſt auf einen gemeinſamen Nenner bringen. 
8 Es liegt nahe, dieſen Nenner im phyſikaliſch⸗chemiſchen 
ereich zu ſuchen, etwa durch Vergleichung der hier wie dort bei 
er Arbeit aufgewendeten Wärmeeinheiten; man könnte hier denken 
1 den in der modernen Naturwiſſenſchaft gebräuchlichen Begriff des 
„Nutzeffekts“, der anwendbar iſt, ſowohl auf die phyſiſche als auch auf 
5 mechaniſche Arbeitsleiſtung. Würde es ſich bei der hier in Frage 
Iehenben Bedienung der Maſchine um rein körperliche Menſchen⸗ 
ni handeln, fo wäre die quantitative Vergleichung praktiſch viel⸗ 
t durchzuführen. Die Leiſtung iſt aber immer auch eine geiſtige 
9 zwar wird naturgemäß ſehr haufig die geiſtige Leiſtung gegen⸗ 
. der rein körperlichen um ſo größer ſein, die körperliche Be⸗ 
zlenungsarbeit um ſo kleiner, je größer die Kraftleiſtung der Ma⸗ 
11 iſt, d. h. je mehr dieſe dem Menſchen die mechaniſche Arbeit 
abnimmt. Mit Recht ſagt das RG. a. a. O.: „Der Kraftwagenführer 
Hat neben der körperlichen auch eine ſehr verantwortungsvolle geiſtige 
bultalkeit auszuüben. Deshalb iſt nicht anzuerkennen, daß ſeine per⸗ 
nliche Tätigkeit hinter der ſachlichen Ausnutzung des in dem Kraft⸗ 
1 0 angelegten Kapitals völlig zurücktritt.“ Geiſtesarbeit aber und 
gatoriſche Arbeit ſind inkommenſurabel. Das Maß der verbrauchten 
kalorien wächſt nicht im gleichen Verhältnis wie die Schwierigkeit 
e Arbeit. Der Geiſt iſt nun einmal rein phyſikaliſch nicht 
aſſen. 
bei Ein anderer Verſuch, durch Quantifizierung die perſönliche Ar⸗ 
155 auf einen Generalnenner mit der motoriſchen Arbeit zu bringen, 
beide, ich im ökonomiſchen Bereich. Man vergleicht den 
de erſeitigen Geldaufwand. Die hierzu erforderliche Quantifizierung 
ri perſönlichen Arbeitsleiſtung des Wagenbeſitzers gewinnt man durch 
1 Fiktion. Was würde für den Gehalt eines angeſtellten Chauffeur 
„u ättivenben fein? Man kann dieſen fiktiven Gehalt (Koſten der 
terſönlichen Arbeit) vergleichen mit dem durch die Maſchine verurſach⸗ 
n Kapitalsaufwand; Kapitalszins plus Abſchreibungsbeträge. Iſt der 
| haltsaufwand größer als der Kapitalsaufwand, ſo iſt die Ma⸗ 
daf unpfänbbat (ogl. hierzu Oertmann: JW. 1929, 2835). 
mucke befriedigt aber auch dieſe Methode nicht, denn ſie verbürgt 
gef ſcheinbare Exaktheit und Gerechtigkeit. Scheinexaktheit aber iſt 
1 user als bewußt freie Schätzung nach dem Gefühl. Ortliche 
N zeitliche Verſchiedenheiten — bezüglich Zins und Lohnhöhe, 
laterialkosten — würden gerade in den Grenzfällen bei gleich⸗ 
gelagerten Tatbeſtänden verſchiedene rechtliche Ergebniſſe zeitigen. 
(es die Abſchreibung iſt ein außerordentlich unſicherer Faktor 
N erſchiedenheit der Abnutzung im Einzelbetrieb; Unſicherheit der 
ewertung der wirtſchaftlichen Lebensdauer gegenüber der techuiſchen 
ebensdauer uſw.). 
zu 4 weder der wirtſchaftliche noch der phyſikaliſche Weg führt 
aber em Ergebnis exakter Anteilbeſtimmung. Dieſer Mangel beruht 
min 1 etwa auf der Unzulänglichkeit der menſchlichen Erkenutnis⸗ 
a ſondern der Verſuch ſolcher Anteilsbeſtimmung iſt in feiner 
un 5 rechtsgrundſaätzlich verfehlt. Nicht als ob es nach der Struktur 
e Rechts überhaupt unzuläſſig oder unmöglich wäre, den An⸗ 
Der We Faktoren an einem komplexen Tatbeſtand zu beſtimmen. 
BG eſetzgeber ſchreibt ſolche Anteilbeſtimmung z. B. vor in $254 
verſch (vorwiegend“). Die Rſpr. ſieht ſich zu ihr genötigt auf 
een Rechtsgebieten. Die Unterſcheidung zwiſchen Geſchmacks⸗ 
ſter⸗ und Kunſtwerkſchutz geſchieht nach dem Kriterium des „äſthe⸗ 


muß. Selbſt bei guter Bahn⸗ oder Kraftwagenverbindung würden dann 
die Unkoſten ſo groß werden, daß ſeine Tätigkeit nichts oder erheb⸗ 
lich weniger einbrächte und ihm nicht das nötigſte Einkommen ſicherte. 
Will er ſein Gewerbe wie bisher ſelbſt ausüben, ſo braucht er den 
Wagen; er braucht ihn nicht aus Bequemlichkeit. Ein Vergleich mit 
früheren Zeiten hat auszuſcheiden. Der Kraftwagen iſt heute kein 


tiſchen Überſchuſſes“ („des größeren oder geringeren äſthetiſchen Ge⸗ 
halts“; vgl. RG. 76, 344). Die Steuerpraxis hat hinſichtlich der Auf⸗ 
wendungen, die ſowohl geſchäftlichen als privaten Zwecken dienen (4. B. 
Aufwendungen für beiden Zwecken dienende Wohnhäuſer, Kraftwagen, 
Reiſen) zu unterſcheiden, welcher der beiden Zwecke überwiegt oder 
auch eine entſprechende Zerlegung vorzunehmen (vgl. Becker, 
EinkSt®., Anm. 80 zu 8 15; Anm. 38 ff. zu 88 19— 21). In all 
dieſen Fällen aber iſt die Anteilsbeſtimmung notwendig, um den 
Willen des Geſetzgebers, der einfache Tatbeftände im Auge hat, an 
den komplexen Tatbeſtäanden zu verwirklichen. Bei den Tatbeſtänden 
des § 811 Ziff. 5 ZPO. aber iſt die Komplexität der beiden 
Elemente — Beteiligung des perſönlichen und des ſachlichen Ar⸗ 
beitsfaktoren — vom Geſetzgeber ſchon vorausgeſetzt. Denn 
für unpfändbar erklärt er bei den aus perſönlicher Arbeit 
Erwerb ziehenden Perſonen die zur perſönlichen Fortſetzung der 
Erwerbstätigkeit unentbehrlichen Gegenſtände. Die Ausſcheidung 
iſt hier nicht Verwirklichung des Geſetzeswillen, ſondern Korrektur 
des Geſetzes: man empfindet es als ungerecht, daß ein Gläubiger 
nicht fol Zugriff nehmen dürfen auf eine hochwertige Maſchine. 
Solche Korrektur zu ſchaffen wäre jedoch Sache des Geſetzgebers. 
De lege lata find perſönlich von den Eigentümern gefahrene, ihnen 
als Erwerbsquellen dienende Kraftomnibuſſe oder Laſtkraftwagen 
ebenſoſehr zu perſönlicher Fortſetzung des Gewerbebetriebs unentbehr⸗ 
liche Gegenſtände, wie perſönlich gefahrene Droſchſten oder Schub⸗ 
karren. Auch hier gilt, „daß der Wegfall des Gegenſtands den Be⸗ 
trieb lahm legen würde“ (Baumbach zu 8 811 Ziff. 5). Freilich: 
„8811 Ziff. 5 ſchützt nur die perſönliche Arbeit, nicht die kapita⸗ 
liſtiſche Arbeitsweiſe“ (Baumbach a. a. O.). Aber es wäre ver⸗ 
fehlt, die Grenze zwiſchen perſönlicher Arbeit und kapitaliſtiſcher Ar⸗ 
beitsweiſe rein quantitativ zu beſtimmen, etwa nach der Anzahl 
der P. S. oder nach der Höhe der Anſchaffungskoſten der betr. Ma⸗ 
ſchine. Der Unterſchied iſt funktionell zu beſtimmen. Das Weſen 
der kapitaliſtiſchen Arbeitsweiſe liegt darin, daß bei ihr die fachlichen 
Arbeitsmittel „Kapital“ ſind, d. h. „Vermögen, das als Geldwert 
Gegenſtand unſeres ökonomiſchen Kalkuls ift, ein ſich uns rechnungs⸗ 
mäßig als werbende Geldſumme darſtellt“ (Menger, Brentano 
u. a.). Dieſer Begriff trifft allenfalls zu bei einem Unternehmen, das 
ſich gewerbsmäßig mit dem Verleih von Kraftwagen, aber auch von 
Sänften, Karren befaßt, gerade nicht aber auf einen aus Erwerbs⸗ 
gründen ſeinen Wagen uſw. ſelbſt fahrenden Eigentümer, dem der 
ii zur perſönlichen Fortſetzung der Erwerbstätigkeit unentbehr⸗ 
lich iſt. 

2. Das OLG. Jena hat ſich in feinen oben abgedruckten Ent⸗ 
ſcheidungen mit erfreulicher Unbefangenheit über dieſe und noch an⸗ 
dere in Literatur und Rſpr. aufgeworfenen Zweifelsfragen hinweg⸗ 
geſetzt — offenbar in dem Beſtreben, dem Geſetzeswillen auch gegen⸗ 
über neuzeitlichen Tatbeſtanden Geltung zu verſchaffen. „Ein Ver⸗ 
gleich mit früheren Zeiten hat auszuſcheiden.“ Auch ein Kraftwagen 
kann ein zur Fortſetzung der perſönlichen Erwerbstätigkeit unentbehr⸗ 
licher Gegenſtand ſein. Iſt er es, ſo iſt er unpfändbar. Denn geſetz 
liche Schutzbeſtimmungen ſind ihrer Zweckbeſtimmung gemäß an⸗ 
zuwenden und keineswegs als vermeintliche „Ausnahmebeſtimmungen 
eng auszulegen“. Auch der Begriff „unentbehrlich“ iſt in den obigen 
Eutſch. mit erfreulicher Elaſtizität gehandhabt. Eine bloße Erleich⸗ 
terung der Erwerbstätigkeit, ein bequemeres Aufſuchen der Kund⸗ 
ſchaft würde nicht genügen, aber unentbehrlich iſt ein Kraftwagen, 
wenn der Erwerbstätige infolge der Wegpfändung des Wagens hinter 
den ſich gleicher Mittel bedienender Konkurrenten wirtſchaftlich ſo 
zurückbliebe, daß er konkurrenzunfähig würde, ſei es wegen 
Erhöhung der Speſen, ſei es wegen Umſatzverminderung. Darum wäre 
es wohl nicht angängig, den Kraftwagen eines Agenten, der nur 
großſtädtiſche Kundſchaft beſucht, gegen Pfändung zu ſchützen, da 
hier öffentliche Verkehrsmittel ausreichend zur Verfügung ſtehen. 

In den hier entſchiedenen Fällen iſt dem OLG. Jena allerdings 
feine Stellungnahme i. S. der Unpfändbarkeit dadurch erleichtert 
worden, daß die Schuldner an körperlichen Gebrechen litten. 
Ausſchlaggebend aber durfte dies höchſtens ſein bei dem Tierheil⸗ 
Rundigen, der nur täglich einmal über Laud fährt, nicht aber in 
den übrigen Fällen. 

In allen Fällen iſt die Verweiſung der Schuldner auf ein 
Fahrrad als ein mögliches Erſatzmittel grundſätzlich nur 
dann als zuläſſig zu erachten, wenn die Schuldner ein Fahrrad über⸗ 
haupt beſitzen. Es wäre ja auch z. B. unzuläſſig, einen Schuldner, 
der fein koſtbares Mahagonibett mit Eiderdaunendecken als un 
pfändbar (gemäß 8 811 Ziff. 1 ZPO.) beanſprucht, auf die Möglich⸗ 
keit des Schlafens in einer eisernen Bettſtelle mit Wolldecken du 
verweiſen, wenn er ſolche Gegenſtände nicht beſitzt (Stein⸗Jonas, 
Anm. II 2 zu 8 811). De lege lata höchſtens wäre zu überlegen, ob 
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Luxusgegenſtand mehr, ſondern in vielen Fällen, fo auch hier, ein 
zum Fortſetzen der Berufstätigkeit notwendiger Gegenſtand, der für 
kürzere Strecken die Reiſekoſten verringert und Zeit⸗ und Kraft⸗ 
aufwand erſpart. 


(Os. Jena, 3. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. März 1929, 3 W 284/29.) 
Mitgeteilt von RA. May, Jena. 


Berlin. b) Straffachen. 


2. 8s 18 Abſ. 2, 3, 24 KraftfVerkVo.; § 230 StG. 
Der Kraftwagenführer, dem das Vorfahrtsrecht zuſteht, 
iſt bloß wegen der Einmündung einer Seitenſtraße noch 
nicht zur Herabminderung ſeiner Fahrgeſchwindigkeit 
verpflichtet. f) 

Die Stra. erblickt das Verſchulden des Angekl. vornehmlich 
darin, daß er die Straßenkreuzung, auf der ſich der zur Verletzung 
des Zeugen führende Zuſammenſtoß ereignete, zu ſchnell be⸗ 
fahren hat, obwohl er mit der Möglichkeit hätte rechnen muſſen, 
daß ein aus der Seitenſtraße kommender Wagen die von ihm be⸗ 
fahrene Straße kreuzen würde und hierbei ein Unfall der geſchehenen 
Art eintreten könnte. Dieſe Feſtſtellung reicht zur Verurtei⸗ 
lung aus $ 230 StOB. nicht aus. Das angef. Urteil läßt eine 
Feſtſtellung nach der Richtung vermiſſen, weshalb der Angekl. zu 
ſchnell gefahren ſei. Um zur Annahme einer unzuläſſigen Ge⸗ 
ſchwindigkeit zu kommen, hätte die Str®. feſtſtellen müſſen, daß 
der Angekl. entweder die nach 8 18 III KraftfVerkVO. zuläſſige 
Höchſtgeſchwindigkeit überſchritten hatte, oder daß er aus einem 
der in 8 18 II gen. Gründe zur Herabſetzung feiner Fahrgeſchwin⸗ 
digkeit verpflichtet war. Der Umſtand allein, daß eine Seiten⸗ 
ſtraße einmündete, konnte die Verpflichtung des Angekl. zur Herab⸗ 
minderung ſeiner Geſchwindigkeit nicht begründen, wenn ihm das 
Vorfahrtsrecht nach § 24 KraftfVerkVoO. zuſtand. 

(KG., 2. StrSen., Urt. v. 5. Okt. 1929, 2 8 485/29.) 


Mitgeteilt von KGR. Körner, Charlottenburg. 
* 


dem Gläubiger nicht das Recht gegeben werden ſollte, zur Beſeitigung 
der Unpfändbarkeit eines hochwertigen Gegenſtandes dem Schuldner 
ein techniſch gleichwertiges, aber billigeres Erſatzmittel anzubieten. 

Noch eine andere beliebte Einſchränkung des Pfändungsſchutzes 
hat OLG. Jena nicht mitgemacht: die Nichtanwendung des Schutzes 
auf Minder kaufleute (Nachw. bei Sydow⸗Buſch, Bem. 7 
zu 8 811). 3. B. hat OLG. Breslau (OLG. 26, 396) Pferde und 
Wagen mittels denen ein Milchhändler ſeine Ware perſönlich an 
ſeine Kunden vertreibt, für pfändbar erklärt; zwar ſei ſeine Arbeit 
perſönliche Leiſtung, aber er ziehe nicht aus Einzelleiſtungen ſeinen 
Erwerb, ſondern aus der Geſamtheit der Geſchäfte, aus ſeinem Han⸗ 
delsgewerbe; es trete bei dieſem auch die Leiſtung hinter den Waren⸗ 
umſatz, für den die Beförderung mittels Pferd und Wagen nur zweck⸗ 
dienliches Mittel ſei, zurück; die Anwendung der Schutzbeſtimmungen 
auf Minderkaufleute, die ohne Verarbeitung ihre Waren vertreiben, 
erſcheine daher unzuläſſig. Die oben abgedr. Entſch. dagegen ſtehen 
anſcheinend — allerdings ohne auf das Problem ausdrücklich ein⸗ 
zugehen —, grundſätzlich auf dem Standpunkt, daß auch die Hilfs⸗ 
mittel eines Händlers Pfändungsſchutz genießen können. Ebenſo KG.: 
JW. 1930, 653 12. 

3. Nicht ausgeſchloſſen iſt übrigens, daß ein Kraftwagen als ein 
wegen körperlicher Gebrechen notwendiger Gegenſtand i. S. des 8 811 
Ziff. 12 Pfändungsſchutz genießt. So hat das LG. München II Fer⸗ 
ZivK. in einem Beſchl. v. 19. Aug. 1926 Beſchwgkeg. 193/26 J zu⸗ 
gunſten eines an beiden Füßen gelähmten Schuldners einen für ihn 
eigens umgebauten auf 8000 K / gewerteten Vierſitzer⸗Opelwagen für 
unpfändbar erklärt. 

RA. Dr. Sigbert Feuchtwanger, München. 


Zu 2. Die Entf. iſt zu begrüßen. Die frühere Faſſung der Kraftf⸗ 
Verk Bd., die bei Straßenkreuzungen ohne weiteres ein Langſam⸗ 
fahren verlangte, iſt durch die Anderung v. 15. März 1928 elaſtiſcher 
geſtaltet. Das Kriterium iſt nunmehr die Behinderung des Überblicks 
(8 18 Abſ. 2). Wenn man jetzt aber allein deswegen, weil eine mit 
Häuſern beſtandene Straßenkreuzung vorliegt, den Überblick als be⸗ 
hindert anſehen würde, ſo wäre damit der Rechtszuſtand nach der 
alten VO. zur Hintertüre hereingelaſſen. Deswegen haben bereits 
OLG. Celle v. 24. Juni 1927: RKraftf. 29, 73; OLG. Breslau v. 
26. Juli 1928: RKraftf. 29, 73; OLG. Hamburg v. 6. Febr. 1928: 
Rͤraftf. 29, 75; OLG. Dresden v. 17. Juli 1928: Neraftf. 29, 
74 betont, daß eine Straßenkreuzung nicht an ſich die Fahrbahn 
unüberſichtlich macht und deswegen zum Langſamfahren verpflichtet, 
ſondern daß nach den Umſtänden des Einzelfalles zu entſcheiden iſt, 
ob eine Kreuzung den Überblick behindert. Wenn das KG. denſelben 
Geſichtspunkt zum Ausdruck bringt, fo entſpricht dies der Faſſung 
der VO. und den Bedürfniſſen des Verkehrs. 

RA. Dr. K. Volkmann, Düſſeldorf. 


3. 8 366 Ziff. 10 StGB.; § 10 Abſ. 1 Berl. Straß. 
Pflicht des Kraftdroſchkenführers zur Nüchternheit. ) }) 

Es iſt der Rev. zuzugeben, daß der feſtgeſtellte Sachverhalt die 
„Beſtrafung des Angekl. wegen Übertretung der Berl. Droſchkend. 
v. 22. Juni 1927 nicht rechtfertigt. 8 9 Abſ. 3 Droſchken O. verlangt, 
daß der Kraftdroſchkenführer nüchtern ſei im Fahrdienſt, d. h. ſolange 
ſich die Kraftdroſchke, um Fahrten anzunehmen, auf der Straße ber 
findet. Dieſe Vorſchrift gilt aber nicht ſchlechthin gegen jeden, der 
überhaupt Kraftwagenführer iſt, ſondern nur für denjenigen, der ſich 
mit ſeiner Droſchke im Fahrdienſt befindet. Ein Kraftdroſchkenführer, 
der ausnahmsweiſe einen nicht zum öffentlichen Gebrauch gegen Ent⸗ 
gelt bereit gehaltenen Wagen führt, unterſteht während der Führung 
dieſes Wagens nicht den Vorſchriften der DroſchkenO. Dasſelbe muß 
auch für den Fall gelten, daß ein Kraftdroſchkenführer ſich ohne 
behördliche Genehmigung mit der Führung einer Kraftdroſchke be⸗ 
faßt, zu deren Führung nicht er, ſondern ein Dritter befugt iſt. 

Der Angekl. hat im angetrunkenen Zuſtande eine Kraftdroſchke 
geführt, deren Führung einem anderen Kraftdroſchkenführer oblag 
und zu der er nicht berechtigt war. Auf dieſe Tat findet aber die 
DroſchkenO. keine Anwendung, da ſich der Angekl. nicht im Fahr⸗ 
dienſt befunden hat, als er die Kraftdroſchke eines anderen ſteuerte. 
Seine Tat iſt aber gleichwohl nicht ſtraflos. Nach 8 10 Abſ. 1 Satz 2 
Berl. StraßO. v. 13. Jan. 1929 muß der Führer eines Fahrzeugs 
nüchtern fein. Dieſem Gebot hat der Angekl. zuwidergehandelt. Wenn 
ſich der Vorderrichter auch nicht über den inneren Tatbeſtand aus⸗ 
gelaſſen hat, ſo beſteht doch kein Anhalt für die Annahme, daß der 
Vorderrichter die Erforderniſſe des inneren Tatbeſtandes verkannt habe. 


(KG., 3. StrSen., Urt. v. 21. Nov. 1929, 3 8 636,29.) 
* 
Dresden. 

4. 88 29, 53, 55 Ziff. 2 Mil StGB. Wer als Kraft- 
fahrzeugführer der Reichswehr bei Ausführung einer an⸗ 
befohlenen Fahrt eine fahrläſſige Körperverletzung i. S. 
von § 230 Abſ. 2 StGB. begeht, hat deshalb noch nicht 
auch eine „militäriſche Dienſtpflicht“ verletzt. f) 

Die Str. hat die Anwendbarkeit der 88 29, 55 Ziff. 2, 538 
Milt B. bejaht, weil der BeſchwF. durch Fahrläſſigkeit während 


Zu 3. Die Entſcheidung iſt ſehr zu begrüßen. 

Betrunkene oder auch nur nicht ganz nüchterne Kraftwagen⸗ 
führer müſſen von der Straße ferngehalten werden. Sollte wirklich 
einmal jemand unverſchuldet mehr Alkohol zu ſich genommen haben, 
als er gewöhnlich vertragen kann, fo darf er ſich nicht an das Steuer 
feßen. Das mag zu Härten führen, muß aber von den Beteiligten 
in Kauf genommen werden, denn die Sicherheit des Verkehrs iſt 
allererſtes Erfordernis. 

Droſchkenführer werden erfahrungsgemäß leichter und ſchneller 
abgeſtumpft gegen die Gefahren des Kraftwagenbetriebes als andere 
Fahrer; auch öffentliche Belange ſpielen eine Rolle; deshalb iſt es 
verſtändlich, daß man von Droſchkenführern unter allen Umſtänden 
völlige Nüchternheit verlangt, ſolange ſie im Dienſte ſind. Mit Recht 
wird aber eine Beſtrafung nach der DroſchkenO. abgelehnt, ſolange 
der Führer nicht im Dienſte iſt. 

Als einen Segen muß man es deshalb auch bezeichnen, daß nach 
der Berl. StraßO. v. 13. Jan. 1929 ganz allgemein der Führer 
eines jeden Fahrzeuges nüchtern ſein muß. 

Auch nach § 18 VerkO. für das Hamb. Staatsgebiet v. 23. Mai 
1929 darf der Führer während der Fahrt nicht betrunken ſein. 

Eine ähnliche Beſtimmung iſt auch in 8 5 des vor längerer 
Zeit veröffentlichten Muſters für Verkehrsordnungen enthalten. 

RA. Dr. Bruno Louis, Hamburg. 

1) Vgl. BayObe G. v. 10. Dez. 1929, Nevfieg. Nr. 838/29 

oben S. 2877 Nr. 3. 


Zu 4. Die Frage, wann durch eine ſtrafbare Handlung zugleich 
eine militäriſche Dienſtpflicht i. S. des 8 29 MilStch B. verletzt iſt, 
bedarf noch in erheblichem Maße weiterer Klärung. Unzweifelhaft er⸗ 
gibt ſich aus dem im 8 29 MilStch B. vorausgeſetzten Tatbeſtand, daß 
die Handlung nicht gerade nur, wenn ſie von einem Soldaten be⸗ 
gangen iſt, ſtrafbar zu ſein braucht, ſondern daß vielmehr an Fälle 
gedacht iſt, in denen das beobachtete Verhalten gegen die für jeden 
Staatsbürger geltende Pflichtenordnung verſtoßen würde. Sicher iſt 
ferner, daß die militäriſche Dienſtpflicht nicht notwendig in den 
„Berufspflichten des deutſchen Soldaten“ oder in einem anderen 
amtlichen Erlaß oder Reglement normiert ſein muß, ſondern daß 
es genügt, wenn die ſtrafbare Handlung mit den allgemeinen ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Anforderungen des militäriſchen Dienſtes unvereinbar 
iſt (vgl. Rittau, MUSGB. S. 41; Fuhſe, MilStGGB. S. 22). 
829 Mil Steh. will — die Entſtehungsgeſchichte beweiſt es (vgl. 
NGSt. 57, 411) — jeden Fall treffen, in dem die nach dem all⸗ 
gemeinen Strafgeſetz ſtrafbare Handhabung des Soldaten zugleich 
eine militäriſche Dienstpflicht verletzte. Das dadurch erzielte Ergebnis, 
daß in allen Fällen wahlweiſer Androhung von Geld⸗ und Freiheits⸗ 
ſtrafe nur auf die letztere erkannt werden kann, wäre aber ſehr 
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der Ausübung ſeines Dienſtes unter Außerachtlaſſung derjenigen Auf⸗ 
merkſamkeit, zu der er vermöge ſeines Berufs — als Reichswehr⸗ 
ſoldat — beſonders verpflichtet geweſen ſei, die Körperverletzung 
anderer verurſacht und weil es im Rahmen ſeiner militäriſchen 
Dienſtpflicht gelegen habe, bei der hier in Betracht kommenden Fahrt 
als Kraftwagenführer die dafür geltenden Beſtimmungen zu beachten, 
urch die von ihm begangenen ſtrafbaren Zuwiderhandlungen gegen 
89 230 Abi. 2 StGB. mithin zugleich eine militäriſche Dienſtpflicht 
verletzt worden ſei. Damit gibt die Stra. dem $ 29 Milt B. 
eine zu weite Auslegung. Wennſchon eine militäriſche Dienſtpflicht 
i. S. dieſer geſetzlichen Beſtimmung nicht nur da beſteht, wo das 
ihr entſprechende Verhalten ausſchließlich Soldaten, aber niemandem 
ſonſt pflichtmäßig obliegt, das gleiche Benehmen vielmehr auch von 
ar Angehörigen anderer Berufskreiſe, ja von jedem Staatsbürger 
als Pflicht zu verlangen ſein kann, ſo iſt doch zum mindeſten er⸗ 
forderlich, daß fi aus dem Weſen des militäriſchen Dienſtes Grund⸗ 
ätze ergeben, die das in Frage kommende Verhalten ohne Rückſicht 
auf die Beurteilung, die es ſonſt verdienen mag, jedenfalls oder 
gerade bei einem Soldaten um dieſes ſeines Standes willen als un⸗ 
zuläſſig und pflichtwidrig erſcheinen laſſen (vgl. DZZ. 1929, 1477). 


—— Ah 


unbefriedigend. Um es zu vermeiden, verſuchen NG.: DIZ. 1929, 
1477 ſowie das vorl. Urt. den Begriff der militäriſchen Dienſtpflicht 
einengend zu interpretieren. Eine militäriſche Dienſtpflicht ſoll nur 
dann verletzt ſein, wenn ſich „aus dem Weſen des militäriſchen 
Dienſtes Grundfäge ergeben, die das in Frage kommende Verhalten 
ohne Rückſicht auß die Beurteilung, die es ſonſt verdienen mag, jeden⸗ 
alls oder gerade bei einem Soldaten um dieſes ſeines Standes willen 
als unzuläſſig und pflichtwidrig erſcheinen laſſen“. Man kann aber 
den Inhalt deſſen, was die militäriſche Dienſtpflicht gebietet, un⸗ 
möglich daraus entnehmen, ob die gegenteilige Verhaltensweiſe „ge⸗ 
rade bei einem Soldaten um dieſes ſeines Standes willen“ (d. h. 
doch: um ſeiner militäriſchen Dienſtpflicht willen) als pflichtwidrig er⸗ 
ſcheint. So kann es nicht Wunder nehmen, daß der in Frage 
ſtehende Satz völlig inhaltlos iſt. Richtig wäre etwa folgendes zu 
ſagen: Allerdings verfolgt 8 29 MilstGGB., wie Wortlaut und Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte lehren, den Zweck, in jedem Fall der Verletzung 
einer militäriſchen Dienſtpflicht die Verhängung von Geldſtrafe 
auszuschließen, wenn die Strafbeſtimmung neben der Geldſtrafe wahl⸗ 
weiſe auch eine Freiheitsſtrafe vorſieht. vom Standpunkt des idealen, 
modernen Kriminalpolitiſchen Anſchauungen huldigenden Geſetzgebers 
aus iſt jedoch die Beſtimmung nur zu rechtfertigen, wenn man ihre 
licwendung von weiteren, aus ihrem Wortlaut allein nicht erſicht⸗ 
ichen Erforderniſſen abhängig macht. Zweifellos beruht 8 29 MilSt- 
B. nicht auf der Vorſtellung, daß der Soldat in conexeto durch 
12 militäriſche Dienſtpflicht zu einem beſonders einwandfreien un⸗ 
adelhaften Verhalten und zur Beobachtung eines beſonders hohen 
taßes von Sorgfalt hätte veranlaßt werden ſollen, denn dieſer 
Gedanke hätte nicht in der Ausſchließung der milderen Strafart, 
. in der Minderung der Verſchuldenserforderniſſe oder gar in 
der Abänderung der Straftatbeſtände ſeinen geſetzlichen Niederſchlag 
finden müſſen. Es kann für die Anwendung des 8 29 MiltchB. 
auch nicht ausreichen, daß der Soldat zur Unterlaſſung der von ihm 
egangenen Handlung aus doppeltem Rechtsgrunde, namlich einmal 
auf Grund der allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Pflichten und zweitens 
11 Grund der militäriſchen Dienſtpflicht verpflichtet war, denn eine 
aa Handlung erſcheint nicht ſchon deshalb im beſonderen Maße 
ſtialwurdig, weil ſie gleichzeitig gegen zwei Verhaltensnormen ver⸗ 
ſtieß. Gerechtfertigt iſt die Anwendung des § 29 MIStGB. vielmehr 
nur dann, wenn die militäriſche Dienſtpflicht den Vorrang vor der 
allgemeinen Staatsbürgerpflicht hatte, wenn ſie für den Soldaten 
ein beſonders zwingendes Motiv, ſich richtig zu verhalten, abgeben 
mußte, Nur unter dieſer Vorausſetzung begründet die Verletzung 
mer militäriſchen Dienftpflicht die Anwendung des 8 29 MIISIORB. 
l enn danach ein Soldat einen Polizeibeamten, der ihn zwecks Feſt⸗ 
9 feiner Perſonalien zur Polizeiwache führen will, zu Boden 
11 und ihn ſo an der rechtmäßigen Ausübung ſeines Amtes hin⸗ 
ert — Fall R.: DZ. 1929, 1477 —, fo iſt die Strafe dem 
8 113 SGB. i. Verb. m. 829 Milstch B. zu entnehmen, weil der 
Soldat, der ſelbſt Organ der ſtaatlichen Macht iſt, im beſonderen 
Hi abe gehalten iſt, die obrigkeitlichen Anordnungen zu reſpektieren 
11 0 weil deshalb ſeine Unbotmäßigkeit beſonders ſchwerer Ahndung 
edarf, Wenn dagegen der Soldat, wie im vorl. Fall als Kraftfahr⸗ 
e der Reichswehr eine dienſtliche Fahrt unternimmt, ſo ge⸗ 
bort ihm zwar auch die Dienſtpflicht, die allgemein geltenden Fahr⸗ 
die ſchriften während der Dienſtausübung zu beachten; läßt er aber 
ihn 5 Straßenverkehr erforderliche Sorgfalt außer acht, ſo iſt der 
Kraſtſaßtende Schuldvorwurf nicht ſchwerer als bei jedem anderen 
weil fahrer, fein Vergehen erſcheint nicht etwa deshalb ſtrafwürdiger, 
die Bes gleichzeitig eine militäriſche Dienſtpflicht verletzt hat, denn 
Vorſ Halten oil der nötigen Vorſicht ſowie der verkehrspolizeilichen 
dot ln bildet für alle Kraftfahrer ein gleiches unbedingtes Ge⸗ 
ee die militäriſche Dienſtpflicht eher als minder 
an 12 erſcheint. Die Anwendung des § 29 Mil StGB. ift alſo 
G. Dresden in conereto mit Recht verneint worden. 


RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Solche Grundſätze ergeben ſich aber aus dem Weſen des militäriſchen 
Dienſtes nicht. Die Beobachtung der für den Kraftfahrzeugverkehr 
geltenden Vorſchriften der KraftfVerkVO. iſt Pflicht jedes Kraft⸗ 
fahrzeugführers, ohne Unterſchied ob er Reichswehrſoldat iſt oder nicht. 
Aus dem Weſen des militäriſchen Dienſtes läßt ſich nichts dafür 
herleiten, daß das dem BeſchwF. zur Laſt fallende fahrlaſſige Ver⸗ 
halten gerade um deswillen, weil er Reichswehrſoldat iſt, und weil 
er ſich die ſtrafbaren Handlungen während der Ausübung des Dienſtes 
hat zu ſchulden kommen laſſen, unzuläſſig und pflichtwidrig iſt. 
(OLG. Dresden, Urt. v. 26. Nov. 1929, 2 0 St 241/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 
Jenn. 

5. Verſtoß gegen die Vorſchriften des Überholens, 
wenn dabei der voranfahrende Wagen beſchädigt wird. }) 

Auch wenn man mit der Reviſion davon ausgeht, daß ein 
Überholen der angefahrenen Droſchke noch nicht ſtattgefunden habe, 
hat ſich der Angekl. einer Übertretung nach 8 23 KraftfVerkVO. 


Zu 5. Das OLG. Jena ſpricht in dieſem Urteil den Satz aus, 
daß auch derjenige gegen die Vorſchriften des Linksüberholens ver⸗ 
ſtößt, der während des Überholens den Vordermann anfährt. Es 
ſtützt ſich dabei auf den neueingeſchobenen Abſ. III des 823 Kraftf⸗ 
VerkVoO., der beſtimmt, daß nach dem Überholen der Führer ſich 
erſt wieder nach rechts wenden darf, wenn der überholte Wege⸗ 
benützer dadurch nicht gefährdet wird. Dasſelbe muß — ſo ſchließt das 
OG. — auch für das Anfahren während des Überholens, insbeſ. 
das „Schneiden“ während des Überholens gelten. Der Standpunkt 
der Revifion, daß ein Überholen der angefahrenen Droſchke noch nicht 
ſtattgefunden hat, iſt zwar richtig, aber unbeachtlich. Schon der 
Begriff des Überholens ſelbſt ſowie ein Überblick über die Entwick⸗ 
lung der einſchlägigen Beſtimmungen in Geſetzgebung und Recht⸗ 
ſprechung zeigen die Unhaltbarkeit des Standpunktes der Reviſion. 

Bereits in § 21 Bl. III Bund RDO. v. 3. Febr. 1910 iſt die 
Beſtimmung enthalten, daß das „Vorbeifahren“ an eingeholten Kraft⸗ 
fahrzeugen uſw. links zu erfolgen hat. Das KG. hat in ſeinem Urt. 
v. 2. Febr. 1914 hierzu ausgeſprochen, daß durch dieſe Beſtimmung 
gerade ein Anfahren verhütet werden ſoll. Zutreffend führt es aus, 
daß das Kraftfahrzeug ſoweit nach links ausweichen müſſe, daß es 
an dem eingeholten Fuhrwerk vorbeifährt, dieſes aber nicht 
anfährt. 

Auch das Bay bobs. hat in feinem Urt. v. 17. Febr. 1925 
(Jurgidſch. 1925 Nr. 657) ausgeſprochen, daß, folange die Vorbeifahrt 
nicht vollſtändig beendigt iſt, d. h. das überholende Fahrzeug ſich 
noch neben dem zu Überholenden befindet, das überholende Fahrzeug 
ſich links von dem anderen halten muß, und zwar in einer Entfer⸗ 
nung, daß dieſes nicht gefährdet wird. Weiter ſpricht das BayObsG. 
in dieſem Urt. aus, daß ein Verſtoß gegen die Beſtimmung des 
Linksüberholens auch dann vorliegt, wenn der Führer des über⸗ 
holenden Fahrzeuges, bevor das Vorbeifahren beendet iſt, wieder in 
die rechte Seite der Straße einbiegt. 

Die VO. über den Kraftfahrzeugverkehr v. 5. Dez. 1925 (neu 
gefaßt durch die Bekanntmachung v. 16. März 1928) ſpricht zwar 
in ihrem § 21 b (jest § 35) nicht mehr vom Vorbeifahren, ſondern 
nur noch vom Überholen. Der Begriff Vorbeifahren im weiteren 
Sinne ſchließt aber auch den Begriff des Uberholens ein. Vom Vor⸗ 
beifahren ſpricht man nicht nur, wenn an einem längere Zeit an⸗ 
haltenden Kraftwagen vorbeigefahren wird, ſondern auch, wenn an 
einem in Fahrt befindlichen Fahrzeug vorbeigefahren wird. Der Be⸗ 
griff Überholen iſt alſo der engere; er bezieht ſich nur auf ein Fahr⸗ 
zeug, das ſich fortbewegt. 

Dieſer Unterſchied wird allerdings von der VD. ſelbſt nicht 
genau eingehalten; denn ſie gebraucht in Abſ. 2 des § 23 auch 
gegenüber den an einer Halteſtelle haltenden Schienenfahrzeugen den 
Ausdruck Überholen. Dieſe Fahrzeuge können jedoch nur eingeholt, 
nicht aber überholt werden. 

Es iſt nun zwar richtig, daß in der neuen Beſtimmung des 8 23 
Abſ. 1 bei dem Worte Überholen nicht ausdrücklich davon die Rede 
iſt, daß das Überholen auch in einem genügenden ſeitlichen Abſtand 
von dem überholten anderen Wegebenutzer geſchehen muß im Gegen⸗ 
ſatz zu § 23 Abſ. 2 KraftfVerk Vo. Aber ſchon oben wurde hervor⸗ 
gehoben, daß dieſer Begriff als der engere in dem des Vorbeifahrens 
mitenthalten iſt; er kann daher auch nicht anders als dieſer aus⸗ 
gelegt werden. Im übrigen iſt das Erfordernis des Einhaltens eines 
genügenden Abſtandes von dem Wegebenutzer auch ſelbſtverſtändlich. 
Eine andere Auslegung wäre vielleicht dem Buchſtaben des Geſetzes 
nach möglich, würde aber dem Sinne des Geſetzes widerſprechen, der 
in erſter Linie den Schutz und die Sicherheit des zu überholenden 
Fahrzeuges bezweckt. Die Vorſchrift kann alſo nur ſo ausgelegt 
werden, daß eine Gefährdung des zu überholenden Fahrzeuges aus⸗ 
geſchloſſen wird. 

Das ſog. Schneiden eines Fahrzeuges findet während des Aber⸗ 
holens ſtatt, ehe alſo das überholen beendigt iſt. Die Beendigung 
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ſchuldig gemacht. Dieſe beſtimmt, daß der einholende Wagen links 
überholen müſſe. Der ſpäter eingefügte Abſatz 3 des § 23 ſtellt klar, 
daß dieſes Überholen auch dann nicht ordnungsgemäß iſt, wenn der 
Überholende jo zeitig wieder einlenkt, daß der Hintermann gefährdet 
wird. Daraus ergibt ſich aber, daß, wenn der Überholende noch 
während des Überholens den Vordermann anfährt, er ſeiner Pflicht, 
links zu überholen, nicht genügt und, Verſchulden vorausgeſetzt, ſich 
ſtrafbar macht. Das iſt hier feſtgeſtellt. 
(OLG. Jena, Urt. v. 1. Febr. 1929, 8 285/28.) 
Mitgeteilt von OLGR. Zeunert, Jena. 
* 


6. 8 11 KraftfBerf®D. Wenn die Beleuchtungsvor⸗ 
richtungen nicht in vorgeſchriebenem Zuſtand ſind, iſt nicht 
ohne weiteres der Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung 
erfüllt. Es kommt vielmehr auf die Tageszeit und die 
Beleuchtungsverhältniſſe an. f) 

Der Angekl. iſt wegen Übertretung des § 11 Abſ. 1 Kraftf⸗ 
Verk VO beſtraft worden, weil an dem von ihm geführten Kraft⸗ 
wagen beim Abſtellen der Beleuchtung des hinteren Kennzeichens 
nicht gleichzeitig ſämtliche Laternen erloſchen, ſondern der Sucher 
allein weiterbrannte. 

Das Ach. berückſichtigt nicht, zu welcher Tageszeit der Angekl. 
mit vorſchriftswidriger Beleuchtungsanlage gefahren iſt. Nach dem 
Inhalt der polizeilichen Strafverfügung iſt die Feſtſtellung des 
ordnungswidrigen Zuſtandes der Beleuchtungsanlage um die Mit⸗ 
tagszeit getroffen worden. Die Tageszeit iſt aber für die Straf⸗ 
barkeit des Angekl. von weſentlicher Bedeutung. Denn § 4 Nr. 5 
der BD. beſtimmt, daß das Fahrzeug „nach eingetretener Dunkel⸗ 
heit und bei ſtarkem Nebel“ mit Laternen verſehen ſein muß. Auch 
für Fuhrwerke und Fahrräder ift in den übrigen VerkO. nur vor⸗ 
geſchrieben, daß ſie „während der Dunkelheit und bei ſtarkem 
Nebel“ beleuchtet fein müſſen (fo z. B. 88 5 und 22 Thür. Verk. 
und Weged. v. 15. Dez. 1928). Daraus folgt, daß das Kraft⸗ 
fahrzeug ebenſo wie die anderen Verkehrsmittel bei Tage (außer 
bei ſtarkem Nebel) überhaupt keine Beleuchtungsvorrichtung zu 
haben brauchen. Eine vorhandene Beleuchtungsanlage braucht des⸗ 
halb auch am Tage nicht in Ordnung zu ſein. Der Führer wird erſt 
ſtrafbar, wenn er das Fahrzeug nach eingetretener Dunkelheit oder 
bei ſtarkem Nebel ohne vorſchriftsmäßige Beleuchtung benutzt. 

Anders liegt dagegen der Fall, daß das Fahrzeug mit einer 
Beleuchtungsanlage verſehen ift, die mit Abſicht fo angelegt iſt, 
daß beim Abſtellen der Beleuchtung des hinteren Kennzeichens 
vom Sitz des Führers oder vom Inneren des Wagens aus nicht 


des Überholens iſt erſt in dem Augenblick erfolgt, indem die hinterſten 
Teile des überholenden Kraftfahrzeuges ſich von der Höhe der vor⸗ 
derſten Teile des zu überholenden Kraftwagens entfernt hat. Hat ſich 
aber das überholende Kraftfahrzeug vom Beginn des Überholens an 
in einem entſprechenden ſeitlichen Abſtand von dem zu überholenden 
Fahrzeug gehalten, ſo kann ein Schneiden nicht ſtattfinden. Bei dem 
durch das „Schneiden“ hervorgerufenen Anfahren liegt alſo eine 
Verletzung des Linksüberholens nach 8 23 Abſ. 1 KraftfVerk VO. vor. 

Das OLG. Jena hat bereits in feinem Urt. v. 16. Aug. 1928 
zu der gleichen Frage Stellung genommen. Richtig hat es in dieſer 
Entſcheidung darauf hingewieſen, daß ein Führer, der während des 
UÜberholens das andere Fahrzeug anfährt, auch die in 8 17 J Kraftf⸗ 
Verk VO. feſtgeſetzte beſondere Sorgfaltspflicht des Führers in der 
Leitung und Bedienung ſeines Fahrzeuges verletzt. 

RA. Dr. S. Wille, München. 


Zu 6. Die Entſch. halte ich nicht für richtig. 8 11 Abf. 1 
Saß 2 KraftfVerkVoO. fordert ſtets einen beſtimmten Zuſtand der 
Beleuchtungsvorrichtungen des im Verkehr befindlichen Fahrzeugs. 
Das Urteil gibt ſelbſt zu, daß die Anlage im vorliegenden Falle 
objektiv nicht genügte, indem an dem vom Angeſchuldigten ge⸗ 
führten Kraftfahrzeug das Ausſchalten der Beleuchtung des Kenn⸗ 
zeichens nicht das Verlöſchen ſämtlicher anderer Laternen zur Folge 
hätte. Eine derart ſchadhafte Vorrichtung widerſpricht dem 8 11 
Abſ. 1 Satz 2 a. a. O., gleichviel, ob damit die Abſicht des Führers 
verbunden iſt, das Kennzeichen des Kraftfahrzeugs nachts un⸗ 
erkennbar zu machen. Der Wortlaut der VO. läßt die Annahme 
des Erforderniſſes einer ſolchen Abſicht nicht zu. Polizeivorſchriften 
müffen ſich ſehr oft damit begnügen, in erſter Linie auf einen ob⸗ 
jektiv erkennbaren Zuſtand abzuſtellen, und darauf verzichten, die 
Abſicht oder den Vorſatz einer Störung der öffentlichen Ordnung 
zur Vorausſetzung der Strafbarkeit des Täters zu machen. 

Damit hängt es auch zuſammen, daß es nach der VO. für 
die Strafbarkeit nicht auf die Tageszeit oder das Wetter an⸗ 
kommt, bei denen die Veleuchtungsvorrichtungen nicht im vor⸗ 
geſchriebenen Zuſtand ſind. Gewiß kommt eine Beleuchtung des 
hinteren Kennzeichens wie des Fahrzeugs ſelbſt nur bei Dunkel- 
heit oder ſtarkem Nebel in Betracht, ja das Fahrzeug brauchte bei 
Tage und klarem Wetter gar keine Beleuchtungsvorrichtung zu 
haben; aber im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 


gleichzeitig ſämtliche Laternen erlöſchen. Mit einer ſolchen Be⸗ 
leuchtungsanlage, die dazu beſtimmt iſt, den Mißbrauch, den die 
Vorſchrift des 5 11 Abſ. 1 Satz 2 KraftfVerk BO. letzter Halbſatz 
verhindern will, zu ermöglichen, darf das Fahrzeug nach dem Sinn 
dieſer Vorſchrift überhaupt nicht, alſo auch am Tage nicht, verſehen 
fein. Dieſer Fall liegt indeſſen nicht vor, wenn der vom AG. feſt⸗ 
geſtellte Zuſtand der Beleuchtungsanlage nicht auf einer ihrer Be⸗ 
ſtimmung nach von vornherein vorſchriftswidrigen Einrichtung be⸗ 
ruht, ſondern nur darauf zurückzuführen iſt, daß die vorſchrifts⸗ 
mäßig angelegte Beleuchtungseinrichtung ſchadhaft geworden war. 
(OLG. Jena, Urt. v. 3. Mai 1929, 8 64/29.) [Beu.] 


* 

7. 88 28, 30 KraftfVerkVo.; 8 39 Thür Verku Wege“. 
Über das Parken der Kraftfahrzeuge. +) 

Im Juli 1929 war in M. Schützenfeſt. Wegen des ſtarken 
Verkehrs hatte die Polizei in der L. Straße, die als einzige Auto⸗ 
ſtraße am Schützenhaus vorbeiführt, Parkverbotstafeln (Parken ver⸗ 
boten!) angebracht. Bon wem das Verbot ausging, erſah man aus 
ihnen nicht. Unmittelbar hinter der Brücke an der L. Straße war 
ein Parkplatz eingerichtet, kenntlich durch ein über der Straße 
angebrachtes, weithin ſichtbares Schild. Der Angel. iſt mit ſeinem 
Perſonenkraftwagen an den Verbotstafeln vorbeigefahren, hat ſeinen 
Wagen nicht auf dem Parßplatz, ſondern auf dem kleinen Platz 
zwiſchen dem Seiteneingang des Schützenhauſes und der Straße 
aufgeſtellt und ihn dort kurze Zeit ſtehen laſſen. Die Verbotstafeln 
und das Schild mit dem Hinweis auf den Parkplatz hatte er 
vorher geſehen. 

In dieſem Verhalten des Angekl. ſieht das A. einen Verſtoß 
gegen § 39 Abſ. 1 Thür VerkuWeged. v. 15. Dez. 1928 (Thür S. 
1928, 282). Der lautet: „Parkplätze werden durch runde Schilder 
gekennzeichnet, die auf weißem Grunde mit roter Umrandung ein 
ſchwarzes P tragen. Parkplätze dienen zum Halten und Warten 
von Fahrzeugen..“ Das AG. entnimmt dieſer Vorſchrift einen 
Benutzungszwang für Parkplätze. Es hat den Augekl. beſtraft, weil 
er außerhalb des beſonders bezeichneten Parkplatzes geparkt habe. 

Hiergegen bringt die Rev. vor, das Aufſtellen von Kraftfahr⸗ 
zeugen, das ſog. „Parken“ ſei reichsrechtlich geregelt durch 8 28 
der VO. über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 16. März 1928 
(RG Bl. 1928, I, 98). Daneben ſei für beſondere landesrechtliche 
VO. kein Raum. 839 Weged. ſei für Kraftfahrzeuge überhaupt 
nicht anwendbar. 

Die Rev. iſt begründet. Das AG. hat den Sinn des 8 39 
Weged. verkaunt. Dieſe Vorſchrift (wenigſtens Satz 1 und 2, die 
hier in Frage kommen) enthält kein ſelbſtändiges Gebot an den 


muß gefordert werden, daß die einmal vorhandenen Beleuchtungs⸗ 
vorrichtungen, ſolange das Kraftfahrzeug im Verkehr iſt, ſtets im 
vorgeſchriebenen Zuſtand ſich befinden; nur auf dieſe Weiſe iſt eine 
polizeiliche Kontrolle überhaupt möglich und der Führer vor der 
Beine ſicher, die fehlerhaften Beobachtungsvorrichtungen 
auch bei Nacht oder Nebel zu benutzen und gegebenenfalls zu miß⸗ 
brauchen. Es folgt alſo aus dem Sinn der BO. nicht, daß die Be⸗ 
leuchtungsanlage bei Tage vorſchriftswidrig ſein dürfte. Die Heran⸗ 
ziehung des § 4 Abſ. 1 Nr. 5 KraftfVerkVoO. im Urteil paßt nicht: 
denn die Erwähnung dieſer Beſtimmung in 8 11 Abſ. 1 Satz 2 ſoll 
nur die Laternen, um die es ſich handelt, näher bezeichnen, ſie ſagt 
aber nichts darüber aus, daß der in 8 11 vorgeſchriebene Zuſtand 
der Beleuchtungsvorrichtungen nur dann gefordert wird, wenn bie 


Laternen gerade brennen. 
Prof. Dr. H. Peters, Berlin. 


Zu 7. Über die örtliche Bedeutung der ThürWeged. hinaus 
beanſprucht die Entſch. in zweifacher Hinſicht Intereſſe. Das gilt 
einmal bezüglich des 8 39 Abſ. 1 Thür WegeO. Ahnliche Geſetze 
find ja in den verſchiedenen Ländern erlaſſen. Das Revch. hat zu⸗ 
treffend feſtgelegt, daß derartige Beſtimmungen über den Parkplatz 
rein deklaratoriſcher Natur ſind, daß ſie alſo nicht das Gebot aus⸗ 
ſprechen, nur an der bezeichneten Stelle dürfe geparkt werden. Es 
trifft unbedingt zu, daß eine andere Auslegung den für örtliche An⸗ 
ordnungen geſteckten Rahmen des 8 30 KraftfVerk VO. ſprengen müßte. 

Der weitere Teil der Entſch. bezieht ſich auf 839 Abſ. 2 a. a. O., 
deſſen hier intereſſierende Sätze lauten: „Das Parken iſt ferner 
auf den Teilen öffentlicher Wege verboten, die beſonders gekenn⸗ 
zeichnet ſind. Die Kennzeichnung geſchieht durch Schilder an beiden 
Enden der verbotenen Straße.“ Abgeſehen davon, daß in unſerm 
Falle der Kraftwagen nicht zwiſchen den beiden Schildern auf der 
L Straße geparkt hatte, ſondern auf einem nicht verbotenen Neben⸗ 
platz, iſt das Verlangen des Revch. begrüßenswert, die Ordnungs⸗ 
mäßigkeit der fraglichen Pol Vo. ſei zu prüfen. Die örtlichen Polizei⸗ 
behörden überſchreiten gerade auf dieſem Gebiete vielfach ihre Be⸗ 
fugniſſe. Man wird ſehr wohl auch die genaue Bezeichnung der ein⸗ 
ſchlägigen Verfügung auf den Verbotstafeln verlangen können. 

Daß es ſich bei Parkproblemen auch um ein „Verkehrs“problem 
handelt, läßt ſich kaum widerlegen. 

RA. Dr. Konrad Landsberg, Naumburg a. S. 
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einzelnen Kraftfahrer. Sie legt vielmehr nur den Begriff des 

„ Parkplatzes“ feſt, indem ſie beſtimmt, wozu Parkplätze dienen und 

wie fie nach außen zu kennzeichnen find. Ein Zwang, die ein⸗ 

gerichteten Parkplätze zu benutzen, und ein Verbot, anderswo zu 

parken, iſt daraus nicht herzuleiten. Deshalb hat das AG. mit 

beſraßt den Angekl. auf Grund von 88 39 Abſ. 1 und 60 Weged. 
raft. 

Was das AG. bisher feſtgeſtellt hat, rechtfertigt auch nicht, 

eine andere Strafvorſchrift anzuwenden. 8 39 Abſ. 2 Satz 2 Wege., 

den der Stadtvorſtand in M. wohl beim Erlaß der Strafverfügung 

im Auge gehabt hat, kommt nicht in Frage. Dieſe Vorſchrift gibt, 

ſoweit Kraftfahrzeuge in Frage kommen, keine ſelbſtändige Grund⸗ 

lage für ein Parkverbot durch die örtliche Polizeibehörde. Die 

ThürVerku Wege. regelt den Verkehr mit Fahrzeugen aller Art 

auf öffentlichen Wegen. Solche Vorſchriften gelten für den Kraft⸗ 
ſahrzeugverkehr ſinngemäß, ſofern nicht in der KraftfVerk VO. ſelbſt 

andere Beſtimmungen getroffen find (8 2 KraftfVerkVoO.). Solche 

eſtimmungen enthalten die 88 21 ff. KraftfVerkVO. 8 28 regelt 
grundſätzlich das Parken. Danach iſt es überall erlaubt. Nur darf 
das Kraftfahrzeug den Verkehr nicht behindern. 

Eine Möglichkeit, das Parken zu beſchränken, gibt 8 30 Kraftf⸗ 
Verk. In der Frage der Rechtsgültigkeit dieſes Paragraphen 
bleibt der Senat bei feiner bisherigen Rſpr. (vgl. das Urt. 8 206/28 
gegen N. v. 28. Sept. 1928) und bejaht die Rechtsgültigkeit (ſ. auch 
VBaydbsch.: JW. 1929, 2824). Danach kann die örtliche Polizei⸗ 
behörde den Verkehr mit Kraftfahrzeugen auf beſtimmten Wegen 
durch PolVO. oder Verfügung verbieten. Zum „Verkehr“ i. ©. 
dieſer Vorſchrift gehört auch das Parken. Das iſt zwar beſtritten. 
Man muß es aber bejahen, um den Sinn des Geſetzes gerecht zu 
werden. Das dient den Belangen der Ordnung und Sicherheit auf 
öffentlichen Wegen. Ein ſtehendes Fahrzeug kann dafür aber ebenſo 
eine Gefahr bedeuten, wie ein fahrendes. Wenn die Behörde das 

ahren verbieten kann, muß fie deshalb auch das Stehenlaſſen 
unterſagen können. Im Sinne des 8 30 KraftfVerk VO. iſt ein 

Kraftfahrzeug im „Verkehr“, auch wenn es ſtillſteht, ſofern es nur 

bereit und beſtimmt iſt, feine Fahrt fortzusetzen (vgl. das Urt. des 

Bay Obs G.: JW. 1926, 1998). 

Mit den 88 28 und 30 KraftfVerk oO. iſt das Parken reichs⸗ 
rechtlich geregelt. Die Reichsregierung hat damit die erforderlichen 
Anordnungen i. S. von 8 6 Abſ. 1 Nr. 2 Kraftſcz. v. 3. Mai 1909 
Gal. 437) i. d. Faſſ. des Geſetzes v. 21. Juli 1923 (RG Bl. 
743) und der VO. v. 5. und 6. Febr. 1924 (RGBl. 43, 42) er⸗ 
laſſen. Für das Landesrecht iſt deshalb nur noch Raum, ſoweit 
es ſich im Rahmen des Reichsrechts bewegt (8 6 Abſ. 2 Kraftfch.). 
Die Vorſchrift des 8 39 Abſ. 2 Satz 2 Weged. tut das, wenn man 
Ne fo auslegt: 

Nach § 30 KraftfVerkVO. kann die örtliche Polizeibehörde 
durch Pol VO. oder Pol Vfg. kraft reichsrechtlicher Ermächtigung 
das Parken auf beſtimmten Wegen verbieten. Sie muß das durch 
Warnungstafeln kennzeichnen (8 30 Abſ. 3 KraftfVerkVoO.). Auf den 
10 bezeichneten Wegſtrecken iſt das Parken verboten. 

Das beſtätigt 8 39 Abſ. 2 Satz 2 Weged. So iſt es zu ver⸗ 
ſtehen. Man bann dieſe Vorſchrift aber nicht ſo verſtehen, daß ſie 
kraft Landesrechts die Polizei ermächtigte, unabhängig von den 

orausſetzungen des § 30 KraftfVerkVO. das Parken zu beſchränken. 
ine ſolche Ermächtigung wäre wegen Verſtoßes gegen das Reichsrecht 
unwirkſam. 

f Die Vorſchrift iſt auch keine Beſtimmung, die ſelbſt unmittelbar 
bertreten werden könnte. Daraus folgt: wegen verbotenen Parkens 
ann man nur ſtrafen, wenn der Täter durch die Aufſtellung des 

Fahrzeuges den Verkehr behindert (8 28 KraftfVerbVoO.) oder gegen 

ein auf Grund von 8 30 KraftfVerkVoO. ordnungsgemäß ergangenes 

und bekanntgegebenes Polizeiverbot verſtoßen hat. Das an⸗ 
gefochtene Urt. ſtellt aber weder feſt, daß der Wagen des Angekl. 

An Hindernis gebildet hat, noch, daß ein Polizeiverbot über das 

Parken ergangen geweſen und der kleine Platz am Schützenhaus 

barunter gefallen ſei. Die Aufftellung der Verbotstafeln allein bilde 
eine wirkſame Anordnung. Da auf ihnen nicht angegeben war, von 

wem die Anordnung ausging, fehlt ſowohl eine Vorausſetzung für 

125 PolVO. wie für eine ſolche Verfügung (ſ. das Urt. des 

2 StrSen. in der Sache gegen Feer und Flemming v. 26. Sept. 

1924), Ihr Vorhandenſein iſt nur eine Bedingung der Strafbarkeit 

OLG. Dresden, Archiv für Rechtspflege 1926 S. 302). 

Das Urt. iſt deshalb mit ſeinen tatſächlichen Feſtſtellungen 
aufzuheben. 

(OLG. Jena, Urt. v. 10. Jan. 1930, S 264/29.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Zeunert Jena. 
5 * 

Königsberg. 

8. 5 1 Ziff. 6 KraftfVerkVoO. regelt den Begriff der 
Dunkelheit auch für 8 11 Abf. 2 a. a. O. 5 ; 


5. Der Angekl. ift wegen Übertretung des 8 11 Abſ. 2 Kraftf⸗ 
. mit der Begründung verurteilt, er habe, ſobald das 
old zum Erkennen des Kennzeichens für Kontrollbeamte nicht 
2 reiche, die Lampe ſeines Motorrades anzünden müſſen. Dieſe 
nſicht iſt rechtsirrtümlich. Im § 1 Ziff. 6 a. a. O. iſt beſtimmt, 


welche Zeit als Dunkelheit gilt. 8 11 Abſ. 2 ſchreibt vor, daß 
während der Dunkelheit und bei ſtarkem Nebel das Kennzeichen ſo 
zu beleuchten iſt, daß es deutlich erkennbar iſt. Es fehlt an jedem 
Anhalt dafür, daß der Begriff „Dunkelheit“, der im 81 i. S. der 
nachſtehenden Vorſchriften feſtgelegt fein ſoll, im 8 11 gleichwohl ein 
anderer fein ſollte als im 8 1. Die Begründung des AR., 8 1 be⸗ 
ziehe ſich nur auf die Beleuchtung der Kraftfahrzeuge im all⸗ 
gemeinen zur Sicherung des Verkehrs, kann nicht durchſchlagen, da 
die Sicherung des Verkehrs der Hauptzweck der geſamten Vorſchrift 
der VO. iſt. Die Begriffsbeſtimmung der Dunkelheit im 81 iſt 
gerade deshalb gegeben, um alle verſchiedenartigen polizeilichen 
Sondervorſchriften über die Beleuchtung der Kraftfahrzeuge aus⸗ 
zuſchalten und auch die im Einzelfall auftauchenden Zweifel darüber 
zu beſeitigen, ob nach der Beſchaffenheit des Tageslichts und der 
ſonſtigen Witterungsumſtände die Beleuchtung notwendig geweſen 
iſt oder nicht. Nur für den Sonderfall des ſtarken Nebels iſt ohne 
Rückſicht auf die Tagesſtunden die Beleuchtung vorgeſchrieben. Im 
übrigen ſollte nur die Tagesſtunde maßgebend ſein und kommt es 
nicht mehr darauf an, ob es im landläufigen Sinne dunkel war. 
(OLG. Königsberg, Urt. v. 24. Febr. 1930, 8 10/30.) 3 
Mitgeteilt von OSR. Sieloff, Königsberg i. Pr. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen 1, Senatspräſident 
Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 


[ Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerfA.) abgedruckt.] 


1. 8 1 Abſ. 1 AngBerf®. Verſicherungspflicht der 
Schlafwagenſchaffner. 

Der Schlaf⸗ und Speiſewagenbetrieb der Mitropa iſt dem Ab⸗ 
ſchnitt A XVII der Beſtimmung der Berufsgruppen der AngVerſ. 
v. 8. März 1924 (RGBl. I, 274) über „Verkehrsweſen“ zuzu⸗ 
rechnen, da die Wagen im Verkehrsbetrieb der Reichsbahn laufen und 
der Kl. in dieſem Betriebe tätig iſt. Der Senat war jedoch der 
Anſicht, daß der Kl. unter die in dieſer Berufsgruppe aufgeführten 
Angeſtellten nicht eingereiht werden kann, weil ſeine Tätigkeit eine 
völlig andere als diejenige der in den Nr. 1 und 2 a. O. auf 
geführten Angeſtellten iſt; insbeſ. kann er nicht als Materialien⸗ 
verwalter angeſehen werden, obwohl er auch Materialien der Arbeit⸗ 
geberin in gewiſſem Umfange zu verwalten hat, weil dieſe Tätigkeit 
nur einen ganz unerheblichen Teil ſeiner Geſamtbeſchäftigung aus⸗ 
macht. Aber auch zu den nach 8 1 Nr. 2 AngVerf®. verſicherungs⸗ 
pflichtigen „Betriebsbeamten, Werkmeiſtern und anderen Angeſtellten 
in einer ähnlich gehobenen oder höheren Stellung“ gehört der Kl. 
nicht, noch fällt ſeine Tätigkeit unter den Oberbegriff des ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Angeſtellten; er iſt vielmehr den in 8 1226 
RVO. aufgeführten Perſonen zuzurechnen. 

(RVerſül., Entf. v. 31. Okt. 1929, II AV 6/29 B.) lv. O.] 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 
[** Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
verſorgungsgerichts abgedruckt.] 


1. Die Zuſatzrente aus Abteilung B der Reichsbahn⸗ 
Arbeiterpenſtonskaſſe I iſt als Einkommen i. S. 8 45 
Abſ. 2 RVerſorgG. anzuſehen. 

(RVerſorgGer., Urt. v. 28. Nov. 1929, M Nr. 7668/9, 1.) [A.] 


Zu 8. Dem Urteil iſt beizupflichten; insbeſ. wäre der Vorwurf 
unberechtigt, daß es zu formaliſtiſch ſei. 81 KraftfVerkVO. gibt 
ausdrücklich in ſieben Ziffern eine geſetzliche Interpretation wichtiger, 
in der KraftfVerk O. verwendeter Begriffe. Damit iſt zwingend 
feftgeftellt, z. B. daß als „Wege“ i. S. der KraftfVerk VO. auch 
Plätze, Brücken und Durchgänge gelten, oder daß die „Dunkelheit“ 
i. S. der KraftfVerkVoO. ganz beſtimmte, für jeden Tag eindeutig 
errechenbare Stunden umfaßt. Die in obiger Entſch. behandelte Tat 
hat ſich außerhalb dieſer Stunden ereignet. Da auch „ſtarker Nebel“ 
offenbar nicht vorhanden war, konnte 8 11 Abſ. 2 KraftfVerk VO. 
vom Kraftwagenführer hier nicht verletzt fein. Freilich hätte zweck⸗ 
mäßigerweiſe noch ein Hinweis gebracht werden ſollen, daß auch kein 
Verſtoß gegen andere Vorſchriften der KraftfVerkVO. vorliegt, 
insbeſ. daß nicht gegen die in § 17 Abſ. 1 KraftfVerk VO. ent⸗ 
haltene allgemeine Sorgfaltspflicht verſtoßen ift, da dieſe Vorſchrift, 
die anſcheinend unausgeſprochen dem Vorderrichter vorſchwebte, hier 
nicht zur Anwendung kommen kann. 

Prof. Dr. H. Peters, Berlin. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVG R. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görr es, 
Berlin. 


1. 88 7, 25 JagdO. Jagdanteile der Deutſchen 
Reichs bahngeſellſchaft. f) 

Über die nicht mehr ganz neue Frage, wie ſich der Pacht⸗ 
ertrag eines gemeinſchaftlichen, aber von einer Eifenbahnlinie 
bir hnikeneg Jagdbezirkes zahlenmäßig zu verteilen habe, ſind 
zwiſchen einer Reichsbahndirektion und dem Jagdvorſteher Streitig⸗ 
Reiten entſtanden. Erſtere verlangte mit dem vollen Umfange ihres 
Geländes berückſichtigt zu werden, letztere wollte dieſe nur in dem 
tatſächlich uneingeſchränkten als berechtigt anerkennen. 

Das Verhältnis war das, daß von etwa 6 ha ländlichen 
Eigentums der Eiſenbahnverwaltung annähernd 2 ha im gemein⸗ 
ſchaftlichen Jagdbezirke verpachtet, die reſtlichen aber ausgeſchloſſen 
waren, weil ihre Einfriedigung den Jägern das Betreten verbot. 
Dieſe Ausſcheidung hielt, wie geſagt, die Eiſenbahnverwaltung 
für unrichtig. Alle drei Rechtszüge ſtellten ſich auf ihren Stand⸗ 
punkt. Aus den Gründen des OVG. : 

Die Meinung der Kl., ſie habe ein Recht darauf, daß ihr 
ganzes Eigentum in die Verhältnisberechnung des Verteilungs⸗ 
planes aufgenommen wäre, entſpricht der ſchon öfter nieder⸗ 
gelegten Rechtsauffaſſung des erkennenden Gerichts, der die Vor⸗ 
derrichter auch gefolgt ſind. 

Der Bekl. hat zwar mit Recht zur Geltung gebracht, daß der 
Jagdpachtzins einen Entgelt für die Gewährung der Jagdnutzung 
darſtellt. Der Pachtertragsanteil des einzelnen Jagdgenoſſen iſt 
aber nach den Beſtimmungen in den 88 7 und 25 Jagdd. nicht in 
derſelben Weiſe zu bewerten. Der Anteil ſtellt keinen 
Entgelt für den Jagdertrag ſeines Grundſtücks dar. 
In den Beſtimmungen iſt ein Unterſchied zwiſchen den anteils- 
berechtigten Jagdgenoſſen, je nachdem ihre Grundſtücke einen 
großen oder einen kleinen Jagdertrag oder keinen bieten oder ob 
die Jagdausübung auf ihnen erſchwert oder verboten iſt, nicht 
getroffen. Vielmehr ſind alle Grundſtücke im gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirk beteiligt. Es kommt für die Höhe des Anteilsbetrages 
allein auf ihren Flächeninhalt an. Gleichgültig iſt es, ob einzelne 
Grundſtücke bei der Verpachtung des Bezirkes davon ausge⸗ 
ſchloſſen worden ſind. Ihr Anteilsrecht erleidet dadurch keine Ein⸗ 
buße; ebenſowenig ſteht die Einfriedigung ihrer Grundſtücke und 
das Verbot, die Bahnanlagen zu betreten, ihrem Anteilsrechte ent⸗ 
gegen. Die Einfriedigung würde einen Einfluß haben, wenn ſie 
den Einlauf von Wild hinderte und wenn infolgedeſſen die Kl. 
einen Eigenjagdbezirk gebildet hätte; denn die Grundſtücke wür⸗ 
den dann aus dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirk ausgeſchieden 
ſein, und das Anteilsrecht würde verlorengegangen ſein. Allein, die 
Bildung eines ſolchen Eigenjagdbezirkes hätte die Kl. der Jagd⸗ 
polizeibehörde gegenüber erklären müſſen, und das hat ſie nicht 
getan. 

Ein Eigenjagdbezirk aus den Grundſtücken beſteht alſo nicht. 
Das Hindernis, die Bahnanlagen zu betreten, bringt dem Jagd⸗ 
pächter keinen Nachteil, wenn ſein Anſpruch auf das Fallwild die 
gebührende Rückſicht erfährt. Die Art der Benutzung der Grund⸗ 
ſtücke im gemeinſchaftlichen Jagdbezirk beeinflußt ihr Anteils⸗ 
recht nicht. Auch bebaute Grundſtücke, Gärten, Hofräume uſw. 
find zu bedenken. Einen Verzicht des Rechtsvorgängers der Kl., 
des preuß. Staatsbahnfiskus, auf den Jagdertragsanteil kann der 
Bekl. ihr nicht entgegenhalten (OVG. 78, 362). Seinen Vorwurf 
einer ungerechtfertigten Bereicherung muß er als unbegründet er⸗ 
kennen, wenn er die angeführten geſetzlichen Beſtimmungen in Er⸗ 
wägung zieht. Es war alſo nur zu entſcheiden, welcher Anteil am 
Jagderträgnis des Pachtjahres 1928 auf die Kl. im Verteilungs⸗ 
plan entfällt. Dieſer Anteil beträgt nicht 24,98 RN, wie der Kreis⸗ 
ausſchuß irrigerweiſe berechnet hat; ſondern der angegebenen 
Grundfläche entſprechend 25,39 AN. 


(PrORG., Entſch. v. 17. Ott. 1929, IIC 25/29.) 


Zu 1. Weſentlich erſcheint der Grundſatz, „alle Grundſtücke 
ſind im gemeinſchaftlichen Jagdbezirk beteiligt, und es kommt für 
die Höhe des Anteils vor allen aber auf ihren Flächeninhalt an“. 
Damit iſt der Verteilungsmaßſtab gegeben. Daß es ſich in der Tat 
nur um einen Unterſchied von 0,41 RN handelte, den das OVG. 
der Eiſenbahnverwaltung entgegen den Vorderrichtern zuſprach, 
ändert an der Rechtslage nichts, die nunmehr wohl als einwand⸗ 
frei geklärt angeſehen werden muß. 

ORegR. Hanow, Frankfurt a. O. 


C. Ausländiſche Gerichte. 
Oſterreich. 
Oberſter Gerichtshof Wien. 


1. Eiſenbahnhaftpflicht bei durchgehendem Verkehr. 
Wird auf einer im Gebiete der Bahn B gelegenen Strecke 
die Zugsförderung durch Angeſtellte und Betriebsmittel 
der Bahn A gegen Erſatz der Eigenkoſten ſeitens der 
Bahn Bbeſorgt, während letztere den ſonſtigen Bahndienſt 
verſieht und auch die Einnahmen und der Betriebsnutzen 
dieſer Strecke ausſchließlich ihr zukommen, ſo liegt 
alleinige Betriebsführung durch B, und nicht etwa ge⸗ 
meinſame oder mehrfache Betriebsführung durch A und B 
vor. Ereignet ſich auf dieſer Teilſtrecke ein Unfall, fo 
trifft die Erfolghaftung nach dem Eiſenbahnhaftpflicht⸗ 
geſetz nur B und nicht auch A. 

(O6H. Wien, Entſch. v. 22. Mai 1930, 20b 452/30, Rſpr. 12, 124 ff.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Maximilian Kößler, Wien. 
* 


2. Automobilrecht. Abgrenzung zwiſchen entgelt- 
licher und Gefälligkeitsfahrt. Der Erſatz des auf einer 
Reiſe zu verwendenden Benzins macht die Beförderung 
noch nicht zu einer entgeltlichen. 5) 

Die Rev. der Kl. wendet ſich gegen die Anſicht der Vorgerichte, 
daß die Benutzung des Wagens durch die Kl. nicht gegen Entgelt ge⸗ 
ſchehen ſei. Die Meinung, bei Entgeltlichkeit der Benutzung ſei an 
einen Gewinn für den Beiſteller des Wagens gedacht, wird als 
unrichtig bezeichnet; überdies wäre der Erſatz der Koſten des Benzins 
für den Bekl., der auch, wenn die Kl. nicht mitgefahren wären, mit 
ſeiner Gattin die Reiſe unternommen hätte, tatſächlich ein Gewinn 
geweſen. Die Rev. iſt nicht im Rechte. Das Geſetz ſpricht nur von der 
Benutzung gegen Entgelt ohne nähere Angabe über deſſen Höhe. Da 
dieſer Art der Benutzung die Beförderung im gewerbsmäßigen Trans⸗ 
port oder in Dienſten oder Aufträgen einer der haftpflichtigen 
Perſonen gleichgeſtellt iſt und von ihr die geſteigerte Haftung des 
Lenkers und Eigentümers abhängt, muß angenommen werden, daß 
nicht jede auch noch ſo geringe Leiſtung als Entgelt i. S. des Geſetzes 
zu werten ist, ſondern nur eine ſolche, welche wirtſchaftlich noch ein 
Entgelt darſtellt; wenn alſo die Leiſtung des Benutzers im Ver⸗ 
hältniſſe zum angemeſſenen Entgelt nicht übermäßig gering iſt. Es 
ſoll dem Fahrer und dem Beiſteller des Wagens nicht zugemutet 
werden, noch die erhöhte Haftung nach dem Kraftfch. auf ſich zu 
nehmen, wenn der Beförderte mit den Aufwendungen nur in einem 
ſolchen Maße beiträgt, daß die Geſtattung der Benutzung noch als 
Erweiſung einer Gefälligkeit anzuſehen iſt. 

Zu den Aufwendungen anläßlich einer Fahrt gehört nicht nur 
Verzinſung und Amortiſierung des Anſchaffungspreiſes, ſondern auch 
die Abnutzung des Wagens, insbeſ. auch der Reifen durch die Fahrt, 
Verſicherung oder ſelbſtändige Tragung der Gefahr für Schäden durch 
oder an dem Wagen, Steuern, Garagierung und Wartung des 
Wagens, Koſten des Betriebsſtoffes (Ol, Benzin). Im Verhältniſſe 
zu all dem iſt der Erſatz des auf einer Reiſe zu verwendenden Benzins 
ein fo geringer Aufwand, daß dieſer Erfah die Beförderung nicht zu 
einer entgeltlichen macht. Hieran ändert nichts, daß der Bekl. und 
ſeine Gattin die Reiſe auch unternommen hätten, wenn die Kl. ſich 
an ihr nicht beteiligt hätten, alſo dem Bekl. durch die Mitnahme der 
Kl. kein Nachteil, ſondern durch Erſatz des Benzins, ſogar ein Vor⸗ 
teil erwachſen wäre; denn entſcheidend iſt das für die Benutzung 
gewährte Entgelt, bei deſſen Beurteilung nicht maßgebend iſt, welche 
Gründe den Bekl. bewogen haben, die Kl. zur Teilnahme an der 
Fahrt einzuladen. 

CE Wien, Entſch. v. 4. Febr. 1930, 2 Ob 57/30, G3. 1930, 
189, 190.) 


Zu 2. Während in Deutſchland von dem Haftpflichtanſpruche 
Perſonen ausgeſchloſſen erſcheinen, die ſelbſt (bei Sachſchäden: deren 
Sachen) mit dem Kraftfahrzeug befördert worden ſind, oder die im 
Betriebe des Fahrzeugs tätig waren, beſtimmt § 4 des Hfterr. 
Automobilhaftpfl®., daß die 88 1, 2 keine Anwendung finden „auf 
die Erſatzanſprüche aus der Beſchädigung von Perſonen oder Sachen, 
die mit dem Kraftfahrzeug befördert werden, es ſei denn, daß dieſe 
Benutzung gegen Entgelt oder im gewerbsmäßigen Perſonen⸗ oder 
Sachentransport oder in Dienſten oder Aufträgen einer der haft⸗ 
pflichtigen Perſonen geſchah .... Es kommt alſo auf die Frage der 
Entgeltlichkeit an (vgl. über dieſen und andere Unterſchiede zwiſchen 
deutſchem und öſterr. Haftpflichtrecht einerſeits Bartſch, anderer⸗ 
ſeits Wuſſow: Gutachten für den 35. Deutſchen Juriſtentag, I, 
insbeſ. S. 66, 75, 76 und 108—110). Vom Standpunkte des öſterr. 
Rechtes aus iſt die Frage ſehr intereſſänt, ob die häufig vorkommende 
Vereinbarung des Erſatzes der Benzinkoſten den Charakter der un⸗ 
entgeltlichen Mitnahme ausſchließe oder nicht. Im vorliegenden Falle 
wird dieſe Frage vom OGH. mit plauſiblen Argumenten verneint. 

RA. Dr. Maximilian Kößler, Wien. 


9. Jahrg. 1930 Heft 38] 


Frankreich. 
Cour de Cassation. 


1. Beweislaſt bei Automobilunfällen in Frankreich. 
S Der Kaſſationshof hat in einer Sitzung ſeiner vereinigten 
ante v. 13. Febr. 1930 eine bedeutſame Entſch. auf dem Gebiet 
er Haftung für Automobilunfälle getroffen. 
Eine derartige Plenarſitzung der vereinigten Senate findet 
ſtatt, wenn eine Cour d' Appel, an die von der Cour de Cassation 
90 Fall zur anderweitigen Entſcheidung verwieſen wurde, trotz⸗ 
Ent die gleiche Entſcheidung trifft wie die Cour d' Appel, deren 
ntſcheidung der Kaſſationshof eben verworfen hatte. 
Der Tatbeſtand — Verletzung eines Fußgängers ohne erkenn⸗ 
dares Verſchulden des Fahrzeugführers — bietet keine Be⸗ 
ſonderheit. 
Wichtig iſt nur, daß nunmehr nach dem Urteil des Kaſſations⸗ 
hofs der Fahrzeugführer (celui qui a sous sa garde la chose 
manimée qui a causé un dommage à autrui) gem. Art. 1384 Si 
beweiſen muß, daß ihn kein Verſchulden trifft. 

Und zwar iſt dieſer Beweis nur möglich durch den Nachweis: 

1. unabweisbaren Zufalls (cas fortuit); 

2. höherer Gewalt (force majeure); 

3. einer außerhalb ſeines Willensbereichs beſtehenden Ur⸗ 

ſache (cause &trangere qui ne lui soit pas imputable). 

„, Es genügt alſo hinfort nicht mehr nachzuweiſen, daß der 
Führer keinen Fehler begangen hat oder daß der Grund des Un- 
Tulles unbekannt geblieben iſt. 

Dabei betont die Cour de Cassation ausdrücklich, daß es 
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i. S. des Art. 1384 gleichgültig ſei, ob die Natur der Sache ge⸗ 
fahrbringend iſt, ſondern daß es vielmehr ausſchließlich darauf an⸗ 
komme, daß die Sache der Obhut jemands anvertraut war. 

Die bisherige Rſpr. verſchiedener Cours d' Appel hatte dahin⸗ 
gehend argumentiert, daß Art. 1382 und nicht Art. 1384 Code civil 
anzuwenden ſei. Nach Art. 1382 aber hat der Geſchädigte den 
entſtandenen Schaden und das Verſchulden des Schädigers zu be⸗ 
weiſen. 

Dieſer Rechtsſtandpunkt iſt nunmehr endgültig verlaſſen, und 
es obliegt dem Lenker des Fahrzeugs, dem Urheber des Schadens, 
die Beweislaſt darzulegen, daß ihn kein Verſchulden treffe. Die 
Praesumptio der Verantwortung iſt gegen ihn. 

Eine derartige Entſcheidung der vereinigten Senate iſt maß⸗ 
gebend für die untergeordneten Gerichte. 

(Cour de Cassation, Entſch. v. 13. Febr. 1930.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Georg Dietz, Paris. 


Die Seilerfhen Umwertungszahlen. 


dichte Gelbwertzahlen e ee 
Mai 1930 1,467 Bill. 86,0 % 1,26 Bill. 
Juni 1.476 „ 86,5 6% 1.28 „ 
Juli 1493 „ 87,0 9% 1.30 „ 
Auguſt e 87,5 90 10 


Uberſicht der Rechtſprechung. 


A. 
Zivilrecht. 
Zivilprozeßordnung. 


SSL ZPO. Pfändungsſchutz des Kraft⸗ 
wagens. Decl. Jena 28501 . f 


B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 


v 8s 59, 222. 230 Stcz B.; 8 24 KraftfVerk⸗ 
let Zur Annahme einer ſchuldhaften Ver⸗ 
daß 9 des Vorfahrtsrechts iſt erforderlich, 
a Angekl. die den Vorfahrtsfall 
ute enden örtlichen Vorausſetzungen 
ſchulde oder daß er ſich in einem ver⸗ 
86 eten Irrtum hierüber befand. RG. 
816 2864 12 
Aa? SGB. Greift ein Mitbenutzer des 
55 ſtlih sens. durch unbeſonnenes Fahren 
vun] geworden, unſachgemäß in die 
Unfall 8 ein, und wird hierdurch ein 
men verurſacht, fo iſt der Kauſalzuſam⸗ 
—— zwiſchen dem Verhalten des 
falls 3 und dem eingetretenen Un⸗ 
des Ert unterbrochen. Vorausſehbarkeit 
- 21299 in dieſem Fall. RG. 2874 23 
Werken 2, 230 StGB. Fahrläſſigkeit durch 
2885 5 5 des Vorfahrtsrechts. RG. 
88 286614 286715 2868 16 
Verf a 230 St B.: 5 18 Abſ. 2 Kraftf⸗ 
daß der 3 267 StPO. Die Feſtſtellung, 
U Überblick über die Fahrbahn be⸗ 
rage war und die Bejahung der Schuld⸗ 
= 7 eine vollſtändige Klarlegung 
führlichlichen Verhältniſſe und eine aus⸗ 
ſprt che, von Unklarheiten und Wider⸗ 
chen freie Darſtellung des tatſächlichen 


Hergangs des Automobilunfalls erforder⸗ 
lich. RG. 2872 20 

88 222, 230 StGB. Fahrläſſigkeit des 
Kraftwagenführers. Abgeſtiegener Rad⸗ 
fahrer als entgegenkommender Wege⸗ 
benutzer. Nicht genügend gerechtfertigtes 
Abweichen von einer Verkehrsvorſchrift 
(links ausweichen). Vorausſehbarkeit „klei⸗ 
ner Bewegungen“ von Menſchen, Tieren, 
Gegenſtänden. RG. 2873 22 

88 222, 230 StB. Mit einem un⸗ 
beſonnenen Verhalten der auf der Straße 
verkehrenden Perſonen muß der Führer 
eines Kraftwagens inſoweit rechnen, als 
dies Verhalten der Erfahrung des Lebens 
entſpricht. RG. 2876 24 25 

88 222 Abf. 2 und 230 Abſ. 2 StGB. Im 
Sinn der genannten Paragraphen iſt nicht 
je ein beſonderer Beruf als Perſonen⸗ 
bzw. als Laſtkraftwagenführer anzuerken⸗ 
nen. Auf den Beſitz eines beſtimmten 
Führerſcheins kommt es nicht an. RG. 
28621: 

88 222, 230 StGB. Der auf unrichtiger 
Beurteilung der örtlichen Verhältniſſe be⸗ 
ruhende Irrtum des Kraftwagenführers, 
er habe das Vorfohrtsrecht gegenüber 
einem anderen, ſeitlich herankommenden 
Kraftfahrzeug, kann die Fahrläſſigkeit aus, 
ſchließen. RG. 286412 

8230 StGB.; 818 KraftfVerkVoO. Frei⸗ 
ſprechung des Kraftwagenführers wegen 
Unmöglichkeit der Aufklärung des Sach⸗ 
verhalts. RG. 2876 26 

§ 230 Abſ. 2 StGB. Anwendung dieſer 
Vorſchrift auf einen Motorradfahrer. RG. 
2862 10 

8230 Abſ. 2 StGB. iſt nicht anwendbar 
gegen einen Kraftfahrzeugführer, dem der 
Führerſchein entzogen iſt. 2860 ? 

§ 230 StGB. Zum Begriff der Fahr⸗ 
läſſigkeit im Sinne dieſer Vorſchrift. RG. 


2870 18 
8 363 StGB.; 88 2—5, 24 KraftfG.: 


88 14 f. KraftfVerkVO. Der Führerſchein 
gehört nicht zu den in 8363 StGB. 
genannten Zeugniſſen. NG. 2860 5 

8 366 Ziff. 10 Stch B.; § 10 Abſ. 1 Berl. 
Straß. Pflicht des Kraftdroſchkenführers 
zur Nüchternheit. KG. 2882 


Militürſtrafgeſetzbuch. 


88 29, 53, 55 Ziff. 2 Milt B. Wer als 
Kraftfahrzeugführer der Reichswehr bei 
Ausführung einer anbefohlenen Fahrt eine 
fahrläſſige Körperverletzung i. S. von 9 230 
Abſ. 2 StEB. begeht, hat deshalb noch 
nicht auch eine „militäriſche Dienſtpflicht“ 
verletzt. OLG. Dresden 23824 


Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen. 


Bei einer unentgeltlichen Gefälligkeits⸗ 
fahrt kann unter beſonderen Umſtänden die 
Haftung für Fahrläſſigkeit als erlaſſen 
gelten. — Keine Haftung einer Gmbh. 
gegenüber einem Wageninſaſſen bei einem 
Unfall, der ſich bei privater Benutzung 
ihres Kraftwagens ereignet. — Zur Frage 
der Haftung eines mitfahrenden, des Fah⸗ 
rens unkundigen Geſellſchafters. RG. 2854 4 


88 7 Abſ. 2, 18 Kraftf®.; Art. 131 RVerf. 


„1. Ein Kraftfahrer, der mit der Möglich⸗ 


keit zu rechnen hat, daß ein entgegen⸗ 
kommendes Kraftfahrzeug nicht abblendet, 
muß ſo langſam fahren, daß er ſofort 
halten kann. 2. Ein Fußgänger, der in 
dunkler Nacht bei ſtarkem Verkehr an einem 
von der Fahrbahn nicht abgegrenzten Fuß⸗ 
weg gelegentlich auf die Fahrbahn über⸗ 
tritt, handelt damit nicht ſchuldhaft. RG. 
2848 1 

ss 7, 8 Kraftfß. Aufhebung wegen 
lückenhafter Begründung. RG. 2849? 

88 7, 18 Kraftfch. Der Bereich der Be⸗ 
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triebsvorgänge beim Betrieb eines Kraft⸗ 
wagens iſt im allgemeinen der gleiche wie 
beim Betrieb der Eiſenbahn. Das Ab⸗ 
ſteigen des Führers des Kraftwagens iſt 
ein Betriebsvorgang. RG. 2856 5 

812 Kraftfc. Eine Ordnungswidrigkeit 
nach 8 12 KraftfG., 8377 RAbg O. ſtellt 
eine Steuerzuwiderhandlung i. S. des 8 356 
RAbgO. dar, jo daß bei einheitlichem 
Zuſammentreffen mit einer nach einem 
anderen Geſetz ſtrafbaren Tat 8383 Abſ. 1 
RAbgO. anzuwenden ift. RG. 2862 11 

8 12 Rraftf®. Die hier feſtgeſetzten Sum⸗ 
men ſind unabhängig von der Zahl der 
erſatzberechtigten Perſonen. — Zuläſſigkeit 
der Feſtſtellungsklage für künftige An⸗ 
ſprüche, wenn der Verpflichtete nicht gauz 
allgemein anerkannt hat, zur Zahlung 
einer Rente gemäß dem KraftfGG. ver⸗ 
pflichtet zu fein. RG. 28533 

8.17 Kraftfch. Zuſammenſtoß zwiſchen 
Kraftwagen und Fuhrwerk. Macht ein Ehe⸗ 
mann Anſprüche ſeiner Frau geltend, ſo 
muß das Grundurteil eine Scheidung der 
Anſprüche des Mannes und der Frau er⸗ 
ſehen laſſen. Iſt der Schaden durch 
Scheuen des Pferdes mitverurjacht worden, 
fo hat Prüfung nach 8833 BGB. und 
817 Kraftf®. einzutreten. RG. 2857 6 

88 22 Abſ. 1 Satz 1, 7 Kraftf. Zur 
Verurteilung wegen Vergehens gegen § 22 
Abſ. 1 Satz 1 Kraftfch. genügt bedingter 
Vorſatz. RG. 2873 21 

8 22 KraftfG.; 8 18 Kraftf Verk. 
Überqueren der Straße durch gebrechliche 
all Zur Führerflucht. BayobsG. 


8 24 Abſ. 2 Kraftf®. „Halter eines Kraft⸗ 
fahrzeugs“ iſt derjenige, der das Kraft⸗ 
fahrzeug für eigene Rechnung im Gebrauch 
hat und diejenige Verfügungsgewalt dar⸗ 
über beſitzt, die ein ſolcher Gebrauch 
vorausſetzt, gleichviel ob er Eigentümer, 
Nießbraucher, Pächter, Mieter, Entleiher 
oder dgl. iſt. RG. 28619 


Verordnung über den Verkehr mit Kraft⸗ 
fahrzeugen. 


881 Nr. 5, 22 II KraftfVerkVO. „Wege⸗ 
benutzer“. Auch ein fein Fahrrad ſchie⸗ 
bender Fußgänger iſt ein Wegebenutzer 
i. S. der SS1 Nr. 5, 23 KraftfVerkVo. 
BayObLG. 28761 

8 11 KraftfVerku O. Wenn die Beleuch⸗ 
tungsvorrichtungen nicht in vorgeſchrie⸗ 
benem Zuſtand ſind, iſt nicht ohne weiteres 
der Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung 
erfüllt. Es kommt vielmehr auf die Tages⸗ 
zeit und die Beleuchtungsverhältniſſe an. 
OLG. Jena 2884 6 

88 17, 18, 23 KraftfVerkB O.; 8 21 
Kraftf®.; 88 222, 73 StGB.; 8354 SIND. 
Fahrläſſige Tötung. Zu den Begriffen „Be⸗ 
hinderung des üÜberblicks über die Fahr⸗ 
bahn“ in 8 18 Abſ. 2 und „unüberſichtliche 
Wegeſtelle“ in 8 23 Abſ. 4 KraftfVerk8d. 
817 Abſ. 1 KraftfVerkVoO. enthält nur eine 
allgemeine Sorgfaltsregel, aber keinen ſelb⸗ 
ſtändigen Straftatbeſtand und keine blan⸗ 
kettausfüllende Norm. RG. 2870 13 


§ 18 KraftfVerkVBO.; 822 KraftfG. über- 
queren der Straße durch gebrechliche Per⸗ 
ſonen. Zur Führerflucht. BaydbeG. 28773 

§ 18 Abſ. 2 KraftfVerkVO.; 88 222, 230 
StGB.; 8267 StPO. Die Feſtſtellung, daß 
der Überblick über die Fahrbahn be⸗ 
hindert war und die Bejahung der Schuld⸗ 
frage macht eine vollſtändige Klarlegung 
der örtlichen Verhältniſſe und eine aus⸗ 
führliche, von Unklarheiten und Wider⸗ 
ſprüchen freie Darſtellung des tatſächlichen 
Hergangs des Automobilunfalls erforder⸗ 
lich. RG. 2872 20 

S8 18 Abſ. 2, 3, 24 KraftfVerkVO.; 8 230 
StGB. Der Kraftwagenführer, dem das 
Vorfahrtsrecht zuſteht, iſt bloß wegen der 
Einmündung einer Seitenſtraße noch nicht 
zur Herabminderung ſeiner Fahrgeſchwin⸗ 
digkeit verpflichtet. KG. 2882 2 

818 III KraftfVerkV O. Der mitfahrende 
Eigentümer des Kraftwagens iſt verpflich⸗ 
tet, einzugreifen, wenn er merkt, daß 
der Fahrer eine unzuläſſige Geſchwindigkeit 
einſchlägt. Veranlaßt er nichts, dann iſt er 
ſtrafrechtlich verantwortlich. BayoSbsG. 
2876 2 


88 18, 21, 24 KraftfVerku O. Voraus⸗ 
ſetzungen des Vorfahrtsfalles. RG. 2865 13 
286614 286715 2868 16 17 

88 18, 24, 26 KraftfVerkBO. Vorfahrts⸗ 
recht nach 824, Verpflichtung zum Lang⸗ 
ſamfahren nach § 18 Abſ. 2, zum recht⸗ 
zeitigen Anzeigen einer Fahrtrichtungs⸗ 
änberung nach 826 KraftfVerkVO. RG. 
2868 


§ 21 b der VO. v. 5. Dez. 1925 (RGBl. I, 
439) i. d. Faſſ. v. 28. Jult 1926 (RGBl. 1, 
425). Unter welchen Umſtänden darf ein 
Führer eines Kraftfahrzeuges rechts über- 
holen? RG. 2870 18 

§ 23 KraftfVerkVO. Verſtoß gegen die 
Vorſchriften des überholens, wenn dabei 
der voranfahrende Wagen beſchädigt wird. 
Od. Jena 2883 5 5 

§ 23 Abſ. 1 KraftfVerkVO. Für die 
Frage, ob ein Kraftwagenführer eine hal⸗ 
tende Straßenbahn von links her überholen 
darf, kommt es darauf an, ob nicht nur an 
der Halteſtelle, ſondern auf dem ganzen 
Überholungswege, die Straßenbreite rechts 
von der Straßenbahn Platz für das über⸗ 
2870 Kraftfahrzeug bietet. BayOb eG. 
2878 4 


88 24, 26 KraftfVerkB O. Vorfahrtsrecht. 
RG. 28654 286615 286716 286717 

88 26, 23 Abſ. 3 KraftfVerkVoO. Unter 
Umſtänden iſt der Führer trotz der Zeichen⸗ 
gebung mittels einer mechaniſchen Ein⸗ 
richtung auch zur Zeichengebung mit der 
Hand verpflichtet. — Zur Sorgfaltspflicht 
beim Überholen bei Anderung der Fahrt⸗ 
richtung. BayObsG. 2878 5 

88 28, 30 KraftfVerkB O.; 8 39 Thür. 
Verku Wege O. über das Parken der Kraft⸗ 
fahrzeuge. OLG. Jena 28847 


Münchener Straßenverkehrsordnung. 


Zur Auslegung des § 6 Abſ. 5 Mün⸗ 
chener StraßVerkd. v. 23. Aug. 1927. 
Bay Ob G. 2879 6 


C. 
Steuerrecht. 


Reichsabgabenordnung. 


Eine Ordnungswidrigkeit nach 8 12 
Kraftf®., 8 377 RAbgö0O. ſtellt eine Steuer⸗ 
zuwiderhandlung i. S. des 8 356 NAbgd. 
dar, fo daß bei einheitlichem Zuſammen⸗ 
treffen mit einer nach einem anderen Ge⸗ 
ſetz ſtrafbaren Tat 8 383 Abſ. 1 RAbgd. 
anzuwenden iſt. RG. 2862 11 


D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
Reichsverfaſſung. 


Art. 131 RVerf. Ein Reichs wehrſoldat, 
der Offiziere dienſtlich nach beendeter 
Übung im Kraftwagen fährt, handelt in 
Ausübung öffentlicher Gewalt. Art. 131 
RVerf. iſt auch anwendbar, wenn das 
Verſchulden des Beamten auf der Ver⸗ 
ung des § 18 Sraftf&. beruht. RG. 
284. 


Soziales Verſicherungsrecht und Ver⸗ 
ſorgungsrecht 


ſ. S. 2885. 


Preußiſche Jagdordnung. 


88 7. 25 Jagd O. Jagdanteile der Deut- 
ſchen Reichsbahngeſellſchaft. Pro. 28861 


E. 
Ausländiſches Necht. 


Oſterreich. 


Automobilrecht. Abgrenzung zwiſchen 
entgeltlicher und Gefälligkeitsfahrt. Der 
Erſatz des auf einer Reiſe zu verwendenden 
Benzins macht die Beförderung noch nicht 
zu einer entgeltlichen. Ob&H. Wien 2886? 

Eiſenbahnhaftpflicht bei durchgehendem 
Verkehr. Wird auf einer im Gebiete 
der Bahn B gelegenen Strecke die Zugs⸗ 
förderung durch Angeſtellte und Betriebs 
mittel der Bahn A gegen Erſatz der Eigen⸗ 
koſten ſeitens der Bahn B beſorgt, während 
letztere den ſonſtigen Bahndienſt verſieht 
und auch die Einnahmen und der Ber 
triebsnutzen dieſer Strecke auschließlich 
ihr zukommen, ſo liegt alleinige Betriebs⸗ 
führung durch B, und nicht etwa gemein 
ſame oder mehrfache Betriebsführung durch 
A und B vor. Ereignet ſich auf dieſer Teil 
ſtrecke ein Unfall, fo trifft die Erfolg” 
haftung nach dem Eiſenbahnhaftpflicht⸗ 
geſetz nur B und nicht auch A. D689. 
Wien 28861 


Frankreich. 


Beweislaſt bei Automobilunfällen in 
Frankreich. Cour de Cassation 28871 
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